Editorial 
»Das Leben geht weiter« 


1. »So oder so, die Erde wird rot«, sang ein Liedermacher noch vor wenigen Jahren. Ent- 
weder der atomare Holocaust oder die Hoffnung auf eine menschenwürdige, sozialistische 
Gesellschaft. Aber die Balance von Angst und Hoffnung, stimmt sie noch? Der Wettlauf 
_ zur atomaren Vernichtung ist weiterhin ungebrochen, wo aber sind die Zeichen, daß wir 
einer sozialistischen Gesellschaft näher kommen? Und seien es auch nur kleine. Elektrifi- 
ziert und mit immer mehr Kernenergie verkabelt haben wir unsere Gesellschaften ja schon. 
Bleibt vielleicht noch der ’"Überbau’: unsere Köpfe und unsere Praktiken und Institutio- 
nen, die mit dem Kopf, dem Bewußtsein und damit mit unserem Handeln zu tun haben. 
Gibt es da Anzeichen, daß wir uns einer menschenwürdigeren Gesellschaftsordnung nä- 
hern? 
Erinnern wir uns - unserer eigenen Theorien. Bald 15 Jahre ist es her, da gab es in den kapi- 
talistischen Gesellschaften Westeuropas einen offenen Widerstand gegen die vorherrschen- 
den ökonomischen, sozialen und auch kulturellen Verhältnisse. Diese von Arbeitern und 
Studenten getragene Bewegung (wir nannten die Bewegungen damals noch mit ihrem Na- 
men) fand zu Zeiten statt, da das Kapital kräftig verdiente und es den Lohnabhängigen ge- 
lang, ihren Teil am Kuchen zu behaupten, wenn nicht gar zu verbessern. Damit wurde ein 
Kernbestandteil marzistisch-leninistischer Theorien augenscheinlich hinfällig: die Verelen- 
dungstheorie. Die Theorie, die besagte, ’je schlechter es den Menschen materiall geht, um so 
fortschrittlicher werden ihre Köpfe’, sie verelendete angesichts der faktischen Entwickung. 
Angesichts der damaligen ökonomischen Prosperität (dieser elendigliche Kapitalismus 
wollte einfach nicht in seinem letzten Stadium dahinsiechen) entwickelten wir neue Erklä- 
rungsansätze: "Wenn es den arbeitenden Menschen materiell besser geht, dann wird der 
ökonomische (Lohn-) Kampf ergänzt durch den Kampf um qualitative Forderungen, um 
Forderungen nach Arbeiterkontrolle’ (vgl. PROKLA 3/1972). Gleichzeitig sahen wir, daß 
der Staat in vielfältiger Weise in den Prozeß der Kapitalakkumulation eingriff (und wir be- 
mühten uns, dies logisch-historisch »abzuleiten«), daß er als handelnde Instanz und zu- 
gleich als historisches Ergebnis der Gesellschaft bemüht war, die Kosten gesellschaftlicher 
Konflikte zu minimieren. In Zeiten der Prosperität hieß dies: kleine ökonomische Zuge- 
ständnisse bei großer sozialer Integration der Arbeiterklasse. Die SPD besorgte das Ge- 
schäft (und wir warnten). 
Zu diesen Zeiten sozialdemokratischer Planungseuphorie Ende der 60iger Jahre entwickel- 
ten sich außerhalb der marzistischen Diskussion Systemanalytiker, die ein vorausschauen- 
des Krisenmanagement im ökonomischen, politischen und sozialen Umfeld propagierten 
und die Errichtung sozialer »Frühwarnsysteme« zur rechtzeitigen Erkennung "sozialer Un- 
ruhen’ vorschlugen. »Eine Million Arbeitslose kann das System nicht überstehen« hieß es 
- und darin waren sich diese Diskutanten einig: das »System« sollte weiterbestehen, flexibel 
und anpassungsfähig, aber in den Grundzügen unverändert. Partielle Integration war das 
sozialdemokratische Motto. 
Wir waren anderer Meinung (vgl. die Diskussion um die Sozialstaatsillusien, 1970) und - zu 
Recht - skeptischer hinsichtlich der kapitalistischen Prosperität - aber nicht unbeeinflußt. 
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Wir sahen die Spannung zwischen den zunehmenden betrieblichen Kämpfen um die Orga- 
nisation der Arbeit bis hin zur Arbeiterkontrolle einerseits und den sozialintegrativen 
Funktionen staatlicher Institutionen und Maßnahmen andererseits. Wie konnte der revo- 
lutionäre Durchbruch gelingen, wenn sich die Auseinandersetzungen zwischen Kapital 
und Arbeit auf den Betrieb beschränken? Des Rätsels Lösung: der Kapitalismus ist gar nicht 
so stabil wie er scheint, die nächste Krise kommt jaschon. Und dann wird die Arbeiterklas- 
se in den »Defensivkämpfe(n) gegen den Abbau von solchen Positionen, die in einer Pro- 
speritätsphase erkämpft wurden, ... in weitaus umfassenderer Weise die Krise des Systems 
deutlich mach(en)«. (PROKLA 3/72, 5.125f.) Da ist sie wieder, die alte Vorstellung des Zu- 
sammenhangs von Krise und Revolution: "wenn es den Menschen schlechter geht, dann 
werden sie sich schon bewegen’. Und wir dachten in Richtung Sozialismus. 

Sicher - auch wir haben in den 70iger Jahren weiter gelernt (und Gramsci zum erstenmal 
gelesen): es gibt keinen Automatismus zwischen ökonomischer und politischer Entwick- 
lung, der Kampf um die politische und kulturelle Hegemonie erfordert auch neue Bündnis- 
formen (und damit ein verändertes Selbstverständnis) zwischen Intellektuellen und Arbei- 
terklasse zur Bildung des "historischen Blocks’. Wir thematisierten unsere eigene Rolle als 
Intellektuelle - und wären doch so gerne "organischer Bestandteil’ der Arbeiterbewegung 
geworden. Im Hintergrund aber blieb das Konzept: "Wir blicken schon heute durch, die 
Masse der Arbeitenden wird es in der ökoncmischen Krise, in ihren Deiensivkämpfen 
dann auch tun und dann kann es uns gemeinsam gelingen, neuen Ufern zuzustreben’. 
Richtig daran war, daß die ökonomische Prosperität längst zuende gegangen ist. Richtig ist, 
daß die organisierte Arbeiterbewegung - bei uns und in allen vergleichbaren Ländern - ge- 
werkschaftlich und politisch überwiegend Rückzugsgefechte austrägt. Doch die politischen 
Institutionen des bürgerlichen Staates haben einen erstaunlichen Grad an Stabilität bewie- 
sen - die Kristallisation von sozialen Bewegungen in neue Parteien widerlegt dies bisher 
nicht - und diese Stabilität ist umso erstaunlicher, als das sozialdemokratische Modell sozia- 
ler Krisenlenkung längst abgelöst wurde durch eine konservative Austeritätspolitik, die an 
die Substanz des Sozialstaates geht (vgl. PROKLA 49). Wie steht es also mit dem Zusam- 
menhang von ökonomischer Krise und politischem Bewußtsein? Auch hier eine dieser in- 
flationären »Wenden«? 


2. 1979 warnt Schumann (Gewerkschaftliche Monatshefte 3/79): »In der Krisensituation 
ist eine größere Anfälligkeit für konservative und reaktionäre Positionen sichtbar gewor- 
den«. Es gäbe einen kollektiven Mangel, die Krise zu interpretieren und deshalb wachse die 
Gefahr eines Autoritarismus. Konservative Krisenlösungsstrategien finden ihren ideologi- 
schen Nährboden auch im Arbeiterbewußtsein. Ali Wacker (1979) verallgemeinert die Ge- 
fahr angesichts der sozial-liberal betriebenen Marginalisierung irmmer größere Gruppen der 
Bevölkerung: »Indem gesellschaftliche Unsicherheitszonen zu Lebensräumen von Grup- 
pen und Individuen werden, nimmt die Anfälligkeit gegenüber politischen Bewegungen 
und Deutungsangeboten zu, die den komplexen und langwierigen Prozeß des Austarierens 
von Interessen durch eine straffe Führung ersetzen wollen.« Aber es gab auch Gegenten- 
denzen. Die Krise des kapitalistischen Wirtschaftssystems führte zur Freisetzung’ von Ar- 
beitenden - und Gedanken. Aus der ökonomischen Krise wurden gesellschaftliche Krisen 
(der Arbeit, der Arbeitsorganisation, des Zusammenhangs von Arbeit und Leben, der un- 
gleichen Verteilung von Arbeit zwischen den Geschlechtern und Nationen, des individuel- 
len und gesellschaftlichen ’Sinns’ von Arbeit). Arbeitslos zu werden hieß nicht mehr für al- 
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le: vom Schicksal verdammt zu sein. Arbeiten zur Sicherung der materiellen Existenz - 
soweit bleibt die Lohnarbeit umfassend. Arbeiten zur Sicherung der eigenen / gesellschaftli- 
chen Identitätsbildung - das al für die Lohnarbeit nicht mehr ungebrochen. Noch ein Er- 
gebnis der Krisen. 

Das Leben geht weiter - die Krisen auch. In einer Prognose sind sich selbst die wirtschafts- 
wissenschaftlichen Forschungsinstitute (vom IfO-Institut bis zur Prognos-AG) einig: Die 
Massenarbeitslosigkeit dauert auf absehbare Zeit an. Die drohenden Gefahren aufgrund der 
Labilität des heutigen internationalen Geld- und Kreditsystems sind in der letzten PRO- 
KLA thematisiert worden: »50 Jahre danach ... Weltwirtschaftskrise, Faschismus, Autoritä- 
rer Staat«. Ohne falsche Parallelen ziehen zu wollen, müssen wir fragen, welche politischen 
Auswirkungen es haben kann, wenn die Massenarbeitslosigkeit bestehen bleibt oder gar 
zunimmt? 

Über den Zusammenhang von Krisen, Arbeitslosigkeit und der Entwicklung (politischen) 
Bewußtseins haben wir immer weniger "gesicherte’ Erkenntnisse; ebenso hinsichtlich der 
Entwicklungstendenzen eines allgemeinen, übergreifenden Arbeiterbewußtsein. Die Beiträge 
in diesem Heft sagen eher das Gegenteil: wir müssen genauer hinsehen. Und zumindest ei- 
nen Fehler vermeiden: korporative Lösungsstrategien für uns selber zu entwickeln. D.h., 
in dem Maße, wie staatliche und gewerkschaftliche Politiken darauf angelegt sind, aktiv 
oder durch Unterlassung, die ökonomische und soziale Differenzierung der Gesellschaft zu 
Lasten der jeweils Schwächsten zu beschleunigen, können wir die notwendige Suche und 
praktische Erprobung perspektivischer Modelle zur heutigen Form der Arbeit und des Le- 
bens (in Arbeitsloseninitiativen, alternativen Produktionsstätten oder gewerkschaftlichen 
Diskussionskreisen) nicht trennen von den Problemen der Massenarbeitslosigkeit heute 
und übermorgen. So sehr es verlockend ist, sich auf seine eigenen, kleinen Kreise zu bezie- 
hen und wieder eine Vordenker-Rolle einzunehmen (diesmal in den "neuen sozialen Bewe- 
gungen’ - nicht mehr "organischer Intellektueller’, sondern ’Gegenexperte”), so sehr wir 
auch unsere Neigungen zur Selbstüberschätzung kennen sollten, wir können dennoch 
nicht übersehen, daß in den nächsten Monaten ein Kampf um die Verteilung der Lohnar- 
beit in ihren jerzigen Formen geführt werden wird, der an die Substanz der Gewerkschaf- 
ten als (potentiell) solidarischer Form der organisierten Interessenvertretung geht. 

Endet die Auseinandersetzung um die 35-Stunden-Woche mit einer eindeutigen Niederlage 
der Gewerkschaften, dann sind die Tore für eine konservative Austeritäts- und reaktionäre 
Rechts-, Bildungs- und Sicherheitspolitik weit geöffnet: eine solche Politik kann dann - bei 
der gegebenen Staatsfixierung und fehlenden, politisch glaubhaften Alternativen - ungebro- 
chener an die vorhandenen, autoritären Krisenlösungserwartungen im Bewußtsein vieler 
anknüpfen. 

In dem Dilemma zwischen ’Krise der Arbeit” und Massenarbeitslosigkeit spielt die Zeit 
nicht für uns. 


3. »Wieviel Arbeit braucht der Mensch?« Diese Frage, die Marie Jahoda zur Leitfrage ih- 
res kürzlich auch bei uns erschienenen Buches über ’Arbeit und Arbeitslosigkeit im 20. 
Jahrhundert’ machte, ist auch der Leitfaden für die in diesem Heftschwerpunkt versammel- 
ten Aufsätze. 

Leichtfertig von "Wertwandel’ oder der Durchsetzung ’postakquisitiver Werte’ - oder etwa 
der ’Saturiertheit” der Arbeitsplatzbesitzer - spricht keiner unserer Autoren. Vielmehr 
wird von verschiedenen Ausgangspunkten die Frage - die in populären sozialwissenschaftli- 
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chen Zusammenhängen immer schon als Antwort präsentiert wird - nach dem Stellenwert 
aufgeworfen, die (Lohn-) Arbeit und Arbeitslosigkeit im Leben der Individuen moderner 
Gesellschaften spielen. Die Antwort ist - trotz der Vielgestaltigkeit der Herangehensweisen 
- überraschend klar: Ihre Zentralität für die Gesamtheit der individuellen und gesellschaft- 
lichen Lebensverhältnisse wird von den Autoren mehr oder minder eindeutig konstatiert, 
auch wenn sie, wie bspw. Ali Wacker, »arbeitszentrierte Ansätze« zu kritisieren angetreten 
sind. Auch er schließt jedoch in seinem Aufsatz mit der Überlegung, daß »produktive Um- 
gangsweisen« mit Arbeitslosigkeit« vermutlich nur für einen begrenzten Zeitraum Gültig- 
keit besitzen dürften. 

Damit ist jedoch die »Problematik des Ausschlusses von Arbeit« (Karin Priester) wieder ge- 
bunden an die Rolle, die Arbeit als Lohnarbeit (oder modisch ausgedrückt als Erwerbsar- 
beit) im Leben der Individuen spielt: als einigendes ökonomisches und soziales Band, das 
sowohl integrierende als auch desintegrierende Funktionen hat. 

Die hier in der PROKLA weitergeführte Diskussion über die Rolle der Arbeit macht eines 
deutlich: Wir stehen offenbar erst am Anfang einer auf die sozio-ökonomischen Verhältnis- 
se antwortenden politisch-sozialwissenschaftlichen Forschung mit Bezug auf die Rolle, die 
Erwerbsarbeit im Leben der Individuen spielt. Marie Jahoda hat hier unweigerlich mit ih- 
ren sozialpsychologischen Untersuchungen über Arbeit und Arbeitslosigkeit Zeichen ge- 
setzt, die, so scheint es, die Ergebnisse nachfolgender Arbeiten bereits vorwegnehmen: Sie 
begreift Arbeit als einen unverzichtbaren Teil der menschlichen Identität, der auch durch 
noch so sinnvoll ausgefüllte andere Zeit nicht ersetzt werden kann. 

Dieser Befund, Ergebnis langjähriger politischer und forschender Praxis, wird durch die 
neueren Arbeiten mehr oder minder bestätigt. »Die Fragmentierung des Alltagsbewußt- 
seins« (Habermas), die vielerorts (meist in dem schlichten, auf Umfrageforschungsergebnis- 
se sich berufenden Term vom Wertwandel) als Erklärung für die Pluralität neuer sozialer 
Bewegungen nutzbar gemacht wird, verweist jedoch, folgt man unseren Autoren, zugleich 
auf eine klarere und deutlichere Sichtweise (und sei es auch nur als Ab- oder Ausgrenzung) 
der Rolle der Arbeit. 

Michael Schumann beispielsweise versucht in seinem Aufsatz »Zum Krisenbewußtsein der 
Arbeiter« die Veränderungen, denen speziell die innerbetriebliche Krisenwahrnehmung in 
den vergangenen 10 Jahren unterworfen war, nachzuzeichnen. Er kommt zu dem Ergeb- 
nis, daß wir zur Zeit mit einem Mit- und Nebeneinander gänzlich unterschiedlicher Kri- 
senbetroffenheit und entsprechender Verhaltenspotentiale bei den Arbeitenden konfron- 
tiert sind, deren gemeinsames Merkmal eine große Ratlosigkeit über mögliche Lösungswe- 
ge ist: Das politische Vakuum bietet aber auch eine Chance für gewerkschaftliche Politik, 
die über trade-unionistische Standardforderungen hinauskommen will. Die Bereitschaft, 
den Bewegungsgesetzen kapitalistischer Gesellschaft auf den Grund zu kommen (’die Krise 
erklären können’) und in politisches Handeln umzusetzen, scheint - im Vergleich zur Ver- 
gangenheit - zugenommen zu haben. 

Joachim Bischoff/ Karlheinz Maldaner haben einen anderen als den innerbetrieblichen Zu- 
gang für die Erklärung der Verschiebungen im Alltagsbewußtsein gewählt: Sie gehen von 
Veränderungen im gesamten Reproduktionsprozeß aus, die ihrerseits festgefügte Vorstel- 
lungen ins Wanken bringen. Im Resultat führen sie aus, daß die Arbeit keineswegs an Be- 
deutung verloren habe, im Gegenteil, ihre Zentralität für die Gesamtheit der individuellen 
und gesellschaftlichen Lebensverhältnisse trete immer stärker hervor. Diese Befunde wer- 
den auch gestützt durch die Ergebnisse der empirischen Untersuchung von Gitte Schefer 
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und Renate Wielpätz. Ihre Untersuchung der Lebens- und Arbeitsorientierung arbeitsloser 
Frauen macht deutlich, daß sogar die ’Langzeitarbeitslosen’ unter ihnen einen großen Teil 
ihrer Identität über gesellschaftlich anerkannte (und nicht private) Arbeit bilden. Bezugs- 
punkt der Lebensorientierungen der Frauen ist nicht die vermeintliche Alternativrolle der 
Hausfrau, die die Gesellschaft bereitwillig zur Verfügung stellt, sondern der ’öffentliche 
Charakter’ der außerhäuslichen Arbeit und vor allem auch die ökonomische Notwendig- 
keit, den Lebensunterhalt verdienen zu müssen. Die Vorstellung einer geschlechtstypi- 
schen Prägung der Arbeitsorientierung erscheint nach diesen Ergebnissen mehr als fraglich. 
Ali Wacker, der »Differentielle Verarbeitungsformen von Arbeitslosigkeit« untersucht, 
geht davon aus, daß bisher vor allem sozialpsychologisch ansetzende Längsschnittuntersu- 
chungen fehlen, die die lebensgeschichtlichen Auswirkungen erfassen könnten. Er kriti- 
siert die »Eindimensionalität einer Deprivationsthese«, der er eine zu einseitige Orientie- 
rung auf Arbeit zuschreibt, wenn sie als Interpretationsfolie individueller Lebensorientie- 
rung immer wieder Arbeit und Arbeitslosigkeit heranzieht, anstatt die Lebensorientierun- 
gen und Lebensläufe als solche. Dennoch kommt er zu dem Resultat, daß die Prozesse der 
Verarbeitung von z.B. längerer Arbeitslosigkeit zur Zeit noch wissenschaftliches und poli- 
tisches Neuland sind, das durch anfängliche "innovative Aktivitäten’ der Arbeitslosen kei- 
neswegs als entdeckt gelten kann (geschweige denn als gelöst). 

Karin Priester schließlich nimmt den Ausschluß bürgerlicher Romanfiguren (Emma Bova- 
ry, Effi Briest, Anna Karenina) von Arbeit zum Ausgang ihrer Ausführungen über Arbeit 
und Arbeitslosigkeit. Sie kommt zu dem Schluß, daß die eigentliche Konfliktlinie - auch 
heutzutage - nicht zwischen Männern und Frauen verlaufe, sondern über den ’Ausschluß 
von Arbeit’ gesellschaftlich bestimmt sei: Eine auf Arbeit orientierte (bzw. sich orientie- 
rende und entsprechend strukturierende) Gesellschaft treibt die zum Nichts-Tun Verurteil- 
ten in evasive Verhaltensweisen und schließlich in den Tod. 

Bischoff/Maldaner legen den Schluß nahe, daß die Wahrnehmung der Zentralität der Ar- 
beit nicht automatisch zur politischen Forderung nach der Veränderung des Produktions- 
systems führe. Hier, so scheint es, ist für künftige Politik ein wichtiger Bruchpunkt mar- 
kiert: Diejenigen, die leichtfertig vom Wertwandel in den Lebensperspektiven der Bevölke- 
rung sprechen, gar von ’Saturiertheit’ und ’Arbeitsmüdigkeit’, übernehmen das ideologi- 
sche Geschäft der Krise, wenn sie erzwungene Arbeitslosigkeit kurzschlüssig als Befreiung 
von der Arbeit feiern. Weder ist bisher die Lebensfähigkeit des sogenannten informellen 
Sektors unter Beweis gestellt, in den, so viel man weiß, vorübergehend hauptsächlich ar- 
beitslose Hochschulabsolventen flüchten. Noch sind gangbare gesellschaftliche Wege ge- 
zeichnet, die für die Masse der Arbeitslosen eine lebensgeschichtlich tragfähige Alternative 
böten. Die Orientierung auf utopische Gesellschaftsmodelle geht, so scheint es, über die 
zur Zeit so dringend notwendigen Entwürfe einer konkreten Gestaltung der Zukunft der 
Arbeit hinweg, indem sie ein kulturelles Unbehagen mit dem Produktionssystem transfor- 
miert in alternative Entwürfe künftiger Gesellschaften, die nicht mehr sind,als sinnvolle 
Teilkonzepte. Die »Zauberformel« von der »alternativen Produktion« (Schumann) droht 
hier die Möglichkeiten (und dies bereits im Denken) einer Kritik bzw. politischen Überfor- 
mung des Betriebs- und Produktionssystems zu überdecken. 


4. Wer zu Beginn der siebziger Jahre die Prognose gewagt hätte, daß eine mehrjährige Ar- 
beitslosigkeit von durchschnittlich einer Million Lohnabhängiger die politische Stabilität 


der bundesrepublikanischen Grundkonstellation von kapitalistischer Gesellschaftsstruktur 
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und bürgerlicher Republik relativ unberüht lassen würde, hätte, wenn nicht schon Wider- 
spruch, so doch bestimmt wenig Zustimmung gefunden. Zu wenig plausibel erschien es, 
daß eine Gesellschaftstruktur, deren Ideologie und Identität wesentlich auf der ökonomi- 
schen Prosperität gründete, eine Situation dauerhafter Arbeitslosigkeit auf hohem Niveau 
durchstehen könnte. Diese Erwartungshaltung galt insbesondere gegenüber den Gewerk- 
schaften, die zu Beginn der siebziger Jahre mit der Durchsetzung der höchsten Lohnab- 
schlüsse der Nachkriegsgeschichte ihre Machtposition unter Beweis stellten. 
Seit Beginn der Krise kam es durchaus zu Umstrukturierungen der politischen Landschaft, 
insbesondere der Parteienkonstellation - ohne daß dadurch aber die Stabilität tangiert wor- 
den wäre. Die Strategien des Krisenmanagements, ob sozialliberaler oder konservativer 
Provenienz, konnten - wenigstens im Großen und Ganzen - mit gewerkschaftlicher Dul- 
dung, oder sogar mit aktiver gewerkschaftlicher Unterstützung rechnen. Im sozialdemo- 
kratischen Konzept des »Modell Deutschland«, mit dem der Wahlkampf des Jahrs 1976 er- 
folgreich geführt werden konnte, wurden die Gewerkschaften sogar ausdrücklich als »Ju- 
niorpartner« der Politik des Krisenmanagements etabliert. 
Die sozialpartnerschaftliche, auf Kooperation abzielende Haltung der Gewerkschaften 
auch noch in der Phase der Depression wurde von den Sozialwissenschaften mit einem 
»neuen« Kurzbegriff etikettiert - dem Begriff des Korporatismus. Ausgehend von der angel- 
sächsischen Diskussion wurde das Korporatismus-Theorem schnell für die Analyse der 
deutschen Gewerkschaften zu verwenden versucht. Während die These des gesellschaftli- 
chen Korporatismus davon ausging, daß dem kooperativen Verhalten der Gewerkschaften 
gegenüber Kapitalverbänden und staatlicher Politik ein rationales Austauschkalkül zugrun- 
deliege (z.B. in Form einer gemäßigten Lohnpolitik im Tausch gegen eine aktive Arbeits- 
marktpolitik oder einer Verbesserung der Mitbestimmungsrechte), stellte das Theorem des 
selektiven Korporatismus dieses Austauschkalkül gerade in Frage: Unter den Bedingungen 
der Krise sei es für die Gewerkschaften nicht mehr länger möglich, im Austausch lohnpoli- 
tischer Zugeständnisse Vorteile für alle gewerkschaftlich vertretenen Lohnabhängigen zu 
gewinnen. Die im korporatistischen Politikverbund erzielten Vorteile und Zugewinne 
blieben vielmehr auf einen Kern beschränkt,der sich idealtypisch aus männlichen deut- 
“schen Facharbeitern mittleren Alters zusammensetze. Die Verlierer dieses »korporatisti- 
schen Verbundes« von Gewerkschaften, Kapitalverbänden und Staat seien im Großen und 
Ganzen Ausländer, Frauen sowie jugendliche und ältere Lohnabhängige. Diese selektive 
Verteilung der Krisenlasten stabilisiere sowohl das System der Austauschbeziehungen von 
Lohnarbeit und Kapital wie auch das politische System, weil gerade die kampfstärksten 
und kampferfahrensten Teile der Lohnabhängigen gegenüber den Krisenwirkungen abge- 
puffert würden. 
Die politische Gestaltung der Verteilung der Krisenfolgen könne allerdirıgs nur in Koope- 
ration mit Kapitalverbänden und Staat durchgeführt werden; infolge des weltwirtschaftli- 
chen Charakters der gegenwärtigen Krise und der daraus folgenden Beschneidungen des na- 
tionalen Handlungsspielraums, und zwar für alle »Akteure«, - sofern nicht, etwa im Rah- 
men der EG oder in transnationalen Institutionen und Verbänden gerade durch eine Inter- 
nationalisierung politischer Strategien ein zusätzlicher Spielraum gewonnen werden könn- 
te - ergebe sich zudem ein Kooperationszwang für die Gewerkschaften: Nur die aktive Be- 
teiligung an den Strategien der Modernisierung, Rationalisierung und Kartellierung der 
Ökonomie erlaube eine Einflußnahme auf die Verteilung der Sanierungskosten. 
Vor allem das Theorem des selektiven Korporatismus, vehement vorgetragen von einer 
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Konstanzer Autorengruppe um Fach, Esser u.a. erfreute sich einer großen Beliebtheit in 
der linken sozialwissenschaftlichen Diskussion, konnte doch das kooperative Verhalten 
der Gewerkschaften mit ihm vermeintlich konsistent begründet werden. Allerdings blieb 
diese Analyseperspektive nicht ohne Kritik. Auf der Ebene der politischen Strategiebil- 
dung wurde der Einwand formuliert, daß das Insistieren auf den weltwirtschaftlich beding- 
ten Kooperationszwang der Gewerkschaften die Augen vor der Notwendigkeit verschlie- 
ße, gerade die bestehenden nationalen Handlungsspielräume auszuloten und sie durch al- 
ternative Konzepte der Krisenbewältigung zu füllen. Und ein zweiter Einwand kommt 
hinzu: Der sich verschärfende Druck zu Modernisierung und Rationalisierung der Produk- 
tion macht zunehmend auch vor dem Kern der gewerkschaftlichen Basis, den Facharbei- 
tern, nicht mehr Halt. Mit wachsender Arbeitslosigkeit und Arbeitsplatzrisiko dieser 
Gruppe entfalle aber die »Geschäftsgrundlage« des selektiven Korporatismus - und zwar so- 
wohl für die Gewerkschaften wie auch für die Kapitalverbände. 

Welche Richtung schlagen die Gewerkschaften aber angesichts des Scheiterns der koopera- 
tiven-korporativen Politik ein? Dieser Frage geht Michael Hartmann in seinem Beitrag 
nach. Seiner Argumentation zufolge kann das (Neo-)Korporatismus-Theorem diese Frage 
deshalb nicht klären, weil der Kooperationszwang lediglich mit einem ökonomischen Ko- 
sten-Nutzen-Kalkül begründet wird, das dann scheitern muß, wenn die Voraussetzungen 
für ein solches Kalkül entfallen. Demgegenüber schlägt er vor, den »politisch-ideologischen 
Grundlagen« gewerkschaftlichen Verhaltens mehr Aufmerksamkeit zu schenken, die er 
vor allem in der sozialdemokratisch-sozialpartnerschaftlichen Tradition sowie in dem »von 
oben« erfolgten Wiederaufbau der deutschen Gewerkschaften nach 1945 sieht. Beide Be- 
stimmungsmomente prägen das Verhalten der gewerkschaftlichen Funktionsträger und 
bilden die Basis der sozialpartnerschaftlichen Politik der Gewerkschaften. Ob diese ideolo- 
gische »Kooperationstradition« unter den Bedingungen der anhaltenden Krise aber auf- 
bricht, und welche Konsequenzen damit verbunden sein könnten, bleibt, das zeigt auch 
der Beitrag von Hartmann, Spekulationen offen.Folgt man den Resultaten der industrieso- 
ziologischen Forschung zum Arbeiterbewußtsein, wie sie beispielsweise von Michael Schu- 
mann in diesem Heft vorgetragen werden, dann bewirkt die Krise bei den Betroffenen 
zunächst eine große Ratlosigkeit - die sich auch in der Politik der Gewerkschaften nieder- 
zuschlagen scheint (ein Thema, das in der nächsten PROKLA schwerpunktmäßig aufge- 
nommen werden soll). 

So scheint es unter den Bedingungen konservativer Regierungspolitik und deren Bemühun- 
gen, einen neuen Konsens abseits des sozialdemokratisch angezielten Klassenkompromisses 
von Facharbeiter und weltmarktorientiertem Kapital zu etablieren, keineswegs wahr- 
scheinlich, daß eine Auflösung gewerkschaftlicher Kooperationspolitik zu einer »Radikali- 
sierung« nach links führen muß. Jedenfalls scheinen das die Erfahrungen in Großbritan- 
nien zu sein, wo die radikale Sanierungskur der Regierung Thatcher sowohl die ökonomi- 
sche Krise verschärft als auch die Gewerkschaften und die Labour Partei ohnmächtig in die 
Defensive gedrängt hat. In dem Aufsatz von Andrew Gamble wird eindringlich vorgeführt, 
wie die politische und strategische Blockade von Gewerkschaften und Arbeiterpartei ein 
Vakuum geschaffen hat, das von der Neuen Rechten in Großbritannien zielstrebig und 
konsequent genutzt werden konnte. Die Auffüllung dieses Vakuums durch neoliberale Po- 
litik und Ideologie ist allerdings ebensowenig ein Automatismus der Krisenverarbeitung 
wie die Möglichkeiten der »Radikalisierung« oder »Apathiasierung« von Betroffenen. Die 
in diesem Heft vesammelten Beiträge zeigen vielmehr, daß die gegenwärtige Phase der öko- 
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nomischen Krise zugleich auch einen Strukturbruch gesellschaftlicher Praktiken verkör- 
pert, der mehrere Entwicklungsoptionen beinhaltet. 

Einen Beitrag besonderer Art zur Korporatismus-Diskussion stellt der Aufsatz von Gian- 
franco Pasquino dar. In Anschluß an die Thesen von Guillermo O’Donneil zum autoritär- 
bürokratischen Staat, die wir in PROKLA 52 veröffentlicht haben, wird gezeigt, wie das 
Korporatismus-Theorem sinnvoll für die Analyse autoritär-bürokratischer Staaten ange- 
wendet werden kann. 

Obwohl sich Pasquino auf die Analyse lateinamerikanischer Gesellschaftsformationen 
konzentriert, könnte doch seine in Anschluß an O’Donnell getroffene Unterscheidung 
zweier Varianten des »staatlichen Korporatismus«, nämlich eines »einschließenden« und ei- 
nes »ausschließenden Korporatismus«, auch für die Untersuchung der westeuropäischen 
Länder anregend sein. Wenn es richtig ist, daß die Phase des »gesellschaftlichen Korporatis- 
mus« sozialdemokratischer Prägung mit dem Machtzuwachs der Neuen Rechten und Kon- 
servativen vorläufig abgeschlossen ist, dann könnte es notwendig werden, das analytische 
Interesse verstärkt auf die Varianten eines staatlichen Korporatismus zu wenden, bei denen 
kooperatives Verhalten der Organisationen der Lohnabhängigen zwar noch gefragt, aber 
nicht länger positiv gratifiziert wird. 


Die Redaktion 


Die nächsten Schwerpunkte der PROKLA 
Heft 54: Gewerkschaftsbewegung vor dem Stillstand? 


Heft 55: Technik und Gesellschaft. Zum Umstruktu- 
rierungspotential »Neuer Technologien«. 


Heft 56: Der neue CDU-Staat. 


Heft 57: Gesellschaftlicher Strukturbruch und Theo- 


rien der Krise; 


Die Redaktion der PROKLA lädt alle Interessenten zur Mitarbeit an diesen Schwer- 
punkten ein. Zu den einzelnen Themenkomplexen werden Arbeitskonferenzen 
durchgeführt. Weitere Einzelheiten können unter der Redaktionsadresse erfragt 
werden. 


Michael Schumann 
Zum Krisenbewußtsein der Arbeiter‘ 


1. 


Als Offe Anfang der 70er Jahre behauptete, »eine Million Arbeitslose kann das System 
nicht überstehen«, so war das, wie wir heute wissen, eine Fehlprognose. Sie war zudem 
letztlich nur eine Vermutung, denn damals wie heute verfügen wir eben nicht über das, 
was im Soziologen-Jargon die »Theorie des Konstitutionsprozesses des Arbeiterbewußt- 
seins« heißt. Wir können heute die vorfindlichen Formen des Arbeiterbewußtseins recht 
zutreffend beschreiben, wir können die Wirkung einzelner Einflußfaktoren auf das Be- 
wußtsein benennen - etwa den Zusammenhang von Arbeitserfahrung und Arbeitsbewußt- 
sein -, aber es liegt keine überzeugende Bewußtseinstheorie vor, die den Zusammenhang 
von gesellschaftlichem Sein und Bewußtsein (auch unter Berücksichtigung dessen, was wir 
über die innersubjektiven-psychischen Verarbeitungsformen des gesellschaftlichen Seins 
wissen) so genau bestimmen kann, daß die Wirkung gesellschaftlicher Prozesse wie der ge- 
genwärtigen Krise angemessen bestimmt oder gar vorhergesagt werden könnte. Eine solche 
Theorie wäre aber erforderlich, soll der Versuch einer Prognose über Entwicklungstenden- 
zen des Arbeiterbewußtseins mehr als eine wie immer intelligente Spekulation sein. Frei- 
lich darf nicht verschwiegen werden: Offes Vermutung wurde damals von vielen von uns 
geteilt. Wir selbst hatten im SOFI die Septemberstreiks 1969 interpretiert als das selbstbe- 
wußte Einklagen eines Lohnnachschlags, der sich über ein insgesamt gestiegenes An- 
spruchsniveau begründete. Es schien evident, daß sich bei den Arbeitern im rigideren Fest- 
halten an den eigenen Interessen eine dauerhafte, verbindliche Forderungshaltung aus- 
drückte. Aus der damaligen Sicht mußte das für die Zukunft heißen: entschiedener Wider- 
stand bei Interessenverletzungen. Zwei Millionen Arbeitslose, Lohnabbau, Reduzierung 
der sozialen Leistungen: Zu Beginn der 70er Jahre hätten wir solche gravierenden Beein- 
trächtigungen für undenkbar gehalten ohne ein Höchstmaß an politischer und sozialer Vi- 
rulenz. 

Heute sind wir gleich in zweifacher Hinsicht gescheitert. Offenkundig ist zum einen: Die 
Stabilität des Systems i in der Dimension der Ökonomie wurde damals bei weitem über- 
schätzt; denn erinnern wir uns: Auch wen das Wirtschaftswunder nicht blind davor ge- 
macht hatte, daß die Gesellschaft deswegen trotzdem eine kapitalistische blieb, konnte 
doch annehmen, daß durch die neuen Instrumente staatlicher Wirtschaftspolitik die innere 
Widersprüchlichkeit des Spätkapitalismus nicht mehr als »traditionelle« Wirtschaftskrise, 
sondern in anderen Formen aufbrechen würde. Das Faktum der gegenwärtigen Wirt- 
schaftskrise wie auch die wirtschafts-theoretische und -politische Unsicherheit über Lösun- 
gen belehren uns eines Besseren über die Steuerbarkeit des Wirtschaftssystems. 

Zum anderen ist aber heute gleichermaßen offenkundig, daß die Stabilität des Systems 1.5. 
seiner Integrationskraft unterschätzt wurde. Auch ohne Dauer-Wirtschaftswunder hatte 
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das System erhebliche Möglichkeiten, die aufbrechenden Konflikte so zu kanalisieren, daß 
keine nennenswerte dezidiert antikapitalistische politische Strömung in der Arbeiterschaft 
entstand und keine »andere Republik« gefordert wurde. Ob als Hoffen auf das Erstarken 
von klassenkämpferischem Bewußtsein oder als Angst vor der Radikalisierung: Krisenwir- 
kungen dieser Art sind bisher nicht augenfällig. Obwohl wir seit 1974/75 mit einer Ar- 
beitslosenquote von über 1 Million zu Recht von einer Krise des ökonomischen Systems 
sprechen, sind dramatische Legitimationsverluste und kollektive Instabilität im politisch- 
gesellschaftlichen Bewußtsein der Arbeiter bisher nicht typisch geworden. Der Regierungs- 
wechsel etwa war politisch-institutionell begründet und nicht Folge eines radıkalen Zusam- 
menbruchs politischer System-Loyalität. 

In der wissenschaftlichen Diskussion - und wenn ich es richtig sehe auch in der politischen 
- herrscht heute große Unsicherheit schon bei der Frage, wie denn überhaupt die Krisener- 
fahrungen von den Arbeitern bewußtseinsmäßig verarbeitet werden. Finen prognostischen 
Blick in die Zukunft bei den voraussehbaren 3 Millionen Arbeitslosen und weiteren Ver- 
schlechterungen der materiellen Lebensbedingungen wagt eigentlich keiner mehr. 

In dieser Situation scheint es mir wichtig, zunächst einmal das wenige, was wir an einiger- 
maßen verläßlicher Empirie - jenseits von Meinungsumfragen - über die Wahrnehmung 
der gegenwärtigen Krise durch die Arbeiter haben, hier mitzuteilen. Daran anschließend 
werde ich einige Problempunkte zu umreißen versuchen, die sich im Krisenbewußtsein der 
Arbeiter für gewerkschaftliche Politik abzeichnen. 

Die Auswahl der beiden Untersuchungen, auf die ich mich bei der Vorstellung empirischer 
Ergebnisse stützte - die Studie »Rationalisierung, Krise, Arbeiter, die sogenannte Werft- 
studie, die wir in den Jahren zwischen 1975 und 1980 durchführten, und die Folgestudie zu 
»Industriearbeit und Arbeiterbewußtsein«, »Rationalisierung und Arbeiterverhalten«, mit 
der wir gerade gegenwärtig in der Feldphase stecken - begründet sich im dadurch mögli- 
chen Zeitvergleich. Aus den Differenzen zwischen der alten und der neuen Studie lassen 
sich am ehesten Entwicklungstendenzen der Krisenwahrnehmung erkennen. 

In der Werftstudie befragten wir 1977/78 Schiffbauer, Schweißer und Rohrschlosser in der 
Phase einer ersten akuten Zuspitzung der Branchenkrise »Schiffban«: die Werftarbeiter 
machten gerade die Erfahrung von Entlassungen, Kurzarbeit, Überstundenabbau und 
Lohnverlust; in einem Untersuchungsbetrieb, Werft (A), wurde die Betriebsstillegung er- 
wogen, für den anderen, Werft (B), stand breiter Belegschaftsabbau ins Haus; beide Unter- 
nehmen liegen zudem in einem regionalen Umfeld, das durch eine Werftabhängigkeit und 
eine überdurchschnittlich hohe Arbeitslosenrate geprägt ist - bei damals insgesamt 1 Mil- 
lion Arbeitslosen in der Bundesrepublik. Das heißt, unsere Befragten machten gerade jene 
Krisenerfahrungen, die heute für zunehmend mehr Arbeiter typisch werden, in einem frei- 
lich noch weniger dramatisch krisengeprägten gesamtwirtschaftlichen Umfeld. 

Aus unserer neuen Untersuchung nehme ich die Ergebnisse einer Befragung auf, die wir 
vor 1 1/2 Monaten, also Ende Oktober 1982 mit gewerkschaftlich aktiven Facharbeitern 
und Bandarbeitern in einem Automobilwerk durchgeführt haben. Nur als Stichworte zur 
Krisenerfahrung dieser Arbeiter: die stagnierende Automobilindustrie insgesamt, Beleg- 
schaftsabbau von 7000 Beschäftigten in den letzten drei Jahren unter anderem durch Verle- 
gung ganzer Betriebsteile in andere Werke des In- und Auslandes; Kurzarbeit, Überstunden- 
abbau; das Werk als der Arbeitgeber der Region; insgesamt fast 2 Millionen Arbeitslose in 
der Bundesrepublik. Das heißt, Krisenerfahrungen, wie sie heute viele Arbeiter machen. 
Ich kann hier wohl darauf verzichten, auf die vielen Beschränkungen im einzelnen einzuge- 
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hen, die dieser Vergleich natürlich hat und die über die variable »Zeit« hinaus Unterschie- 
de begründen. Wegen der Vorläufigkeit der Auswertung unserer neuen, gerade erst erhobe- 
nen Ergebnisse muß ich zudem auf jeden Zahlenvergleich verzichten; allerdings ist die Be- 
fragung auch in beiden Studien nicht auf quantifizierende Beweisführungen angelegt: Die 
134 Interviews in den Werftbetrieben und die 31 im Automobilwerk waren intensiv ge- 
führte, mehrstündige Gespräche, die auf die Ermittlung komplexer Bewußtseinsstrukturen 
abzielen und nicht auf Abfragen von punktuellen Einstellungen. 


I. 


Bei der folgenden Gegenüberstellung von Ergebnissen der Werftstudie mit denen der neu- 

en Untersuchung unterscheide ich fünf Aspekte des Krisenbewußtseins: 

1. Die Wahrnehmung der allgemeinen Beschäftigungslage, d.h. die Beschäftigungsperspek- . 
tive der Arbeiter in der Krisensituation; 

2. Die Wahrnehmung innerbetrieblicher, krisenbedingter Veränderungen; 

3. Die Forderungshaltung in der Krisensituation, d.h. die Verfechtung oder Rücknahme 
der eigenen Ansprüche; 

4. Die Vorstellungen über Krisenursachen und Krisenerklärungen; 

5. Die Vorstellungen von Krisenlösungen. 


1. Die Beschäftigungsperspektive 


Typisch für die Mehrzahl der Werftarbeiter war, daß trotz ihrer objektiv durchaus drama- 
tischen Krisenbetroffenheit die materiellen Bedingungen der eigenen Existenz noch nicht als 
bedroht galten. Man hoffte darauf, ohne gravierende Verschlechterung der Lebensbedin- 
gungen weiterhin »durchzukommen«. Diese Hoffnung erklärt sich insbesondere daraus, 
daß die Werftarbeiter die Krisensituation weitgehend als eine sektorale begriffen - die eine 
Million Arbeitslose hinderten sie nicht, das gesamtökonomische Umfeld 1977/78 als weit- 
gehend funktionierend zu begreifen. 

Die grundlegende Erschütterung der Betriebs- und Branchenperspektive der Werftarbeiter 
wurde also nicht auf die gesamte Ökonomie verlängert. Gerade umgekehrt: Da andere 
Wirtschaftszweige noch zu prosperieren schienen, stand dieses »heile« Umfeld für Aus- 
weichmöglichkeiten ebenso wie für gesicherte soziale Hilfestellung im Ernstfall. Die Mehr- 
heit der Werftarbeiter erwartete, erneut Arbeit zu finden. Und selbst wenn im Fall der 
Entlassung eine Phase der Arbeitslosigkeit nicht ausgeschlossen wurde, hatte diese Vorstel- 
lung auch noch keine katastrophische, existenzbedrohende Dimension. »Auch als Arbeits- 
loser leben zu können« war denkbar, die Erfahrung der Werftkrise hatte 1977/78 das Ver- 
trauen in die Stabilität und das Funktionieren der sozialen Sicherungen nicht erschüttert. 
Dabei stützte sich die Haltung »man fällt auch als Arbeitsloser nicht ins Bodenlose« neben 
den gesellschaftlichen Absicherungen häufig auch darauf, nicht ausschließlich auf das eige- 
ne Arbeitseinkommen angewiesen zu sein. Im Notfall könnten familiäre Hilfen und Ein- 
nahmen aus dem informellen Sektor ein zusätzliches individuelles Auffangnetz bilden. 
Bei den Werftarbeitern eröffnet also die Krisenwahrnehmung nicht den Begriffshorizont 
politisch-sozialen Zerfalls und materiellen Elends - sie hat nichts gemein mit jenem, in der 
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Weltwirtschaftskrise 1929 typischen Krisenbewußtsein des generellen gesellschaftlichen 
Zusammenbruchs. ! 


Wie sieht das 1982 bei den Automobil-Arbeitern aus? Der zentrale Unterschied zu den 
Werftarbeitern liegt darin, daß die Automobilarbeiter die Krise zwar auch als eine der eige- 
nen Branche verstehen, gleichzeitig aber darüber hinaus als eine gesamtökonomische, die 
sich nicht zuletzt in der besonderen Bedeutung der Automobilindustrie für die allgemeine 
Wirtschaft der Bundesrepublik begründet. Dabei gilt ihnen die Strukturkrise Automobilin- 
dustrie innerbetrieblich noch einmal durch die Konzernstrategie zugespitzt. Auch als Ant- 
wort auf die Krise betreibt der Konzern im Stammwerk forcierte Rationalisierung und um- 
fassende Betriebsauslagerungen. Die Arbeitsplätze der Arbeiter im Stammwerk erscheinen 
hochgradig gefährdet, selbst der Stammarbeiter könne in Zukunft von Entlassungen be- 
troffen werden. 


In dieser Situation - Krisenerscheinungen im Werk, in der Branche, in der Gesamtwirt- 
schaft und besondere regionale Betroffenheit - gilt die Beschäftigungsperspektive durchweg 
gefährdeter als bei den Werftarbeitern. Die für die Werftarbeiter noch typische Position, 
»wer arbeiten will, der bekommt auch Arbeit«, findet sich bei den Automobil-Arbeitern 
kaum noch: Wer von ihnen seinen Arbeitsplatz verliert, sieht nur noch wenig Chancen, 
anderswo unterzukommen. Allenfalls die Facharbeiter rechnen sich noch Beschäftigungs- 
chancen in anderen Betrieben aus. 


Diese verschärfte Bedrohung und die größere Nähe einer möglichen eigenen Arbeitslosig- 
keit baut übrigens deutlich Vorurteilsstrukturen ab: Waren 1978 für viele Werftarbeiter 
»Arbeitslose« immer noch auch »Arbeitsscheue«, so setzt sich bei den Automobil-Arbeitern 
die richtige Beurteilung des nicht individuell, sondern ökonomisch-gesellschaftlich zu ver- 
antwortenden Ausschlusses von Arbeit mehrheitlich durch. _ 


Nach unseren Befunden ist diese Destruktion von Vorurteilen allerdings nicht verallgemei- 
nerbar. Wenn man sich selbst nicht betroffen sieht, reicht der Tatbestand von Millionen 
von Arbeitslosen nicht aus, Vorurteile zu zerstören. So ist etwa bei Arbeitern in einem gro- 
ßen Chemiekonzern, in dem wir Ende 1981 ebenfalls Befragungen durchführten und die in 
der allgemeinen Krise ausschließlich eine »der anderen« sehen, die Schuldzuweisung an die 
Arbeitslosen deutlich schärfer ausgeprägt als bei den Werftarbeitern; ıhr Bild von einer 
»Krise der anderen« korrespondiert eng mit der vorurteilshaften Vorstellung vom letztlich 
nur arbeitsunwilligen Arbeitslosen. 

In der Krisenwahrnehmung durch die Werftarbeiter 1978 und die Automobil-Arbeiter 
1982 lassen sich also deutliche Differenzen festhalten: Zum einen gilt heute die Krisensitua- 
tion als verallgemeinert, erscheint nicht mehr nur als eine des Betriebes und der Branche, 
sondern der Gesamtökonomie; zum anderen sieht man dadurch zugleich das sektorale 
Ausweichen erschwert, die Beschäftigungsperspektive ist umfassend gefährdet. 

Aber auch für die Automobil-Arbeiter bedeutet diese Krisenwahrnehmung keineswegs ei- 
ne generelle Zusammenbruchsperspektive. Ähnlich wie bei den Werftarbeitern und unbe- 
rührt durch die zwischenzeitliche Ausdünnung des Netzes sozialer Absicherungen sehen 
auch sie sich bisher letztlich nicht existentiell gefährdet. Das politisch-gesellschaftliche Sy- 
stem erscheint nach wie vor stabil und weitgehend unberührt von den ökonomischen 
Schwierigkeiten: Statt eines Katastrophenbewußtseins dominiert die Vorstellung von vor- 
übergehend schwierigen Zeiten, verbunden aber mit der berechtigt erscheinenden Hoffnung 
auf eine bessere Zukunft. Die Krisenwahrnehmung bleibt auch bei den Automobil-Arbei- 
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tern nur ein Segment von politisch-gesellschaftlichkem Bewußtsein und gewinnt nicht das 
Gewicht einer alles dominierenden Einflußgröße. 


2. Die Wahrnehmung innerbetrieblicher, krisenbedingter Veränderungen 


Schon bei den Werftarbeitern zeigte sich, daß Einschätzungen etwa der Art, daß Krise 
durchweg gleichzusetzen sei mit Arbeitsintensivierung und verstärkter interner Konkur- 
renz, differenziert werden müssen, wenn man die realen Verhältnisse erfassen will. 

Die beiden Werften verhielten sich ganz unterschiedlich zur Krise: Die eine erwog, wie ge- 
sagt, die Betriebsschließung und praktizierte vorübergehend einen eher »beschäftigungsthe- 
rapeutischen« Arbeitseinsatz bei sehr reduzierten Leistungsanforderungen, die andere ver- 
suchte, durch gezielte Auftrags-, Umstrukturierungs- und auch Leistungspolitik die Krise 
aktiv zu bewältigen. Entsprechend waren auch die Erfahrungen und Reaktionen der Arbei- 
ter sehr unterschiedlich. 

Die massive Krisenzuspitzung in A. im Sinne einer wahrscheinlichen Stillegung machte die 
Sorge um den Arbeitsplatz als kollektive Betroffenheit bewußt, der man sich durch indivi- 
duelle Anpassungsleistungen und überhaupt als einzelner nicht mehr entziehen vermochte. 
Diese Krisenerfahrung reduzierte gleichzeitig jene Ängste, etwa durch eine Beteiligung an 
Protesten die persönliche Gefahrensituation zu verschärfen und negative Sanktionen des 
Betriebes auf sich zu lenken. Obwohl sich die Werftarbeiter von kollektiven Kampfaktio- 
nen auch keine großen Erfolge zur Krisenlösung versprachen - worauf ich noch zu spre- 
chen komme -, war doch deutlich, daß ein internes Konkurrenzbewußtsein diese Beleg- 
schaft an gemeinsam getragenen Aktionen nicht hindern würde. 

Anders in der offensiv agierenden Werft B: Hier wurde die Krise als zunehmende Diszipli- 
nierung und erhöhter Leistungsdruck erfahren, doch dahinter sah man einen realistischen 
Versuch betrieblicher Krisenlösung, zumindest für die Mehrheit der Belegschaft die weitere 
Beschäftigung zu sichern. Und entsprechend herrschte die Einstellung vor, durch indivi- 
duelle Anpassung zu den Übrigbleibenden zu gehören, d.h. die eigene Entlassungsgefahr 
reduzieren zu können. Dies förderte deutlich die Konkurrenz untereinander und erschwer- 
te solidarisches Verhalten und kollektive Aktionsbereitschaft. 

Die Krisenpolitik im Automobilkonzern ist ähnlich oder gar schärfer als in Werft B. Weil 
in der Automobilproduktion die Rücknahme der Kapazitäten anders erfolgen kann als im 
Schiffbau, kann in dem Automobilwerk die Krise gleichzeitig mit reduziertem Personalein- 
satz und forcierter Leistungspolitik beantwortet werden. 

Freilich: Im Automobilwerk ist die Wirkung dieser Politik durchaus widersprüchlich: 
Während die Facharbeiter und andere Mitglieder der Stammannschaften Strategien des Ar- 
beitsverhaltens ausbilden, sich durch Wohlverhalten und besondere Leistungsbereitschaft 
individuelle Konkurrenzvorteile zu sichern, haben die Bandarbeiter hierfür kaum Spielräu- 
me und Ansatzpunkte. Zum einen ist ihre Arbeitsleistung bereits soweit entindividualisiert 
und einwandfreie Funktionserfüllung bereits soweit Normalität, daß man sich damit nicht 
profilieren kann; zum anderen läßt die rigorose Versetzungspolitik und das kurzfristige 
Hin- und Hergeworfensein von einem Bereich in den anderen vielen Bandarbeitern heute 
noch weniger Möglichkeit, sich positiv bei Vorgesetzten in Szene zu setzen und damit be- 
sondere »Rechte« zu erwerben. Das heißt, sie haben zumeist gar keine Chance, sich in der 
internen Konkurrenz gegenüber anderen Beschäftigten Vorteile zu erkämpfen. Diese Er- 
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fahrung, daß mit individuellem Konkurrenzverhalten der eigene Arbeitsplatz nicht zu si- 
chern ist, stärkt das Wissen um kollektive Betroffenheit und das Bewußtsein, daß allein in 
solidarischem Verhalten Lösungsmöglichkeiten zu finden sind - oder führt zur Resigna- 
tion, wenn die kollektive Lösung unpraktikabel erscheint. 

Während also bei den Werftarbeitern entsprechend der jeweiligen Krisenpolitik der Unter- 
nehmen auch die innerbetrieblichen Auswirkungen und deren Rezeption zwischen den 
beiden Belegschaften unterschiedlich ausfielen, ist bei Automobil-Arbeitern innerhalb der- 
selben Belegschaft durch die Differenzen in der Betroffenheit eine recht gegensätzliche Re- 
aktion festzustellen: Erhöhtes internes Konkurrenzbewußtsein versus gestärktes Solidari- 
tätsbewußtsein, interne Segmentierung versus Überwindung der Arbeitsplatzkonkurrenz. 


3. Die Forderungshaltung in der Krisensituation 


Die Erwartung, bei den Arbeitern hätte sich der einmal erreichte Besitzstand als An- 
spruchshaltung derart verfestigt, daß deren Nichterfüllung zentrale politische Legitimatio- 
nen zerbrechen ließe und die dadurch gestützten gesellschaftlichen Verhältnisse in Frage 
stellen würde, erfüllte sich bei den Werft-Arbeitern nicht. Wo der materielle Status - etwa 
beim Lohn und bei den Arbeitsbedingungen - durch die Krise bedroht ist, scheint weniger 
eine kritische Wendung der Ansprüche gegen die Realität denn eine stillschweigende An- 
passung nach unten typisch zu sein. Dies erklärt sich am ehesten durch die Relativierung 
der erfahrenen Verschlechterung: Vor der historischen Vorsituation der Klasse, der indivi- 
duellen Lage in Kriegs- und Nachkriegszeit und auch vor der definitiv schlechteren Situa- 
tion anderer Gruppen erscheinen die krisenbedingten Einschränkungen immer noch ver- 
kraftbar. 

Diese Einschätzung gilt gleichermaßen für die Automobil-Arbeiter. Wie bei den Werftar- 
beitern werden erhöhte Anpassungs- und verringerte Widerstandsbereitschaft unmittelbar 
begründet mit dem expliziten Hinweis auf die Erfahrung schlechterer Zeiten sowie auf den 
Zwang, auch unter verschlechterten Konditionen letztlich dennoch auf den Verkauf der ei- 
genen Arbeitskraft angewiesen zu sein. 

Ob diese Ansprüche beliebig reduzierbar sind oder doch eine untere Grenze haben, jenseits 
derer die bisherigen Legitimationsmuster zerreißen und eindeutiger Widerstand formuliert 
wird, läßt sich auch nach unseren Gesprächen mit den Automobil-Arbeitern nicht verläß- 
lich klären. Da aber von den Arbeiten entsprechend ihrem Topoi »es trifft immer den klei- 
nen Mann am härtesten« die klassenspezifische Verteilung der Krisenlasten durchaus regi- 
striert wird, ist diese Anspruchsreduktion keineswegs widerspruchsfrei: Mit ihr wächst das 
Bewußtsein gesellschaftlicher Benachteiligung und die darin begründete Gesellschaftskri- 
tik. Daß die Arbeiter bisher vieles hingenommen haben, heißt keineswegs, daß sie alles oh- 
ne Widerstand schlucken werden. 


4. Krisenerklärungen 
Bei den Werftarbeitern bündelten sich ihre Kriseninterpretationen trotz oft erstaunlichen 
Facettenreichtums im einzelnen nur selten zu konsistenten Erklärungsmustern. Vorstel- 


lungen vom quasi-natürlichen Zwangscharakter von Krisen im Rhythmus der Bewegungen 
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von Ebbe und Flut kombinierten sich mit ökonomischen Argumenten in der Logik der 
Marktwirschaft bzw. in ausdrücklichem Verweis auf Kapitalinteressen, in deren Durchset- 
zung Krisen zwangsläufig angelegt seien. 

Von den Werftarbeitern wurde auf diese so grundverschiedenen Krisenerklärungen mit ei- 
ner gewissen Beliebigkeit zurückgegriffen, und nicht selten vertrat ein- und dieselbe Person 
sich inhaltlich widersprechende Argumentationen. Demgegenüber scheint nun nach unse- 
ren neuen Ergebnissen die Verbreitung und Zuspitzung der Krise in den letzten vier Jahren 
erkennbare Wirkungen auf das Bewußtsein zu zeigen: Für die Mehrzahl der Automobil- 
Arbeiter steht nicht mehr in Frage, daß die Krisenverursachung im »kapitalistischen« Wirt- 
schaften zu suchen ist. In Verarbeitung der Krisenerfahrung ist die kritische Einsicht in das 
»marktwirtschaftliches System deutlich gewachsen. Die spezifische Situation des unter- 
suchten Automobilkonzerns hat diese Einsicht sicher forciert: Den Betriebsstillegungen 
und Verlagerungen und den internen Verschiebungen der Belegschaft ist der Stempel eines 
multinationalen Konzerns überdeutlich aufgedrückt, der eben nicht allgemeine, auch die 
Beschäftigten einbeziehende Interessen, sondern Kapitalinteressen verfolgt. Und auch die 
Branchensituation insgesamt mit ihrem selbstmörderischen Konkurrenzkampf, der selbst 
dann Kapazitätserweiterung im Einzelkonzern fordert, wenn der Markt insgesamt stag- 
niert, hat in der Krise System-Einsichten verbreitert: Hier bestimmt nicht ein Naturgesche- 
hen das Wirtschaften, es kann sich auch nicht um ein Marktgeschehen der freien, gleichen 
Kräfte in durchaus sozialer Absicht handeln, sondern hier tragen Kapitalinteressen rigoros 
ihre Kämpfe aus und produzieren damit eine Krise, die sie für ihre Interessendurchsetzung 
wiederum nutzen. 

Dieses deutliche Mehr an Einsicht in die Systembedingungen bei den Automobil-Arbeitern 
mag, wie gesagt, unserer Auswahl der Befragten und den Besonderheiten des untersuchten 
Konzerns sowie der Automobilindustrie geschuldet sein: Meine These ist aber, daß heute 
generell bei den Arbeitern durch die Länge und Schärfe der Krise kapitalistisches Wirt- 
schaften weitgehend zur zentralen Krisenerklärung geworden ist. Die Vorstellung von 
der neutralen, über den einzelnen Interessen angesiedelten und einem Gemeinwohl ver- 
pflichteten sozialen Marktwirtschaft scheint mir durch die Krisenerfahrungen erheblich 
angeknackt zu sein - was aber nicht heißt, daß damit Kapitalismus als eine besondere Form 
der Produktion erkannt wäre und die Vorstellung einer anderen Möglichkeit der gesell- 
schaftlichen Regelung der Produktion Raum greifen würde. Das bestehende Gesellschafts- 
system wird nach wie vor als gleichsam natürliches und dabei alternativloses begriffen. 


5. Krisenlösungen 


Auch die Vorstellungen von Krisenlösungen waren bei der Mehrheit der Werftarbeiter 
recht unsicher. Im Vordergrund standen Überlegungen in Richtung marktwirtschaftlicher 
Lösungsansätze. Das hieß für die Werftarbeiter sowohl Aktivitäten zur Förderung der 
Konkurrenzfähigkeit der Unternehmen wie eine Beschäftigungspolitik durch vermehrte 
Staatsaufträge. Die Vorstellungen der Werftarbeiter waren hier oft in erkennbarer Nähe zu 
der sozialliberalen Wirtschaftspolitik der 70er Jahre, soweit diese pro-marktwirtschaftliche 
Maßnahmen wie Steuernachlässe, Investitionshilfen und Subventionen noch mit Elemen- 
ten der Vollbeschäftigungspolitik durch Erhöhung der staatlichen Nachfrage, das heißt 
Staatsaufträgen, und durch Arbeitsbeschaffungsprogramme zu verbinden suchte. 
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Systemkritische Ansätze zur Krisenlösung wurden nur von einer kleinen Minderheit von 
Werftarbeitern vorgetragen. Sie forderten vor allem einen gezielten staatlichen Einfluß auf 
die Entscheidungen der Unternehmen und höhere Unternehmensabgaben zur Finanzie- 
rung staatlicher Maßnahmen. Staatliche Auflagen sollten zum Abbau der Arbeitslosigkeit 
beitragen. Vereinzelt wurde auch die Forderung nach Verstaatlichung aufgegriffen als Mög- 
lichkeit zur Veränderung gesellschaftlicher Strukturen und Machtverhältnisse. 

Ebenfalls eine Minderheit der Werftarbeiter bezog autoritär-nationalistische Staatshand- 
lungen in ihre Überlegungen zur Krisenlösung ein: Die Disziplinierung von Arbeitsunwil- 
ligen, die Ausweisung ausländischer Arbeiter, die Einstellung der Entwicklungshilfe und 
der EG-Zahlungen, die Abschottung des Inlandmarktes gegen billige Importwaren und ins- 
gesamt Protektionismus wurden von ihnen als wichtige Ansatzpunkte hervorgehoben. 
Aktivitäten der Belegschaft selbst und des Betriebsrates wurden für eine Krisenlösung eben- 
falls nur von Minderheiten für möglich gehalten, und wenn man überhaupt Kampfaktio- 
nen forderte, dann war ihr Adressat nicht das eigene Unternehmen, sondern der Staat, auf 
den man damit Druck ausüben wollte. Dies versprachen sich die Werftarbeiter auch am 
ehesten von Einlassungen der IG Metall zur Krisenlösung: Den Staat zwingen zur Bran- 
 chenhilfestellung. 

Die Vorstellungen der Mehrheit der Werftarbeiter zur Überwindung der Werftkrise be- 
wegten sich also fast durchweg im Rahmen des gesellschaftlichen Status quo und hoben ab 
auf Konsenslösungen. In der Zusammenarbeit von Unternehmen, Staat und den eigenen 
Interessenvertretunger: sollten systemkonforme Maßnahmen verwirklicht werden, die 
zwar staatliche Eingriffe in den Wirtschaftsprozeß einschließen, aber doch an der Logik des 
Marktes weitgehend festhalten. Diese Perspektive wurde von vielen nicht einmal als Klas- 
senkompromiß begriffen: Die involvierten Interessen erschienen als weitgehend harmoni- 
sierbar. Eine unterschwellig kritische Dimension war am ehesten in der Skepsis zu finden, 
mit der die Chancen von Lösungsmöglichkeiten beurteilt wurden. Dennoch: Für eine 
Branchenkrise erschien eine über den Sozialstaat vermittelte Lösung noch denkbar und rea- 
listisch. 

Die Vorstellungen der Automobil-Arbeiter von Krisenlösungen sind in einer Beziehung 
sehr ähnlich denen der Werftarbeiter: Auch für sie gilt jenes unsichere Suchen nach erfolg- 
versprechenden Maßnahmen. Mit der gewachsenen Einsicht bei den Verursachungsgrün- 
den der Krise korrespondieren bei ihnen keineswegs anti-kapitalistische Lösungsperspekti- 
ven. Umgekehrt: Obwohl die Ratlosigkeit noch deutlich gewachsen ist, bleiben auch bei 
den Automobil-Arbeitern Vorstellungen von Systemüberwindung als Antwort und Kon- 
sequenz auf die Krise als eine des kapitalistischen Systems nahezu völlig ausgeklammert. 
Freilich werden von den Automobil-Arbeitern die Akzente für mögliche Krisenlösungen 
anders gesetzt als bei den Werftarbeitern; mehr als die eingetretene gesamtwirtschaftliche 
Krisenzuspitzung führen wohl die branchenspezifische Krisenbetroffenheit und die verän- 
derte politische Konstellation zu einer anderen Akzentsetzung. 

Von der Institution des Staates wird nicht so viel erwartet wie bei den Werftarbeitern. Man 
fordert - ebenfalls durchaus marktwirtschaftskonform - Beschäftigungsprogramme und. 
Arbeitszeitverkürzungen als flankierende Maßnahmen zur Ankurbelung privater Nachfra- 
ge und zur Vergrößerung des Arbeitsplatzangebots. Davon erhofft man sich zwar eine ge- 
wisse Verbesserung der betrieblichen und Branchen-Situation, nicht aber eine Überwin- 
dung der Branchenkrise. 

Das Schwergewicht der Überlegung zielt eher ab auf Einflußnahmen auf das eigene Unter- 


16 Michael Schumann 


nehmen: Der Betriebsrat und die Gewerkschaft sollen - wenn nötig unterstützt durch kol- 
lektive Aktionen der Belegschaft - im Werk für den Erhalt des Status quo streiten: gegen 
weitere, arbeitsplatzvernichtende Rationalisierung, gegen weitere Betriebsauslagerungen i in 
andere Werke mit entsprechendem Arbeitsplatzabbau, gegen weiteren Personalabbau als 
Reaktion auf Produktionsrückgang. Dabei geraten auch das Mitbestimmungsgesetz und 
das Betriebsverfassungsgesetz - d.h. indirekt auch staatliche Gesetzgebung - ins Blickfeld: 
Ihr Ausbau müßte effektivere Intervention in die Planungs- und Entscheidungsprozesse des 
Unternehmens ermöglichen. Die Automobil-Arbeiter berücksichtigen also implizit die 
doppelte Bestimmtheit der Krise des »eigenen« Betriebs: Die gesamtwirschaftlichen Proble- 
me werden dem Staat überantwortet, die konzern-spezifische krisenverschärfende Betriebs- 
politik kann zum Gegenstand auch eigener Aktivitäten werden, während die Werftarbei- 
ter hier kaum Chancen sahen. 

Dech insgesamt ist auch die Stoßrichtung der Automobil-Arbeiter höchst defensiv. Die Sy- 
stemveränderung oder auch nur Einfluß auf ökonomische Grundentscheidungen werden 
nicht mehrheitlich gefordert, sondern nur Abmilderung und Begrenzung der sozialen Ne- 
gativ-Folgen: einerseits seien weiterreichende Handlungsperspektiven zur Krisenlösung 
nicht erkennbar, andererseits habe die Krise die Macht der Unternehmer gestärkt und die 
eigene geschwächt. Die gegenwärtige Möglichkeit zur kollektiven Aktion wird wegen der 
internen Konkurrenz um die Arbeitsplätze eher skeptisch gesehen. Diese Einschätzung ist 
durchaus praxisrelevant: Zwar sieht man grundsätzlich Ansatzpunkte, bei entsprechendem 
Einsatz auf der Betriebsebene etwas im eigenen Interesse bewegen zu können, doch zwei- 
felt man an der Solidarität für solche Aktionen. 


III, 


Soweit also zum Vergleich 1977/78 - Werftarbeiter, 1982 - Automobilarbeiter. Es scheint 
mir wichtig, ein Ergebnis noch einmal hervorzuheben und durch einige zusätzliche Bei- 
spiele zu konkretisieren: Ohne politischen Eingriff gibt es bisher trotz der Zuspitzung der 
ökonomischen Krise und der Verbreitung der Betroffenheiten keine Vereinheitlichung des 
Krisenbewußtseins und Krisenverhaltens der Arbeiter, sondern umgekehrt wachsende Un- 
einheitlichkeit entsprechend differenter Betroffenheit. Die Differenzen in der Arbeiter- 
schaft aus der Zeit der Hochkonjunktur werden durch neue abgelöst. Meines Erachtens 
müssen bei Politik-Überlegungen zumindest 4 Szenarien unterschieden werden, denen - 
oberhalb aller individuellen Unterschiede - bestimmte Formen des Krisenverhaltens zuzu- 
ordnen sind. Hierzu nur kurz einige Beispiele und grobe Interpretationen: 


1, Szenario »Chemie-Konzern«, 

d.h. keine unmittelbare Krisenbetroffenheit, weil im Unternehmen selbst die Krise bisher 
nicht angekommen ist. Das Krisenbewußtsein ist gerade gekennzeichnet durch die Zurück- 
weisung von Betroffenheit. Der gesichert erscheinende Arbeitsplatzbesitz wird gegenüber 
den Nicht-Arbeitsplatzbesitzern vor den Werktoren gerechtfertigt durch. die eigene Lei- 
stung und den dadurch erworbenen Anspruch. D.h. Marginalisierung der Draußen-Stehen- 
den. Das Vorurteil über Arbeitslosigkeit als selbstverschuldete stabilisiert diese Deutung. 
Die Forderung nach Opferbereitschaft als Beitrag zur Krisenlösung egal welcher Art wird 
bei diesen Beschäftigtengruppen nur geringe Unterstützung erwarten können. Dieser po- 
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tentielle oder schon manifeste Betriebsegoismus kann schnell in Korporatismus übergehen, 
mit dem Herr Kohl weniger Probleme haben dürfte als die Gewerkschaften. 


2. Szenario »Maschinenbaubetrieb« 

Starke unmittelbare Krisenbetroffenheit, der Betrieb karın unter den gegebenen Rahmen- 
bedingungen nur noch in verringertem Umfange weiterbestehen. Die Betriebspolitik um- 
faßt Rationalisierung, Leistungssteigerung, Sozialleistungsabbau, Teilstillegungen, Entlas- 
sungen. Für den einzelnen Betroffenen erhöhen Anpassung, individuelles Wohlverhalten 
und besondere Leistungsbereitschaft die Chance, den Status quo erhalten zu können oder 
gar zum Krisengewinnler zu werden. Entsolidarisierungstendenzen als Folge wachsender 
interner Konkurrenz. Der Stärkere (Facharbeiter, Stammarbeiter) sucht seine Chance auf 
Kosten des Schwächeren (Randarbeiter, Ausländer, Frauen). Eine Abwehrfront gegen die 
Unternehmenspolitik ist kaum noch zu erreichen. Im zugespitzten Fall übernehmen Teile 
der Belegschaft die offizielle Betriebspolitik des »lieber einige gehen als alle« nicht nur still- 
schweigend, sondern offensiv. Die Spaltung der Belegschaft wird handgreiflich, ein Teil soll 
die Krisenlasten allein tragen. Der selektive Korporatismus zersetzt die Interessenvertre- 
tung. Der Unternehmer setzt sich mit »teile und herrsche« voll durch, auch die im Betrieb 
verbleibenden Arbeiter müssen große Opfer bringen. Von den Belegschaftsteilen, die sich 
aus Finsicht und Solidarität oder als negativ Betroffene wehren, wächst der Druck nach ei- 
nem Gegenkonzept, das aber realisierbar sein muß, um die Spaltungspolitik durchkreuzen 
zu können. 


3. Szenario »Werft« 

Krisenbetroffenheit in Form geplanter bzw. realisierter Werksstillegung. Die kollektive Be- 
troffenheit erzwingt kollektive Reaktionsformen und läßt individuelle Lösungsstrategien 
obsolet werden. Hohe Aktionsbereitschaft oberhalb traditioneller Fraktionierung (Arbei- 
ter und Angestellte, Facharbeiter und Ungelernte, Stammarbeiter und Randarbeiter, deut- 
sche und ausländische Arbeiter, Männer und Frauen); unter Umständen neue lokale und 
regionale Aktionszusammenschlüsse. Radikalisierung als Antwort auf unzureichende Lö- 
sungsangebote der zuständigen Institutionen. Aber: Jedwedes Lösungskonzept hat gute 
Chancen, akzeptiert zu werden, wenn es nur plausibel eine möglicherweise nur vorüberge- 
hende Sicherung von Arbeitsplätzen verspricht. Aus Mangel an Handlungsalternativen 
werden Opfer gebracht, die an die Substnz gehen und auch bei den Tarifverträgen nicht 
halt machen. Kollektive Errungenschaften können nicht mehr verteidigt werden, die 
Schutzfunktion der Gewerkschaft wird de facto in Frage gestellt. 


4. Szenario »Stingl-Sozialamt« 

Krisenbetroffenheit in der Form von Arbeitslosigkeit. Das Krisenverhalten jener, die aus 
dem Beschäftigungssystem ausgeschieden wurden und zunehmend geringere Möglichkei- 
ten haben, wieder zurückzukehren, ist entsprechend der Vereinzelung und Chancenlosig- 
keit mehrheitlich angesiedelt zwischen Rebellion und Apathie. Aber je massenhafter dieses 
Schicksal wird, umso größer wird die Wahrscheinlichkeit - siehe Frankfurter Arbeitslosen- 
kongreß -, daß auch hier ein Zusammenschluß in Solidargemeinschaften mit oder ohne die 
Gewerkschaften vorgenommen wird. Die Bereitschaft zu kollektivem Widerstand - auch 
gegen den weiteren Abbau des Status quo - wächst, und Lösungen werden entschiedener 
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verlangt. Freiwillige Beiträge zu solchen Lösungen bzw. Opfer können von dieser Gruppe 
mangels Masse kaum erwartet werden. Wenn es nicht zu einer Form der Interessenvertre- 
tung kommt, die die Beschäftigten und Arbeitslosen umgreift, können Lösungen gefordert 
werden, die die Interessen der Arbeitslosen gegen Teile der Beschäftigten durchsetzen wol- 
len (Ausländer raus, Frauen zurück an den Herd). 


Kennzeichnend ist also gegenwärtig ein Nebeneinander gänzlich unterschiedlicher Krisen- 
betroffenheiten und entsprechender Verhaltenspotentiale. Dabei hat sich in den vergange- 
nen vier Jahren rein quantitativ der Schwerpunkt von Formen der »Nicht-Betroffenheit« 
zu jenen der »Betroffenheit« verlagert; damit sind die Gewichtungen innerhalb des Gesamt- 
spektrums verschoben. Die Differenzen innerhalb dieses Spektrums haben aber zugenom- 
men und enthalten vermehrte Sprengkraft. 


IV. 


Abschließen möchte ich nun mit drei generellen Thesen zum Krisenbewußtsein der Arbei- 
ter und - aus meiner Sicht - mit den dadurch bestimmten Problemen aktueller Gewerk- 
schaftspolitik. 

1. Die Krise zersetzt die Strukturen der Arbeiterklasse aus der Hochkonjunktur und die 
entsprechende Politik. Dieser Prozeß ist aber aus sich heraus rein negativ: Eine fortschrei- 
tende Zersplitterung. Korporatismus einerseits, der die punktuelle Verteidigung des Status 
quo auch auf Kosten anderer betreibt, Marginalisierung breiterer Schichten andererseits 
sind das Ergebnis. 

An diesen Prozeß kann eine konservative Krisenpolitik anknüpfen, indem sie einen Teil 
gegen den anderen ausspielt. Erscheint der Blüm’sche Verzichtappell für die Arbeiter im gut 
florierenden Maschinenbaubertrieb als reine Zumutung, so sind die Arbed-Beschäftigten zu 
viel weitergehenden materiellen Opfern bereit, wenn damit auch nur ein Hoffnungsschim- 
mer für den Erhalt der Arbeitsplätze eingehandelt werden kann. Ob die neue Regierung 
versuchen wird, zumindest Teile der Gewerkschaftsbewegung in ihre Politik einzubinden, 
ist ebenso wenig abzusehen wie die Möglichkeit des englischen Weges, d.h. an den Gewerk- 
schaften vorbei und weit unterhalb der gewerkschaftlichen Forderungslinien den Konsens 
mit den Beschäftigten über Opfer- und Leistungsappelle zu suchen. Populistische Politik- 
ansätze dürften bisher nur bei jenen Minderheiten verfangen, denen das Wasser bereits so 
weit am Halse steht, daß sie kaum noch für den Kampf um den Status quo zu gewinnen 
sind, sondern den Opfergang noch als das kleinere Übel gegenüber dem gänzlichen Zusam- 
menbruch ihrer Beschäftigungsperspektive ansehen. Aber: Das kann durch die weitere 
Entwicklung ja auch eine Massenbasis erhalten. 

2. Mit der Krisenerfahrung sind, wie ich aufzuzeigen versuchte, Bewußtseinsveränderungen 
festzustellen, auf die Gewerkschaftspolitik auch positiv aufbauen kann. Gerade gewerk- 
schaftliche Bildungsarbeit hat ja in den letzten 25 Jahren viel Mühe und Schweiß auch dar- 
auf verwendet, der Harmonisierung und Systemverschleierung als Folge der Wirtschafts- 
wundererfahrung entgegenzuwirken; und gängige Interpretationen sowie falsche Hoffnun- 
gen, die Klassengeselischaft sei ein Relikt der Vergangenheit, zu destruieren. Hier hat die 
reale Entwicklung der letzten Jahre viel Arbeit abgenommen. 

Dabei ist bisher nicht das politisch-gesellschaftliche System ins Blickfeld geraten und in Le- 
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gitimationsverzug gekommen. Durch das Funktionieren der Gesellschaft, d.h. durch die 
tagtäglich erfahrene Normalität in der Sphäre außerhalb der Betriebe wird umgekehrt die 
Wahrnehmung der ökonomischen Instabilität eher relativiert. Aber das Wirtschaftssystem 
hat mit seiner Funktionsfähigkeit erheblich an Kredit eingebüßt und ist in seinem Interes- 
senbezug transparenter geworden. Bewußter ist heute vielen Arbeitern, 
- daß »Wachstum und Effizienz« System-Imperative sind, die nicht unbedingt den Be- 
schäftigteninteressen und dem Gemeinwohl dienen; 
- daß betriebliche Rationalität eben nicht identisch zu sein Be mit gesellschaftlicher, 
sondern umgekehrt gesamtgesellschaftlich oft als Unvernunft gelten muß. 
Für die Gewerkschaften heißt dies veränderte Bewußtsein zunächst vor allem, daß mit der 
erhöhten Systemsensibilität auch neue Anforderungen gestellt werden. Noch als Ergebnis 
der Werftstudie konnte man sagen: Die Arbeiter wollen vor allem Interpretationshilfen, 
um sich die Krise erklären zu können, sich wenigstens auszukennen. Überspitzt gesagt ist 
heute Interpretation weniger gefragt: Um die Probleme des Wirtschaftssystems weiß man, 
heute beginnt die Ratlosigkeit bei der Lösung. Der Erwartungsdruck auf die Gewerkschaf- 
ten ist immens gewachsen, eine realistische Krisen-Lösungsperspektive aufzuzeigen und zu 
praktizieren. 
3. Dieser erhöhte Lösungsdruck enthält eine große Gefahr. Bleiben Lösungsversuche der 
Gewerkschaften aus, so können rechte Positionen an Gewicht gewinnen. Am deutlichsten 
wird m.E. das Problem bei der Frage nach der Zukunft der ausländischen Arbeiter und ih- 
rer Familien. Selbst wenn die Ausländerfeindlichkeit bei den Arbeitern sich dem kleinbür- 
gerlichen Ethnozentrismus-Syndrom »Am deutschen Wesen soll die Welt genesen« nicht 
fügt, weil durchaus Brechungen eingetreten sind durch die Erfahrungen guter Zusammen- 
arbeit und gemeinsamer Aktionen mit ausländischen Kollegen, so werden Lösungsangebo- 
te dieser Provenienz dennoch wieder gefährlicher: 1000 Türken raus aus dem Betrieb, und 
die Deutschen haben Arbeitsplätze! 
Auf andere Weise bestimmt sich bei Arbed der Lösungsdruck die Situation: Das möglicher- 
weise gänzlich sinnlose Lohnopfer wird von den Betroffenen gebracht nur in der Hoffnung 
auf jenen Strohhalm, der den Untergehenden doch noch vorm Ertrinken retten könnte, 
obwohl alle Fakten dagegenstehen. 
Durchaus sinnvolle Teilkonzepte werden heute hoffnungslos mit Erwartungen überfrach- 
tet. Dies gilt etwa für die Überlegungen in Richtung »alternative Produktion«. In vielen 
Diskussionen - gerade auch außerhalb der Gewerkschaften - fungieren solche Konzepte 
heute - darüber sollten wir uns nicht täuschen, auch wenn uns solche Ansätze höchst sym- 
pathisch sein mögen - als Zauberformeln, die sich schnell als solche entlarven, wenn es 
ernst wird und sie den Beweis ihrer Funktionstüchtigkeit für den Erhalt von Arbeitsplät- 
zen erbringen müssen. Ähnlich sieht es aus mit Betriebsübernahmen, für die es heute man- 
gels anderer Lösungen zunehmend leichter wird, Betroffene zu mobilisieren, für die es aber 
nach wie vor extrem schwer bleibt, sie als tragfähige Lösung zu stabilisieren. 
Weil der große Wurf, d.h. die andere Gesellschaft, kaum einem Arbeiter möglich oder, 
durch Beispiele geschreckt, wünschenswert erscheint, alle systemimmanenten Lösungen 
aber widersprüchlich bleiben und ihre Erfolge gleichermaßen begrenzt wie ungesichert er- 
scheinen, ist ein beachtliches Vakuum entstanden, das bei der Mehrheit zu Ratlosigkeit 
führt, bei Minderheiten aber auch gänzlich unakzeptablen Lösungen Vorschub leistet. 
Eine gewerkschaftliche Politik, die dieses Vakuum zu füllen versucht, dürfte sich mit der 
bloßen Verwaltung des Status quo - ohne ja damit Einbrüche verhindern zu können -nicht 
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beschränken. Sie dürfte sicherlich auch keine maximalistische Politik sein. Denn viele Be- 
schäftigte sind heute zu einem eigenen Beitrag zur Krisenlösung bereit; außerdem werden 
heute Lösungsvorschläge sehr viel kritischer nach ihrer Machbarkeit und ihren Erfolgsaus- 
sichten abgeklopft. Ich sage damit wohl nichts Neues: Die Konzipierung einer Gewerk- 
schaftspolitik, die diesen neuen subjektiven wie objektiven Anforderungen genügen soll, 
ist über die Maßen schwer. Wichtig erscheint mir deswegen die Betonung eines der hier re- 
ferierten Ergebnisse: Eine realistische gewerkschaftliche Politik, die längerfristige Perspek- 
tiven zur gesellschaftlichen Umgestaltung sichtbar verknüpft mit den tagespolitischen Posi- 
tionen, kann auf jene gestärkte Skepsis rechnen, mit der heute das Wirtschaftssystem von 
Arbeitern beobachtet wird. Selbstverständliches ist nicht mehr selbstverständlich - darin 
liegen durchaus offensiv zu nutzende Ansatzpunkte für Gewerkschaftspolitik. 
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Eine Bilanz der Ausarbeitungen und Diskussionen über Bewußtseinstheorie im zurücklie- 
genden Jahrzehnt fällt nicht positiv aus. Mit Recht konstatiert Schumann: »Wir können 
heute die vorfindlichen Formen des Arbeiterbewußtseins recht zutreffend beschreiben, wir 
können die Wirkung einzelner Einflußfaktoren auf das Bewußtsein benennen - etwa den 
Zusammenhang von Arbeitserfahrung und Arbeitsbewußtsein -, aber es liegt keine über- 
zeugende Bewußtseinstheorie vor, die den Zusammenhang von gesellschaftlichem Sein und 
Bewußtsein ... so genau bestimmen kann, daß die Wirkung gesellschaftlicher Prozesse wie 
der gegenwärtigen Krise angemessen bestimmt oder gar vorhergesagt werden könnte. Eine 
solche Theorie wäre aber erforderlich, soll der Versuch einer Prognose über Entwicklungs- 
tendenzen des Arbeiterbewußtseins mehr als eine wie immer intelligente Spekulation 
sein.« (Schumann 1983, $. 9) 

Dieses bestehende Defizit wird noch gravierender, wenn wir uns klar machen, daß wir mit 
den Arbeitern nur einen, wenn auch gewichtigen Teil der gesamten Lohnabhängigen er- 
faßt haben. Gerade weil wir heute die Unterscheidung in Arbeiter- und Angestelltenbe- 
wußtsein nicht länger aufrechterhalten können, müssen wir uns um eine Bewußtseinstheo- 
rie bemühen, die von vornherein alle Lohnabhängigen einbezieht. 

Ein entscheidender Grund für die beklagte Unentwickeltheit der Bewußtseinstheorie er- 
gibt sich aus einer drastischen Verschiebung der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen. 
Lange Zeit bestand eine strikte Koppelung zwischen zwei Thesen: Zum einen habe infolge 
der neuen staatlichen Handlungsparameter eine weitgehende Entschärfung der Krisen in 
der kapitalistischen Gesellschaftsformation durchgesetzt werden können; abgesehen von 
Disparitäten oder Disproportionalitäten könne über sozialstaatliches Instrumentarium ei- 
ne krisenfreie Entwicklung gewährleistet werden. Zum anderen werde durch eben diese so- 
zialstaatliche Politik Massenloyalität erzeugt und reproduziert, so daß wegen dieser Einbin- 
dung der lohnabhängigen Massen in den Sozialstaat eine radikale Umgestaltung dieser Ge- 
sellschaftsordnung abgeschrieben werden müsse. 

Zutreffenderweise konstatiert Schumann angesichts der schweren Wirtschaftskrise seit 
1974 daher ein zweifaches Scheitern dieses Hypothesenzusammenhanges: »Offenkundig ist 
heute zum einen: Die Stabilität des Systems in der Dimension der Ökonomie wurde da- 
mals bei weitem überschätzt; ... Das Faktum der gegenwärtigen Wirtschaftskrise wie auch 
die wirtschaftstheoretische und -politische Unsicherheit über Lösungen belehren uns eines 
Besseren über die Steuerbarkeit des Wirtschaftssystems. 

Zum anderen ist aber heute gleichermaßen offenkundig, daß die Stabilität 1.5. seiner Inte- 
grationskraft unterschätzt wurde ... Obwohl wir seit 1974/75 mit einer Arbeitslosenquote 
von über 1 Million zu Recht von einer Krise des ökonomischen Systems sprechen, sind 
dramatische Legitimationsverluste und kollektive Instabilität im pelitisch-gesellschaftli- 
chen Bewußtsein der Arbeiter bisher nicht typisch geworden.« (Schumann 1983, 5. 9.) In 
der Tat hat die anhaltende Massenarbeitslosigkeit keine relevanten Ausbruchsversuche aus 
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dem politisch-kulturellen Legitimationszusammenhang hervorgebracht. Aber genau diese 
verschwiegene Erwartung, eine anhaltende Krise der kapitalistischen Gesellschaftsforma- 
tion würde unmittelbar dramatische Verschiebungen in den Bewußtseinsstrukturen der 
Lohnabhängigen hervorrufen, ist falsch. Es sollte allerdings daraus nicht der Schluß gezo- 
gen:werden, die ökonomischen Probleme des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses 
zeigten auf der Ebene des individuellen Lebensprozesses und im Alltagsbewußtsein keiner- 
lei Auswirkungen. Auch wer nicht von der Massenarbeitslosigkeit direkt betroffen ist, er- 
fährt auf vielfältige Weise die Auswirkungen des Anpassungsprozesses auf die Lebensver- 
hältnisse. Zwar hat die ökonomische Krise bislang weder dramatische Legitimationsverlu- 
ste noch einen Zusammenbruch der politischen System-Loyalität ausgelöst; dennoch wäre 
der Schluß falsch, daß wir angesichts einer unterschätzten Integrationskraft des Systems 
überhaupt keine Bewußtseinsveränderungen bei den Lohnabhängigen zu verzeichnen hät- 
ten. Aber statt einer wachsenden Bereitschaft, die kapitalistische Gesellschaftsordnung 
durch radikale Reformen infrage zu stellen, konstatieren wir ausgeprägte Affinitäten zu 
konservativen Krisenlösungsstrategien. Die unter den Stichworten »Privatisierung« und 
Aufwertung »individueller Leistung« ins Werk gesetzten Strukturveränderungen sind letzt- 
lich nicht weniger radikal: Der Abbau der »Versorgungsmentalität« schlägt sich in einer 
sich beschleunigenden Systemveränderung durch die Konservativen nieder, ohne daß da- 
durch die anhaltende wirtschaftliche Stagnation überwunden und eine Revitalisierung der 
kapitalistischen Industrie durchgesetzt werden könnte. 

Die Zustimmung großer Teile der Lohnabhängigen zu einer verstärkten Belastung der Kri- 
senopfer und zu einer offenkundigen Marginalisierung und Diskriminierung ganzer Bevöl- 
kerungsgruppierungen, was sich in der Ausländerfeindlichkeit und der betont nationalen 
Interessenpolitik nur in den krassesten Formen äußert, indizierten eine deutliche Rechts- 
verschiebung im Massenbewußtsein. Es führt nicht weiter, dies mit der Fähigkeit des Sy- 
stems zur Erzeugung von Massenloyalität zu erklären; wir müssen uns dem Faktum stel- 
len, daß ein großer Teil der Lohnabhängigen sich für eine Sanierung des in die Krise gerate- 
nen Systems durch konservative Strategien einsetzt. 

Die Wirtschaftskrise bringt also keineswegs automatisch eine Auflösung der Massenloyali- 
tät. Deshalb unterstreichen wir als zentrale These: Gerade die deutliche »Rechtsverschie- 
bung« im Massenbewußtsein zwingt uns, an dem Zusammenhang von Krise und Bewußt- 
seinsentwicklung festzuhalten. 

Der Marxzschen Theorie zufolge verändern die Menschen mit der Entwicklung der sozialen 
Verhältnisse der Produktion auch ihr Denken und die jeweiligen Produkte ihres Denkens. 
Daher eröffnet die genauere Betrachtung der ökonomischen Formbestimmungen jeweils 
die Grundlage für die Bestimmung der Bewußtseinsveränderungen im Gefolge veränderter 
ökonomischer und sozialer Bedingungen. (vgl. Bischoff/Maldaner 1980) Auf den unter- 
schiedlichen sozialen Existenzbedingungen der Menschen erhebt sich jeweils ein ganzer 
Überbau verschiedener und eigentümlich gestalteter Gefühle, Illusionen und Denkweisen. 
Die lohnabhängige Klasse und die einzelnen Klassenabteilungen schaffen und gestalten die- 
se Überbaustruktur aus den spezifisch materiellen Grundlagen und aus den entsprechenden 
sozialen Verhältnissen heraus. Es geht deshalb bei dem Verhältnis von ökonomischer Basis 
und Überbau gar nicht um einen simplen Determinationszusammenhang oder um ’auto- 
matische” Wirkung, sondern - wie es Benjamin richtig zusammenfaßt - um einen Aus- 
druckszusammenhang zwischen Wirtschaft und Kultur. »Wenn der Unterbau gewisserma- 
ßen im Denk- und Erfahrungsmaterial den Überbau bestimmt, diese Bestimmungen aber 
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nicht die des einfachen Abspiegelns ist, wie ist sie dann - ganz abgesehen von der Frage ih- 
rer Entstehungsursache - zu charakterisieren? Als deren Ausdruck. Der Überbau ist der 
Ausdruck des Unterbaus. Die ökonomischen Bedingungen, unter denen die Gesellschaft 
existiert, kommen im Überbau zum Ausdruck.« (Benjamin 1982, $. 495) Aus ihrem Erfah- 
rungs- und Denkmaterial gestalten die verschiedenen sozialen Gruppierungen die gesell- 
schaftlichen Verhältnisse in den abgeleiteten Gesellschaftssphären; diese Gestaltung hängt 
ab von den Erfahrungen und Anschauungen, aber auch von der Belastung durch die mate- 
rielle Produktion und durch die Gewinnung des Lebensunterhalts; sie wird bestimmt 
durch den Umfang der Disposition über den geschaffenen gesellschaftlichen Reichtum, 
aber auch durch das Maß der außer der Arbeit zur Verfügung stehenden Zeit, Zeit für die 
Entwicklung von Fähigkeiten, teils zum Genuß des materiellen Reichtums, teils für freie 
Betätigung. Die Anschauungsweisen und Bewußtseinsformen, soweit sie sich innerhalb des 
gesellschaftlichen Gesamtreproduktionsprozesses herausbilden, sind ein relevantes Ele- 
ment des gesamten Alltagsbewußtseins, sie bilden ferner das Ausgangsmaterial und die Ba- 
sis für die Gestaltung der anderen gesellschaftlichen Sektoren, aber sie determinieren nicht 
die Ausprägung des Alltagsbewußtseins insgesamt, das schließlich für das politische Verhal- 
ten und die Einstellungen der Menschen ausschlaggebend ist. 

Veränderungen im Reproduktionsprozeß der Gesellschaft führen tatsächlich zu Verschie- 
bungen im Alltagsbewußtsein. Normalerweise erscheint der Reproduktionsprozeß konti- 
nuierlich, und alle verdrehten Wahrnehmungen oder Mystifikationen des gesellschaftli- 
chen Zusammenhangs basieren auf der Wahrnehmung und schließlich Antizipation von 
Kontinuität der ökonomischen Grundverhältnisse, also auch des eigenen Einkommens etc. 
(vgl. Herkommer u.a. 1979) In ökonomischen Krisen, in denen sich die Diskontinuität der 
kapitalistischen Produktion ausdrückt, geraten die ehemals festgefügten Vorstellungen und 
Erwartungen ins Wanken, das Alltagsbewußtsein wird verunsichert. In diesem Prozeß 
bleiben die gewöhnlichen Mystifikationen, die verdrehten Vorstellungen des Alltags nicht 
dieselben; teils sind sie in Auflösung begriffen (»Gerechtigkeit«), teils werden sie verstärkt 
(»Leistung«), jedenfalls treten durch die Verschiebung und Verunsicherung der traditionel- 
len Elemente des Alltagsbewußtseins seine Widersprüche schroffer in Erscheinung - mit 
ganz unterschiedlichen Verlaufsformen und -richtungen für die einzelnen sozialen Klassen 
und ihre Fraktionen. Dieser Umbruch und die Beschleunigung von Bewußtseinsverände- 
rungen, die durch die Zuspitzung der Widersprüche des Alltagsbewußtseins sich ergebende 
Radikalisierung von Bewußtseinsformen ist Kennzeichen der Krise und nicht der Prosperi- 
tät, d.h. des kontinuierlichen und relativ "wohlstehenden’ Zustands der kapitalistischen 
Entwicklung. Die Radikalisierung des Alltagsbewußtseins selbst ist nur die Voraussetzung 
für Umbrüche und massive Verschiebungen im politischen Bewußtsein, beide Prozesse 
sind nicht identisch. Die in der Krise des Gesamtreproduktionsprozesses im Alltagsbe- 
wußtsein aufbrechenden Vorurteile und Einsichten, Illusionen und Hoffnungen sind wie- 
derum das Ausgangsmaterial und die Basis für die Gestaltung kontrastierender politisch- 
kultureller etc. - kurz: ideologischer Formen. 

Insofern ist für Marx die Veränderung der verdrehten, mystifizierten Anschauungsformen 
des Gesamtreproduktionsprozesses stets ein notwendiges Beiprodukt einer Krise im allge- 
meinen Charakter des Reproduktionsprozesses: Mit der Ruinierung der Eigentumsformen 
in der allgemeinen Krise wird zugleich auch die reale Basis der politischen Struktur der bür- 
gerlichen Gesellschaft zerstört, aber die Ausbildung einer realistischen und breit veranker- 
ten politisch-gesellschaftlichen Synthese zur Krisenlösung ist keineswegs automatisch gege- 
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ben. In diesem Sinne ist das Eklatieren einer krisenhaften Entwicklung stets eine wesentli- 
che Vorbedingung für gesellschaftlich-politische Umwälzungsprozesse. 


I 


Das gravierende Defizit auf Seiten der marxistischen Theorie hinsichtlich der Struktur und 
Erklärung der Entwicklungstendenzen des Alltagsbewußtseins von Lohnabhängigen kann 
nicht bestritten werden. Sicherlich gibt es eine ganze Reihe von Erklärungen für diesen 
Tatbestand. Aber von welcher Seite nun auch an der Überwindung dieses offenkundigen 
Mangels gearbeitet wird, die Versuche zur Entwickung einer umfassenden Theorie des All- 
tagsbewußtseins sind zugleich damit konfrontiert, daß die Lösung der Aufgabe innerhalb 
der vorgegebenen Struktur marxistischer Theorie selbst für unmöglich erklärt wird. So ar- 
gumentiert Habermas (1981), daß die Versuche zur Entwicklung einer umfassenden Theo- 
rie des Alltagsbewußtseins schon deshalb zum Scheitern verurteilt seien, weil in den spätka- 
pitalistischen Gesellschaften schon längst nicht mehr von einem falschen oder mystifizier- 
ten Bewußtsein gesprochen werden könne; an die Stelle einer verdrehten Darstellung des 
gesellschaftlichen Gesamtzusammenhanges im Alltagsbewußtsein sei heute das fragmen- 
tierte Bewußtsein getreten; angesichts der faktischen Kolonialisierung der Lebenswelt habe 
das Alltagsbewußtsein grundsätzlich seine synthetische Kraft verloren; die Subjekte könn- 
ten es nicht mehr zu einer umfassenden Auffassung der gesellschaftlichen Totalität brin- 
gen, und insofern sei die Suche nach einer Struktur der Verkehrung und Verdinglichung 
auch der vergebliche Versuch, überlieferte theoretische Instrumente in einer völlig verän- 
derten Welt anzuwenden. Die Fragmentierung des Alltagsbewußtseins und die zerstreuten 
Perspektiven der spätkapitalistischen Kultur drückten sich konsequent in der Pluralität der 
neuen sozialen Bewegungen aus, was die Marxisten eben zu einer grundlegenden Revision 
ihres theoretischen Fundaments zwinge. Eine entwickelte emanzipatorische Theorie hätte 
daher eine völlig neue Aufgabenstellung: »Statt der Ideologiekritik zu dienen, hätte sie die 
kulturelle Verarmung und Fragmentierung des Alltagsbewußtseins zu erklären; statt den 
verwehten Spuren eines revolutionären Bewußtseins nachzujagen, hätte sie die Bedingun- 
gen für eine Rückkoppelung der rationalisierten Kultur mit einer auf vitale Überlieferun- 
gen angewiesenen Alltagskommunikation anzugeben.« (Habermas 1981, S. 522) 

Die Faszination dieser Argumentation rührt sicherlich mit daher, daß sich von der These 
des fragmentierten Alltagsbewußtseins zugleich eine plausible Erklärung für die Ausbil- 
dung und Entwicklung des spezifischen Protestpotentials der spätkapitalistischen Gesell- 
schaft - die neuen sozialen Bewegungen - erschließt. Es wäre daher wenig fruchtbar, wollte 
man lediglich die unterliegenden Hypothesen der Habermas’schen Argumentation kritisie- 
ren und würde die Schlüsselthese vom fragmentierten Alltagsbewußtsein weder theoretisch 
noch im Hinblick auf den empirischen Erklärungswert hinterfragen (vgl. Herkommer u.a., 
1983). Wir wollen daher nach einem kurzen Überblick über die Habermas’schen Thesen 
begründen, weshalb es gerechtfertigt ist, an der These vom Alltagsbewußtsein als spezifi- 
scher Verarbeitungsform des Alltagslebens, also der Oberfläche der geseilschaftlichen Tota- 
lität, festzuhalten. 
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Mit welchen Hauptargumenten wird die These vom fragmentierten Alltagsbewußtsein be- 
gründet? Die Marxsche Theorie mit ihrem Primat des Werts, d.h. der Betrachtung aller ge- 
sellschaftlichen Phänomene unter ökonomischem, wertförmigem Aspekt, ist - so Haber- 
mas - zur Durchdringung nicht-wertbezogener Gesellschaftsphänomene ebenso ungeeignet 
wie zum Begreifen säkularer Wandlungsprozesse - z.B. der Individuierung, die nicht ent- 
lang von ökonomischen Klassengrenzen verlaufe. (vgl. Habermas-Kritik, 1983) Die Einsei- 
tigkeit oder der Ökonomismus der Marxschen Werttheorie verunmögliche einerseits, die 
strukturellen Beziehungen zwischen ökonomischer und anderen Gesellschaftssphären zu 
erfassen, und andererseits, soziales Handeln und Bewußtsein der Menschen in nicht-öko- 
nomischen gesellschaftlichen Systemen zu reflektieren. Mit der Marxschen Theorie müsse 
deshalb der Anspruch verfehlt werden, den »Begründungszusammenhang ökonomische Si- 
tuation - soziale Beziehungen - Bewußtsein« (Schumann 1982, $. 34) der Menschen im 
Spätkapitalismus zu entschlüsseln. 

1. Für die modernen Gesellschaften konstitutiv sei die Differenzierung von Lebenswelt 
und Systemrationalität. »Indem sich die Subsysteme Wirtschaft und Staat über die Medien 
Geld und Macht aus einem in den Horizont der Lebenswelt eingelassenen Institutionensy- 
stem ausdifferenzieren, entstehen formal organisierte Handlungsbereiche, die nicht mehr 
über den Mechanismus der Verständigung integriert werden, die sich von lebensweltlichen 
Kontexten abstoßen und zu einer Art normfreier Sozietät gerinnen«. (Habermas 1981, 5. 
455) Nach dem von Habermas eingeführten Kriterium der Verrechtlichung verlaufen die 
Grenzen zwischen System und Lebenswelt »zwischen den Subsystemen der Wirtschaft und 
der bürokratisierten Staatsverwaltung einerseits, der (von Familie, Nachbarschaft, freien 
Assoziationen getragenen) privaten Lebenssphären sowie der Öffentlichkeit (der Privatleu- 
te und der Staatsbürger) andererseits« (Habermas 1981, $. 458). Grob gesagt: In Struktur 
und Handlungszusammenhängen werden Staat und Wirtschaft als »System« getrennt von 
Familie und Öffentlichkeit als »Lebenswelt«. 

2. Wie die Kolonialherren in eine Stammesgesellschaft dränge das »System« in die »Lebens- 
welt« und assimiliere sie. »In dem Maße wie das ökonomische System die Lebensform der 
privaten Haushalte und die Lebensführung von Konsumenten und Beschäftigten seinen 
Imperativen unterwirft, gewinnen Konsumismus und Besitzindividualismus, Leistungs- 
und Wettbewerbsmotive prägende Kraft ... Wie die Privatsphäre vom Wirtschaftssystem, 
so wird die Öffentlichkeit vom Verwaltungssystem unterlaufen und ausgehöhlt« (Haber- 
mas 1981, 5. 480). Diese Kolonialisierung der Lebenswelt habe eine doppelte Konsequenz: 
erstens die »einseitige Rationalisierung oder Verdinglichung der Alltagspraxis« ($. 481); 
zweitens die »Erscheinung einer kulturellen Verarmung, von der eine in ihrer Traditions 
substanz entwertete Lebenswelt bedroht ist« (ebd.). 

3. Dem Prozeß der Kolonialisierung der »Lebenswelt« durch das »System« entspreche eine 
historische Verschiebung der Erfahrung von Entfremdung. »Am Modell der entfremdeten 
Fabrikarbeiter in den frühen Stadien der Industrialisierung entwickelt Marx ein Konzept 
der Entfremdung, das er auf die proletarische Lebenswelt im ganzen überträgt. Dieses 
Konzept unterscheidet nicht zwischen der Auflösung traditionaler und der Zerstörung 
posttraditionaler Lebenswelten. Und es diskriminiert auch nicht zwischen einer Verelen- 
dung, die die materielle Reproduktion der Lebenswelt betrifft, und Störungen der symboli- 
schen Reproduktion der Lebenswelt, also zwischen Problemen der äußeren und der inne- 
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ren Not. Dieser Typus von Entfremdung tritt aber umso mehr in den Hintergrund, je wei- 
ter sich der Sozialstaat durchsetzt.« (Habermas 1981, 5. 513) 

4. Die kolonialisierte »Lebenswelt« verliert durch den zerstörerischen Vorgang ihre Fähig- 
keit zur Interpretation, zur Ideologiebildung. »Das Alltagsbewußtsein wird seiner syntheti- 
schen Kraft beraubt, es wird fragmentiert« (Habermas 1981, $. 521). Diese Diffusität des 
Alltagsbewußtseins ermöglicht keine positive Interpretation, offenbart aber auch nicht ne- 
gativ den Prozeß der Zerstörung. Das funktionale Äquivalent zur ehemaligen klassenbe- 
wußten Ideologiebildung im Alltagsbewußtsein ist der diffuse Alltagsverstand. »Wenn man 
dies in einem Vergleich zum Ausdruck bringen will, kann man sagen, daß der Hohlspiegel 
des Klassenbewußtseins zersplittert, ohne zu zerfallen, und jeder Splitter seine eigene To- 
talperspektive wiedergibt, ohne daß die von Rissen und Sprüngen feinmaschig zergliederte, 
in ihre Bestandteile zerfallende Spiegeloberfläche aus sich heraus noch ein gemeinsames 
Bild erzeugen könnte« (Beck 1983, S. 57). 

5. Es entstehen an der Grenze von System und Lebenswelt »jene neuen Konfliktpotentiale 
spätkapitalistischer Gesellschaften, die gerade Marxisten irritieren müssen« (Habermas 
1981, S. 515). Denn die neuen politischen Konfliktpotentiale entzünden sich nicht an den 
traditionellen Verteilungskonflikten, »sondern an Fragen der Grammatik von Lebensfor- 
men« (S. 576). Die Protestpotentiale in der spätkapitalistischen Gesellschaft fallen so not- 
wendigerweise auseinander, dem fragmentierten Alltagsbewußtsein entspricht eine »frag- 
mentierte Politizität« (Bolaffi/Kallscheuer 1983, S. 77). »Es wäre deshalb illusorisch, aus 
den neuen Bewegungen die ’neue Form der Politik’ in Gestalt eizer gemeinsamen Frage ex- 
trahieren zu wollen« (dies., $. 76). »Die aktuellen Protestformen und die Versuche, gegen- 
kulturelle Lebenszusammenhänge aufzubauen, wären aus dieser Sicht als ’embryonale Vor- 
formen’ einer sich erst formierenden ’neuen’ sozialen Bewegung zu verstehen« (Brand 
1982, S. 137). Es handelt sich um partielle, den Zusammenhang von »System« und »Lebens- 
welt« nicht übergreifende Protestbewegungen. 


Die soziale Heterogenität und politisch-programmatische Buntscheckigkeit des Protestpo- 
tentials der neuen sozialen Bewegungen soll nicht bestritten werden. Dennoch handelt es 
sich nicht um Bewegungen mit rein partiellen Zielsetzungen (one-single-purpose-move- 
ments), sondern diese gehen von den unterschiedlichsten Ansatzpunkten im Alltagsleben 
aus, haben sicherlich auch höchst auseinanderlaufende Schwerpunkte, fassen sich aber 
doch in der übergreifenden Formel »anders leben - anders arbeiten« zusammen. Die vielfälti- 
gen Gestaltungs- und Aneignungsimpulse für ein gründlich verändertes Alltagsleben dür- 
fen nicht als Übergang zu einem fragmentierten Bewußtsein mißverstanden werden. Die 
angesprochene Problematik läßt sich folglich nur durch einen anderen Zugriff erfassen: 

— In der politisch-kulturellen Zielsetzung nach einem »anders leben - anders arbeiten« 
drückt sich gerade heute wie nie zuvor in der Geschichte der Anspruch nach einer um- 
fassenden Veränderung der gesellschaftlichen Verhältnisse aus. Die synthetische Kraft 
des Alltagsbewußtseins tritt gerade jetzt in Erscheinung. 

— Der integrale Zusammenhang von Arbeits- und Lebenswelt drückt sich darin aus, daß 
nicht nur eine gründliche Veränderung der Lebenswelt, der natürlichen und gesell- 
schaftlichen Strukturen des Alltagslebens, gefordert wird, sondern daß sich diese Forde- 
rung auch auf die gründliche Neugestaltung der gesellschaftlichen Produktion im Sinne 
einer inhaltlichen Aufwertung der Arbeit erstreckt. Es geht nicht nur um ein über Ar- 
beit vermitteltes ausreichendes Auskommen zur Gestaltung der Lebensverhältnisse, - 
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sondern die Arbeit selbst soll unter gesellschaftlichen wie individuellen Dimensionen 
bestimmten inhaltlichen Anforderungen genügen. 

— Die politische Spannung zwischen der alten und den neuen sozialen Bewegungen er- 
wächst gerade daraus, daß in der Gewerkschaftsbewegung und den politischen Parteien 
der Arbeiterbewegung der Anspruch, durch eine Umgestaltung der Produktionsver- 
hältnisse zu einer neuen Qualität des gesamten Alltagslebens vorstoßen zu können, 
längst nicht mehr in einer aktuellen Zielvorstellung konkretisiert werden kann. Gerade 
der Arbeiterbewegung wird die partielle Sichtweise vorgehalten; dagegen wird seitens der 
neuen sozialen Bewegungen dem Anspruch nach an der Neugestaltung der gesamten 
Lebensverhältnisse festgehalten, unter Einschluß der Arbeit. Statt bloßer Humanisie- 
rung der entfremdeten Erwerbstätigkeit geht es darum, die Forderung von Arbeit als 
erstem Lebensbedürfnis selbst ernst zu nehmen. 

Statt nach einer theoretischen Begründung für die Ausbreitung des fragmentierten Alltags- 

bewußtseins zu suchen, muß vielmehr erklärt werden, warum sich gerade innerhalb der 

spätkapitalistischen Entwicklung ein Bewußtsein vom Ensemble der gesellschaftlichen Ver- 
hältnisse Bahn bricht. 


IV. 


1. »Ein Mensch, der nicht über freie Zeit verfügt, dessen ganze Lebenszeit - abgesehn von 
rein physischen Unterbrechungen durch Schlaf, Mahlzeiten usw. - von seiner Arbeit für 
den Kapitalisten verschlungen wird, ist weniger als ein Lasttier. Er ist eine bloße Maschine 
zur Produktion von fremdem Reichtum, körperlich gebrochen und geistig verroht« (Marx, 
Bd. 16, S. 144). Es ist dies die gewöhnliche Situation des Lohnabhängigen in der »Lümmel- 
und Steckenzeit« (Marx) des Kapitalismus, daß die Herrschaft der entfremdeten Arbeit des- 
potisch oder usurpatorisch die gesamte Lebenszeit bestimmt. Hier war die Arbeit nicht nur 
zentral für den Lebenszusammenhang des Lohnabhängigen, sondern erdrückend dominant 
- denn ein »Leben« außer der Arbeit gab es eigentlich nicht. Da »Zeit« immer gleichbedeu- 
tend ist mit Raum zur menschlichen Entwicklung überhaupt, ist die zitierte Schilderung 
des körperlichen und geistigen Zustands der Lohnabhängigen in dieser Entwicklungsphase 
des Kapitalismus keineswegs überzogen. Zeit als Raum zur Entwicklung der Persönlichkeit 
auch des Arbeiters muß dem Kapital erst in langen Kämpfen abgerungen werden, in Kämp- 
fen, die nicht ausgehen von einem »humaneren« Bild der Arbeitsgesellschaft, sondern vom 
Widerstand der Lohnabhängigen und Gewerkschaften gegen die Methoden der relativen 
Mehrwertproduktion, insbesondere der Intensivierung der Arbeit (vgl. SOST, 1983, S. 
4ff.). Die Trennung eines relevanten Zeitteils für private oder persönliche Entwicklung des 
Lohnarbeiters von seiner vom Kapital ausgepreßten Lohnarbeitszeit, damit die in Kämpfen 
der Arbeiterbewegung sich erst herausbildende Unterscheidung einer Arbeits- und einer 
Lebenswelt, ist deshalb verknüpft mit einer zivilisatorischen Entwicklung für die arbeiten- 
de Klasse, mit der Verbesserung ihres gesamten moralischen und politischen Zustands, ein- 
schließlich ihres positiven Wissens von der Gesellschaft und Natur, d.h. ihrer »Bildung«. 
»Es wird so freie Zeit auch für den Arbeiter geschaffen und die Intensität in einer bestimm- 
ten Arbeit hebt daher nicht die Möglichkeit der Tätigkeit in anderer Richtung auf, die im 
Gegenteil als Erholung erscheinen kann. Daher die außerordentlich wohltätigen Folgen, 
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die dieser Prozeß - statistisch erwiesen - auf die körperliche, moralische und intellektuelle 
Verbesserung der working class in England ausübte« (MEGA, S. 1910). 

Die Erweiterung des Verhältnisses von Arbeits- und Lebenswelt führt zur Differenzierung 
der Gesellschaftsstruktur, einerseits zur breit gefächerten Entwicklung des Sozialstaats und 
der »Überbauten«, andererseits zur Genese neuer Klassen bzw. Schichten innerhalb der So- 
zialstruktur. Die Entwicklung eines Raumes zur menschlichen Entwicklung auch des 
Lohnabhängigen, die Herausbildung und Anerkennung des Arbeiters als Person und Indi- 
vidualität, ist zugleich ein gesellschaftlich bestimmter Prozeß, der neue Abhängigkeiten 
und Zwänge hervorbringt. »Individualisierung vollzieht sich unter den Bedingungen des 
wohlfahrtsstaatlich organisierten Arbeitsmarkts, ist in diesem Sinne also Produkt gesell- 
schaftlicher Verhältnisse und führt ihrerseits hinein in einen bestimmten konfliktreichen 
Modus der Vergesellschaftung, nämlich in eine kollektiv individualisierte Existenzweise, die 
sich allerdings der Kollektivität und Standardisierung ihrer Existenzweise nicht ohne wei- 
teres bewußt werden kann« (Beck 1983, $. 42). Die Individualisierung in der Privatsphäre 
oder die Persönlichkeitsentwicklung außer der Arbeit sind daher von der »formal organi- 
sierten« Entwicklung des Wirtschaftslebens, der Verwaltung und des Sozialstaates nicht 
nur nicht zu trennen, sie basieren vielmehr auf ihr in einem doppelten Sinn: Erstens ist oh- 
ne Entwicklung der Ökonomie und des Sozialstaats ein Raum zur Entwicklung von Indivi- 
dualität nicht denkbar; zweitens bestimmen die Widersprüche von Wirtschaft und Sozial- 
staat auch das private Leben, die »Gesellschaftlichkeit« der gesamten Lebensverhältnisse ist 
übergreifend. »Einerseits wird der einzelne immer mehr aus Bindungen und Versorgungs- 
bezügen herausgelöst und ist zur Sicherung seiner privaten Existenz immer nachdrückli- 
‘cher und offensichtlicher von Verhältnissen und Regulierungen abhängig, die sich seinem 
Zugriff vollständig entziehen ... Im Zuge des Individualisierungsprozesses kommen dem- 
entsprechend immer nachhaltiger die Widersprüche der in ihm verdeckten und verdrängten 
Gesellschaftlichkeit zum Ausbruch« (Beck 1983, $. 55). 

Die These einer Trennung von System und Lebenswelt und ihrer Kolonialisierung verfehlt 
die widersprüchliche Entwicklung von Lebensverhältnissen aus dem Widerspruch und 
dem gewerkschaftlichen Kampf innerhalb des Systems gesellschaftlicher Arbeit völlig. Da 
es den handelnden, in sozialem Zusammenhang die gesellschaftlichen Strukturen schaffen- 
den und gestaltenden Menschen in diesem Habermas’schen Modell nicht gibt, haben selbst 
nichtmarzistische Sozialwissenschaftler eingewandt, daß es sehr fragwürdig ist, die »Le- 
benswelt« als passives Terrain zu setzen, das gleichsam von außen kolonialisiert wird (vgl. 
Beck 1983, S. 54). 

Die Kritik muß schärfer ausfallen: In dieser Theorie wird ohne Begründung oder empiri- 
schen Beleg jeder Zusammenhang von Arbeits- und Lebenswelt negiert, natürlich mit dem 
Ergebnis, daß Widersprüche innerhalb der Arbeitswelt als belanglos für alle anderen gesell- 
schaftlichen Sektoren erscheinen; dies ist nicht haltbar. 


2. Im historischen Vergleich ist die heute alltäglich relevante, praktische Integration von 
Arbeits-und Lebenswelt so entwickelt und so offensichtlich wie nie zuvor in der Entwick- 
lung der bürgerlichen Gesellschaft. Dies läßt sich gerade an den Phänomenen belegen, die 
nicht nur bei Habermas als Beleg des Gegenteils dienen: 

a) Die moderne Entwickung der Familie habe den Konnex zwischen privater, kultureller 
Entwicklung und klassen- oder sozialstruktureller Prägung weitgehend aufgelöst. 

Wenn es für die frühere Arbeiterfamilie richtig ist, daß »Kinder, ihre Erziehung und Aus- 
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bildung ... nicht zum Zentrum des Familienlebens werden (können), weil die Sicherung 
der wirtschaftlichen Basis der Familie derart beherrschend ist, daß die grundlegende Prä- 
gung aller proletarischen Lebensumstände durch die gesellschaftlichen Verhältnisse, spe- 
ziell im Bereich der Produktion offen zutage tritt« (Rosenbaum, 46), dann ist das inzwi- 
schen gegenüber früher entwickelte Familienleben kein Beleg dafür, daß von der gegenwär- 
tigen Arbeiterfamilie gesagt werden könne, »sie sei ein von der Arbeitswelt isolierter, allein 
privater Gestaltung unterliegender Bereich« (ebd.). Festzustellen ist vielmehr erstens, daß 
die Familie zum Lebensraum geworden ist, der viel offenkundigere Verbindungen zum So- 
zialsystem aufweist. »Indem der ausgeweitete keynesianische Staat der früheren Trennung 
eines familialen Privatraums, der ganz der affektiven und sozialen Reproduktion der Ar- 
beitskraft diente, von einer Öffentlichkeit ein Ende setzte, die vom Reproduktionsbereich 
relativ losgelöst war, ließ er einen Familienstaat entstehen, der die Familie zur Konsumein- 
heit machte und sie in einem neuen Raum entfaltete, der durch die finanziellen Einnah- 
men, die ’vergesellschafteten’ Bedürfnisse und die verschiedenen Dienstleistungen des Staa- 
tes gekennzeichnet ist« (Buci-Glucksmann/Therborn 1982, $. 127). Die Familie »verliert« 
dadurch einige traditionelle Funktionen, aber durchaus nicht - trotz aller Widersprüche - 
den emanzipatorischen Impuls. 

Aber sind z.B. die Kinder früher in Arbeiterfamilien wirklich »gebildet« worden, oder tritt 
diese Funktion nicht erst mit der allgemeinen Schule auch für Arbeiterfamilien in die Rea- 
lität? Und hat die Familie früher in Zeiten der Arbeitslosigkeit die Reproduktion besorgen 
können, oder ist das nicht erst der Fall mit kollektiven Sicherungssystemen? Tatsächlich ist 
das, was so häufig als »Verlust« der früheren Familie gekennzeichnet wird, tatsächlich ihre 
»Bereicherung« bzw. die gesellschaftliche Ersetzung von Funktionen, die die Familie ohne- 
hin nicht vermitteln konnte, an der sie im Zweifel zerbrochen ist. »Mit dem Staat ist die 
Familie nur stärker geworden. Denn sobald der Staat einen Großteil der Unterhaltung der 
Arbeitskraft übernimmt - von der Geburt bis zum Tod -, verbreitet er einen neuen Ge- 
meinsinn. Die Familien werden zu Trägern dieses Wohlfahrtsprozesses und seiner Wider- 
sprüche« (Buci-Glucksmann / Therborn 1982, S. 127). 

Zweitens ist festzustellen, daß die »Privatisierung« der Familie oder die Entwicklung eines 
Familienlebens gerade ein Resultat der geseilschaftlichen Entwicklung in der kapitalisti- 
schen Gesellschaftsformation ist. Hier entstehen neue Beziehungen und emotionale An- 
sprüche, die nicht nur das Verhältnis zu den Kindern, sondern auch das Geschlechterver- 
hältnis umfassen. Für viele Lohnabhängige stellt die Familie und die in diesen sozialen Be- 
ziehungen realisierten Aktivitäten und Aneignungsformen einen wichtigen sozialen Ort 
dar, wo sie sich gerade anders, teils im Gegensatz erfahren und begreifen lernen, denn als 
Ware Arbeitskraft. Die Familie als Ort des Familienlebens entwickelt daher Persönlichkeit 
und insofern Voraussetzungen emanzipatorischen Potentials, was keineswegs eine Glorifi- 
zierung der negativen Seiten der familialen Lebensformen einschließt. Es »haben sich - ne- 
ben anderen Veränderungen - zwei Phänomene auch im proletarischen Alltag herausgebil- 
det, ohne die sich die Entwicklung subjektiver Potentiale, die wichtigste Basis für Selbstbe- 
wußtsein und damit auch politisches Bewußtsein, schwerlich denken läßt: zum einen 
’Kindheit’ als lebensgeschichtlicher Zeitraum, in dem Disziplinierung und Dressur noch 
eingeschränkt sind; zum anderen eine der realen Subsumtion unters Kapital partiell entzo- 
gene Sphäre, nämlich der private Binnenraum Familie« (Becker-Schmidt u.a. 1983, 5. 185). 
Schließlich läßt sich heute Familie nicht mehr nur auf materielle und psychosoziale Reali- 
sationsbedingungen für Kindheit, Reproduktion und Regeneration reduzieren, sondern sie 
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stellt einen zentralen Ort für alle anderen Fromen von Aktivitäten und Gestaltungen dar 
(vgl. Pust 1983); als überdies erweiterter lebensgeschichtlicher Raum ist das höhere Lebens- 
alter hinzuzunehmen, das im Hinblick auf die Gestaltung der Lebensprozesse für die Sub- 
jekte mehr und mehr an Bedeutung gewinnt; schließlich weisen einige Arbeiten auch dar- 
auf hin, daß auch die Entwicklung eines größeren Selbst- und politischen Bewußtseins der 
Frauen auf die politische Neustrukturierung der Frauenrolle in der modernen Familie zu- 
rückgeht (Buci-Glucksmann/ Therborn 1982, S. 127). Zusammengefaßt kann die Familie 
und ihre Bedeutung weder auf die ohne Zweifel vorhandenen negativen und bornierten 
Aspekte des modernen Familienlebens reduziert werden, noch läßt sich der »Verlust« eines 
einstmaligen »Zusammenhangs« belegen. 

Im Resultat ergibt sich: Die wachsende Bedeutung der Familie und neuer Familienfunktio- 
nen ist nicht nur kein Beleg für den abnehmenden Zusammenhang von Erwerbssystem 
und Familie, sondern es gilt der umgekehrte Zusammenhang: Die Erweiterung und Diffe- 
renzierung der Familienrollen und -funktionen ist mit der Entwickung des Wirtschaftssy- 
stems und des Sozialstaats untrennbar verbunden; die Vergesellschaftung einer Reihe von 
Funktionen macht die Familie als naturwüchsige Umverteilungsagentur mehr und mehr 
obsolet und eröffnet so erst den Entwicklungsraum für neue Formen des sozialen Zusam- 
menlebens und einer reicheren Individualität. Dieser Zusammenhang zeigt sich nicht zu- 
letzt jetzt, wo die Konservativen den Druck der anhaltenden Massenarbeitslosigkeit aus- 
nutzen, um zu einer Wiederaufwertung der Familie als ökonomischer Einheit und Umver- 
teilungszentrum zukommen. Der integrale Zusammenhang von Arbeit und Alltagsleben 
wird unterstrichen, wenn ganze soziale Schichten, »die sich dies nicht hätten träumen las- 
sen, plötzlich von der Arbeitslosigkeit erfaßt werden oder bedroht sind, und sich nun ... ra- 
dikalen Einbrüchen in ihrer Lebensführung gegenübersehen.« (Beck 1983, $. 45) 

b) Die »Bildungsmöglichkeit« habe schrittweise die Abhängigkeit von sozialer Herkunft 
und Stellung im Erwerbsleben abgelöst; charakteristisches Produkt dieser nicht-traditiona- 
len Sozialisation sei der Typus des »sozialen Aufsteigers«. 

Auch die größere Bedeutung von Bildung und Ausbildung hat keineswegs zu einer Desin- 
tegration von Arbeits- und Lebenswelt geführt. Die »noch für die Weimarer Zeit typische 
Arbeitererziehung durch Familie und Milieu, die jene stabile, nahezu erfahrungsunabhän- 
gige Erfahrungsloyalität sicherte, hat für die Nachkriegsgeneration, d.h. für die heute Drei- 
Bigjährigen, kaum noch Bedeutung. Die politische Sozialisation der Arbeiter verlagert sich 
insgesamt stärker in die sekundäre und tertiäre Erziehungsphase, d.h. Schule, Arbeits- 
platz/ Betrieb und auch die Massenmedien erhalten größeres Gewicht.« (Schumann 1979, 
5.157) Lassen wir die problematischen Thesen über die Weimarer Zeit beiseite, so zielt das 
Argument darauf, daß die primäre soziale und politische Sozialisation des Arbeiters durch 
die Bildungsinstitutionen außerhalb der Familie vermittelt wird, wodurch die soziale Her- 
kunftsabhängigkeit durch die »Bildungsabhängigkeit« ersetzt werde, was den Hinter- 
grund des allgemeinen Typus des »sozialen Aufsteigers« bilde; die Bildungsmöglichkeiten 
seien sozial ungleich verteilt, könnten aber nicht unter klassenstrukturellen oder wertöko- 
nomischen Gesichtspunkten betrachtet werden. 

Mit dem Typus des »sozialen Aufsteigers« wird aber ein Prozeß beschrieben, dessen Kenn- 
zeichen überhaupt nicht zum Beleg gegen die primär ökonomische bzw. sozial-familiäre 
Sozialisation tauglich sind. Hierbei können drei Momente unterschieden werden: 

a) »Mit der Verlängerung schulischer Bildung wird die Herauslösung aus dem Herkunfts- 
milieu zum selbstverständlichen Massenschicksal« (Beck 1983, $. 45). Dies soll heißen: Mit 
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der Verallgemeinerung der schulischen und beruflichen Bildung wird a) der Eintritt ins Er- 
werbsleben und b) die Erwartung der persönlichen und gesellschaftlichen Zukunft über 
Bildung und Bildungssystem vermittelt. Sozialer Aufsteiger ist jedermann, sofern er sich 
den Selektionskriterien des Bildungssystems unterwirft, um in das Erwerbsleben einzustei- 
gen. Zwischen Kindheit und Familie und dem Erwerbsleben liegt eine »Etage« institutio- 
neller Bildung, zu der »aufsteigen« muß, wer sich reproduzieren will - ganz gleichgültig ob 
in den Bahnen seines sozialen Umkreises oder in der Absicht, sich sozial zu verbessern. 
Diese allgemeine »Bildungsabhängigkeit« sagt insofern über sozialen Aufstieg im Sinne der 
Überwindung einer traditionellen Lebensstellung gar nichts aus, »sozialer Aufstieg« be- 
schreibt stattdessen begrifflich schlecht eine veränderte Vermittlung von gesellschaftlichem 
Produktionsprozeß und individueller Reproduktionssphäre. 

b) Die Ausgestaltung des Bildungssystems bringt erweiterte soziale Selektion mit sich, die 
keinesfalls die sozialen Trennungen zwischen Arbeiterexistenz und anderen überwindet. 
Gerade im Verlauf der Bildungsexpansion haben Selektionsprozesse in den Arbeiterberu- 
fen stark zugenommen. Mit dem Ausbau des Berufsbildungssystems und dem Anstieg der 
Qualifikationsanforderungen ist ein Ausbau der Qualifikation zum Arbeiter erfolgt und 
zugleich damit eine Selektionierung »niederer«, ungelernter Arbeiter, »Der Zugang zu Ar- 
beiterberufen ist also ... ein harter Prozeß der ’Auslese und Anpassung’, in dem die schlech- 
teren Positionen heute noch deutlicher an strukturell schwache Gruppen wie Frauen und 
Ausländer fallen« (Mooser 1983, S. 15). Die Qualifikationsanforderungen, die Verschu- 
lung, die Verknüpfung von Ausbildungsgrad und Statuszuweisung in der betrieblichen 
Hierarchie gelten auch und gerade für die Arbeiter. Wer sich »bildet«, löst sich deshalb 
nicht automatisch von seinem primär-sozialen Sozialisationszusammenhang in der Arbei- 
ter- oder Angestelltenfamilie, sondern ist in den meisten Fällen zunächst bemüht, sich für 
dieselbe ökonomische Rolle seiner Elterngeneration zu »qualifizieren«; schafft er es nicht, 
ist die soziale Deklassierung wahrscheinlich. 

c) »Aufstieg durch Bildung« ist in vielen Fällen, insbesondere in den letzten Jahren für ei- 
nen großen Teil der normalen Schulabgänger nichts anderes als das notwendige und einzige 
Mittel, sich gegen einen sozialen Abstieg zu wehren. Dieselbe Bildungsqualifikation wie die 
der Eltern garantiert immer weniger denselben sozialen und beruflichen Status, häufig 
nicht einmal mehr überhaupt den Eintritt in das Erwerbsleben. Eine dadurch nötige 
»Örientierung« auf den »sozialen Aufstieg« ist nichts anderes als eine moderne Variante der 
den Lohnarbeitern aufgezwungenen Konkurrenz untereinander auf dem Arbeitsmarkt; es 
ist unerfindlich, wie ausgerechnet diese Situation gleichbedeutend sein soll mit dem Ab- 
streifen zentraler sozial-ökonomischer Bezüge. 

Die Argumentation, daß Bildungsstrukturen und -verläufe entlang ökonomischer und so- 
zialstruktureller Dimensionen nicht zu entschlüsseln seien, ist unhaltbar. Zugestanden ist 
sicherlich, daß der Vermittlungszusammenhang kompliziert ist; der Schlüssel dazu liegt 
aber gerade im Zentrum der kapitalistischen Produktionsweise: in einer sozial spezifischen 
Ökonomie der Zeit. »Es ist unmittelbar ersichtlich, daß die zum Erwerb erforderliche Zeit 
das Bindeglied zwischen ökonomischem und kulturellem Kapital darstellt. Unterschiedli- 
ches Kulturkapital in der Familie führt zunächst zu Unterschieden beim Zeitpunkt des Be- 
ginns des Übertragungs- und Akkumulationsprozesses, sodann zu Unterschieden in der Fä- 
higkeit, den im eigentlichen Sinn kulturellen Anforderungen eines langandauernden An- 
eignungsprozesses gerecht zu werden. Im engen Zusammenhang damit steht außerdem die 
Tatsache, daß ein Individuum die Zeit für die Akkumulation von kulturellem Kapital nur 
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solange ausdehnen kann, wie ihm seine Familie freie, von ökonomischen Zwängen befreite 
Zeit garantieren kann« (Bourdieu 1983, S. 188); letzteres hängt wiederum mit der sozio- 
ökonomischen Stellung der Familie eng zusammen. 

Fassen wir zusammen: Arbeitszeitverkürzung als Reaktion auf eine starke Intensivierung 
der Arbeit, Verbesserung des Lebensstandards infolge der enormen Produktivitätsentwicklung 
und die erkämpften Elemente des Soziallohns (Bildung, Kranken- und Alterssicherung) ha- 
ben nicht nur Sozialstruktur und Alltagsleben weitgehend verändert, sondern selbst größe- 
re Anforderung an das System gesellschaftlicher Arbeit eröffnet. Die Schlüsselstellung der 
Arbeit für die Gestaltung des individuellen wie gesellschaftlichen Lebensprozesses wird 
durch die aktuelle Wirtschaftskrise mit ihrer breiten Verunsicherung der Menschen in ih- 
ren Arbeits- und Lebensperspektiven nachhaltig unterstrichen. Eine sozialstaatliche Absi- 
cherung im Falle der Arbeitslosigkeit, von der faktisch auch kaum eine Rede sein konnte 
und die unter dem Druck von Sanierungsprogrammen mehr und mehr zur Fiktion wird, 
reicht nicht aus; die Menschen können nur unter Voraussetzung einer inhaltsreichen, sinn- 
vollen Arbeit zu einer selbstbewußten Gestaltung ihres individuellen Lebensprozesses ge- 
langen. Die Arbeit verliert keineswegs an Bedeutung, ihre Zentralität für die Gesamtheit 
der individuellen und gesellschaftlichen Lebensverhältnisse tritt immer stärker hervor. Es 
handelt sich um die Entwicklung eines scheinbaren Paradoxons: Je geringer der Arbeitszeit- 
anteil gegenüber der Reproduktions-, Urlaubs- und Freizeit wird, je mehr die Arbeit bloße 
Basis für einen darauf aufbauenden familiären und kulturellen Lebensprozeß wird, desto 
deutlicher tritt hervor, welchen Einfluß Arbeit und Arbeitsbedingungen für die Gestaltung 
aller anderen Lebenssphären haben (Herkommer 1983). Dies ist natürlich am schlagend- 
sten belegt bei dem Verlust oder der Gefahr des Verlusts des Arbeitsplatzes; während die 
Arbeitslosigkeit von alternativen politischen Kräften noch als Chance zur Befreiung vom 
System der Arbeit gepriesen wird, wissen die Lohnabhängigen um die nicht nur materielle 
Existenzbedrohung durch Verlust der Arbeit, weil »ohne Arbeitsziel ... die Persönlichkeit 
eines ihrer entscheidenden ’ordnenden Prinzipien’« (Heller 1981, 5. 327) verliert. Aber die 
Zentralität der Arbeit gilt nicht nur für den Arbeitsplatz und das Arbeitseinkommen. Die 
Abhängigkeit der Lebensgestaltung, des Rahmens zur individuellen Entwicklung von der 
Zeit, der Intensität und physisch-psychischen Beanspruchung des Arbeitsprozesses ist ın 
dem Maße klarer geworden, wie Zeit, Raum und Interesse für Leben außerhalb der Arbeit 
gewachsen sind. Die Wahrnehmung, daß es zentral von der Arbeit abhängt, ob und wie der 
einzelne Arbeitnehmer einen »Lebensabend« erleben kann, ist gewachsen mit der Schaf- 
fung von gesetzlich fixierter Zeit und selbständiger ökonomischer Existenz der Altersren- 
te. Die Arbeit wird - vermittelt über Bildung und Weiterbildung - als zentral betrachtet für 
das Verhältnis der Generationen untereinander, für die Familienbeziehungen. 

Die Arbeit ist nicht mehr dominant im Lebensprozeß in dem Sinne, daß sie mehr oder we- 
niger die gesamte Lebenszeit des Arbeiters usurpiert, alle seine Regungen als Nicht-Arbeits- 
tier durch physische und psychische Erschöpfung und durch weitgehende Absorption des 
Tages erschlägt. In dem Maße aber, wie die Arbeit »knapp« wird, das Wirtschaftssystem 
sich in der Krise als unfähig erweist, ausreichend und sichere Arbeitsplätze zu bieten, 
macht sich zunehmend der Primat der Arbeit für das »Leben« geltend; die Verunsicherung 
der Lebensperspektive ist mehr und mehr von der Erfahrung geprägt, daß das gegenwärtige 
Arbeiten das gegenwärtige Leben bestimmt. Allerdings führt die Wahrnehmung der Zen- 
tralität der Arbeit nicht automatisch zur politischen Forderung nach Veränderung des Pro- 
duktionssystems. 
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V. 


Alle theoretischen Erwägungen und auch die vorliegenden Teilergebnisse der empirischen 
Sozialforschung sprechen gegen die These, daß die Entfremdungserfahrung sich von »mate- 
riellem« auf »postmaterielles« Terrain verlagert habe. Die Vorstellung, daß die Menschen 
heute aufgrund einer Saturiertheit gleichsam idealistisch den Prozeß der materiellen Repro- 
duktion des gesellschaftlichen und individuellen Lebens ignorierten, ist absurd. Es findet 
keineswegs eine Verlagerung zugunsten »immaterieller Werte« statt, vielmehr wird gegen- 
über einer ausschließlich von entfremdeter Arbeit geprägten Lebenswelt die Möglichkeit 
einer bewußten Gestaltung des gesamten Alltagslebens eingeklagt. Wir registrieren daher 
a) einen wachsenden Gegensatz innerhalb des Systems der Erwerbsarbeit und 
b) einen wachsenden Gegensatz zwischen den in der Gesellschaft faktisch vorhandenen 
Möglichkeiten des »Lebens« und der Schmälerung und Beschränkung dieser Möglich- 
keiten durch den durchschnittlichen Arbeitsalltag und die Finkommensverhältnisse der 
Masse der Lobnabhängigen. 
Die Bedingungen der sozialen Existenz bestimmen nach wie vor den gesamten Lebenspro- 
zeß, d.h. die materielle Reproduktion und alle anderen Lebenstätigkeiten. Die individuelle 
Aneignung und Reproduktion stellt sich als abhängig von den sozialen Lebensbedingungen 
heraus; wieviel Zeit, wieviel Energie und wieviel materielle Ressourcen dem Lohnabhängi- 
gen verbleiben, ergibt sich wesentlich als Konsequenz seiner Subsumtion unter das Kapital- 
verhältnis oder seiner davon abgeleiteten Stellungen im Erwerbssystem. 
Statt Selbstberätigung nimmt ein großer Teil der Lebenstätigkeit den Charakter von Er- 
werbstätigkeit an; in ihr ist die Verwirklichung und Selbstbestätigung nicht ausgelöscht, 
aber für die große Mehrzahl der Lohnabhängigen zum subalternen Moment herabgesetzt. 
Die individuelle Reproduktion und die Selbstbetätigung fallen so auseinander, daß über- 
haupt das materielle Leben als Zweck, die Arbeit als Erzeugung des materiellen Lebens als 
bloßes Mittel erscheint. Gegenüber dem Charakter der Arbeit als Erwerbsquelle tritt 
Selbstverwirklichung und Vergegenständlichung des Subjekts in den Hintergrund; deshalb 
erscheint gegenüber der Arbeit, in der dem persönlichen Handlungsspielraum enge Gren- 
zen gezogen sind, die Nichtarbeit als Freiheit und Glück. Der Gegensatz in der Arbeit er- 
zeugt eine Hoffnung und engagiert-emotionale Besetzung der Nichtarbeit als Sphäre per- 
sönlicher Verwirklichung, auch wenn dabei das Interesse an dem Spielraum zur persönli- 
chen Entwicklung innerhalb der Arbeit nicht erlischt. Zugleich werden die »Fluchträume« 
außerhalb der Arbeit durch den Widerspruch in der Arbeit bestimmt, weil die Gesell- 
schaftsformation in sozial diskriminierender Weise die materielle Selbstreproduktion zur 
Maßgabe für die Surpluszeit für andere Tätigkeit macht. Die persönlichen Handlungsspiel- 
räume außer der Arbeit werden durch die lohnabhängige Erwerbsarbeit in engen Grenzen 
gehalten. 
Es gibt deshalb in der empirischen Sozialforschung keinen Beleg für eine Ablehnung der 
Arbeit schlechthin, noch weniger einen Beleg dafür, daß der Bereich der materiellen Le- 
bensgewinnung »vergessen« und stattdessen bloß die Widersprüche privat-hedonistischer 
Lebensführung außer der Arbeit im Bewußtsein wären. Laut Allensbach ergibt sich viel- 
mehr erstens: »Bei all den detailliert formulierten Regelungen der Mitbestimmung, die 
mittlerweile bei uns durch das Betriebsverfassungsgesetz verordnet sind, müssen wir heute 
zur Kenntnis nehmen, daß das Freiheitsgefühl arm Arbeitsplatz in den letzten Jahren be- 
trächtlich gesunken ist.« (Allensbach 1983, S. 3£.) Dazu ergibt sich komplementär, »daß 
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viele Menschen längst nicht mehr den Eindruck haben, sie könnten durch eigene An- 
strengung und besonderen Einsatz selbst bestimmen, was am Ende ihrer Arbeit für die ei- 
genen konkreten Lebensverhältnisse herauskommt« (Allensbach 1983, S. 5). Zweitens fin- 
den sich zu Dutzenden die Belege, wonach die Freizeit gegenüber der Arbeitszeit immer 
mehr präferiert wird und die Arbeit zunehmend als Last denn als befriedigende Tätigkeit 
gewertet wird; alle Umfragen belegen zudem, daß diese Neubewertung der Arbeit umso 
stärker ausfällt, je unattraktiver und belastender die Tätigkeit ist, so daß sich klare Bewer- 
tungsdifferenzen zwischen sozialen Gruppierungen mit unterschiedlicher Arbeitsplatzsi- 
tuation ergeben; auch die jüngeren Generationen sind in dem negativen Urteil über die Ar- 
beitstätigkeit entschiedener. Stellt man andere Ergebnisse der empirischen Sozialforschung 
gegenüber, so zeigt sich, wie fragwürdig es ist, von einem abnehmenden Interesse an der 
Arbeit zu sprechen. Es zeigt sich vielmehr, 

— daß einerseits die körperliche, geistige und seelische Belastung arm Arbeitsplatz in den 
letzten Jahrzehnten für die Arbeitnehmer immer bedrückender wird, weshalb die »Freu- 
de« an der Berufsarbeit über den Zeitverlauf nachläßt; 

— daß andererseits trotz erheblicher Mobilität und Qualifikarionsumstrukturierungen die 
Verbundenheit bzw. Identifikation mit dem Arbeitsplatz bzw. Betrieb wächst und das 
Selbständig-Arbeiten und die interessante Tätigkeit eine viel größere Bedeutung hat als die 
sog. Lohnorientierung, d.h. hohes Einkommen (Kmiecziak 1976). 

Es ergibt sich somit eine widersprüchliche Wahrnehmung und Beurteilung der Arbeit bzw. 
der subjektiven Existenz im kapitalistischen Produktionsprozeß, Die Arbeit wird immer 
geringer geschätzt, weil sie belastender und eintöniger wird; zugleich wächst das Interesse 
an einer inhaltlich befriedigenden Tätigkeit, an einem guten Betriebsklima und einer stabi- 
len Lebenssituation. Es kann also von einer Abkehr weder von der Arbeit noch von ihrem 
sozialen Ort, dem Industriebetrieb gesprochen werden. Faktum ist, daß Streß, Raubbau 
und Eintönigkeit der Arbeit zunehmen, weshalb die Arbeit mehr als notwendiges Übel 
denn als »Freude« angesehen wird; Tatsache ist ferner, daß den Arbeitsbeziehungen selber, 
mit den Kollegen im Betrieb, wachsende Bedeutung zukommt und daß der Wunsch nach 
einer attraktiven, inhaltlich befriedigenden Tätigkeit dominiert; das Interesse an einem 
möglichst sicheren Arbeitsplatz wird angesichts der wirtschaftlichen Gesamtlage zugleich 
immer vorrangiger. Dies alles kann zwar zu einer Kritik der tatsächlichen Arbeitsverhält- 
nisse verdichtet werden, aber nur durch Entstellungen in eine Abkehr von der Arbeit oder 
in einen »Wertwandel« traditioneller Arbeitsmoral interpretiert werden. Als entscheidende 
Schranke und Belastung für die Freizeit und die Wahrnehmung der kulturellen Möglich- 
keiten der Gesellschaft gelten zugleich hauptsächlich die Belastung, die Zeitbeschränkung 
und das mangelnde Einkommen aufgrund der lohnabhängigen Erwerbsarbeit. 
Angesichts dieser Zusammenhänge erscheint uns die These vom fragmentierten Alltagsbe- 
wußtsein nicht haltbar. Sicherlich ist das Alltagsleben heute differenzierter und vielfältiger 
geworden; eine zentrale Voraussetzung hierfür war neben dem gewachsenen Lebensstan- 
dard sicher die Reduktion der Arbeitszeit in all ihren Formen (Wochen-, Jahres-, Lebensar- 
beitszeit). Die individuelle oder gesellschaftliche Existenz im System der Arbeit hat da- 
durch aber keineswegs an Bedeutung verloren. Die Schlüsselstellung der gesellschaftlichen 
Arbeit für die Entwicklung und Gestaltung der Lebensverhältnisse tritt deutlich hervor. 
Gerade die gewachsene Bedeutung der Arbeit für den gesamten individuellen wie gesell- 
schaftlichen Lebensprozeß hat die Synthesekraft des Alltagsbewußtseins gestärkt oder er- 
weitert. 
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Ohne Zweifel ist das Wissen um die Vielfalt der Lebensbeziehungen gewachsen, und mit 
der Zurückdrängung der Arbeit als lebenszeitusurpierendes Verhältnis ist zugleich die Be- 
deutung der Arbeit für die Wahrnehmung der Lebenschancen nicht geschwunden. Die Er- 
fahrung nach wie vor entfremdeter Arbeit ist inzwischen ergänzt und überlagert von der 
Erfahrung frustrierter Lebenschancen aufgrund des Gegensatzes und der Beschränkungen 
durch die Erwerbsarbeit. Infolgedessen werden immer mehr Lebensbereiche für das Indivi- 
duum problematischer, in einer historischen Dimension erstmalig können Lebenschancen 
betrogen werden oder verloren gehen, Individualität verletzt werden. Es ist ein Trug- 
schluß, der dogmatisches, tatsächlich »ökonomistisches« Verständnis von »Arbeit« offen- 
bart, wenn aus dieser Differenzierung der Lebensverhältnisse und der dementsprechenden 
Differenzierung der Frustrations- und Entfremdungserfahrungen auf einen Bedeutungsver- 
lust der Arbeit und auf einen Zerfall der Wahrnehmung gesellschaftlicher Zusammenhänge 
geschlossen wird. Wenn man dem Trugschluß von der Differenzierung zur Diffusität von 
Lebenswelt und Bewußtsein entgehen will und zugleich die Überlebtheit aller ehemaligen 
Ansätze »proletarischen Klassenbewußtseins« anerkennt, bleibt nur die Anstrengung einer 
marxistischen Theorie des Alltagslebens und -bewußtseins übrig; zuzugeben, daß diese nur 
in unvollkommenen Ansätzen sichtbar ist, heißt nicht - wie Habermas - auf sie zu verzich- 
ten. 
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Karin Priester 
Über Arbeit und Arbeitslosigkeit - 
Zugleich ein Essay über Frauen, Gefühle und Bürgerlichkeit 


T. Über die Arbeit 


Emma Bovary, Effi Briest, Anna Karenina. $ie sind verheiratet; als unverheiratete Frauen 
würden sie sich nicht als literarisches Sujet bürgerlicher Literatur eignen. Sie haben Kinder, 
denn der Sinn der Ehe ist die Fortpflanzung. Sie verfügen über Dienstpersonal, gehobene 
Ausstattung und gesellschaftliche Anerkennung, denn sie sind bürgerliche Frauen. Beson- 
dere Kenntnisse: ein wenig Fremdsprachen und Malerei, Klavierspiel, Tanzen, Gobelin- 
stickerei, Reiten, denn mehr brauchen sie nicht, um zu gefallen. 

Und ihre Männer? Ein französischer Landarzt, ein preußisch-deutscher Landrat, ein russi- 
scher Ministerialbeamter. Die Geschichten dieser Frauen sind bekannt. Sie enden tragisch. 
Was war ihre Schuld? Sie wollten leben. Unter bürgerlichen Bedingungen aber heißt leben: 
arbeiten. 

Jede Gesellschaft beruht auf Arbeit, aber nicht in jeder Gesellschaft ist Arbeit und indivi- 
duelle Leistung ein Wert. Nicht in jeder Gesellschaft ist die eigene Arbeit Grundlage von 
Selbstwertgefühl und »Sinnerfüllung«. 

Die Beschäftigung mit drei literarischen Gestalten des 19. Jahrhunderts hat einen aktuellen 
Bezug: den Ausschluß von immer mehr Menschen - nicht nur Frauen - aus der Welt der 
Arbeit. Gegenstand der folgenden Überlegungen ist daher nicht die Rolie der Frau in der 
bürgerlichen Gesellschaft, sondern die Konstitution eines hegemonialen Blocks, in dem die 
herrschende Klasse die »Subalternen« im Sinne Gramscis an ihr Wert- und Normsystem 
bindet, gleichzeitig aber eine bestimmte Gruppe von Menschen aus dem durch Arbeit, Lei- 
stung und Produktion bestimmten Kern der Gesellschaft ausschließt. 

Es geht um die Frage nach der Konstituierung von Wert- und Normensystemen und nach 
den Mechanismen, die den Prozeß der Modellierung des in einer Gesellschaft vorherr- 
schenden Sozialcharakters bestimmen. Gesellschaft wird gesehen als ein System, in dem die 
allgemein gültigen Normen und Werte Ausdruck der Hegemonie der jeweils herrschenden 
Klasse sind. Hegemoniale Vorherrschaft einer Klasse beruht auf ihrer Fähigkeit, über die 
Mittel der Repression und Unterdrückung hinaus konsensuelle Zustimmung zu den herr- 
schenden Werten und Normen bei denjenigen Gruppen der Gesellschaft zu erzielen, die 
‚aufgrund ihrer ökonomischen Position zwar vom Besitz an Produktionsmitteln, nicht aber 
von der Arbeit als solcher ausgeschlossen sind. Im Gegenteil garantiert ihre Arbeit erst die 
Entfaltung und Weiterentwicklung der bürgerlich- kapitalistischen Produktionsweise, de- 
ren ideologische Grundmuster daher bis zu einem gewissen Grad beide Gruppen anspre- 
chen muß. 


»Der Legitimationszwang, unter dem die herrschende Gruppe steht, sobald sie ernstlich mit einer ri- 
valisierenden Gruppe konfrontiert wird, treibt zur Moralisierung, ja Spiritualisierung des interessege- 
leiteten Weltbildes, das in seiner abstrakt-ethischen Verallgemeinerung, deren kulturellen und künst- 
lerischen Niederschlag und in seinen substantiellen Entdeckungen von Teilwahrheiten über den 
Menschen sich in einem Wertsystem herausbildet, mit dem sich auch die aufsteigende Gruppe identi- 
fizieren kann und sogar zunächst in dem Maße muß, als sie selber ideologisch noch nicht mündig ist. 
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Erst recht hat solche Affizierung statt, wenn beide Gruppen einen gemeinsamen Gegner haben.« 
(Köhler, in: Bürger, 1978, 8.138) (Hervorhebungen vom Verf.) 


Stehen beide zentralen Gruppen der bürgerlichen Gesellschaft - Bürgertum und Arbeiter- 
klasse - zwar im Widerspruch zueinander hinsichtlich des Besitzes von Produktionsmit- 
teln, so werden sie doch geeint im Denken des arbeitenden und produzierenden, seine Um- 
welt tätig verändernden Menschen. Die gemeinsame Klammer, die diese in sich wider- 
sprüchliche »Totalität« umspannt, heißt Arbeit unter bestimmten gesellschaftlichen Bedin- 
gungen. Sie bringt alle sekundären Merkmale der Lebensführung hervor wie Ordnung, Re- 
gelmäßigkeit, Stetigkeit, Ausdauer und Disziplin bei der Bewältigung regelmäßig sich wie- 
derholender, vom maschinellen Rhythmus oder von bürokratischen Instanzenwegen ge- 
prägter Arbeitsabläufe. 

Autoren unterschiedlichster Provenienz wie Max Weber, Norbert Elias oder Antonio 
Granisci, um nur einige zu nennen, haben die Herausbildung der spezifisch weltlichen Ra- 
tionalität (Weber), die wachsende Domestizierung und höhere Affektkontrolle des bürger- 
lichen Sozialcharakters (Elias) und die Auswirkungen dieser Disziplinierung und Regelför- 
migkeit auf den psycho-physischen Haushalt der Individuen bis in ihr Sexualleben hinein 
(Gramsci) untersucht. 

Über den »bürgerlichen Beruf als Form des Lebens« schrieb G. Lukäcs schon 1909, er be- 
deute 


»in erster Linie das Primat der Ethik im Leben: daß das Leben durch das beherrscht wird, was sich sy- 
sternatisch, regelmäßig wiederholt, durch das, was pflichtgemäß wiederkehrt, durch das, was getan 
werden muß olıne Rücksicht auf Lust und Unlust. Mit anderen Worten: die Herrschaft der Ordnung 
über die Stimmung, des Dauernden über das Momentane, der ruhigen Arbeit über die Genialität, die 
von Sensationen gespeist wird.« (Lukäcs, 1961, 298). 


Wichtig ist in diesem Zusammenhang nur, daß die mit dem »bürgerlichen Beruf« verbun- 
dene Lebensführung, orientiert an plan- und überschaubaren Arbeitsvollzügen, an kalku- 
lierbaren Geschäften, an Regelmäßigkeit, Selbstbeherrschung, Ordnung etc., im Prinzip 
auch Maßstab all derer sein muß und ihnen im Sozialisationsprozeß nahegebracht wird, die 
zwar keine Produktionsmittel besitzen, aber in der Welt der Arbeit leben und an der mate- 
riellen Produktion und Reproduktion teilhaben. 

Daher ist es kein Zufall, daß auch in der sozialistischen Ethik - so es eine solche denn gibt - 
dieses Wert- und Normsystem nicht grundsätzlich negiert, sondern als positives, zu bewah- 
rendes »Erbe« bürgerlicher Kultur und Lebensführung weiterentwickelt und teilweise so- 
gar produktivistisch überhöht wird. 

Die sozialistische Ethik denunziert lediglich die individualistische Ausrichtung bürgerli- 
chen Leistungs- und Aufstiegswillens und den damit verbundenen anarchischen Charakter 
der kapitalistischen Produktionsweise, nicht aber die Prämisse dieses Denkens: die auf der 
Kategorie der Arbeit als zentralem Wert basierende Überzeugung von der Sinnhaftigkeit 
größerer und besserer Naturbeherrschung. Die gemeinsame Wurzel von Marxismus und 
Liberalismus (hier verstanden als bürgerliche Hochideologie) im Humanismus und der 
Aufklärung lenkt die Aufmerksamkeit beider Konzeptionen auf die Welt der Arbeit, auf 
die Bestimmung des Menschen als arbeitendes, sich tätig mit der Natur und seiner Umwelt 
auseinanderseizendes Wesen. Der Gegensatz zwischen ihnen bezieht sich nicht auf die der 
modernen Arbeitswelt zugrundeliegenden, von ihr geforderten und durch sie hervorge- 
brachten Einstellungen, psycho-physischen Dispositionen und Wertmaßstäbe, sondern auf 
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dem Modus der Aneignung des Mehrprodukts. Als Immanenzphilosophien liegt ihnen ein 
Rationalismus zugrunde, der die autonome, vernunftgeleitete Selbstbestimmung des Men- 
schen und seine Befreiung von metaphysischen Legitimationsmustern zum obersten Ziel 
erhebt. Ihr Focus ist das produktive System materieller Bedürfnisse und Bedürfnisbefriedi- 
gung. Sie konzentrieren sich daher beide mit vollem Recht sowohl als Legitimations- wie 
auch als Emanzipationsideologien auf den Kern der Gesellschaft als dem Ort der Produk- 
tion von materiellen Werten und dem Zentrum von Herrschafts- und Machtbeziehungen. 
Daß neben diesen beiden Konzeptionen auch vorbürgerliche Weltanschauungen wie z.B. 
die christlichen Religionen den zentralen Wert der Arbeit betonen, macht die Durchschlags- 
kraft einer arbeitsorientierten Ethik nur um so größer. So heißt es z.B. im Grundsatzpro- 
gramm des Bundesverbandes der katholischen Arbeitnehmer-Bewegung Deutschlands von 
1972: »Arbeit ist Erfüllung des Schöpfungsauftrages. Arbeit ist Menschheitsdienst; Arbeit 
ist zugleich Dienst vor Gott.« 


II. Über den Ausschluß 


Was aber geschieht mit den aus diesem Kern der Gesellschaft Ausgeschlossenen? Dieses 
Problem, das durch die zunehmende Spaltung westlicher Gesellschaften in Kern- und 
Randbereiche aktueller denn je ist, hat die bürgerliche Gesellschaft seit ihrem Bestehen be- 
gleitet. Es ist - soweit ich sehe - mit den theoretisch weitestreichenden Konsequenzen von 
Autoren aus dem Umkreis des französischen Strukturalismus behandelt worden (Foucault, 
Bataille). 

Ihr Angriff auf die hegelianische Kategorie des Widerspruchs und die Denkfigur des dia- 
lektischen Prozesses von Widersprüchen innerhalb einer Totalität richtet sich - im Namen 
eines theoretischen Anti-Humanismus - gegen jegliche Teleologie, sei es die lineare Fort- 
schrittsperspektive liberal-bürgerlicher Aufklärung, sei es die im Marxismus weiterlebende 
hegelianische Geschichtsphilosophie. Sie richtet sich gegen die Ausgrenzung nicht-mate- 
rieller Bedürfnisse aus dem Denkhorizont liberal-bürgerlicher wie auch marzistischer Welt- 
anschauung. 


»Das 20. Jahrhundert hat die Kategorie der Ausgabe, des Exzesses, der Grenze, der Überschreitung 
entdeckt, jener befremdenden und unreduzierbaren Gesten, die verbrauchen und verzehren. In ei- 
nem Denken des arbeitenden und produzierenden Menschen - welches das Denken der europäischen 
Kultur seit dem Ende des 18. Jahrhunderts war - definierte sich der Verbrauch nur durch das Bedürf- 
nis und das Bedürfnis maß sich am Modell des Hungers ... Der Hunger darf indessen nicht als das zur 
Definition der Arbeit, der Produktion und des Profits unerläßliche anthropologische Minimum ver- 
standen werden; und das Bedürfnis ist nicht auf die Grenzen einer Dialektik der Produktion zurück- 
zuführen ...« (Foucault, 1978, S.50f.) 


An die Stelle der Suche nach der hegelianischen Totalität tritt die Frage nach der Grenze, 
nach Grenzüberschreitung und Ausgrenzung. Die Analyse der Bewegung von Widersprü- 
chen wird bei diesen Autoren ersetzt durch die Untersuchung des Prozesses der Über- 
schreitung und Verausgabung. 

Was Foucault hier als diskursiven Bruch skizziert, als Verwerfung eines veralteten und 
Aufbau eines neuen kategorialen Rahmens, um ein erweitertes, nicht mehr nur auf die bür- 
gerliche Primärerfahrung Arbeit/ Produktion reduziertes Spektrum menschlicher Äuße- 
rungs- und Entäußerungsformen denken zu können, hat ein realgeschichtliches Substrat: 
den Ausschluß bestimmter gesellschaftlicher Gruppen aus der Welt der Arbeit. 
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Nicht nur im Denken des »arbeitenden und produzierenden Menschen« werden bestimmte 
Erfahrungen tabuisiert, als dysfunktional ausgeschlossen oder auf ein mit der Arbeitsgesell- 
schaft verträgliches Mindestmaß reduziert. Auch aus der Welt des »arbeitenden und produ- 
zierenden Menschen« sind bestimmte Gruppen der Bevölkerung ausgeschlossen, sei es auf- 
grund ihres Geschlechts (z.B. bürgerliche Frauen des 19. Jahrhunderts), ihrer körperlichen 
oder geistigen Defizite (Alte, Kranke, Verrückte) oder ihrer sozialen Unangepaßtheit. Zu 
dieser Gruppe gehören seit dem 19. Jahrhundert auch zunehmend Künstler, deren Funk- 
tion sich im Übergang von einer feudalen Welt repräsentativer Verausgabung zu einer wer- 
te- und profitschaffenden Arbeitswelt radikal verändert hatte. 


III. Über Glücksvorstellungen und Leistungswillen 


»Emma Bovary, c’est moi«, heißt es bei Flaubert, denn er weiß, daß Frauenfragen nicht al- 
lein als Fragen von Patriarchat und Männerherrschaft angegangen werden können, son- 
dern daß es bestimmte Gemeinsamkeiten von Ausgeschlossenen gibt. Ausschluß aus der 
Welt der produktiven Arbeit verschließt die in der bürgerlichen Gesellschaft einzig mögli- 
che Form der Selbstverwirklichung und autonomen Lebensgestaltung durch Arbeit. Sie 
verschließt diese positiv sanktionierte Form, setzt aber gleichzeitig Erwartungen, Sehn- 
süchte und Wünsche frei, die die engen Grenzen der nach dem Rhythmus von Arbeit und 
privater Freizeit geregelten Lebensführung überschreiten. Ausschluß als Überschreitung 
und Grenzerfahrung des bürgerlichen Horizonts ist die Erfahrung der drei Frauen, die ge- 
nannt wurden. Nur zum Teil leiden sie an ihrer Untätigkeit, an ihrem Ausschluß aus der 
Welt der Geschäfte, Fabrikhallen und Dienstzimmer, aus der Welt der finanziellen Eigen- 
ständigkeit, des Erfolgs und der damit verbundenen Außenkontakte. Ihr Ausschluß macht 
sie gleichzeitig - wie auch den Künstler - sensibel für die Borniertheit, die Langeweile und 
Routine einer auf strikter Pflichterfüllung und regelmäßiger Tätigkeit beruhenden Welt 
der Begrenzung. Sie sind - wie Emma - auf der Suche nach einer Welt des Rausches, der Ek- 
stase, der unproduktiven Verausgabung und Entgrenzung oder einfach nur nach zweckfrei- 
er, nicht zur Leistungssteigerung funktionalisierter Liebe. Wenn auch teils adelig von Ge- 
burt, sind sie über das durch ihre Männer repräsentierte Norm- und Wertsystem in bürger- 
liche Familienstrukturen hineinverheiratete Frauen. Ihre Unangepaßtheit entzündet sich 
zwar zunächst konflikthaft an ihren Männern, zielt aber durch diese hindurch auf die nor- 
mativen Strukturen der Gesellschaft selbst, denen auch die Männer unterworfen sind. 

Emmas sprich wörtlicher »bovarysmes, ihr evasives Sich-Hineinsteigern in eine »verlocken- 
de Phantasmagorie sentimentaler Wirklichkeiten«, ihre durch schwärmerische Romanlek- 
türe imaginierte Welt großer Gefühle, rauschhafter Feste und entfesselter Sinnlichkeit 
bricht sich an der Mittelmäßigkeit ihres Mannnes, dessen Unterhaltung »flach« ist »wie ein 
Trottoir«. War die Heirat schon ein prosaisches Tauschgeschäft, so reduziert sich das eheli- 
che Zusammenleben bald auf den standardisierten, zur Routine gewordenen Austausch der 
von Kant so eindrucksvoll nüchtern definierten sexuellen Pflichten von Vertragspartnern. 
»Seine Liebesanwandlungen waren regelmäßig geworden; er umarmte sie zu ganz bestimm- 
ten Stunden. Es war das eine Gewohnheit unter vielen, und wie ein Nachtisch, von dem 
man von vornherein weiß, daß er nach der Einförmigkeit des Abendessens kommen muß,« 
heißt es von Charles Bovary, dem schwächlich-mediokren, inkompetenten Landarzt. 

Weder unterdrückt noch drangsaliert er seine Frau, sondern hat als angepaßter Durch- 
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schnittsbürger einfach nur eine andere Vorstellung von Glück. »So war er also glücklich 
und aller Sorgen ledig. Eine Mahlzeit zu zweit, ein abendlicher Spaziergang auf der Haupt- 
straße, ein Gleiten ihrer Hand über das glatt anliegende Haar, der Anblick ihres Strohhuts, 
der an einem Fensterriegel hing, und viele andere Dinge noch, von denen Charles niemals 
geglaubt hätte, daß sie mit Lustgefühlen verbunden seien, bildeten für ihn jetzt eine Bürg- 
schaft für die Beständigkeit seines Glücks.« 

Diese Vorstellung von Glück ist zutiefst bürgerlich, bar jeder Überraschung, Überhöhung 
oder gar Ekstase. Es ist das schlichte, auf der gesicherten Wiederkehr gleichförmiger Le- 
bens- und Arbeitsvollzüge beruhende und beruhigende Bei-Sich-Sein, das Gegenteil des 
Sich-Entäußerns und Außer-Sich-Seins: pursuit of happiness’ im Sinne der amerikani- 
schen Gründerväter. Erst im Rahmen dieser auf fast gesetzmäßiger Ordnung beruhenden, 
regelmäßig sich einstellenden, vorhersehbaren Abläufe kann sich aber Leistungswillen ent- 
falten. Auf diesem Humus gedeiht Bürgerlichkeit als Kultur. 

Ganz ähnlich wie Bovary empfindet auch Effis Mann Instetten die fast zyklische Wieder- 
kehr von »behaglichen« Alltäglichkeiten. »Das Glück ... liegt in zweierlei: darin, daß man 
ganz da steht, wo man hingehört (aber welcher Beamte kann das schon von sich sagen), 
und zum zweiten und besten in einem behaglichen Abwickeln des ganz Alltäglichen, also 
darin, daß man ausgeschlafen hat und daß einen die neuen Stiefel nicht drücken. Wenn ei- 
nem die 720 Minuten eines zwölfstündigen Tages ohne besonderen Ärger vergehen, so läßt 
sich von einem glücklichen Tag sprechen.« 

Ähnlich hatte schon der Erzbürger Goethe in »Dichtung und Wahrheit« den fast orga- 
nisch-naturhaften, dem Ein- und Ausatmen vergleichbaren Wechsel von Tag und Nacht, 
von Woche zu Woche im Einklang mit den einfachen Bedürfnissen des Alltags als Grund- 
lage für innere Stabilität, Kraft und Glück normativ überhöht und damit Bürgerlichkeit als 
Lebensgefühl artikuliert. 


»Der Wechsel von Tag und Nacht, der Jahreszeiten, der Blüten und Früchte und was uns sonst von 
Epoche zu Epoche entgegentritt, damit wir es genießen können und sollen, diese sind die eigentlichen 
Triebfedern des irdischen Lebens. Je offener wir für diese Genüsse sind, desto glücklicher fühlen wir 
uns; wälzt sich aber die Verschiedenheit dieser Erscheinungen vor uns auf und nieder, ohne daß wir 
daran teilnehmen, sind wir gegen so holde Anerbierungen unempfänglich, dann tritt.das größte Übel, 
die schwerste Krankheit ein: man betrachtet das Leben als eine ekelhafte Last.« 


Diese Ausführungen, die, für sich genommen, auch an den durch den Wechsel der Jahres- 
zeiten bestimmten Austausch von Mensch und Natur im bäuerlichen Dasein denken lassen, 
stehen aber in einem Kontext, der sich bereits auf die bürgerliche Lebenswelt und die von 
ihr Ausgeschlossenen bezieht. Es geht um die Rezeption des »Werther« und die Selbst- 
mordwelle, die er bei vielen jungen Leuten auslöste. 


»Wir haben es hier mit solchen zu tun, denen eigentlich aus Mangel von Taten, in dem friedlichsten 
Zustand von der Welt, durch übertriebene Forderungen an sich selbst das Leben verleidet.« 


Wer aber ist gemeint? Es sind die »Un- oder Halbbeschäftigten«, die sich in einem »schlep- 
penden, geistlosen, bürgerlichen Leben« hinhalten, den »Unbilden und der Langeweile der 
Tage« ausgesetzt. (Goethe, Dichtung und Wahrheit, 3. Teil, 13. Buch) 

Gegen die Verzweiflung dieser »Un- und Halbbeschäftigten« an der geistlosen Langeweile 
bürgerlichen Lebens arbeitet der Bürger Goethe mit seinem »angeborenen und angebilde- 
ten Realismus« die Grundlage innerer Zufriedenheit und seelischer Stabilität heraus. Sie 
heißt: produktive Tätigkeit. Anläßlich seines Besuches in der aufstrebenden Industriestadt 
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Elberfeld - dem Herkunftsort des Industriellen Engels! - schreibt er voller Bewunderung 
für die »wohlbestellten Fabriken«: 


»Die betriebsame Gegend gab einen beruhigenden Anblick, weil das Nützliche hier aus Ordnung und 
Reinlichkeit hervortrat. Wir verlebten in diesen Betrachtungen glückliche Tage.« (ibid., 14. Buch) 


Bürger sein heißt Bestätigung und Selbständigkeit erlangen auf der Basis eines »produktiven 
Talents«. Der Künstler Goethe empfindet hier durchaus als Bürger und definiert folgerich- 
tig Genie - gegen die Überschreitung von Gesetzen und Regeln ins Grenzenlose - als »dieje- 
nige Kraft des Menschen ..., welche, durch Handeln und Tun, Gesetz und Regel gibt.« 
{ibid., 19. Buch) 

Handeln, Tun nach Gesetz und Regel, Nützliches hervorbringen in Ordnung und Rein- 
lichkeit: Dieses Lebensprinzip, das allein Bestätigung und Selbstwertgefühl vermittelt, gilt - 
unbeschadet der Trennung des Arbeiters von den Produktionsmitteln - für alle Produzen- 
ten. So gesehen, erscheint der Marxismus als Waffe in der Hand der Arbeiterklasse lediglich 
als Doktrin, die die Verwirklichung dieses Lebensprinzips für alle auf der Basis der Selbstbe- 
stimmung nicht ausgebeuteter Produzenten einklagt. In dieser Hinsicht ist sie Erbin und 
Nachlaßverwalterin bürgerlicher Kultur und Lebensführung. In die Erbmasse geht die 
Vorstellung von der zentralen, anthropologisch grundlegenden Kategorie der Arbeit eben- 
so ein wie die Wertorientierung an individuellem und kollektivem Leistungswillen, an 
»Handeln und Tun nach Gesetz und Regel«, an der Produktion von »Nützlichem in Ord- 
nung und Reinlichkeit«. 

Bürgerliche Herrschaft ist Herrschaft des Gesetzes in einem zweifachen Sinne: die Regel-, 
Plan- und Kalkulierbarkeit der Produktion erfordert als politisches Regulierungsprinzip ei- 
ne »gesatzte«, individuelle Herrscherwillkür aussschließende Ordnung. Ihr sind alle Gesell- 
schaftsmitglieder unterworfen, wenn auch die Folgen dieser Unterwerfung klassen- und ge- 
schlechtsspezifisch differieren. 


IV. Über »weibliche« und »männliche« Gefühle 


Für die großen Schriftsteller des 19. Jahrhunderts war noch deutlich, was heute in mancher 
feministisch verkürzten Optik verloren zu gehen scheint: die bürgerliche Gesellschaft als 
ökonomisches System und als Kultur, als tief in den Sozialcharakter, in Lebensführung, 
Welterleben und normative Ordnung eindringendes hegemoniales Prinzip wird zwar in er- 
ster Linie von Männern repräsentiert, aber die eigentliche Konfliktlinie verläuft nicht zwi- 
schen Männern und Frauen, sondern zwischen Ein- und Ausgeschlossenen, zu denen auch 
Männer gehören können. Frauen sind nicht in erster Linie als Frauen, sondern als Nicht- 
Erwerbstätige ausgeschlossen und von bürgerlicher Pflichtethik und von Leistungswillen 
weniger oder gar nicht geprägt. 

Die Ausgegrenzten, am Rande der Arbeitswelt Lebenden erfahren aber auch am ehesten 
leidvoll die begrenzte Enge, Langeweile und Routine dieser Kultur. Ihre Optik muß - weil 
aktiver Widerstand unmöglich ist - die des Romantikers sein. Ihre Strategie ist nicht die des 
Kampfes, sondern der Flucht aus der Realität, des Rückzugs in eine imaginäre Welt des 
ganz Anderen. 

Von Effi sagt Vater Briest: »Kampf und Widerstand sind nicht ihre Sache«. Aber auch Effis 
Liebhaber Crampas ist im bürgerlichen Sinne unangepaßt. Gegen das kalkulierte, ja stre- 
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berhafte bürgerliche Karrieredenken Instettens hebt er sich ab als Hazardeur und Spielerna- 
tur. »Alle Gesetzlichkeiten sind langweilig«, sagt er, der Heine-Verehrer, gegen den Bürger 
Goethe. . 

Während sich Charles Bovary zufrieden gibt mit dem trauten Glück im Winkel und in der 
regelmäßigen Wiederkehr äußerlicher Verhältnisse und ausgeglichener Stimmungslagen 
sein »Glück« findet, sucht Emma in der »Öde ihres Daseins« zu verstehen, »was man denn 
eigentlich im Leben unter den Ausdrücken Glückseligkeit, Leidenschaft und Trunkenheit 
verstehe, die ihr in’den Büchern so schön erschienen waren.« Sie sucht der »Reihe der im- 
mergleichen Tage« zu entfliehen; »sie sehnte sich neidvoll nach einem stürmischen Dasein, 
nach nächtlichen Maskeraden, nach schamlosen Lüsten mit all dem Außersichsein, das ihr 
unbekannt war und das sie spenden mußten.« »In dem, was sie wünschte, verschmolz das 
Sinnliche des Luxus mit den Freuden des Herzens, die Eleganz der Lebensgewohnheiten 
mit den Feinheiten des Gefühls.« »Alltagshelden und maßvolle Gefühle, wie sie in der 
Wirklichkeit vorkommen, sind mir widerlich«, sagt sie und leidet an der bürgerlichen 
Wirklichkeit, die für ihre vage an aristokratischen Lebensformen orientierten Sehnsüchte 
keinen Raum läßt. Sie leidet an dem »langweiligen Land«, den »schwachsinnigen Kleinbür- 
gern«, an der »Durchschnittlichkeit des Daseins«, an Monotonie und Stumpfsinn und kann 
ihre enttäuschten Lebenserwartungen nicht einmal durch Teilhabe am beruflichen und ge- 
sellschaftlichen Erfolg ihres Mannes kompensieren. 

Emma ist nicht in das Schwarz-Weiß-Schema des weiblichen Opfers inmitten männlicher 
Täter einzuordnen. Sie ist widersprüchlich, zerrissen bis zur neurotischen Verstiegenheit, 
von geradezu narzißtischem Ich-Bezug, habgierig, überhaupt gierig nach dem, was sie für 
Liebe hält, nach Luxus, Genuß, Geld, Schönheit, nach außerordentlichen, unerwarteteten, 
die mittelmäßige Bürgerordnung sprengenden Erfahrungen. Baudelaires Traum von »luxe, 
calme et volupte« steigert sich bei ihr zu Begehrlichkeit, zu »fleischlichem Hunger« und 
»Lüsternheit nach Geld«. Sie ist maßlos und larmoyant, versucht sich abwechselnd als von 
mystischen Anwandlungen durchbebte Heilige und als Hure, ja sie unternimmt sogar im- 
mer wieder einmal Versuche, sich dem vorgeschriebenen Rollenschema einer ehrbaren 
Hausfrau anzupassen. Emma ist »frivol« in dem Sinne, wie Rahel Varnhagen 1819 an ihre 
Schwester schrieb: »Jeder Versuch, jeder Wunsch, den unnatürliche Zustand (der nicht-ar- 
beitenden Frau, K.P.) zu lösen, wird Frivolität genannt oder noch für strafwürdiges Beneh- 
men gehalten.« (zit. nach Arendt, 1974, 5.257)! 


V. Mehr über Emma 


Die Ausgrenzung der bürgerlichen Frau aus der Welt der Arbeit ist gekoppelt an ihre ge- 
setzliche und ökonomische Eingrenzung. Die Grenze ihres Erfahrungshorizonts ist schnel- 
ler erreicht, die Überschreitung der Vorschriften rascher vollzogen. »Ein Mann ist doch 
wenigstens sein freier Herr; ihm stehen alle Leidenschaften und alle Lande offen; er kann 
die Hindernisse überwinden und nach den entlegendsten Glückseligkeiten trachten. Eine 
Frau dagegen ist immerfort gehindert. Zugleich träge und geschmeidig hat sie die Nachgie- 
bigkeiten des Körpers und die Abhängigkeit vom Gesetz gegen sich ... immerfort stellt sich 
ein Begehren ein und reißt sie fort, gebietet eine Schicklichkeitsregel ihr Eintracht.s 

Emma ist hier selbst Opfer der bürgerlichen Weiblichkeitsideologie geworden, denn ihre 
Feststellung gilt nicht für die Frau "an sich’, sondern nur für bestimmte Frauen. So sagt 
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denn auch Mutter Bovary mit dem »gesunden Alltagsverstand« der Frau, deren Wurzeln 
noch im bäuerlichen Alltag und in der praktischen Eaaltung von Tätigkeit liegen, zu ih- 
rem Sohn: 


»Weißt Du, was deiner Frau nottäte? ... Eine ordentliche Beschäftigung, körperliche Arbeit! Wenn 
sie wie so viele andere ihr Brot selber verdienen müßte, dann hätte sie nicht dergleichen Launen; die 
kommen nur von den Hirngespinsten, die sie sich in den Kopf setzt, und von ihrem ewigen Nichts- 
tun.« 


Gerade dieses »ewige Nichtstun« aber treibt alle drei Frauen letztlich in die Arme von 
Männern, die tatsächlich oder dem Anschein nach ebenfalls »ausgeschlossen« sind, und von 
denen sie daher eine gleiche Gestimmtheit der Empfindungen und Lebenserwartungen er- 
hoffen. Crampas, der Hazardeur, ja noch der phrasendreschende Rodolphe vermitteln - je- 
der auf seine Weise - das Gefühl, die »Öde des Daseins« dieser Frauen nicht nur zu verste- 
hen, sondern ihr selbst ausgesetzt zu sein. Aber letztlich sind für sie die romantischen Eva- 
sionen der Frauen und ihr Bedürfnis nach nicht-funktionalisierten, »echten« Gefühlen nur 
Spiel, kostenloses Sammeln von Genüssen und Erfahrungen, Befriedigung von Ehrgeiz und 
momentaner Laune. Der Rückzug in die Welt der Arbeit steht ihnen offen; den Frauen da- 
gegen bleibt nur die Übersteigerung ihrer Gefühle. Mit ihrem »bürgerlich gesunden Men- 
schenverstand« empfinden jene die emotionalen Anforderungen der Frauen bald als ver- 
stiegen und sogar'krankhaft. »Bürgerlich« und »gesund« wird gleichgesetzt und dem Ge- 
genpol »unbürgerlich«, »krank«, »neurotisch«, gegenübergestellt. Der Ausschluß des 
Nicht-Arbeitenden geht über zur Ausgrenzung des Unbürgerlichen als krank, patholo- 
gisch und defizient. Emma zeigt deutlicher als ihre Schwestern den Mechanismus dieser 
Stigmatisierung. Was sie sucht, ist in der bürgerlichen Welt nicht zu haben. Ihre Sehnsüch- 
te und Erwartungen orientieren sich an einer anderen ökonomischen Logik als der des Spa- 
rens, Haushaltens und Gewinnmaximierens. Sie sehnt sich nach einer Welt der Verschwen- 
dung von Geld, Gefühlen und Genuß. Gegen Berechenbarkeit, Wiederholbarkeit und Re- 
gelmäßigkeit, aber auch gegen die damit verbundene Eintönigkeit und Langeweile, gegen 
das Ordentliche, Wirtschaftlich-Nützliche und Rationale setzt sie Unberechenbarkeit, Ein- 
maligkeit, Rausch, Ekstase, das Unökonomische und Irrationale. Phantasie steht gegen 
Monotonie, zweckfreie Sinnlichkeit gegen puritanische Triebkontrolle, die Grenzenlosig- 
keit von Bedürfnissen gegen leistungssteigernden Bedürfnisaufschub, der »gesunde« bürger- 
liche Menschenverstand gegen das »ungesunde«, neurotisch Übersteigerte und Exaltierte. 
Sie kennt weder Maß noch Mitte; Harmonie, Ausgleich und Ausgeglichenheit sind ihr 
fremd. Woher sollte sie sie auch kennen, da ihr die Freisetzung ihrer »produktiven Talen- 
te« (Goethe) versagt ist? Innerlich zerrissen von Widersprüchen, kann sie andererseits die 
Spuren ihres bäuerlichen Ursprungs nicht verleugnen. Die Utopie vom unbürgerlichen Le- 
ben in Luxus und Verschwendung steht neben bäuerlichem Geiz, Geschäftstüchtigkeit ne- 
ben finanzieller Maßlosigkeit, Selbstmitleid neben der Unfähigkeit »zur Teilnahme am Un- 
glück anderer«. 

Der Ehemann Charles, der unter Emmas Launen leidet, weil sie seine bürgerlich-mediokre 
Vorstellung von Glück stören, aber auch die windigen Liebhaber Leon und Rodolphe mit 
ihrem »bürgerlich gesunden Menschenverstand«, vor allem aber der Apotheker Homais 
verkörpern das zum Spießertum verkommene bügerliche Prinzip »Fortschritt, Nützlich- 
keit, Ordnungs, das immer schon den Ausschluß mit beinhaltet. Homais, der großspurig 
verkündet, mit seinem Jahrhundert zu gehen, sich auf die unsterblichen Grundsätze von 
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’89 und auf den Fortschritt beruft, vertritt - im Namen des Fortschritts - am radikalsten 
den Ausschluß des Nicht-Verwertbaren, Kranken und Anstoßerregenden. 


»Leben wir etwa noch in den monströsen Zeiten des Mittelalters, wo es den Vagabunden erlaubt war, 
an Öffentlichen Orten die Lepra und die Skrofeln zur Schau zu stellen, die sie vom Kreuzzug mitge- 
bracht haben?« 


Dieser opportunistische Spießer und Ehrgeizling bleibt Sieger auf der ganzen Linie, fast 
schon eine französische Variante des Diederich Heßling, außengeleitet und angepaßt, die 
zur Phrase verkommenen Prinzipien des revolutionären Bürgertums auf den Lippen: Inhu- 
manität im Namen des Fortschritts. 

Flaubert seziert mit dem kalten Blick dessen, der als Künstler selbst »ausgeschlossen« ist, 
am Beispiel dieser vier Männer das Umkippen des universalen Wahrheitsanspruchs bürger- 
licher Kultur zu verlogener Phrase und Spießigkeit. Nicht sie, sondern der Arzt Lariviere 
läßt erahnen, was Bürgerlichkeit als Anspruch und uneingelöstes Versprechen bedeutet: in- 
dividuelle Autonomie, innengeleitete Selbstbestimmung, Wahrhaftigkeit auf der Grundla- 
ge von Talent, Vermögen und Arbeit. 


»Er verachtete Ordensauszeichnungen, Titel und Mitgliedschaften in Akademien; er war gastfreund- 
lich und liberal, ein Vater der Armen; er übte die Tugend, ohne an sie zu glauben ... Sein Blick, der 
schärfer war als seine Operationsmesser, drang einem geradewegs in die Seele und operierte jede Lüge 
aus Ausflüchten und Schamhaftigkeiten heraus. Und so ging er seines Weges mit jener gutmütigen 
Majestät, die das Bewußtsein eines großen Talents, eines Vermögens und einer vierzigjährigen arbeits- 
reichen und untadeligen Wirksamkeit verleiht. 


VT. Über Bürokraten und andere Bürger 


Nicht Männer sind es, die diese Frauen zerstören und in den Tod treiben. Sie scheitern am 
Konflikt zwischen dem Anspruch auf Selbstverwirklichung und einem System, das diese 
nur in der Arbeitswelt zuläßt. Ausgeschlossen aus dem Zentrum der Gesellschaft, bleibt ih- 
nen gar nichts anderes übrig, als ihre Lebenserfüllung im Gefühlsbereich zu suchen. Einmal 
auf diese Bahn gesetzt, entwickeln sie aber gleichzeitig eine höhere Sensibilität für die mit 
der Arbeitswelt verbundenen emotionalen Eingrenzungen und Verkümmerungen mensch- 
licher Möglichkeiten. Ähnlich dem Künstler, werden sie nicht kraft größerer weiblicher In- 
tuition, Gefühlsbetontheit, Emotionalität oder sonstiger den Frauen biologistisch zuge- 
schriebener Eigenschaften, sondern aufgrund ihrer Randstellung als Nicht-Tätige sensibler 
für die einseitige Logik des Systems. Sie entwickeln eine passive, keineswegs kämpferische, 
sondern selbstzerstörerische Subversion gegen die »Bürgerlichkeit« als spezifisches Nor- 
men- und Wertsystem. Gewiß ist die Welt, durch die sie zugrunde gehen, eine männlich ge- 
prägte Welt, aber gleichzeitig sind Männer doch auch der Eigendynamik dieses Systems 
ausgesetzt und teilweise gar ihre Opfer. 

Wenn Charles Bovary am Ende »einen großen Ausspruch tut«, den »einzigen, den er je ge- 
tan hat: Das Schicksal ist schuld!«, so äußert sich bier nur der Fatalismus eines Menschen, 
der die gesellschaftlichen Prozessse wie eine blind wirkende Macht erfährt, der er als Mann 
ebenfalls ausgeliefert ist. 

Deutlicher wird dieser faktische Zwang des Normativen noch bei Instetten und Karenin. 
Unabhängig von ihren persönlichen Einstellungen und Gefühlen fungieren sie als bürokrati- 
sche Vollzugsorgane eines Herrschaftssystems, das sich ihnen gegenüber verselbständigt hat. 
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Nicht Vater Briest, der als preußischer Landedelmann noch »allerhand Antibeamtliches« 
an sich hat, und auch nicht Crampas, der privatisierende Militär, sondern der Beamte In- 
stetten erscheint wie die Inkarnation bürgerlicher Hegemonie in ihrer spezifisch deutsch- 
preußischen Ausprägung. Von bürokratischer Ernsthaftigkeit und Disziplin, ein »Mann 
der Formen« (»es entsprach seinem Charakter und seinen Gewohnheiten, genaue Zeit und 
Stunde zu halten«), hält er auf Pünktlichkeit und Ordnung sogar noch im ehelichen Intim- 
leben, aber auch auf Bildung und Kunstsinnigkeit (»Er hat so was von einem Kunstfex«), 
dem deutschen Ersatz für ausgebliebene politische Herrschaft. 

Beide, Instetten und Karenin, bleiben mit ihrer hochausgeprägten Dienst-, Pflicht- und Be- 
rufsethik, ihrer disziplinierten Ordentlichkeit, aber auch ihrer Vitalschwäche, ihrer Kon- 
taktarmut und emotionalen Kühle in den etablierten Militär- und Adelskreisen bis zu einem 
gewissen Grade Außenseiter. Gerade vor dem Hintergrund der deutschen und russischen 
Geschichte nehmen sie sich aus wie der Idealtypus des Bürokraten. Sie sind Vertreter eines 
bürgerlichen Rationalitätsprinzips, das in diesen Ländern noch nicht zur umfassenden ge- 
sellschaftsprägenden Kraft geworden war, sondern sich zunächst in der Bürokratie im wi- 
dersprüchlichen Gegen- und Zusammenspiel mit der adeligen Militärkultur durchsetzen 
mußte. 

Für Instetten und Karenin steht das Verhältnis zu ihren Frauen in direktem Bezug zu ihrer 
Arbeit. Gefühle werden instrumentalisiert und funktionalisiert zwecks Leistungssteigerung. 


»Und das Schrecklichste ist« dachte er (Karenin, K.P.), »daß gerade jetzt, wo ich dem Ziel meiner Ar- 
beit so nahe bin - er dachte an ein Projekt, das er jetzt ausgearbeitet hatte -, jetzt, wo ich alle Ruhe 
und geistige Kraft nötig habe, mich diese sinnlose Unruhe überfällt.« 


Karenin ist für Anna »kein Mensch, sondern eine ministerielle Maschine«, ein auf seine ru- 
hige, pünktliche, untadelige Art perfekt funktionierendes Rad. Er scheint nur darauf zu 
achten, daß das gesellschaftliche Räderwerk, dessen Teil er ist, nicht durch die Verletzung 
äußerer Anstandsregeln, durch eine wenn auch nur partielle Infragestellung des herrschen- 
den Normenkodexes Funktionsstörungen erleidet. 


»Er dachte nur daran, wie er auf die beste, schicklichste Art sich gegen den Schimpf schützen könne, 
den sie auf ihn geworfen hatte, um dann ruhig seinen Weg ehrlicher und nützlicher Lebenstätigkeit 
fortzusetzen.« 


Seine Lebensmaxime orientiert sich an einem Goethe für den Hausgebrauch: ruhig, ehr- 
lich, nützlich, befreit von unkontrollierbaren, »grenzenlosen« Gefühlen, die nur 
»sinnlose«, weil unproduktive, Energien verschleißende Unruhe auslösen. 

Und die Frauen? Gewiß suchen sie auch nach Liebe, nach »echten«, nicht instrumentali- 
sierten Gefühlen, nach jener Autonomie und selbstbestimmten Individualität ihrer Part- 
ner, die die bürgerliche Ideologie zwar verspricht, aber nur in den seltensten Fällen hervor- 
bringt. Aber sie suchen nach mehr: nach sinnerfüllter Tätigkeit, nach Dauerhaftigkeit und 
Beständigkeit, die nicht auf romantischer Liebesemphase, sondern auf Eigenleistung be- 
ruht. Über Emma sagt Flaubert: »Es verlangte sie ja nur danach, sich auf etwas Verläßliche- 
res als die Liebe zu stützen.« 

Verwirklichung in der Gefühlswelt, die ihnen als einziger Lebensinhalt zugestanden wird, 
empfinden diese Frauen gleichermaßen als erniedrigend und unbefriedigend. Erniedrigend 
ist die Abhängigkeit von der Unbeständigkeit der Gefühle, das Ausgeliefertsein an die bio- 
logisch determinierte Fähigkeit zur Verführung, unbefriedigend und entwürdigend 
schließlich die Reduktion weiblicher Existenz auf einen einzigen Lebenszweck: »zu gefal- 
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len und zu dienen« (so Anna). Die »düstere, verlangende Liebe« Annas wird Wronsky all- 
mählich lästig. Auch L&on empfindet Emmas Liebe zunehmend als »etwas Übersteigertes, 
Unbestimmtes und Todtrauriges«. Irgendwann beginnt für die Männer wieder der »Ernst 
des Lebens«, und so verzichtet L&on »auf das Flötenspiel, auf die übersteigerten Gefühle, 
auf die Phantastereien - denn welcher Spießbürger hätte sich nicht in der Glut seiner Ju- 
gend, und sei es nur für einen Tag, nur für eine Minute, der gewaltigsten Leidenschaften, 
der gewagtesten Unternehmungen für fähig gehalten«. Von diesem L&on hätte Ernst Bloch 
sagen können: »Füllt sich mit schönen Worten, lautem Spiel, glänzendem Unsinn; und will 
doch, auf dem Grund dieser Trunkenheit, nur wieder ein Haustier sein.« (Bloch, in: Nolte, 
1967, 5.187) 

Die Frauen aber müssen - es bleibt ihnen keine andere Wahl - weiter dem Phantom von 
Liebe nachjagen. Was für die Männer momentaner, leidenschaftlicher Überschwang ist, der 
nach gewisser Zeit der Arbeit untergeordnet und in kontrollierbare Bahnen gelenkt wird, 
das muß diesen Frauen um so mehr zum einzigen Lebensinhalt werden, als sie ja nicht nur 
von der Arbeit ausgeschlossen sind, sondern - nach den Ehebrüchen - auch noch aus der 
Welt der respektierten bürgerlichen Ehefrauen, die zwar Gesellschaften, nicht aber die Ge- 
sellschaft gestalten dürfen. 


VII. Über die Ungepaßtheit von Ausgeschlossenen 


Emmas maßlose, ins Pathologische gesteigerte Gier, ihre schier uferlose, frei flottierende, 
nirgends Halt findende Sucht nach dem Außergewöhnlichen ist Ausbruch aus der bürgerli- 
chen Vernunft, aus der spießbürgerlich engen, »platten«, positivistisch verkümmerten Ver- 
nünftigkeit und Fortschrittlichkeit eines im Gleichschritt mit seinem Jahrhundert mar- 
schierenden Homais. 

Emma ist subversiv-passives Opfer ihrer Unangepaßtheit, die in vielem der eines Psychoti- 
kers gleicht. Sie muß mit tödlicher Fatalität scheitern. Denn die zwei einzigen Wege, die 
aus ihrer Situation herausführen könnten, sind ihr verschlossen. Sie verfügt weder über die 
Fähigkeit des Künstlers, das Leiden an und in der Gesellschaft kreativ zu verarbeiten, noch 
über die psychischen und realen Möglichkeiten zur Solidarität mit Leidensgenossinnen. In 
ihrer narzißtischen Ich-Bezogenheit ist sie zugleich Produkt und Opfer des bürgerlichen 
Individualismus. Die nach vielen Demütigungen spät aufkeimende Opposition muß ins 
Leere stoßen, denn resigniert fragt sie sich in einer Art »innerem Monolog«: »Wohin hätte 
sie auch fliehen sollen?« 

Widerstand ist nicht ihre Sache, kann es nicht sein aufgrund ihrer Erziehung, ihres Charak- 
ters und ihrer Vereinzelung. Denn Widerstand setzt ein Mindestmaß von Anpassung an 
das voraus, was heute vielfach als Sekundärtugenden neutralisiert wird, in seinem Ur- 
sprung aber bürgerlich ist: Pflichtbewußtsein, Disziplin, vernunftgeleitete Analysefähig- 
keit, Vorherrschaft des Verstandes vor den Sinnen, Trieb- und Bedürfnisaufschub. Gewiß 
sind diese Dispositionen politisch »neutral« in dem Sinne, daß ein kapitalistischer Fabrik- 
herr oder Manager ebenso über sie verfügen muß wie ein bolschewistischer Berufsrevolu- 
tionär. Aber beide sind Sprößlinge der puritanischen Ethik, der mit der Krise der Arbeits- 
welt und dem Zwang zu konsumorientierter Verausgabung allmählich der Boden entzogen 
wird. 

Wer aber dieses Terrain der widersprüchlichen Interessen auf der gemeinsamen Grundlage 
arbeitsorientierten Denkens und Handelns verläßt, es möglicherweise gar nicht erst betritt 
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oder betreten kann, wird ausgegrenzt, stigmatisiert, im Grenzfall sogar pathologisiert oder 
als bunte Randerscheinung, als tolerierbarer Bohemien vereinnahmt und in seiner poten- 
tiell subsversiven Wirkung unschädlich gemacht. 

Was hier an Verdrängungsvorgängen, an psychischer Verkümmerung des bürgerlichen So- 
zialcharakters, an Reduktion menschlicher Fülle und »Ganzheit« auf den »homme-ma- 
chine« oder die »ministerielle Maschine« stattgefunden hat, kann man eher erahnen als be- 
messen, wenn man sich an die in der Geschichte der bürgerlichen Gesellschaft immer wie- 
derkehrenden, mehr oder weniger heftigen, mehr oder weniger politischen Ausbrüche und 
Ausbruchsversuche erinnert: von den Maschinenstürmern über die Romantik, vom Sur- 
realismus bis hin zum frühen Faschismus und heutigen Aussteiger-Subkulturen. Das Hete- 
rogene, von dem Bataille im Zusammenhang mit dem Faschismus spricht, - Emma B. lebt 
es, ins Extreme, ja Tödliche gesteigert. Für sie gibt es in der bürgerlichen Gesellschaft kei- 
nen Ort, sie orientiert sich von den drei Frauen am radikalsten an einer anderen Logik. 
Effis Unangepaßtheit erscheint dagegen eher als Ergebnis eines noch unvollendeten Akkul- 
turationsprozesses. Diese eigenartige Kind-Frau leidet nicht in dem gleichen Maße an der 
Außenseiterpsyche einer Emma, sondern hat sich lediglich etwas von der Spontaneität und 
unverfälschten Empfindungssicherheit eines aus ländlichen, behaglich landadeligen Ver- 
hältnissen eben erst heraustretenden Menschen bewahrt. Sie wird als »Naturkind« geschil- 
dert, ohne das fieberhaft gesteigerte, süchtige Bedürfnis. nach starken Reizen. Mit ihrer 
spontanen Freude an Festen und Feiern, auch am leicht anrüchigen Glanz der Künstlerin 
Tripelli, stößt sie an die allzu engen Schranken ihres formenerstarrten Mannes. Sie hat et- 
was von einem noch »ungeschliffenen« Kinde, das mit seinen unbehauenen Naturkanten 
noch »aneckt«, nicht aber grundsätzlich anpassungsfähig wäre. Ihre jahrelange Existenz als 
mustergültige Ehefrau nach der Affäre mit Crampas zeigt das deutlich. 

Anna K. ist sicherlich im bürgerlichen Sinne die »reifste« der drei Frauengestalten und hat 
mit der innerlich zerrissenen, hin- und hergetriebenen Emma zunächst wenig und letztlich 
doch alles gemeinsam. Sie ist sich der Ausweglosigkeit ihrer Lage, ihrer gesellschaftlichen 
Außenseiterposition und ihrer Möglichkeiten an der Seite Wronskys ganz bewußt - und 
kann sie doch nicht ändern. Sie ist die einzige der drei Frauen, die den Weg der aktiven Be- 
wältigung ihrer Lage durch Arbeit zu gehen versucht. 

In dem Maße, wie die Basis ihrer Existenz - die Liebesbeziehung zu Wronsky - ihr wie 
Sand unter den Füßen davongleitet, wendet sie sich der Arbeit zu, natürlich einem im 19. 
Jahrhundert noch am ehesten tolerierten »weiblichen« Betätigungsfeld: sie schreibt ein 
Kinderbuch und widmet sich der Erziehung einer jungen Engländerin. Doch nicht genug 
damit: Sie leistet sich als »gefallene« Frau, die nur an der Seite eines Mannes gesellschaftli- 
che Daseinsberechtigung hat, den geradezu unerhört kühnen Luxus eigener Ansichten. 
Man lese nur ihre Auseinandersetzung mit Wronsky über den Zugang von Frauen zu 
Gymnasien. Wronsky 


»sprach geringschätzig von der weiblichen Bildung überhaupt und sagte, Hanna, die kleine Englände- 
rin, habe nicht nötig, Physik zu verstehen (...). Diese Grausamkeit, mit der er die Welt zerstörte, die 
sie (Anna, K.P.) mit solcher Mühe für sich geschaffen hatte, um ihr schweres Los erträglich zu ma- 
chen, diese Ungerechtigkeit, mit der er ihr Affektation vorwarf, fachten ihren Zorn noch mehr an.« 


Auch Wronsky, das typische Produkt adeliger Militärkultur, auf Internaten und Militär- 
akademien groß geworden, glanzvoller Reiter und Gesellschaftsmensch, verbürgerlicht am 
Ende. Nach seinem Abschied vom Militär befällt ihn bald 
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»eine Traurigkeit, und ohne sich dessen klar bewußt zu werden, regte sich in ihm der Wunsch nach 
neuen Zielen. Sechzehn Stunden täglich mußten durch irgend etwas ausgefüllt werden ...« 


Seine zweckfreie, müßiggängerische Beschäftigung mit Politik und Malerei langweilt ihn 


"bald. 


»Ich bin glücklich über Ihre Liebe, aber ich muß eine Beschäftigung haben. Ich fand diese Beschäfti- 
gung, ich bin stolz darauf und halte sie für nutzbringender und dem Allgemeinwohl dienlicher als al- 
les das, was meine früheren Kameraden im Dienst oder bei Hof run.« 


Zwar ist Wronsky mit genauer gesellschaftstheoretischer Elle gemessen weiterhin adeliger 
Großgrundbesitzer, unterscheidet sich aber von seinen »früheren Kameraden im Dienst 
und bei Hof« dadurch, daß er - als homo faber und nicht als Mann, der die Revenuen bei 
Hofe unproduktiv verzehrt - selbst etwas Nutzbringendes »schafft«: er läßt ein Kranken- 
haus bauen, er ist die »treibende Kraft« im Hause, er führt seine Geschäfte selbst, setzt sich 
für den Einsatz moderner Technologien ein etc. 


VII. Über die »raube, mächtige Gewalt«. 


Die Geschichte der drei Frauen endet tragisch - aber die der Männer nicht minder. Wrons- 
ky sagt am Ende: »Ja, als Waffe kann ich noch nützlich sein, aber als Mensch bin ich eine 
Ruine«, Charles Bovary folgt Emma nach raschem körperlichen und seelischen Verfall 
bald in den Tod, Karenin und Instetten, die in ihrer außengeleiteten Art als »ministerielle 
Maschinen« am reinsten das gesellschaftliche Wertsystem repräsentieren, sind menschlich 
von den Tragödien ihrer Frauen am wenigsten affiziert, dafür aber um so stärker als Räder 
im Räderwerk. Gerade weil sie den Zentren der Macht am nächsten stehen, in den »Hege- 
monieapparaten« tätig sind und sich am stärksten mit den normativen Prinzipien der Ge- 
sellschaft identifizieren, tritt bei ihnen der Konflikt zwischen individuellem Wollen und 
gesellschaftlichen Anforderungen in fast schon theoretisch destillierter Form auf. 

Warum handelt Instetten so und nicht anders, was er durchaus könnte, ındem er die entlar- 
venden Briefe nicht zur Kenntnis nähme? 


»Weil es so sein muß... Man ist nicht bloß ein einzelner Mensch, man gehört einem Ganzen an, und 
auf das Ganze haben wir beständig Rücksicht zu nehmen, wir sind durchaus abhängig von ihm... 


Die Regeln des Zusammenlebens, »jenes tyrannisierende Gesellschafts-Etwas« üben auf ihn 
den gleichen Zwang aus wie auf Effi, nur daß er der Henker ist, sie das Opfer. Mit geradezu 
kantischem Pflichtbewußtsein sagt er: »Ich habe keine Wahl. Ich muß.« »Solange der ’Göt- 
ze’ gilt, müssen wir uns ihm unterwerfen«, sekundiert ihm ein Freund, und Instetten: 


»Rache ist nichts Schönes, aber was Menschliches und hat ein natürlich menschliches Recht. So aber 
war alles nur Vorstellung, einem Begriff zuliebe, war eine gemachte Geschichte, halbe Komödie. Und 
diese Komödie muß ich nun fortsetzen und muß Effi wegschicken und sie ruinieren und mich mit...« 


Auch er ist - wie Wronsky, wie Bovary, wie Karenin - am Ende ruiniert, ist Opfer der ge- 
sellschaftlichen Vorstellungen von Pflicht und Gesetz und ist zugleich ihr Vollzugsorgan. 
»Denn gerade das, dieser ganze Krimskrams, ist doch an allem schuld«, erkennt Instetten. 
Auch Karenin macht die Erfahrung der mehrfach erwähnten »geheimnisvollen, rauhen, 
mächtigen Gewalt«, »die sein Leben lenkte und Unterwerfung forderte«. Diese Gewalt 
normativer Zwänge macht auch ihn zum Opfer eines gesellschaftlichen Systems, das den 
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Männern zweifellos mehr Rechte und Entfaltungsmöglichkeiten zugesteht, sie aber eben- 
falls zur Unterwerfung zwingt, wenn sie dem Schicksal ihrer Frauen (gesellschaftliche Äch- 
tung und Tod) entgehen wollen. Karenin leidet unter der »Macht jener geheimnisvollen, 
rauhen Gewalt, welche die Veränderung seines Verhältnisses zu seiner Frau erheischte. Er 
sah klar, daß die ganze Welt und auch seine Frau von ihm etwas verlangten, konnte aber 
nicht begreifen, was, und fühlte, wie in seinem Herzen das Gefühl des Zorns darüber auf- 
stieg.« 


VII. Einige Ergebnisse und theoretische Fragen 


Zwei Thesen galt es in den hier vorgetragenen Überlegungen zu diskutieren 

1} Bürgerlichkeit als Kultur basiert auf einem normativen System, in dem sich die psychi- 
schen und physischen Dispositionen »westlicher Rationalität« und Lebensführung am pro- 
duktiven Zentrum der Gesellschaft orientieren. Die kapitalistische Produktionsweise 
schließt in einer widersprüchlichen Totalität Besitzer und Nicht-Besitzer von Produktiens- 
mitteln als auf Arbeit und Leistungswillen fixierte Produzenten ein. 

Die marxistische Theorie analysiert vorrangig die Konfliktlinie Kapital - Arbeit und kon- 
zentriert sich auf einen Konflikt innerhalb des gesellschaftlichen Kerns als widersprüchli- 
cher Totalität. Wenig beachtet wurde hingegen eine zweite Konfliktlinie, die nicht aus ein- 
seitiger Schaffung und Aneignung von Mehrwert resultiert, sondern durch gesellschaftli- 
chen Ausschluß aus der Welt der Arbeit schlechthin. Seit Beginn der bürgerlichen Gesell- 
schaft sind davon Menschen betroffen, deren Arbeitskraft auf dem Markt nicht verkauft 
werden kann oder darf. 

Die heute unter den Bedingungen struktureller Arbeitslosigkeit und fortschreitender Ra- 
tionalisierung wachsende Zahl derart aus der Arbeitswelt Ausgeschlossener macht es not- 
wendig, stärker die Konfliktlinte Einschluß - Ausschluß in den Blick zu nehmen und Ana- 
lyseinstrumente bereitzustellen. Wichtig erscheint mir dabei, daß die Erfahrung der Aus- 
grenzung aus der Welt der Arbeit eine andere Art von Unangepaßtheit hervorbringt als das 
in der Arbeiterbewegung konzentrierte Widerspruchspotential. Für diese nicht durch Azs- 
beutung, sondern durch Ausgrenzung bestimmte Art der Unangepaßtheit ist analytisch 
meist nur der Begriff »Romantik« zur Stelle, der oft vorschnell mit reaktionär gleichgesetzt 
wird. Es gilt aber zu schen, daß die durch Ausgrenzung hervorgebrachten Formen von Un- 
angepaßtheit zutiefst ambivalent sind. 

Wie ich am Beispiel der drei Romane versucht habe zu zeigen, sind diese bürgerlichen Frau- 
en des 19. Jahrhunderts aufgrund ihrer unproduktiven Existenz stärker regressiven Gefah- 
ren, aber auch progressiven Möglichkeiten ausgesetzt. Regressive Verarbeitungsformen des 
Ausschlusses (Flucht aus der Realität, psychotische Verstiegenheit in eine imaginäre, ande- 
re Welt, romantische Evasion etc.} stehen neben der durchaus progressiven, wenn auch 
von ihnen nur selten schon offen ausgesprochenen Kritik an der Reduktion menschlicher 
Potentialität und Ganzheit auf den funktionierenden Maschinenmenschen. Der Außensei- 
ter leidet stärker an den Defiziten der Gesellschaft, weil er von ihren Gratifikationen ausge- 
schlossen ist. 

Nicht von ungefähr bestand das Reservoir des frühen Faschismus aus Ausgegrenzten, aus 
dem produktiven Kern der Gesellschaft Ausgeschlossenen. Ehemalige Frontkämpfer, Ar- 
beitslose, Legionärstypen, gescheiterte Existenzen, Studenten, Schüler, futuristische Künst- 
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ler etc. starteten einen politisch zunächst ambivalenten Angriff auf die »Logik« bürgerli- 
cher Lebensführung und kapitalistischer Rationalität. Als Vertreter des Heterogenen gegen 
die Welt der Homogenität (Bataille) konnten sie sich daher auch die lange gründlich ver- 
drängten und darum um so heftiger und brutaler an die Oberfläche tretenden Wünsche 
und Sehnsüchte nach rauschhaften, ekstatischen, heroischen, die engen bürgerlichen All- 
tagsgrenzen überschreitenden Erfahrungen zunutze machen. 

2) Weiter habe ich versucht zu zeigen, daß die Problematik dieser Frauen nicht als Dialek- 
tik von Patriarchat und Frauenunterdrückung gesehen werden kann. Im Zentrum der An- 
alyse muß vielmehr ein hegemoniales Prinzip stehen, das zwar vorrangig durch Männer 
vermittelt wird, dem diese aber ebenfalls, wenn auch nicht mit der gleichen Konsequenz, 
unterworfen sind. Ausgeschlossene, hier besonders die Frauen, sind lediglich weiter ent- 
fernt vom normativen System, ja sie werden geradezu in eine latent subversive Rolle ge 
drängt, weil die systemimmanente Sinnhaftigkeit von Normen und Sekundärtugenden nur 
für den erfahrbar und einsehbar ist, der im arbeitsbestimmten Kern der Gesellschaft ange- 
siedelt ist und daher auch ihre Gratifikationen (Lohn durch Leistung) erhält. 

Die Männer haben es zwar leichter, sich als Aktive und Handelnde mit den für Aktive 
und Handelnde zugeschnittenen hegemonialen Strukturen zu identifizieren, sind aber 
ebenfalls der »Herrschaft des Gesetzes« unterworfen, die sie im Konfliktfall als »Fatalität« 
(Bovary), als »tyrannisierendes Gesellschafts-Etwas« (Instetten) und als »geheimnissvolle, 
rauhe, mächtige Gewalt« (Karenin) erfahren. 

Die ‘Romantik’ dieser Frauen, ihre gesellschaftlich erzwungene Konzentration auf das Ge- 
fühlsleben entspringt keineswegs einer typisch »weiblichen« Psyche, sondern ist Resultat 
ihres Ausschlusses. Gleichzeitig zeigen sie aber auch - und darin liegt die kritische Potenz 
dieser Romane - die Enge, Eintönigkeit und Borniertheit einer ausschließlich auf Arbeit 
und Leistung basierenden bürgerlichen Welt. Sie hat Großes in dem Sinne, wie es Marx im 
‘Kommunistischen Manifest’ lobend anerkennt, nur um den Preis der Verkümmerung 
menschlicher Ganzheit hervorgebracht und die potentielle menschliche Vielfalt und Allsei- 
tigkeit auf die für die Arbeit funktionalisierbare Dimension eingeengt. 


Anmerkungen 


1 Vgl. das Zitat der Rahel Varnhagen ausführlicher: 

»Es ist Menschenunkunde, wenn sich die Leute einbilden, unser Geist sei anders und zu anderen 
Bedürfnissen konstituiert, und wir könnten z.E. ganz von des Mannes oder Sohns Existenz mit- 
zehren. Diese Forderung entsteht nur aus der Voraussetzung, daß ein Weib in ihrer ganzen Seele 
nichts Höheres kenne, als grade die Forderungen und Ansprüche ihres Mannes in der Welt: oder 
die Gaben und Wünsche ihrer Kinder: dann wäre jede Ehe, schon bloß als solche, der höchste 
menschliche Zustand: so aber ist es nicht: und man liebt, hegt, pflegt wohl die Wünsche der Seini- 
gen; fügt sich ihnen; macht sie sich zur höchsten Sorge und dringendsten Beschäftigung: aber er- 
füllen, erholen, uns ausruhen zu fernerer Tätigkeit und tragen, können die uns nicht; oder auf un- 
ser ganzes Leben hinaus stärken und kräftigen. Dies ist der Grund des vielen Frivolen, was man 
bei Weibern sieht und zu sehen glaubt; sie haben der beklatschten Regel nach gar keinen Raum 
für ihre eigenen Füße, müssen sie nur immer da hin setzen, wo der Mann eben stand und stehen 
will; und sehen mit ihren Augen die ganze bewegte Welt, wie etwa einer, der wie ein Baum mit Wur- 
zeln in der Erde verzaubert wäre, jeder Versuch, jeder Wunsch, den unnatürlichen Zustand zu lösen, 
wird Frivolität genannt oder doch für strafwürdiges Benehmen gehalten.« (Hervorhebungen von der 
Verf.) 
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2 Dies ist, wohlgemerkt, die meiner Meinung nach hervorstechendste Seite des Lariviere-Portraits, 
von dem Sartre differenzierter meint, es sei »zugleich weiß und schwarz« (Sartre, 1977, Bd. 1, 
$. 463). Zur Analyse bürgerlicher Kultur und Aufstiegsorientierung am Beispiel der Familie Flau- 
bert vgl. insgesamt diese Analyse Sartres, die hervorragend nicht nur den schönen Schein, son- 
dern auch die Ambivalenzen, Brüche, Beengungen und spannungsreichen emotionalen Konstella- 
tionen dieser bürgerlichen Familie herausarbeitet (bes. Bd. 1, S. 62-80, $. 460-476). 
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Gitte Schefer, Renate Wielpütz 
Franenarbeitslosigkeit: Eine Alternative zur Erwerbsarbeit? 


Frauen sind von Arbeitslosigkeit besonders betroffen: Schon seit Jahren stellen sie über die 
Hälfte aller registrierten Arbeitslosen, obwohl ihr Anteil an den Beschäftigten nur rund 
1/3 (1980: 38%) beträgt. Sie sind im Durchschnitt länger arbeitslos als Männer (vgl. Frei- 
burghaus, 1978, 5.226), ihre Wiederbeschäftigungschancen sind - auch in Zeiten konjunk- 
turellen Aufschwungs und rückläufiger Gesamtarbeitslosigkeit - deutlich geringer, ohne 
dafs dies mit dem geringeren Qualifikationsniveau der Frauen hinreichend begründet wäre 
(vgl. Bauer, 1977, Büchtemann/Rosenbladt, 1980). Denn auch bei gleicher Qualifikation 
ist die Arbeitslosenquote der Frauen höher als die der männlichen Vergleichsgruppe. 
Hinzu kommt, daß das tatsächliche Ausmaß der Frauenarbeitsloigkeit durch die offiziellen 
Statistiken nur unzureichend erfaßt ist: Nicht berücksichtigt werden all jene Frauen, die 
bereits vom Arbeitsmarkt verdrängt worden und in die sogenannte stille Reserve abgewan- 
dert sind. Schätzungen zufolge beträgt die Dunkelziffer zwischen 500000 und 700000 
Frauen, die den Arbeitsmarkt verlassen haben. 

In krassem Widerspruch zu dem hohen Betroffenheitsrisiko der Frauen unter den gegen- 
wärtigen Bedingungen am Arbeitsmarkt steht der geringe Aufmerksamkeitswert, der dem 
Problem der Frauenarbeitslosigkeit sowohl in der öffentlichen Diskussion der Arbeitslo- 
sen-Problematik und Behandlung durch die Arbeitsmarktpolitik als auch von Seiten der 
Sozialwissenschaften gezollt wird. Zwar sind in der letzten Zeit Bemühungen zu erken- 
nen, Gründe und Bestimmungsmomente der Frauenarbeitslosigkeit genauer zu erklären 
(Schmid, 1975, Peikert, 1976 u. 1977, Infratest Sozialfoschung 1978); wenig entfaltet ist 
demgegenüber das Interesse an der v.a. im Zentrum der psychologischen Arbeitslosen-For- 
schung stehenden Frage nach der Wirkung der Arbeitslosen-Situation auf (betroffene) 
Frauen. Theorie und Forschung über die Situation der Arbeitslosen (Wirkungsforschung) 
konzentrieren sich traditionell auf Männer. Einer der Gründe für die Vernachlässigung 
von Frauen in der Arbeitslosen- (und bis vor kurzem auch der industriesoziologischen) 
Forschung beruht auf der Setzung, Erwerbstätigkeit spiele im Lebenszusammenhang von 
Frauen nur eine untergeordnete Rolle, da ihnen, im Gegensatz zu Männern, eine Alternati- 
ve zur Erwerbsarbeit, die Hausarbeit, zur Verfügung steht (Brinkmann /Schober-Gott- 
wald, 1976). 

Aus dieser unterstellten Alternative’, die Frauen nicht zufällig immer in Krisenzeiten - mit 
»sanfter Macht« (indem der Wert der »Mutterarbeit« betont wird) und massiven Restriktio- 
nen (Arbeitsförderungs-Konsolidierungsgesetz (AFKG), Überlegungen zur Novellierung 
des $218 usw.) - angedient wird, wird geschlossen, daß Frauen nicht oder in geringerem 
Maße unter Arbeitslosigkeit leiden als Männer (Brinkmann, 1976) - ohne daß bisher schlüs- 
sig belegt wäre, ob und inwieweit diese zwar gesellschaftlich akzeptierte »Alternative« 
auch von den Frauen als solche angenommen wird. 

Dient diese Annahme in einer Reihe von Untersuchungen, die sich mit den psycho-sozia- 
len Folgen der Arbeitslosigkeit befassen, bereits als Legitimation für den Ausschluß von 
Frauen (beispielhaft Fröhlich u.a., 1979), so findet sie in Untersuchungen, die einen quasi- 
geschlechtsneutralen Ansatz verfolgen (indem Männern und Frauen die gleichen Fragen 
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gestellt werden) als Interpretationsmuster Anwendung (Brinkmann, 1976) oder aber sie 
wird in den (wenigen) Untersuchungen, die sich explizit mit Frauenarbeitslosigkeit ausein- 
andersetzen, zur Prämisse (Heinemann, 1980). 

Das Problem, Betroffenheit durch Arbeitslosigkeit, wird dabei für Frauen nicht - wie für 
Männer - vom Verlust des Erwerbsarbeitsplatzes, dem Fehlen der (immateriellen) Funktio- 
nen von Arbeit und Beruf her betrachtet und analysiert; vielmehr greift ein Erklärungsmu- 
ster Platz, daß lediglich die andere Seite des weiblichen Arbeitsvermögens, die Reproduk- 
tionsarbeit, in Betracht zieht. Die Frage nach der Bedeutung der Erwerbsarbeit für Frauen, 
die Tatsache, daß Frauen ihren außerhäuslichen Arbeitsplatz verlieren, gerät mit dem Ver- 
weis auf die angebliche »Alternativrolles aus dem Blickwinkel. 

Bereits in der mittlerweile klassischen Marienthal-Studie ist hingegen belegt, daß »... die 
Frauen (...) also trotz der Mehrbelastung nicht nur aus materiellen Gründen wieder in die 
Fabrık zurück (wollen); die Fabrik hat ihren Lebensraum erweitert und ihnen soziale Kon- 
taktmöglichkeiten gegeben, die sie jetzt entbehren« (Jahoda u.a., 1933, Ausgabe 1978, 
$.92). 

Auch jüngere Untersuchungen zur Bedeutung der Erwerbsarbeit für Frauen (Eckart u.a., 
1979, Weltz u.a., 1978, Lappe u.a., 1978, Schöll-Schwinghammer, 1979, Lappe, 1981, Be- 
cker-Schmidt u.a., 1980, 1981, 1982 u. 1983), die wesentliche Impulse aus den durch die 
Frauenbewegung seit Anfang der 70er Jahre ausgelösten Diskussionen über die geschlecht- 
spezifische Arbeitsteilung und die Interdependenz von weiblicher Reproduktions- und 
Produktionsarbeit (stellvertretend Beck-Gernsheim 1976, Bock /Duden 1977) bezogen ha- 
ben, lasserı die These der nur marginalen (instrumentellen) Bedeutung der Erwerbsarbeit 
bzw. der vorrangigen Familienorientierung als korrekturbedürftig erscheinen. 

So kommen beispielsweise Becker-Schmidt u.a. (1980 a+b, 1981 a+b, 1982, 1983), die den 
widersprüchlich strukturierten Lebenszusammenhang von Frauen zu ihrem theoretischen 
Ausgangspunkt machen, zu dem Ergebnis, daß die Einstellung der von ihnen mittels bio- 
grafischer Interviews befragten Frauen zur Akkord-/Erwerbsarbeit weder gleichgültig-in- 
strumentell - wie lange Zeit in der Industriesoziologie angenommen wurde (s. hierzu die 
Auseinandersetzung von Knapp 1981, Gensior 1983) - noch identifikatorisch ist, sondern 
die Arbeitsmotivationen sehr viel komplexer , doppeldeutiger, affekt- und damit auch kon- 
flikthaltiger sind als bisher für derartige Tätigkeiten unterstellt wurde: 

»Obwohl Fabrikarbeiterinnen das Akkordsystem mit seinen körperlichen und nervlichen 
Belastungen hassen, gibt es im Betrieb und am Arbeitsplatz doch Anziehungskräfte, die sie 
bewegen, an der außerhäuslichen Tätigkeit festzuhalten. Verschleiß, Hetze, Monotonie, 
Bedürfnisreprimierung und Armut an Dispositionsspielräumen provozieren Zorn, Unwil- 
len, den Wunsch aufzuhören; die soziale Kooperation, die Möglichkeit, sich durch kontrol- 
lierbare Leistunsvorgaben selbst zu bewerten und an anderen messen zu können, vor allem 
Anerkennungserfahrungen als »gute Arbeiterin» und »verläßliche Kollegin« sind dagegen 
positive, ja schwer verzichtbare Bezugspunkte des Selbstbewußtseins. 

Die Einstellung zur industriellen Tätigkeit und ihrer betrieblichen Einbindung ist weder 
gleichgültig noch identifikatorisch, sie ist vielmehr - und zwar in jeder einzelnen Person - 
ambivalent. Diese Ambivalenz konturiert sich zusätzlich - positiv wie negativ - durch den 
abwägenden Vergleich zur häuslichen Sphäre. Eine wesentliche Aufwertung erfährt die Fa- 
brikarbeit durch die gesellschaftliche Unterschätzung und ökonomische Nicht-Bewertung 
der Hausarbeit.« (1983, $. 10) 

Auch ältere, die Bedeutung der Erwerbstätigkeit für Frauen unter verschiedenen Aspekten 
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(betriebliches Nutzungsinteresse, familiales Belastungsausmaß) diskutierende Untersu- 
chungen von Lappe/Schöll-Schwinghammer u.a. (1978) oder Weltz u.a. (1978), die im Er- 
gebnis - zumindest für Frauen in unqualifizierten Tätigkeiten - die Annahme der nur in- 
strumentellen bzw. familiären Orientierung zu bestätigen scheinen, verdeutlichen, daß 
nicht von vornherein von einer eindeutigen Familienorientierung bei Frauen auszugehen 
ist (in diesem Sinne etwa Eckart u.a. 1979), sich diese vielmehr erst unter dem Einfluß re- 
striktiver Arbeitsbedingungen und/oder einem Übermaß an familialen Pflichten durch- 
setzt. 

Gestützt auf diese Erkenntnisse (und ihre Implikationen für die Arbeitslosen-Forschung) 
ist für die uns hier interessierende Frage nach Erleben und Bedeutung von Arbeitslosigkeit 
deshalb mit Gnegel/Mohr (1983) davon auszugehen, »... daß die psychische Bedeutung des 
Verlusts des Arbeitsplatzes für Frauen durch den Verweis auf die Alternativrolle keines- 
wegs zu klären ist, vielmehr eine Analyse der psychischen Folgen der Arbeitslosigkeit der 
Frauen noch aussteht.« ($.89). 

Die Klärung der Fragen, welche Bedeutung der Verlust des außerhäuslichen Arbeitsplatzes 
für Frauen hat, ob und wie sie unter Arbeitslosigkeit leiden, wie sie damit umgehen, trifft 
mithin auf wissenschaftliche Leerstellen. 

Die Auseinandersetzuung mit diesen Leerstellen und ihrer Voraussetzung, den theoreti- 
schen und methodischen Ansätzen in der Arbeitslosen- (und ausschnitthaft auch industrie- 
soziologischen) Forschung sowie der Versuch eines »anderen Blicks« sind Gegenstand die- 
ses Beitrags. 

Vorgestellt werden ausgewählte Ergebnisse (und Überlegungen) eines von den Autorinnen 
durchgeführten Forschungsprojektes über Frauenarbeitslosigkeit*, in dessen Mittelpunkt 
lebensgeschichtlich orientierte Interviews mit 36 - zumeist über 40jährigen - Fabrikarbei- 
terinnen und einfachen Angestellten über Anlaß, Erleben, Verarbeiten und Bedeutung der 
Arbeitslosigkeit standen. 

Unser Hauptinteresse galt dabei der Frage nach der lebensgeschichtlichen Bedeutung von 
Arbeit für Frauen und die Auseinandersetzung damit aus der Perspektive der Arbeitslosig- 
keit. 


Zur Bedeutung der Frauenarbeitslosigkeit in der Arbeitslosenforschung 


Schon in den älteren, vor dem Hintergrund der durch die Weltwirtschaftskrise 1929 ausge- 
lösten Massenarbeitslosigkeit entstandenen Untersuchungen (Jahoda u.a. 1933, Zawadski 
u. Lazarsfeld 1935, Komarovsky 1940) wird nachgewiesen, daß Arbeitslosigkeit nicht allein 
materielle, sondern auch psycho-soziale Belastungen wie Verlust des Selbstwertgefühls, 
Hoffnungslosigkeit/ Apathie, psychosomatische Beschwerden usw. für die Betroffenen 
(und ihre Familien) mit sich bringt. 

V.a. in der neueren sozialwissenschaftlichen Literatur zu diesem Problemfeld (Saterdag 
1975, Brinkmann 1976, 1978, Pintar 1978, Wacker 1976, 1978, Harrison 1978, Frese 1978, 
Frese/Mohr 1977, 1978, Fröhlich 1979, Büchtemann/Rosenbladt 1981), dem sich die bun- 
desrepublikanische Forschung in nennenswertem Umfang erst Mitte der 70er Jahre ange- 
nommen hat, besteht ein weitgehender Konsensus darüber, daß letztlich die psychischen 
Belastungen schwerer wiegen als die finanziellen Belastungen - was sich auch in einer ent- 
sprechenden Schwerpunktsetzung auf die Erforschung der psycho-sozialen Auswirkungen 
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der Arbeitslosigkeit niederschlägt. Explizit oder implizit liegt diesen Untersuchungen die 

Annahme zugrunde, daß die negativen psycho-sozialen Folgen der Arbeitslosigkeit - für 

deren Erfassung nach wie vor kein einheitliches und operationales Konzept zur Verfügung 

steht (Brinkmann 1976) - auf den Verlust der immateriellen Funktionen von Arbeit und 

Beruf zurückzuführen sind: 

— Arbeit bedeutet Zeitverwendung; durch Arbeit werden Zeit und Zeitempfinden struk- 
turiert, es entstehen Kontraste zwischen Arbeits- und Frei-Zeit, d.h. zwischen verschie- 
denen Funktions- und Lebensbereichen. In der Arbeitslosigkeit wird die gewohnte 
Zeitstruktur zerstört, die nun zur Verfügung stehende freie Zeit schlägt nach einer an- 
fänglichen Phase der Entlastung (»Urlaubseffekt«) um in einen belastenden Zeitüber- 
fluß. 

-— Arbeit und Beruf vermitteln soziale Kontakte und soziale Identität. Über die Arbeit, 
der einzigen »Zwangsverbindung« (Schelsky 1965) des Menschen mit seiner sozialen 
Umwelt, ist der einzelne in die Gesellschaft integriert. Durch den Verlust oder die Ver- 
kleinerung dieses Kontaktfeldes in der Arbeitslosigkeit entstehen nicht nur Irritationen 
über die soziale Identität; Arbeitslosigkeit bedeutet auch die zumindst partielle Desinte- 
gration aus der Gesellschaft, verbunden mit der Angst oder dem Erleben von sozialer 
Isolation, sozialem Rückzug. 

— Über die Arbeit bzw. die Arbeitsleistung - und als deren sichtbarem Ausdruck, dem 
Einkommen sowie der Stellung im Beruf - definieren sich Status und Sozialprestige ei- 
nes Menschen. Mit dem Arbeitsplatzverlust werden Status und Sozialprestige gefährdet, 
infragegestellt, was wiederum Einfluß hat auf die Eigenwahrnehmung, auf das Selbst- 
bild als »leistungsfähiger Person« - Wahrnehmungen, die durch das Ausbleiben von Lei- 
stungs- und Erfolgserlebnissen noch verstärkt werden. Eng verbunden damit ist der 
Einfluß der Arbeit für die Entwicklung einer personalen Identität, des Gefühls der 
Selbstachtung und Selbstbewertung. Geht mit der Arbeitslosigkeit dieser Erfahrungs- 
raum verloren, nehmen das Gefühl der Wertlosigkeit und sozialen Verunsicherung zu. 

— Schließlich dient die Arbeit der Sicherung der materiellen Reproduktion, dem Geld- 
erwerb. Mit dem Arbeitsplatzverlust müssen nicht allein Konsumwünsche reduziert 
werden, er bedeutet nicht alleın bloßen Einkommensverlust, sondern v.a. auch die Er- 
fahrung, von anderen (Arbeitsamt, Sozialbehörden usw.) abhängig zu sein, nicht für 
sich selbst, aufgrund eigener Hände Arbeit Sorge tragen zu können. 

Diese hier typisierend umrissenen Funktionen der Erwerbsarbeit (vgl. den Überblick bei 

Heinemann, 1980 und Fröhlich 1979) und ihre Auswirkungen bei Arbeitslosigkeit gelten 

nach herrschender Meinung (vgl. Bolte 1965, König 1965, Fröhlich 1979) jedoch nur für 

Männer. Für Frauen wird - wie bereits eingangs erwähnt - mit dem Hinweis auf »über- 

kommene Rollenvorstellungen« und die »Alternative Hausarbeit /-frau« die für Männer 

konstatierte Funktion und Bedeutung der Erwerbsarbeit nicht zugrundegelegt, was - in 
dieser Logik konsequent - bedeutet, daß Arbeitslosigkeit für Frauen die hier grob umrisse- 
nen Probleme und Belastungsarten (Gefühl der Wertlosigkeit, Statusverlustprobleme/ 

-ängste, Zeitverfall/Zeitüberfluß, fatalistische Lebenseinstellung, Angst in sozialen Situatio- 

nen usw.) nicht mit sich bringt. 

So kommt Brinkmann (1976) - ähnlich auch Hentschel (1979) - zu dem Ergebnis, daß Män- 

ner durch Arbeitslosigkeit wesentlich stärker belastet sind als Frauen und Frauen in nahe- 

zu allen Belastungsdimensionen geringere Werte aufweisen. 

Die Untersuchung Brinkmanns, in der Frauen und Männern die gleichen Fragen bzw. Sta- 
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tements vorgelegt wurden, gelangt zwar hinsichtlich der Belastung der Frauen durch Ar- 
beitslosigkeit zu interessanten Einzelergebnissen (z.B. antworten Frauen in dieser Studie 
auf das Statement »mehr Zeit für die Familie« überwiegend zustimmend, woraus u.E. kurz- 
schlüssig auf einen geringeren Leidensdruck geschlossen wird; verheiratete arbeitslose Män- 
ner sind stärker belastet als verheiratete arbeitslose Frauen; Frauen zeigen eine wesentlich 
höhere Zustimmung hinsichtlich des Statements »Verlust von Sozialkontakten« als Män- 
ner auf); diese werden jedoch keiner aus der widersprüchlich strukturierten Lebenssitua- 
tion von Frauen resultierenden Erklärung zugänglich gemacht 

Anhand der für die BRD umfassendsten Untersuchung zur Frauenerwerbslosigkeit von 
Heinemann u.a. (1980) kann nachgewiesen werden, wie selbst dort, wo die Lebensbedin- 
gungen von Frauen explizit und programmatisch zum Ausgangspunkt der Untersuchung 
gemacht werden, aufgrund der theoretischen und methodischen Vorentscheidungen (an- 
hand standardisierter Fragen wurde der Frage nachgegangen, wieviele Frauen durch Ar- 
beitslosigkeit »in ihre traditionelle Rolle als Hausfrauen zurückkehren«) die Ergebnisse den 
»traditionellen« Blickwinkel nicht zu sprengen vermögen: 


»Sicherlich können die Belastungen der Arbeitslosigkeit zumindest von vielen Frauen einfacher auf- 
gefangen werden als von Männern; dies gilt zumindest für verheiratete Frauen, denen die Familie eine 
Alternativrolle bietet, bei denen finanzielle Belastungen eher abgefangen werden können und bei de- 
nen sich Starusbewußtsein und Zufriedenheit nicht nur aus der Erwerbstätigkeit, sondern auch aus 
der familialen Situation ergeben. Auch Frauen ohne Partner, die noch Kinder zu betreuen haben, 
verarbeiten Arbeitslosigkeit zumeist besser als z.B. alleinstehende Frauen, weil der Verlust des Ar- 
beitsplatzes in gewissem Umfang durch die Betreuungsaufgaben als Mutter ausgeglichen werden 
kann.« (Heinemann u.a. 1980, Kurzfassung $.16) 


Als kaum befriedigend gelöstetes Problem erweist sich auch hier die Frage nach der (sub- 
jektiven) Bedeutung der Erwerbsarbeit für Frauen sowie, daraus folgend, die Bestimmung 
der »Arbeitsorientierung« der Frauen. Einerseits wird davon ausgegangen, daß die Klärung 
der mit Arbeit verbundenen »Wertorientierung, Präferenzen, Bedürfnisse und Wünsche« 
Aufschluß geben über die Bedeutung der Erwerbslosigkeit für Frauen. Andererseits wird 
»Arbeitsorientierung« definitorisch vorentschieden als »Erwerbsbindung« oder »Bindung 
an die Hausfrauenrolle« und bestimmt als »... Variable, mit der die individuellen Wünsche, 
Absichten und Erwartungen an die realen Beschäftigungschancen und an die situativen Ge- 
gebenheiten vor allem in der Familie angepaßt werden können« (ebd. S.3) 

Für diese wie auch andere (standardisiert durchgeführte) Untersuchungen gilt exemplarisch 
die von Becker-Schmidt (1983) formulierte Kritik, daß sie »... in ihren Antwortmöglichkei- 
ten und Fragen meist schon so angelegt (sind), daß die abgerufenen Erfahrungen gar nicht 
differenzierter ausfallen können, als es die stereotypen Antizipationen der Forscher vorge- 
ben.« (S. 15). 

So wird denn auch die Anpassungsfähigkeit dieser »Arbeitsorientierung« durch die Feststel- 
lung der Autoren belegt, daß »... der Übergang vom Status der Arbeitslosigkeit in den 
Hausfrauenstatus (...) von einer starken Betonung der (Hausfrauen-) Rollenidentität ge- 
prägt (ist), die in eine starke Bindung an die Hausfrauenrolle und eine Ablehnung der Be- 
rufsrolle mündet.« (ebd. 5.4) 

Die in dieser Untersuchung zum Ausdruck kommende mangelnde (weil unmögliche) 
Trennschärfe zwischen den Definitionen »arbeitslose Frauen, »erwerbstätige Frauen« 
und »Hausfrauen« (welche dieser Gruppen sind keine Hausfrauen?), ist u.E. mit zurückzu- 
führen auf den in der Literatur beklagten Mangel einer »empiriefähigen Theorie der Ar- 
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beit. Eine Theorie, die die Bedeutung der Arbeit für die Prägung von Personen /-gruppen, 
ihrer Lebenslage, ihrer Einstellungen, Orientierungen und Handlungsweisen nicht nur 
sehr allgemein und abstrakt beschreibt, sondern in ihren Einzelelementen und ihren Bezie- 
hungen zueineinader so konkret wird, daß sie Aussagen über die Wirklichkeit zumindest 
potentiell zuläßt.« (Fröhlich, 1979, $.38, auch Kutsch/Wiswede 1978, I). Der hier von 
Fröhlich angesprochene Mangel einer Theorie der Arbeit (bzw. Arbeitslosigkeit), die Ein- 
stellungen, Orientierungen und Handlungsweisen, was heißt, die subjektive Dimension 
von Arbeit, berücksichtigt, ist zwar nicht explizit als eine Forderung nach einer Theorie 
der Frauen-Arbeit zu verstehen, muß jedoch für diese ebenso entwickelt werden. 


Erleben und Bedeutung von Arbeitslosigkeit für Frauen 


Ausgangspunkt unserer eigenen theoretischen Überlegungen zur Bedeutung der Arbeitslo- 
sigkeit für Frauen (die vielfache Berühungspunkte mit denen Becker-Schmidts u.a. aufwei- 
sen) war die These, daß die s#bjektive Bedeutung der Arbeitslosigkeit weder ableitungssche- 
matisch aus der für Frauen gesellschaftlich akzeptierten Verfügbarkeit einer »Alternativrol- 
le« zu erklären’, noch mit dem Hinweis auf die nur marginale Bedeutung der Erwerbsarbeit 
zu fassen ist. 

Anzusetzen haben Untersuchungen zur Frauenarbeitslosigkeit vielmehr an der Frage nach 
der lebensgeschichtlichen Bedeutung der Erwerbsarbeit für Frauen vor dem Hintergrund 
bzw. in Kontrast zur Hausarbeit sowie an der Frage nach Zentralität und Reichweite, die 
der Arbeitsplatzverlust im individuellen Lebensspektrum (Wacker 1978, $.23) einnimmt. 
Sowohl das derzeitige Fehlen der Erwerbsarbeit (der unfreiwillige Verlust des Erwerbsar- 
beitsplatzes) und seine Bedeutung als auch die in Übereinstimmung mit Knapp en zu 
treffende Feststellung, daß Bedeutungen, Deutungen, Einstellungen etc. immer das ».. 
jektiv vermittelte (...) unabgeschlossene Resultat einer individuellen Lebensgeschichte (.)« 
(5.24) sind, die Erwerbslosigkeit in ihren verschiedenen Bedeutungsdimensionen mithin 
nur mit Rückgriff auf die individuelle Geschichte der Frauen erhellt werden kann, beein- 
flußte unsere methodischen Überlegungen und die Entscheidung für ‘die soziobiographi- 
sche Methode. 

Soziobiographien erlauben nicht nur Einblick in das Hier und Jetzt, die Momentaufnah- 
men sozialer Situationen und deren Bedeutung für die Betroffenen; sie ermöglichen dar- 
über hinaus das Verstehen und Erklären der biographischen Voraussetzungen, d.h. der Er- 
fahrungen und Erfahrungshintergründe für Motive und Handlungspotentiale in der jetzi- 
gen Situation. Für unsere Forschungspraxis bedeutete dieses Vorgehen zwar einen enor- 
men Aufwand (sowohl hinsichtlich der Leitfadenkonstruktion, die sowohl »Offenheit« ga- 
rantieren sollte, jedoch auch, um die Vergleichbarkeit der Interviews sicherzustellen, durch 
Erzählanreize, Nachfragen und festgelegte Themenbereiche strukturiert sein mußte, als 
auch hinsichtlich der Interviewsituation selbst (Transparenz der Forschungsziele, Einge- 
hen auf auch scheinbar außerhalb der Forschungsinteressen liegende Bedürfnisse der be- 
fragten Frauen) und nicht zuletzt auch hinsichtlich des Auswertungsverfahrens, das u.a. 
der »Materialfülle«, den Interaktionsstrukturen im Interview und schließlich den über den 
interessierenden Fragenzusammenhang hinausgehenden Thematisierungen der Frauen ge- 
recht werden mußte); dieses Vorgehen bot uns jedoch auch die Chance zur Einlösung der - 
v.a. für wenig explorierte Forschungsfelder wie dem der Bedeutung der Frauenarbeitslosig- 
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keit erhobenen - Forderung nach wechselseitiger Beeinflussung von Theorie und Empirie - 
eine Forderung, die durch ausschließlich standardisierte Methoden / Vorgehensweisen 
nicht eingelöst werden kann. 


Die Ergebnisse der Untersuchung 


Die nachfolgende Darstellung ausgewählter Ergebnisse ist zentriert um die Fragestellung: 
Welche Bedeutung haben Erwerbs- und Hausarbeit in der Lebensgeschichte von Frauen, 
welchen Veränderungen unterliegen diese Bedeutungen, wie wirken sich die lebensge- 
schichtlich generierten Bedeutungsgehalte im Falle der Erwerbslosigkeit aus und welche 
Belastungen ergeben sich daraus für die erwerbslosen Frauen? 

1.Sozialisation durch Arbeit 

Unsere Frage nach der Sozialisation zur und durch Arbeit galt den Erfahrungen der Frauen 
mit dem historischen und kulturellen Milieu, in dem sie aufwuchsen: dem Elternhaus, der 
Schule, der Ausbildung, der ersten Erwerbstätigkeit etc. Dabei mußten wir feststellen, daß 
die im Rahmen der sozialisationstheoretischen Diskussionen? als arbeitsfreier Raum defi- 
nierte Kindheit für die Frauen unserer Untersuchungsgruppe, die mehrheitlich der Kriegs- 
und unmittelbaren Nachkriegsgeneration angehören, nicht gilt. Die durch den Erzählan- 
reiz: »Können Sie sich noch an (positive und negative) Kindheitserlebnisse erinnern?« pro- 
vozierten Erzählungen der Frauen verdeutlichen - grob umrissen - zweierlei: Zum einen 
verfügen die Frauen mehrheitlich über die Erfahrung mit (Lohn-) Arbeit in der Kindheit, 
d.h. daß sie entweder den Müttern bei der Verrichtung von Arbeit halfen oder aber, daß sie 
durch eigene Arbeit, wie Heimarbeit, kleine Dienstleistungen wie Putzen, Lieferngehen 
und Blumenverkauf, Hamstern und - nicht zuletzt - Hausarbeit zum Überleben der Fami- 
lie beitrugen. Hinzu kommt ein weiteres, die Arbeitserfahrungen dieser Frauen bestim- 
mendes Moment: Die durch Krieg und Nachkriegszeit, v.a. durch das Fehlen der Männer, 
verursachte tendenzielle Aufhebung der Trennung von Produktion und Reproduktion. 
Diese tendenzielle Aufhebung der Trennung von Produktion und Reproduktion meint 
gleichzeitig die tendenzielle Aufhebung der geschlechtspezifischen Arbeitsteilung und dies 
nicht nur zwischen Frauen und Männern, sondern auch zwischen Eltern und Kindern, 
zwischen Mädchen und Jungen. Darüber hinaus wurde in den Erzählungen deutlich, daß 
sich die lange Phase der alleinigen Verantwortung für die Reproduktion der Familie durch 
die Frauen nicht nur in einem veränderten Erwerbsverhalten, sondern auch in der Verän- 
derung der innerfamilialen Macht- und Beziehungsstrukturen niederschlug, daß es Frauen 
waren, die das Überleben sicherten, war neben der Erfahrung mit eigener Arbeit auch kon- 
stitutiv für eine weibliche (Arbeits-) Identität, die nicht einseitig auf Hausarbeit festge- 
schrieben war. 

Die in diesem Rahmen nur skizzenhaft zu verdeutlichenden Erfahrungen der Frauen dieser 
Generation, die in der Retrospektive als kontliktbehaftet (Stolz auf die geleistete Arbeit im 
Konflikt mit Bedürfnissen wie Spielen und Lernen) geschildert werden, finden ihren Aus- 
druck in der frühen Seibstbewertung, dem frühen Selbstbewußtsein durch und über Ar- 
beit. Becker-Scmhidt (1980) kommt in ihren Überlegungen zu den Konstitutionsbedingun- 
gen der Bedeutung von Arbeit zu ähnlichen Ergebnissen: 


»Die kindlichen Erfahrungen von Widersprüchen zwischen Bedürfnissen nach In-Ruhe-gelassen wer- 
den, Zeit-verlieren dürfen und Arbeitszwang kann sehr verschiedenartig verarbeitet werden: Resi- 
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stenz und Distanz gegenüber Arbeitsanforderungen können ebenso ausgebildet werden wie identifi- 
katorische Beziehungsweisen auf sie. Internalisierungen finden aber in jedem Falle statt. Arbeitsan- 
forderungen werden in der Kindheit (und auch später) zunächst einmal durch Personen vermittelt. 
Dieser emotional-persönliche Beziehungshintergrund ist von den objektivierten, realen Arbeitserfah- 
rungen nicht zu trennen. Im simultanen Vollzug von Tätigsein und Interagieren werden die affekti- 
ven Konflikte in intrapsychische verwandelt. Äußerer Zwang wird nach innen genommen. Lob und 
Tadel werden nach dem Vorbild der Bezugsperson selbst vertreten. In diesem spezifischen Sinne spre- 
chen wir von Internalisierung, Verinnerlichung.« (Becker-Schmidt 1980a, $.237£.) 


Arbeitserfahrungen in der Kindheit vermittelten für diese Frauen die frühe Einsicht in die 
eigenen Fähigkeiten und die eigene Kompetenz. Auch war sie früh Grundlage für Selbstän- 
digkeit und Unabhängigkeit. Der hier theoretisch skizzierte Zusammenhang soll im fol- 
genden durch einen Interviewausschnitt, der als exemplarisch gelten kann, verdeutlicht 
werden: j 

Frau R. wächst in einer Zeit auf, in der von den Menschen der Einsatz aller Kräfte für das 
tägliche Überleben gefordert wird. Die Mehrzahl der Menschen ihrer Umgebung sind Frau- 
en, auch sie wächst durch den frühen Tod des Vaters nur mit der Mutter auf. Um die Fami- 
lie durchzubringen, macht die Mutter Heimarbeit (sie hat zwar einen Beruf (Kranken- 
schwester) erlernt, wird jedoch Opfer der sogenannten Doppelverdienerkampagne). 


»Ja, die Zeiten waren damals schwer für die Frau auch. Tag und Nacht Alarm nachher, und wir wa- 
ren dauernd krank gewesen, Mutter hat Heimarbeit gemacht, alles selber schleppen, keine Fahrver- 
bindungen, so wie heute, war schwer gewesen. Na ja und da war ich auch ’ne Zeitlang im Heim, 
weil’s ihr zu schwer war mit zweien, na ja, und als ich dann aus der Schule kam, ich kam ja ’44 raus, 
weil war ja Anfang des Schuljahres, wir haben ja bloß noch Appell gehabt, keine Lehrer mehr da, der 
Direktor kam immer: "Heil Hitler, was haben wir wieder erobert?’, dabei waren wir schon längst auf 
dem Rückzug.« 

Frage: »Können Sie sich denn noch so erinnern, wie Sie erzogen wurden?« 
Frau R.: »Wie erzogen?, wenn ich aus der Schule kam, hieß es: "Haste Schularbeiten auf?, mach’ bloß 
schnell, ich muß liefern’. Ich hab’ sehr geschickte Hände, wissen Se, ich war sehr geschickt schon als 
Kind gewesen, da mußt’ ich immer helfen. Ich geh’ also, bin dumm und geh’ ran und mach, und ’ach, 
Du kannst das ja so schön’, da war ich dann schon dranne, nich. Früh vor der Schule. Ja, ich weiß, als 
der Krieg anfing, da hab’ ich früh schon gesessen, da war’s noch nicht mal hell, nich, da hab’ ich 
schon, da war ich neun Jahre, da hieß es, ich brauch’ heut nicht in die Schule, die Polen haben die 
deutsche Grenze überschritten, den Satz werd’ ick nie vergessen. Da hab’ ich schon lange an der Heim- 
arbeit früh gesessen mit Muttern. Wenn ich aus der Schule kam auch, ne, und dann bin ich öfter 
mit den Mädels spielen gegangen, nich, na ja und dann hieß es, ich bin schwer erziehbar, weil ich im- 
mer gesehen hab’, daß ich mal ’ne Stunde freinahm, ne.« 


Ihre Erinnerungen an Kindheit und Schulzeit sind Erinnerungen an Arbeit: Arbeit der 
Mutter und eigene Arbeit. Kindliche Bedürfnisse wie Spielen ist sie immer wieder gezwun- 
gen zurückzustellen oder der Mutter abzutrotzen. Den Arbeitszwängen kann sie sich nur 
ein stückweit entziehen, dem Lob der Mutter noch viel weniger. Sie erfährt jedoch auch, 
daß sie von der Mutter gebraucht wird, daß die Mutter auf sie - "ihre flinken Hände’ - ange- 
wiesen ist. Diese Erfahrung, schon früh zum Überleben der Familie beitragen zu können, 
schon als Kind Verantwortung zu tragen, stärkt ihr Selbstwertgefühl. Dennoch klingt in 
ihren Erinnerungen die Ambivalenz ihrer damaligen Situation an. Die Defizite sind ihr 
noch heute bewußt. ’Ich war so dumm’, sagt sie. Erst nachträglich begreift sie: Es ging 
nicht anders, ’die Zeiten waren schwer für die Frau’, eine Erkenntnis, die sich retrospektiv 
vermischt mit ihrer Einschätzung der heutigen Situation von Frauen. Während sie heute 
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die "Zeiten’ als Verhinderung dessen begreift, was ihren kindlichen Bedürfnissen entsprach, 
war es früher die Mutter, die verhinderte, daß sie spielen - und was noch wichtiger war - 
daß sie lernen konnte. 

Während Arbeiten bereits zu etwas ganz Selbstverständlichem geworden ist, stellt Lernen 
etwas Besonderes dar. Dazu kommt sie durch den Zwang zur Mithilfe bei der Heimarbeit 
und durch die ständigen Appelle nie. Etwas zu lernen ist ihr größter Wunsch, dem sie jede 
freie Minute zu opfern bereit ist und dem sie selbst unter den unmöglichsten Umständen 
nachgeht: 

»Manchmal, kaum im Bett, dann ging die Sirene, dann ging’s in den Keller und die ersten 
Alarme hab’ ich mich gefreut, hab’ ich mich immer gefreut, wenn Alarm kam, dann war 
nämlich da ’ne Oma, die hat Handarbeiten gemacht, meine Mutter machte gar keine und 
da lernte ich damals häkeln, nich, und da war ich froh, wenn Alarm war, das war die einzi- 
ge Zeit, nachts im Keller, ne, wenn ich dann lernen durfte.« 

Auf die Fliegeralarme freut sich sich, sie werden für Frau R. die einzige Zeit, in der sie ’ler- 
nen durfte’! Was sie lernt, scheint dabei mehr dem Zufall - hier: der Oma, die gerade Hand- 
arbeiten macht - überlassen zu sein. Weniger zufällig ist hingegen ihr Berufswunsch: Sie 
möchte Schneiderin werden. Dieser Berufswunsch ist in zweifacher Hinsicht verbunden 
mit dem Vater, der Herrenschneider war und ihr - im Gegensatz zur Mutter, die sie nicht 
in ihrem Bedürfnis, etwas zu lernen unterstützt und sie zur Mitarbeit zwingt - versprochen 
hatte: "Dat Mädel lernt mal ’nen Beruf, sie ist mal nicht von ’'nem Mann abhängig”. Da der 
Vater nicht in die Situation kommt, dieses Versprechen auch tatsächlich einzulösen, ver- 
klärt er sich in der Erinnerung von Frau R. zu jemandem, dem sie mit dem Wunsch, 
Schneiderin zu werden, näher kommen möchte. 

»Das hab’ ich von ihm geerbt«, erläutert sie ihren Wunsch. Die Möglichkeit, diese Fähig- 
keit später auch für eine Familie nutzen zu können, tritt hinter dem Wunsch, dem Vater 
gleich zu sein, zurück. Eine Familie zu haben, an eine Zukunft zu denken, ist für die Frau- 
en dieser Generation ohnehin kaum gegeben. Einen Beruf zu haben, der das Überleben si- 
chert, ist da wichtiger. 

Die in nahezu allen Interviews in den retrospektiv geschilderten Lebensentwürfen auftau- 
chenden »sicheren Erwerbsarbeitsplätze« und Berufswünsche sind Resultat der früh auf Ar- 
beit gerichteten Bedeutungs- und Werthaltungen der Frauen. Und wenngleich sich diese 
Wünsche - wie auch im Fall der Frau R. - an der Kriegs- und Nachkriegsrealität brechen, 
bleiben sie als »Orientierungen«, als grundsätzliche Bedeutungsmuster erhalten”. 

Als Frau R. vor der konkreten Berufsentscheidung steht, liegt Berlin in Trümmern, und sie 
ist froh, überhaupt eine Arbeit zu finden. 

»Und ’44 dann, da sollte ick anfangen beim Peek und Cloppenburg und da war doch damals die Stadt- 
mitte, samt Spittelmarkt, war da alles ausgebombt, nich, da war doch gar nichts mehr. Da ging‘ sein 
de Kirche zum Pfarrer und da sagt se: "Was mach’ ich denn bloß mit meiner Toochter?’, sagt se, ’... die 
kommt aus der Schule, was mach’ ich denn?” ’Na ja’, sagt er, "geben Sie se ins Kloster vom guten Hir- 
ten, da lernt se alles: Dann kam ich da rein, und da war ich drei Jahre drinne.« 

Frage: »Haben Sie da eine Ausbildung gemacht?« 

Frau R.: »Ja, wir haben da alles gelernt, also was ich da lernte, das war wirklich Goldes wert, nich.« 
Frage: »Und waren das da vorwiegend so Haushaltssachen, die Sie da gelernt haben oder auch ...?« 
Frau R.: »Ta, ja und auch alles schwere Arbeit, nich. Und dann waren gerade da die Bomben wegge- 
wesen, da war das eine Gebäude auch so alles weg und dann haben wir müssen die ganzen Schuttber- 
ge alles abräumen, da haben wir draußen müssen die Bombentrichter, in Marienfelde waren doch 
furchtbar viele Bomben gefallen, da waren ja Trichter, da konnten sie Häuser reinstellen, da haben 
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wir das alles machen müssen, da war ick 13, 14 Jahre alt. Det sollen die mal heute arbeiten, wat wir 
früher arbeiten mußten, da haben wir die großen Maurerkarren gehabt, die haben wir gehäuft vollge- 
habt und dann in den Trichter rein, überlegen Se mal, machen Se det mal immer ...«. 


Die Erfahrung, ’mit eigener Hände Arbeit’ nicht nur zum Überleben der Familie beigetra- 
gen zu haben, sondern am Aufbau Berlins mitgewirkt zu haben, eine gesellschaftliche Lei- 
stung erbracht zu haben, konstitutiert ein Selbstbewußtsein, das sich wie ein roter Faden 
durch ihre Biographie zieht. Nicht zuletzt darauf bezieht sie auch ihre heutigen Ansprüche 
an »den Staat«, im Fall der Arbeitslosigkeit aktiv zu werden. 

Neben dem Stolz auf die eigene Leistung entwickelt sie jedoch auch sehr früh ein Gespür 
für Überforderung und Ausbeutung. Der Satz ’Da haben wir vieles gelernt’, bedeutet in 
diesem Zusammenhang mehr, als arbeiten zu lernen oder sich Fähigkeiten anzueignen. Er 
umfafst auch das Lernen von Widerstand, von Sich-Wehren. 


»Da hatt’ ich einmal, da kam ich so lange aus dem Bügelzimmer nicht raus, waren Gaseisen auch, die 
waren auch so schwer, da hieß es dann, in drei Minuten ein Oberhemd schrankfertig. Überlegen Se 
mal, und ick natürlich, Sie werden lachen, ick hab’ es fast geschafft, überlegen Sie mal, so wurden wir 
ausgenutzt. Und die Kragen, die waren ja gesteift ...« - 

Interviewerin: »Ja, das ist ja heute alles viel einfacher.« 

Frau R.: »Nich, die wurden ja rundgezogen, nich, wenn man innen bügelte, da mußte man ja die Gas- 
flamme ausmachen, da mußte man’s wieder hochheben, das Eisen, dann mußte man’s ja wieder an- 
machen, ick konnte ja nicht mit der Gasflamme da reingehen, da verbrennen ja die Sachen. Das über- 
legen Se sich mal, nich. Und da haben se mich ewig nich rausgeholt, denn soviel wie ick geschuftet 
hab’, hat ja keener gearbeitet, na hab’ ich der Schwester ’nen Brief geschrieben, weil ich ewig nicht 
mit ihr sprechen konnte, immer hat se mich beiseite, und dann zeigte Mutter hier von der Klara-Kir- 
che dem Kaplan des und da sagt er: ’Sind Se doch froh, daß Ihre Tochter sich wehren kann.’ Die ha- 
ben mich immer so als frech hingestellt, da hieß es dann frech und schwer erziehbar, was sollte man 
machen, ich mußte mich ja wehren.« 


Die Zeit im Kloster spielt für ihren Selbstfindungsprozeß eine erhebliche Rolle: Dort lernt 
sie, sich auf eigene Arbeit zu beziehen, die nichts mit der Mutter und deren Ansprüchen zu 
tun hat. Hier lernt sie etwas eigenes, bildet eine eigene Persönlichkeit heraus, die sie den 
Ansprüchen der Mutter entgegensetzen kann. 

Gegen den Willen der Mutter, die sie in einen Haushalt ’steckt’, kündigt sie dort nach rela- 
tiv kurzer Zeit, obwohl ein solcher Schritt vor dem Hintergrund der damaligen Arbeits- 
marktlage ein beträchtliches Risiko beinhaltet. Mit viel Glück findet sie wenig später eine 
Anstellung als Kleiderschürzennäherin in einer Fabrik. Es ist in diesem Augenblick das Be- 
ste, "was man finden kann’. 

Dort arbeitet sie einige Jahre bis zur Geburt ihrer ersten Tochter. Erzwungenermaßen gibt 
sie die Arbeit auf, weil sich für die Kleine kein Kindergartenplatz finden läßt ("wo sollte ich 
sie denn lassen?”). 

Mehr nebenbei und in Zusammenhang mit dem Verkauf ihrer Gitarre durch die Mutter er- 
wähnt sie: »Ich war da schon verheiratet ...«, und auf eine entsprechende Nachfrage ant- 
wortet sie: »Geheiratet hab’ ich praktisch nur, damit ich bloß schnell rauskomme«. 
Dieses Motiv für eine Heirat nannten uns viele Frauen. Die beengten Wohnverhältnisse, 
die restriktiven Moralvorstellungen der 50er und 60er Jahre, die die Verwirklichung des 
Kinderwunsches bei den meisten Frauen nur über eine Ehe realisierbar erscheinen ließen, 
führten zu diesem Schritt, der jedoch nur für die wenigsten unter ihnen (lediglich für ein 
knappes Drittel) gleichbedeutend war mit der Aufgabe der Erwerbstätigkeit: Die meisten 
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waren - trotz familiärer Belastungen - ununterbrochen erwerbstätig. Für sie stellte sich 
nicht die Frage Erwerbsarbeit oder Familie, sondern das Problem Erwerbsarbeit und Familie. 


2. Die Bedeutung der Vereinbarung von Haus- und Erwerbsarbeit in den Lebensge- 
schichten der befragten Frauen 


In Zusammenhang mit der Klärung der Bedeutung von Erwerbs- und Hausarbeit für die 
Frauen muß auf ein methodisches Problem aufmerksam gemacht werden, das u.E. bisher 
zu wenig Berücksichtigung fand: Innerhalb der Diskussion um die »Orientierung« der 
Frauen (»berufsorientiert« oder »familienorientiert«) wird »familienorientiert« gleichge- 
setzt mit »hausarbeitsorientiert«. Durch die Ermittlung der Lebensentwürfe der von uns 
befragten Frauen kamen wir jedoch zu dem Ergebnis, daß die Vorstellung von Familie in 
den Plänen, Wünschen und Zukunftsperspektiven der Frauen nicht identisch sind mit der 
durch die Familie für die Frau anfallenden Arbeiten. Der Wunsch nach einer Familie wird 
von den Frauen retrospekiv begründet mit dem Wunsch nach emotionaler Geborgenheit, 
dem Wunsch nach Kindern oder aber der einzigen Möglichkeit, die Herkunftsfamilie ver- 
lassen zu können. Neben dieser - von den Frauen selbst thematisierten - Trennung zwi- 
schen Familie als gedachtem emotionalem Refugium und der später erfahrenen Realität der 
Familie als Arbeitsplatz kommt in den von den Frauen anhand ihrer Lebensgeschichten 
vermittelten Konflikten und deren Bewältigung zum Ausdruck, daß die auf Arbeit gerich- 
teten Bedeutungsmuster, Hoffnungen und Wünsche nicht mit den Vorstellungen »frauen- 
spezifischer« Sozialisation als Reduktion aller Bedürfnisse auf Kinder und Familie überein- 
summen. Welche Realisierungsmöglichkeiten diese v.a. auf Erwerbsarbeit gerichteten Be- 
deutungsmuster in der jeweiligen Arbeitsbiographie finden konnten, welchen »objektiven« 
Zwängen (Krieg/ Flucht, Arbeitslosigkeit v.a. in der Nachkriegszeit und den 50er Jahren, 
Abbruch der Lehre durch Schwangerschaft etc.) sie unterworfen waren und wie sie sich oft 
gerade trotz oder wegen dieser Zwänge und Verhinderungen durchhielten oder verscho- 
ben, verdeutlichen die Frauen anhand ihrer biographischen Rückblenden auf ihre Erwerbs- 
verläufe und ihre familialen Erfahrungen. 

Die konkreten Schilderungen der Erwerbs- und Familienarbeit, die Bedeutung der Verein- 
barungs-Zwänge und -Wünsche, der Belastungen, die die Frauen auf sich nahmen, die 
Haus- und Erwerbsarbeit ausübten, die Defizite, die die wenigen Frauen schilderten, die - 
entweder auf »Wunsch« des Ehemannes oder aufgrund fehlender Unterbringungsmöglich- 
keiten für ihre Kinder - die Berufs- oder Erwerbsarbeit für eine (meist kurze) Zeit unterbra- 
chen, verweisen darauf, daß Erwerbsarbeit zwar in vielen Fällen den familialen Zwängen 
angepaßt wird, aber auch darauf, daß diese Anpassungen nicht das Ergebnis einer sowieso 
schon vorhandenen »Familienorientierung« sind, sondern vielmehr das Ergebnis des Aus- 
balancierens eigener Bedürfnisse mit den von außen an die Frauen gerichteten Anforderun- 
gen. Aus diesen Anpassungen (wie bei Heinemann - vgl. Teil Bedeutung der Arbeitslosig- 
keit -) auf eine emotional-psychische Anpassung zu schließen, erweist sich für unsere Un- 
tersuchungsgruppe als unzutreffend. Dies verdeutlichen die durch die Lebensverlaufs-per- 
spektive sichtbar werdenden »Bedeutungsverschiebungen«: Anhand der Konfrontation der 
Bedeutung der Erwerbsarbeit im Lebensentwurf der Frauen mit der für die heutige Situation 
formulierte Bedeutung der Erwerbsarbeit läßt sich eine Bedentungszunahme der Erwerbsar- 
beit feststellen: 
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Während 22 der 36 Frauen bereits im Lebensentwurf der Erwerbsarbeit die Priorität gegen- 
über der Familie gaben, formulierten 11 Frauen Erwerbsarbeit und Familie als gleichge- 
wichtig in ihren Zukunftsplänen und nur 3 Frauen nannten ausschließlich die Familie als 
ihre Zukunftsperspektive. Heute - nach oft jahrzehntelanger Erfahrung in beiden Arbeits- 
bereichen - hat sich die Priorität verschoben: 35 Frauen bevorzugen die Erwerbsarbeit und 
3 Frauen würden »am liebsten beides vereinbaren«. 

Der Prozeß dieser Bedeutungsverschiebungen soll im folgenden anhand eines Ausschnittes 
aus der Arbeitsbiographie von Frau M. nachvollzogen werden: 


»Mit 21 hab’ ich dann geheiratet. Weil man ja sonst die Einwilligung brauchte von den Eltern und bin 
aber, das hat se (die Mutter, Anm. d. Verf.) eigentlich gelassen, die hat es dann auch gemerkt, eh se 
uns vielleicht ganz verliert, ja, hat se auch damals meine erste Schwester ziehen lassen, ich meine 
nicht so jung wie die Jugend heute auszieht, ja, eh se uns ganz verliert, hat se dann, bin ich dann ein 
halbes Jahr früher ausgezogen, habe in Untermiete gewohnt, mein Mann hat eine Wohnung besorgt 
damals, is’ rumgerannt, das fand’ ich herrlich, ich persönlich, ich wollte eigentlich noch nicht heira- 
ten ... Und dann hab’ ich doch geheiratet und dann kam auch gleich meine Tochter. Man hätte ja viel- 
eicht noch warten können, aber, bei uns gab’s ja noch nicht die Pille und so und dann kam meine 
Tochter. Man hatte det übernommen von meinen Eltern, ihren Eltern, heiraten und Kinder kriegen 
. Ja. Man hat vielleicht viel falsch gemacht.« 


Frau M. findet, daß sie »vielleicht» viel falsch gemacht hat. Dieses »vielleicht« steht für die 
Ambivalenz ihrer Einschätzung und für das Wissen, daß sie es damals nicht anders machen 
konnte. Dies drückt sie auch in der Antwort auf unsere Frage aus, ob sich ihre Zukunfts- 
pläne erfüllt hätten, und wenn nicht, was sie dann heute anders machen würde: 


»Nee, eigentlich, so recht erfüllt nich. Ich möche eigentlich so leben wie die Jugend heute lebt, ’ne 
Wohnung, machen und tun was man will, zu damaligen Zeiten war es unmöglich, für heutige Zeiten 
würd’ ich mir das wünschen. Das hab’ ich auch meiner Sabine gesagt, die ist zwar augezogen jetzt vor 
einem Jahr, allerdings is det nich ihre Wohnung, aber, wenn ich nochmal jung wäre, würde ich es 
versuchen so zu machen, arbeiten, ’ne schöne Arbeit haben, ’ne feste Arbeit, 'ne Wohnung, ja. Ich 
weeß nich warum, heute denkt man jedenfalls anders wie ich früher.« 


Die Reflexion ihrer damaligen Entscheidung ist sowohl retrospektiv ausgerichtet als auch , 
zukunftsorientiert: Es geht um die Zukunft ihrer Tochter, die es, wie könnte es anders 

sein, besser machen soll. Auf keinen Fall soll sie die »Fehler«, die die Mutter (vielleicht) ge- 

macht hat, wiederhölen. Ob die Handlungsalternatives, die sie nachträglich in Erwägung 

zieht, jedoch die bessere gewesen wäre, wagt sie zu bezweifeln: 


»Heute sag’ ich, warum hastes nicht umgekehrt gemacht, erstmal die Kinder, daß sie groß werden 
und dann wärste arbeiten gegangen, aber hätte hätte ... 
Und dann gäb’s wieder andere Probleme, denn dann kommt man wieder nicht rein ...« 


Ihr heutiges Wissen um die Unmöglichkeit einer Entscheidung für die Berufsarbeit oder 
für die Familie und damit verbunden gegen den anderen Arbeitsbereich und die Erfahrung, 
daß die Kompromisse zwischen beiden Arbeitsbereichen, die sie zu schließen gezwungen 
war, letztlich zu Lasten ihrer Gesundheit gingen und damit zur Erwerbslosigkeit führten, 
durchzieht die Schilderung der Erwerbs- und Familienbiographie von Frau M. wie ein ro- 
ter Faden: 


»Heute ärgert man sich drüber,dann wär’ vielleicht der Lauf meines Lebens nicht so schwer gewesen, 
denn nachher hab’ ich ja angefangen, schwer körperlich zu arbeiten.« 
»Im Grunde genommen hab’ ich gearbeitet, 1954 hab’ ich angefangen zu lernen, ’58 hab’ ich ausge- 
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lernt und bis ’61, als meine erste Tochter geboren wurde. Da hab’ ich dann gemerkt, da hab’ ich viel- 
leicht noch dieses eine Jahr zu Ende gemacht, hab’ aber gemerkt, das geht nicht, du kommst abends 
so spät nach Hause, die hat nicht ihr Essen, ich meine, man kocht vor, aber es is doch anders, manch- 
mal hat ınan’s nicht geschafft, und dann stand se schon immer da, wenn man denn kam, man selber 
war auch k.o., hab’ ich gedacht, so kannste det nicht weitermachen.« 


Daß die Erwerbstätigkeit jedoch trotz aller Konflikte für sie selbstverständlich war, betont 
sie mit der nur kurzzeitigen Unterbrechungsphase, die durch die Geburt der Tochter und 
das Fehlen eines Krippenplatzes entsteht. 


»Ich hab? ja immer gearbeitet, ich hab’ ausgelernt 1958. 1960 hab’ ich geheiratet. 1961 kam meine älte- 
ste Tochter zur Welt, eigentlich an sich immer gearbeitet, 1962 hab’ ich mal ausgesetzt, ’61, ’62, also 
das war vielleicht mal ein halbes Jahr.« 


Arbeitsplatz- und Arbeitszeitwechsel führen jedoch nicht zu einer grundsätzlichen Lösung 
ihres »Vereinbarungs-« Problems. Daß es im Umgang mit Menschen, hier mit einem Kind, 
nicht ausschließlich um die materielle Versorgung geht, sondern auch um die Befriedigung 
psychischer und emotionaler Bedürfnisse, bekommt Frau M. sehr bald zu spüren. Und 
auch, daß sie - als Mutter - die Zuständige für die Befriedigung dieser Bedürfnisse ist, die 
weniger flexibel und anpaßbar sind als die eigenen und als Erwerbsarbeitsplätze. 


»Die erste Zeit, als ich anfing auf der Post, hatt? ich ja wie gesagt, keinen Kindergartenplatz und die 
hatte nu ausgeschlafen und ich wollte schlafen und immer grade, wenn ich beim Einschlafen war, 
dann fing sie an zu erzählen, oder sie is aufgestanden, sie war ja erst ein knappes Jahr, und dann hab’ 
ich mal mitgekriegt, man kann sie ja nicht beschäftigen, ich war hundemüde, ja, bin abends um sie- 
ben losgezogen, morgens um sechs kam ich nach Hause, ich war hundemüde, das war ’ne furchtbare 
Zeit, und da hör” ich, wie immer jeınand sagt ’wische wische wische’, und ich denke, was macht die 
denn da, und da hat se ’n Lappen gehabt und ihr Nachttöpfchen, und hat da immer alles aufgewischt 
oder den Schrank bemalt, und da hab’ ich gesagt, so geht’s nicht weiter, du mußt jetzt ’n Platz krie- 
gen, meine Geschwister hatten gearbeitet, zu der Zeit hatte auch meine Mutter noch gearbeitet, mei- 
ne Schwiegermutter hat gearbeitet, ich wußte nirgends, wo se hingehen sollte, zu Fremden wollt’ ich 
sie nicht geben oder so, dann hab’ ich gesagt, also wir müssen jetzt unbedingt einen Kindergarten- 
platz finden, so geht’s nicht weiter.« 


Und als sie endlich einen Kindergartenplatz findet, muß sie feststellen, daß sich das Kind 
im Kindergarten nicht wohlfühlt. 


»An sich war meine Älteste aber überhaupt kein Kindergartenkind, die hab’ ich dann nachher mit 
fünf Jahren wieder rausgenommen. Die hab’ ich rausgenommen, weil det unmöglich war, die hat ge- 
litten, sehr ruhig, sehr schüchtern und da hab’ ich mir ja Gott sei Dank so’n Arbeitsplatz besorgt, der 
war nur zehn Minuten von meiner Wohnung entfernt, so daß, wenn se krank war, oder irgendwas 
war, ich gleich zuhause war. In der Mittagspause konnt’ ich nach Hause gehen. Dann hab’ ich ja auch 
schon um sechs angefangen, daß ich früh zuhause sein konnte, um halb drei hab’ ich Schluß gehabt.« 


Mit diesem Arbeitsplatzwechsel verbinden sich in ihrer Erinnerung jedoch nicht nur 
Zwang bzw. bessere Vereinbarungsmöglichkeiten von Erwerbs- und Hausarbeit auf einer 
organisatorischen Ebene: 


»1968 hab’ ich im Kindergarten angefangen, fast 10 Jahre. (...) Aber nicht als Erzieherin oder so, das 
war ich nicht, denn da hatte ich ja die Ausbildung nicht für. Damals vielleicht nach’m Krieg, denn ich 
kenn’ da ’ne Kollegin, oder mehrere, die hatten zwar keine Ausbildung, aber die sind nach dem Krieg 
da reingekommen und haben Glück gehabt, aber nachher haben se ja nur Erzieherinnen genommen, 
und so bin ich da als Raumpflegerin gegangen, aber war immerhin in ’ner Krippe mit Babies und das 
hat mir Spaß gemacht.« 
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Erneut paßt sie die Erwerbsarbett an die Bedürfnisse des Kindes an, die sie zu ihren eigenen 
macht, indem sie dadurch ihre Schuldgefühle vermindern kann. Diese Anpassung als fami- 
lienbezogenen Instrumentalismus zu interpretieren, hieße jedoch, ihre auch in dieser neuen 
Erwerbsarbeit zumindet ein Stück weit realisierten »eigenen« Bedürfnisse zu ignorieren: 
Sie nähert sich wieder ihrem alten Berufswunsch: Säuglingsschwester an. Zwar putzt sie, 
aber »immerhin« - und dies verkörpert den arbeitsinhaltlichen Bezug auf diese Arbeit - in 
"ner Krippe mit Babies«. Die Arbeit im Kindergarten verrichtet sie 10 Jahre, dann ist sie zur 
Aufgabe dieser Arbeit gezwungen, weil sie sich mehreren Wirbelsäulen-operationen unter- 
ziehen muß. Seitdem ist sie erwerbslos. Ihr Fazit klingt bitter: 


»Immer nur Rücksicht auf die Kinder und Familie und man selber ist draufgegangen, wie ich jetzt 
festgestellt habe.« 


Diese Bitterkeit rührt zum einen aus der Erfahrung nach ihrer Genesung, daß sie keine 
neue Erwerbsarbeit mehr gefunden hat. Putzen darf sie nicht mehr, ebensowenig darf sie 
andere körperlich anstrengende Arbeiten verrichten. Trotzdem versuchte sie verschiedent- 
lich, eine Halbtagsstellung als Verkäuferin zu bekommen, aber durch ihre lange Berufsun- 
terbrechung und die Verrichtung berufsfremder Tätigkeiten stehen ihre Chancen, wieder 
in ihrern alten Beruf zu arbeiten, schlecht. 

Zum anderen, und dies verdeutlicht ihr kurzes Fazit, sieht sie sich heute vor der Konse- 
quenz ihres jahrelangen Selbstverzichts und ihrer Rücksichtnahme auf die Familie - aus 
Liebe. Sie beschreibt hier ein der Hausarbeit imınanentes Problem: Hausarbeit gleich in 
welcher Dimension - bedeutet Selbstverzicht, sei es dergestalt, daß die eigenen - wie in die- 
sem Fall mit der Erwerbsarbeit zusammenhängenden - Bedürfnisse zurückgestellt werden, 
sei es, daß es an den entsprechenden Gegenleistungen durch die anderen Familienmitglie- 
der fehlt (und dies ist fast immer der Fall!). Gleichzeitig birgt diese Arbeit aus Liebe eine 
weitere Falle: Sie zu verweigern, bedeutet Liebe zu verweigern. Ein Konflikt, den auch 
Frau M. bis heute nicht lösen konnte: 


»... Dieses Wort anpassen heute und so ja, das widerstrebt mir dermaßen, ich war so’ n Mensch, der 
sich furchtbar viel angepaßt hat, ja, und hauptsächlich wahrscheinlich, und heute bin ich ganz dage- 
gen, ja, anpassen finde ich furchtbar. Man hat viel zu wenig Zeit für sich selber. Auch wenn meine 
Tochter mich heute ruft, ich bin immer da, obwohl ich manchmal bestimmt was vorhabe, dann 
schieb ich das wieder zurück. 

Interviewerin: Aber die ist doch gar nicht mehr so klein. 

Frau M.: Nee, jetzt mein ich die Große, die hat doch zwee Katzen und die sind noch so jung, und ich 
habe mich verabredet, mit meiner Mutter oder sonstwem, denn hab’ ich mich schon ertappt, dann 
geh’ ich doch erst zu meiner Tochter, weil mir die Katzen wieder leid tun, und ick komm’ einfach 
von diesem Punkt nicht ab; das hab? ich mir schon vorgenommen, ich möchte mal so richtig hart 
sein. Wie oft hab’ ich mir schon vorgenommen, das machst du das nächste Mal nie wieder und ertap- 
pe mich doch wieder, daß ich’s doch gemacht hab’. Was wollen Se da machen? Ist das ein schlechter 
Zug, ist das ein guter Zug? Suchen Sie sich’s aus. 

J.: Wenn das auf Ihre Kosten geht oder so, dann denk ich, muß man da schon ein bißchen Abstriche 
machen. 

M.: Also immer wieder ertapp’ ich mich dabei. Denn ick weiß wie hart manchmal meine Tochter 
sein kann, die Älteste grade, die Kleene ooch nicht so, die versucht dann doch ’nen Weg zu finden, 
um einem doch ein bißchen, und die Älteste, - nein, kann ich nicht - aus. Ist das nun besser, oder 
schlechter? 

Früher hab’ ich immer gedacht, Du mußt das machen, ja. Du mußt, und vor allem meiner Mutter ge- 
genüber oder meinen Geschwistern oder meinem Mann oder meinen Kindern. Du mußt, und heute 
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ärgere ich mich doch ein bißchen darüber, denn wie oft hab’ ich schon ’ne Enttäuschung erlebt und 
war traurig oder wütend da drüber, aber ich krieg’s einfach nicht fertig. Vielleicht werd’ ich’s doch 
noch schaffen. 


In diesem »vielleicht« schwingt Skepsis mit, die v.a. durch die derzeitige Situation von Frau 
M., ihre Erwerbslosigkeit, geprägt ist. Wie für Frau M. bietet Erwerbstätigkeit auch für vie- 
le andere Frauen die Möglichkeit, Hausarbeit ein Stück weit an die übrigen Familienmit- 
glieder zu delegieren und sie damit ein Stück weit zu verweigern. Fällt die Erwerbsarbeit 
weg, so ist den Frauen sowohl gegenüber der Familie, oft jedoch auch vor sich selbst die Le- 
gitimation entzogen, auf Mithilfe bei der Hausarbeit zu drängen. 

Die Erfahrungen der Frauen, die zwischen ihren Lebensentwürfen und ihrer heutigen, 
durch Arbeitslosigkeit geprägten Situation liegen, sind (im Falle der verheirateten, geschie- 
denen und alleinerziehenden Frauen) v.a. gepägt durch den Kontrast der beiden Arbeitsbe- 
reiche. Auf die Erwerbsarbeit bezogen sind das neben der materiellen Gratifikation die - in 
den Gespächen unterschiedlich gewichteten - »immateriellen« Funktionen der Erwerbsar- 
beit: Bestätigung, Anerkennung, Kontakt, die Möglichkeit der Selbstbewertung, Kommu- 
nikation, Partizipation an der Öffentlichkeit (Bedeutungsdimensionen, die - mit Ausnah- 
me der Dimension »gesellschaftlicher Status« - auch für Männer gelten). 

Diese Bedeutungsdimensionen der Erwerbsarbeit - darauf sei bereits an dieser Stelle hinge- 
wiesen - bilden die Folie für das Erleben der Erwerbslosigkeit und für die durch den Weg- 
fall des Erwerbsarbeitsplatzes auftretenden Belastungen. Sie werden - in untershiedlichen 
Ausprägungen - je nach Dauer der Erwerbslosigkeit und je nach individuellen, in der Bio- 
graphie en Handlungsstrategien - zu Leidensdimensionen. 

Eine der am häufigsten geäußerten Dimensionen der Erwerbsarbeitsbedeutung ist der Kon- 
takt zu Kollegen resp. seine Kehrseite, die Isolation durch den Wegfall der Erwerbsarbeit: 


»Ja, weil mir das doch draußen viel gibt, weil ich denn hier jetzt doch nicht so, nicht isoliert bin, ich 
bin nie isoliert gewesen, aber ich möchte jetzt eben doch nicht mehr nur hier zu Hause sein. Ich brau- 
che Leute, ich brauche Menschen. Ja, ich brauche Kontakt und bilde mir immer ein, ich will nicht ... 
so wirste ... irgendwo muß es ja einen Hintergrund haben, ich kann wahrscheinlich doch vielen Frau- 
en, vielen Frauen was geben, ja.« 


Im Gegensatz zur häuslichen Isolation und den immer wiederkehrenden gleichen Arbeits- 
verrichtungen wird - wie in der nachfolgenden Textpassage - die durch die Erwerbsarbeit 
erfahrene Abwechslung sowie die Arbeitsfreude betont: 


»Wir haben uns eigentlich auf unserer Arbeitsstelle, also daß wir rumgealbert haben, das hat Spaß ge- 
macht trotzdem, ja und dann hat der mal was neues gehabt und so oder man hat ganz andere Anre- 
gungen gehabt. Hier putzelt man so vor sich her. 

Also ich möchte wirklich gerne arbeiten gehen, mir ist es ehrlich gesagt, manchmal ein bißchen lang- 
weilig hier zu Hause. Immer der selbe Trott und so, dann geht man zum Kaufmann, ja guten Tag, det 
ist alles immer, det ist blöd.« 


Eine weitere über Erwerbsarbeit vermittelte Bedeutungsdimension ist die Partizipation an 


der Öffentlichkeit: 


C.: Ja, da würde ich mich ab vom Fenster fühlen. Da wär ich auf einmal nicht mehr mitten drin im 
Leben, so würde ich mich jedenfalls fühlen. Ich könnte nicht zu Hause, selbst wenn man mir jetzt an- 
bieten würde, man würde mir schon eine Rente zahlen, das würde ich gar nicht haben wollen. Da 
würde ich wenigstens 5 Stunden arbeiten wollen, also halbtags. Das wär das mindeste, was ich arbeit- 
ten möchte.« 
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Wie wichtig - v.a. auch für die verheirateten Frauen - die Erwerbsarbeit ist und wie sehr sie 
als Kontrasterfahrung zur Hausarbeit Bedeutung erlangt, verdeutlichen die Frauen durch 
die Thematisierung der Anerkennung ihrer Arbeiten: 


»Lieber würde ich arbeiten gehen, weil es schöner ist, weil sie Anerkennung kriegen, zu Hause gab es 
überhaupt keine Anerkennung. Der hat doch nie gesagt, ach, meine Mausi hat die Wohnung schön 
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gemacht und die Kinder gut erzogen. Sie arbeiten, sie kochen, sie stehen 3 Stunden am Herd und 
dann wird aufgegessen und keiner sagt: »Das hast Du aber schön gemacht«. 


Frau B. auf unsere Frage, warum sie - trotz der Versorgungspflicht für drei Kinder - er- 
werbstätig sein möchte: 


»Aus dem Grund schaffen zu gehen, ick weeß nicht, ich kann nicht ohne was sein. Also Hausarbeit, 
das muß ich ganz ehrlich sagen, ist nicht so wie arbeiten, ich geh’ lieber arbeiten den ganzen T’ag, also 
sauber machen oder sonstwat, nur Fabrik, also Eisen und so, da bin ich nun nicht für, aber lieber da 
als seine Hausarbeit machen. 

Interviewerin: Ja, aber da machen sie doch auch sauber, das ist jaim Grunde genommen das gleiche ... 
B.: Ja ick weeß, zu Hause liegt mir das nicht, dat hier, weil man keine Anerkennung kriegt, wenn 
man wat macht, also meinem Mann, dem können sie machen, was sie wollen, da haben sie nie wat ge- 
macht, wenn ich gesaugt, also heute habe ich noch nicht gesaugt, da bin ich ganz ehrlich, ich hab’ ge- 
schlafen, also da können sie gesaugt haben und 5 Minuten später sitzt der hier und sagt, es könnte 
doch mal gesaugt werden, sie können sonstwat machen, Essen kochen oder wat, dem ist ja nie wat 
recht, deswegen habe ich zu Hause gar keine Lust was zu machen, aber ich muß das ja machen, schon 
wegen die Kinder.« 


Hinzu kommt für die Frauen jedoch eine Dimension, die vor allem von den verheirateten 
Frauen angesprochen wurde: Unabhängigkeit’. 

»Erstmal die Unabhängigkeit, na ja und dann unter Leute kommen.« 

Mit Unabhängigkeit wird hier jedoch nicht nur die fianzielle Unabhängigkeit angespro- 
chen. Unabhängigkeit meint auch Unabhängigkeit von familialen Ansprüchen, das, was 
»gemeinhin« unter einem »eigenen Bereich« verstanden wird. 


Und ich wollt’ es auch nie wahrhaben, wenn man so ’ne Weile zuhause ist, nur Hausarbeit und nur 
Mann und Kinder, das det die Erfüllung ist. Denn man hat ja durch 18 Jahre Arbeit viel Kollegen, viel 
Stellen auch schon gehabt, gehört viel, und da wollt’ ich das eigentlich nicht wahrhaben, wie manche 
Frauen gesprochen haben und gesagt haben, ist mir zu langweilig, mir fällt die Decke auf den Kopf 
und das is auch bei mir schon vorgekomen, daß ich gesagt habe, Du mußt mal aus Deinen vier Wän- 
den raus und, sonst gehste kaputt, denn ick bin immer da gewesen, die Wohnung in Ordnung zu 
bringen, alles mögliche zum Essen zu kochen, und manchmal war es für mich persönlich zu spät, ja, 
noch wegzugehen, und det wird auch so, weil det alle von mir gewohnt waren. Und wenn ich mal 
nicht gekocht hatte - wat, was is’n nu los -, da hab’ ich gedacht, "Mensch, darfst du dir überhaupt mal 
was erlauben?’ So fing’s dann an, ja.« 


Diese Bedeutungsdimensionen von Erwerbsarbeit werden sowohl von den verheirateten 
als auch von den alleinstehenden Frauen thematisiert. Während sich die alleinstehenden 
Frauen explizit, mit Bezug auf die konkrete zurückliegende Erwerbsarbeit, auf die hier an- 
gesprochenen Bedeutungsdimensionen beziehen, thematisieren die verheirateten Frauen 
stärker den Kontrast zur Hausarbeit. Wir können hier die von Becker-Schmidt u.a. aufge- 
stellte These, daß Frauen ihre Arbeitserfahrungen kontrastierend machen, bestätigen. 
Wichtiger Unterschied zwischen beiden Untersuchungsgruppen ist jedoch die heutige $i- 
tuation. Während die Untersuchungsgruppen von Becker-Schmidt u.a. entweder Haus- 
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und Erwerbsarbeit vereinbaren oder aber (mehr oder weniger) freiwillig die Erwerbs-arbeit 
unterbrochen haben, liegt die Situation der von uns befragten Frauen jenseits jeglicher Ent- 
scheidung. So ist zu vermuten, daß die stärkere Betonung der positiven Seiten der Erwerbs- 
arbeit gegenüber den negativen Seiten der Hausarbeit durch unsere Untersuchungsgruppe 
und die von der Untersuchungsgruppe Becker-Schmidts u.a. artikulierte Ambivalenz in 
beiden Bereichen letztlich auf die (mehr oder weniger vorhandene) Entscheidungsmöglich- 
keit hinsichtlich der Vereinbarung beider Arbeitsbereiche oder der Verrichtung ausschließ- 
lich der Hausarbeit zurückzuführen ist. 

Für unsere Untersuchungsgruppe ist jedoch festzuhalten, daß Hausarbeit für die Frauen 
bereits vor der Erwerbslosigkeit keine Alternative darstellte. Wie sie sich während der Er- 
werbslosigkeit darstellt, welche Bedeutung sie erhält, soll schließlich anhand ausgewählter - 
in Zusammenhang mit dem Fragenkomplex Erwerbslosigkeit/Hausarbeit ermittelten - 
Ergebnisse dargestellt werden. 


3. Hausarbeit als Alternative zur Erwerbsarbeit? 


Hausarbeit oder Erwerbsarbeit? - diese Fragestellung geht an der Lebensrealität der von uns 
befragten Frauen, an ihren Erfahrungen, Bedürfnissen und Ansprüchen - und dies verdeut- 
lichen die Lebensgeschichten aller Frauen - vorbei. Es sind die Frauen selbst, die das Kon- 
zept der Alernativ- oder Doppelrolle vor dem Hintergrund ihrer lebensgeschichtlichen Er- 
fahrungen mit Arbeit in beiden Arbeitsbereichen kritisch wenden. Und dies nicht nur da- 
durch, daß ihre Erwerbsbiographien augenscheinlich der den Frauen unterstellten »Nor- 
malbiographie« (vgl. Myrdal/Klein 1971) widersprechen. Hausarbeit wird retrospektiv für 
keine der durchlebten Biographiephasen als Alternative zur Erwerbsarbeit begriffen. Im 
Gegenteil: Die Retrospektive eröffnet den Blick auf das, wofür die Arbeit in der Familie 
(auch) steht: Dequalifizierung im Erwerbsleben, nicht wahrgenommene Weiterbildungs- 
chancen, gesundheitliche Schäden durch Überbelastung und: Erwerbslosigkeit. Die Retro- 
spektive verdeutlicht einen für die Frauen nicht lösbaren Widerspruch: Ihre lebensge- 
schichtliche soziale Verwiesenheit auf die Hausarbeit, deren Defizite nun durch den Weg- 
fall der Erwerbsarbeit nicht mehr kompensiert werden können, ist sowchl Voraussetzung 
als auch Ergebnis ihrer heutigen Situation. 

Dies bedeutet jedoch nicht, daß Hausarbeit als Erklärungsgröße bei der Analyse einzelner 
Belastungs-Dimensionen der Erwerbslosigkeit (Belastungsmomente, Handlungsspielräu- 
me, Bewältigungsstrategien) für Frauen ausgeblendet werden kann. Es ist vielmehr davon 
auszugehen, daß die zuvor andiskutierten Funktionen der Erwerbsarbeit für Frauen gerade 
wegen ihres auch kompensatorischen Charakters und gerade weil Frauen sich die Partizi- 
pation an der Erwerbsarbeit nur um den Preis ungeheurer Be- und Überlastungen erkämp- 
fen, im Falle ihres Fehlens zu großen Belastungen führen. 

Erst wenn auch von einer Interdependenz der Bedeutungen beider Arbeitsbereiche für die 
Frauen ausgegangen wird, können Ergebnisse wie das Brinkmanns, der für Frauen eine 
größere Belastung durch Kontaktmangel feststellt, in Zusammenhang mit der Lebensrea-li- 
tät der Frauen interpretiert werden: Erwerbsarbeit stellt oft die einzige Möglichkeit für 
Frauen dar, außerfamiliären Kontakt zu haben, ihr Mangel wird umso stärker empfunden, 
als Hausarbeit isoliert verrichtet wird: 

»Ja, man sitzt ja doch bloß immer allein hier, es fehlt ’n bißchen Abwechslung, nich. Wenn man so 
Arbeit hat, dann kommt man doch mehr mit Leuten zusammen, ja, und man kann sich nett unterhal- 
ten und so sitzt man nurstur hier, ne.« 
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»Und wir als Kollegen, ich meine, das sind ein, zwei Kollegen, mit denen ich noch ab und zu telefo- 
niere, aber das verblaßt auch, ja, denn jeder sagt, ach soll die doch anrufen und einer wartet vieleicht 
auf den anderen und da ist das so, ... Hab’ nun auch viel Freundschaften im Osten, deun wir hatten ja 
früher, ich bin ziemlich an der Mauer, Bernauer Straße groß geworden, also hatte man da schon 
Feundschaften und alles. Und wir stehen auch heute noch im Kontakt und telefonieren. Bloß, ich 
war erst einmal drüben solange wieder Umtausch ist, das kann ich mir finanziell nicht erlauben.« 


»Ja, finanziell beschissen. Kann man sagen. Ich sag’ zwar, ich habe so vorhin zum Ausdruck gebracht, 
Geld ist unwichtig oder mıir ist es nicht so wichtig, aber wenn du nur ein Minimum hast, wo du gera- 
de so deine Unkosten von bestreiten kannst und dann im Endeffekt überhaupt nichts mehr zum Le- 
ben übrig bleibt. Das ist irgendwo schon eine Sache, die mich erstmal total ankotzt und ja, einfach so, 
das wird alles abgeblockt. Wenn du mal vorhast, was weiß ich, einen Kurs zu besuchen oder nur mal 
ins Kino gehen zu wollen, damit du mal anderes um die Ohren hast. Das wird dir einfach genommen, 
du kannst es dir einfach nicht leisten.« 


Auch die oft vermutete »Ausdehnung der Hausarbeit« als »alternative« Zeitstrukturierung 
und »alternative« Beschäftigungsmöglichkeit für Frauen ist nicht hinreichend mit Hinwei- 
sen darauf zu befriedigen, daß Frauen, die erwerbslos werden, froh sind, jetzt »mehr Zeit 
für die Familie« zu haben. Zwar betonten auch in unserer Untersuchung v.a. die verheira- 
teten Frauen die unmittelbar nach dem Verlust des Erwerbsarbeitsplatzes spürbare Entla- 
stung. Dies muß jedoch gesehen werden vor dem Hintergrund der vorherigen Überbela- 
stung dieser Frauen durch Erwerbs- und Familienarbeit. 
Diese, insbesondere von längerfristig erwerbslosen (verheirateten) Frauen während der er- 
sten Phase der Erwerbslosigkeit (»in den ersten 3 Monaten«) betonte Entlastung wird je- 
doch danach - ebenso wie von »familienfreien« Frauen und Männern - als Zeit-Belastung 
empfunden: 


»Ja, die erste Zeit war det für mich, na ja ich hab’ genug Arbeit zuhause, war das natürlich ’ne Erho- 
lungspause. Aber ich bin ziemlich schnell zum Arbeitsamt gegangen und hab’ des dann gemeldet.« 
»Ich mein’, wenn man mal eine Weile zu Hause war, das ist ja so ganz schön, aber ich möchte dann 
auch wieder raus. Man hat zu Hause keine, ich hab’ hier so, ınan ist eigentlich sehr abgeschnitten hier 
draußen. Man unterhält sich zwar mal, wenn man einen Nachbarn sieht, so über den Zaun, aber man 
kommt, wir haben wenig Kontakt.« 


Von den »familienfreien« Frauen 
wurde zudem das für arbeitslose Männer vielfach konstatierte Problem der Zeitstruktie- 
rung genannt: 


»Also ich habe früher viel mehr, ich mußte ja auch den Haushalt meiner Mutter, nachdem ich meine 
eigene Wohnung hatte, auch machen, weil meine Mutter konnte gar nichts machen und ich muß sa- 
gen, ich habe das gerne gemacht. Aber ich finde, je länger man zu Hause ist, um so passiver wird man. 
Wenn man arbeiten geht, da wußte ich genau, also heute ist Wäschewaschen dran, heute ist Fenster- 
putzen, heute ist dies dran. Sitze ich aber zu Hause, dann sage ich, ach Gott, heute ist ja kein Wetter 
zum Wäschewaschen, kannst ja draußen nicht aufhängen, läßte es für morgen. Ja und da muß man 
sich ganz schön an dem Riemen reißen, um da nicht ins Schleudern zu kommen. Ich beaufsichtige 
mich ja immer alleine, daß ich sage, nee, so geht es nicht weiter, wat mußte machen, ja.« 


Soziale Isolation/Kontaktmangel und Zeit-Probleme/ Zeitverfall sind neben anderen (Ge- 
fühl der Wertlosigkeit, Fatalismus/ Apathie) die von den meisten Frauen angesprochenen 
Belastungsimomente während der Erwerbslosigkeit. Neben diesen Belastungen konnten 
wir iR. unserer Untersuchung auch gravierende gesundheitliche Beeinträchtigungen wie 
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Depressionen!’ 


stellen: 


‚ nervöse Unruhe und vielfach auch psycho-somatische Erkrankungen fest- 


»Erstmal daß sie überhaupt kein Selbstbewußtsein haben, kein Selbstbewußtsein, daß es langwei- 
lig ist, und daß ich depressiv eingestellt bin, ich bin sehr depressiv, ja, wirklich, mich stinkt alles an. 
Manchmal denke ich, du kannst überhaupt nicht mehr nachdenken, du kannst dich nicht mehr kon- 
zentrieren. Du kannst gar nichts mehr leisten, das schaffst du gar nicht mehr. Also quasi arbeite ich 
seit 77 nicht mehr. j 

G: Und wenn sie heute anfangen würden zu arbeiten, was wären da so die größten Probleme? 

N: Daß ich Angst habe. 

G: So gesundheitlich oder vom Lernvermögen? 

N: Überhaupt von der Auffassung, da denke ich, nee, das kannste doch gar nicht ...« 


»Mmm sie, ich bin hier die Straßen lang gelaufen, also nachts, ich konnte nicht fernsehen gucken 
nichts. Ich bin die Straßen lang gelaufen nachts, ich war so nervös gewesen, so fertig, die haben, die 
Autos nachts, die haben gedacht, das ist eine von de Straße, ick hab gedacht, ick werde verrückt hier. 
Nicht, des ist grausam.« 


Die hier nur ausschnitthaft dargestellten Ergebnisse unserer Untersuchung verdeutlichen, 
daß die subjektive Bedeutung der Erwerbsarbeit in der Lebensgeschichte der Frauen im Wi- 
derspruch steht zu der ihr zugestandenen marginalen gesellschaftlichen Bedeutung. Dem 
entsprechen die durch das Fehlen der Erwerbsarbeit im Falle der Erwerbslosigkeit auftre- 
tenden Belastungs- und Leidensdimensionen, die nicht zuletzt auch die Annahme einer für 
die Frauen akzeptablen Alternative zur Erwerbsarbeit ad absurdum führen. 

Hausarbeit stellt nur für einen sehr begrenzten Zeitraum (»Urlaubs- bzw. Entlastungsef- 
fekt«) eine Möglichkeit valternativer« Zeitverwendung und -strukturierung dar; insbeson- 
dere bietet sie keine Kompensation für die materiellen und v.a. immateriellen Funktionen 
von Erwerbsarbeit und Beruf. 

Im Gegenteil erleben die (von uns befragten) Frauen die erzwungene Rückkehr an den 
Herd bzw. die Arbeitslosigkeit als durchweg negativ und belastend; die aus der Arbeitslo- 
sen-Situation für Frauen resultierenden psycho-sozialen Belastungen wie Depressivität, 
psychosomatische Beschwerden, Langeweile, Zeitüberfluß, Gefühl der Wertlosigkeit und 
v.a. Probleme der sozialen Isolation, die mit der Dauer der Arbeitslosigkeit, Mißerfolgen 
bei der Stellensuche und der Rückverwiesenheit auf die Enge des Reproduktionsbereiches 
noch zunehmen, unterscheiden sich in Ausmaß und Intensität - einmal abgesehen von ge- 
ringeren Statusverlustängsten - kaum von denen arbeitsloser Männer. 

In Untersuchungen über Bedeutung und psycho-soziale Belastungen der Arbeitslosigkeit 
bei Frauen ist deshalb stärker ins Blickfeld zu rücken, daß Frauen ihren außerhäuslichen 
Arbeitsplatz verlieren, keinesfalls ist davon auszugehen, daß die Verfügbarkeit einer gesell- 
schaftlich akzeptierten »Rolle« (besser: Arbeit) einen geringeren Leidensdruck durch Ar- 
beitslosigkeit sicherstellt. 

Unter dem Gesichtspunkt praktischer, umsetzungsorientierter Politik bedeutet das, daß 
die Benachteiligung von Frauen am Arbeitsmarkt und durch die bisherige Arbeitsmarktpo- 
litik (vgl. Schmid, 1975) nicht länger als Randproblem behandelt werden darf, ihr vielmehr 
- beispielsweise durch eine stärker auf frauenspezifische Belange ausgerichtete qualitative 
Arbeitsmarktpolitik (»Frauenförderungsprogramme«) - begegnet werden muß. 

Ziel solcher Bemühungen kann dabei nicht die Wiedereingliederung in eine inhumane Ar- 
beitswelt um jeden Preis sein; Forderungen, in denen das »Recht auf (Erwerbs-)Arbeit für 
Frauen« mitschwingt, müssen notwendigerweise die Verbesserung der Qualität des Ar- 
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beitslebens, der Arbeitsbedingungen im Auge behalten. 

Die Durchsetzung solcher, insbesondere frauenspezifischer Forderungen, erscheint ange- 
sichts der gegenwärtigen Lage auf dem Arbeitsmarkt und der Tendenz in Familien- und 
Arbeitsmarktpolitik (AFKG), die Arbeitslosigkeit auf Kosten der Frauen zu »lösen», nicht 
gerade erfolgversprechend. Umso mehr sind hier die Gewerkschaften als - von ihrem bis- 
lang für Frauen und Arbeitslose kaum eingelösten Anspruch - Vertreter der Arbeitnehmer 
gefordert. Sie müssen, in Kooperation mit z.B. Arbeitsloseninitiativen, ein verstärktes En- 
gagement hinsichtlich der Forderungen nach Verkürzung der (Wochen-)Arbeitszeit, dem 
Schutz vor Arbeitsplatzverlust und einer besseren sozialen Sicherung entfalten. 


Anmerkungen 


1 Während die Arbeitslosen-Quote für Männer zwischen 1975 und 1976 erstmals wieder von 4,25 
auf 3,9% sarık, stieg sie bei den Frauen weiter an (1977 im Jahresdurchschnitt auf 6,1%). 

2 Zum Begriff vgl. Wacker, A., 1978: Ansätze, Probleme und Grenzen psychologischer Arbeitslo- 
senforschung, in: Wacker, a. (Hrsg.): Vom Schock zum Fatalismus?, Ffm/New York 1978, $.15- 
37 

3 Das »Alternativ-Rollen-Konzept« als Erklärungs- und Handlungsmodell in wirtschaftlichen Kri- 
sensituationen entspricht dem »Doppel-Rollen-Konzept« in Phasen konjunkturellen Auf- 
schwungs. Mit diesem Konzept wird dem konjunkturell schwankenden Interesse an der weibli- 
chen Erwerbsarbeitskraft einerseits und dem langfristigen Interesse an der Reproduktionsarbeits- 
kraft der Frauen andererseits Rechnung getragen. Durch die Adition 2er Rollen bleibt die Dispo- 
nibilität gesichert. Eine Übersicht der wissenschaftlichen Rezeption der Frauenerwerbstätigkeit 
in verschiedenen wirtschaftlichen Phasen der BRD verdeutlicht, daß auch in Phasen konjunktu- 
rell bedingter Notwendigkeit der Frauen-Erwerbstätigkeit diese Disponibilität nie grundsätzlich 
in Frage gestellt wird: In der Aufbauphase der bundesrepublikanischen Wirtschaft wurde Frauen- 
Erwerbstätigkeit unter dem Stichwort »Fließbandeignung« diskutiert, in der Phase veränderter 
Qualifikationsanforderungen durch Rationalisierungen erschienen Publikationen zur »Chancen- 
gleichheit von Mädchen«, die Alleinzuständigkeit der Frauen für die Reproduktionsarbeit wurde 
dabei nie grundsätzlich in Frage gestellt, so daß seit Beginn der 70er Jahre die Erwerbstätigkeit der 
Frauen mit dem konjunkturellen Rückgang wieder »alternativ« diskutiert werden konnte: Das 
wissenschaftliche Interesse galt jetzt wieder den Gefährdungen der Kinder durch die erwerbstäti- 
gen Mütter resp. der (ideologischen - nicht materiellen) Aufwertung der Hausarbeit. 

4 Das an der FU Berlin durchgeführte Forschungsprojekt »Strategien gegen Frauenerwerbslosig- 
keit« unter der Leitung von Prof. Dr. E. Altvater befaßte sich neben der Frage nach Erleben und 
Bedeutung der Arbeitslosigkeit für Frauen mit der Frage nach der Wirksamkeit von Maßnahmen 
nach $ 41a AFG für Frauen. Das Projekt, in dem insgesamt 64 Frauen befragt wurden - 36 davon 
mittels biographischer Interviews - wurde im Herbst 1982 abgeschlossen; der Endbericht er- 
scheint voraussichtlich Anfang 1984. 

5 Während Brinkmann die Merkmale bei Frauen, die auf ein geringeres Leiden unter der Arbeitslo- 
sigkeit schließen lassen, in Abhängigkeit von der Alternative Hausarbeit interpretiert, stellt er in 
Zusammenhang mit der höheren Zustimmung der Frauen hinsichtlich des Statements »Verlust 
von Sozialkontakten« keinen Zusammenhang zur Isolation im Hausarbeitsbereich her! 

6 Die von Heinemann u.a. getroffenen Definitionen »arbeitslose«, »erwerbstätige« und »Hausfrau- 
en« erlauben jenseits der Tatsache, daß auch »arbeitslose« und »erwerbstätige« Frauen Hausfrau- 
en sind, keine methodisch »sauberen« Abgrenzungen. Es muß infragegestellt werden, daß sich die 
befragten Frauen den von Heinemann u.a. definierten »Statuswechseln« gemäß selbst beurteilen 
und verhalten. 

7 Diese Prämisse war einerseits Ergebnis unserer Auseinandersetzung mit der Struktur der weibli- 
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chen Arbeitskraft, zum anderen resultierte sie jedoch auch aus der praktischen Arbeit (Beratungs- 
gruppen, Gesprächskreise) mit erwerbslosen Frauen und Mädchen. 

8  Sozialisationstheoretische Fragestellugen, die sich mit dem Erlernen gesellschaftlicher »Rollen« 
beschäftigen, sind für die Klärung des Lernprozesses (wie gelernt wird) wenig hilfreich, da sich ihr 
Erkenntnisinteresse um die Erfüllung der Sozialisationsfunktionen- und -ziele zentriert, nicht je- 
doch um die Sozialisationserfahrungen aus der Sicht der Sozialisierten. 

9 Vgl. hierzu auch Becker-Schmidt, 1980 (a), die betont, daß die Frage, wie Arbeitsnormen interna- 
lisiert werden, nur durch die Kenntnis des gesamten Umfangs und aller Dimensionen soziobio- 
graphischer Prozesse zu beantworten ist, da es sich hierbei um komplizierte Sozialisationsproze- 
duren handelt, die dem Individuum nicht unbedingt bewußt und von daher auch in der Interview- 
situation nicht abfragbar sind. ($.232). 

10 Die Dimension Unabhängigkeit bezeichnet jedoch nicht nur die innerfamiliäre (Un-)Abhängig- 
keit. Sie wird (auch von nicht-verheirateten Frauen) erweitert auf die Abhängigkeit von Behör- 
den, Ämtern, »dem Staat«. 

11 Vgl. hierzu v.a. Thomann, Klaus-Dieter: Die gesundheitlichen Auswirkungen der Arbeitslosig- 
keit. In: Wacker, Ali, 1978, a.a.O.und Frese, M./Mohr, G.: Die psychopathologischen Folgen des 
Entzugs von Arbeit. Der Fall Arbeitslosigkeit. In: Frese u.a. (Hrsg.): Industrielle Pathologie, Bern 
1978. 
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Ali Wacker 

Differentielle Verarbeitungsformen von Arbeitslosigkeit 
- Anmerkungen zur aktuellen Diskussion 

in der Arbeitslosenforschung * 


I. 


Verfolgt man die wissenschaftliche und öffentliche Diskussion zur Frage, was Arbeitslosig- 
keit heute für die Betroffenen bedeutet, so beobachtet man eine eigentümliche Diskrepanz. 
Während die Urteile in der Öffentlichkeit in den letzten Jahren zwischen der Erinnerung 
an das Arbeitlosenelend in der Zeit der Weltwirtschaftskrise und der beruhigenden Versi- 
cherung schwankten, daß der Sozialstaat für die Arbeitslosen hinreichend sorge, besteht in 
den Sozialwissenschaften weitgehende Übereinstimmung, daß Arbeitslosigkeit ein Lebens- 
ereignis mit vielfältigen negativen Auswirkungen darstellt. 

Ist also in der Öffentlichkeit der Belastungscharakter von Arbeitslosigkeit selbst umstrit- 
ten, so dominiert in der wissenschaftlichen Literatur die »Komposition eines einheitlichen, 
in sich geschlossenen und stimmigen Bildes der psychischen und sozialen Folgen von Ar- 
beitslosigkeit« (Fröhlich, 1979, 5), obwohl ältere und neuere Studien eine solche Reduktion 
von Komplexität nicht durchgängig stützen.! So fragte sich schon Bakke Ende der 30er Jah- 
re angesichts des erhobenen Materials in Fallstudien von Arbeitslosenfamilien, ob es nicht 
fast unmöglich sei, »ein typisches Anpassungsmuster an Arbeitslosigkeit abzuleiten, das 
diesen Prozeß in allen Familien richtig beschreibt« (1969, 153). Und Brinkmann zieht aus 
einer neueren Repräsentativbefragung das Resümee: »Geprägt durch das gegebene System 
der sozialen Sicherung und wohl auch durch - gegenüber Zeiten hoher Arbeitslosigkeit in 
der Vergangenheit - veränderten Werthaltungen ergibt sich bei den finanziellen und nicht- 
finanziellen Belastungen durch Arbeitslosigkeit insgesamt ein sehr differenziertes, wenn 
nicht gar auf den ersten Blick verwirrendes Bild.« (1976, 413) 

Vor diesem Hintergrund mag es notwendig erscheinen, spezifische Annahmen und Kon- 
zepte der Arbeitslosenforschung erneut zu reflektieren. 


I 


In der Bundesrepublik haben vor allem Mitarbeiter des Instituts zur Erforschung sozialer 
Chancen (ISO) in Köln, ın England Angehörige der Forschungsgruppe um Peter Warr an 
der Universität in Sheffield die »Orthodoxie« traditioneller Arbeitslosenforschung ange- 
griffen. Sie sehen das »Bild vom inaktiven, passiv leidenden Arbeitslosen« (Fröhlich, 1979; 
Winkel, 1979) als dringend korrekturbedürftig an und kritisieren die - im Vergleich mit 
den 30er Jahren - vertretene Annahme einer relativen Konstanz der psychosozialen Pro- 
blemlagen, wie sie sich in einer Reihe neuerer Arbeiten findet (Fraser, 1980, 180; Marsden 
& Duff, 1975, 24; Wacker, 1976, 18; Jahoda, 1983, 70). 


* Bei dem Aufsatz handelt es sich um einen Vorabdruck aus: H. Funke (Hrsg.), Gewerkschafiliche 
Arbeitspolitik - Ein Luxus in der Wirtschafiskrise®, WZB Berlin 
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In der Tat fehlt ın der Arbeitslosenforschung der Versuch einer epochaltypischen Differen- 
zierung der Auswirkungen längerfristiger Arbeitslosigkeit, wenn man von der bloßen Be- 
gründung ihrer Notwendigkeit einmal absieht, wie sie z.B. bei Wurzbacher zu finden ist. 
Er schrieb vor fast zwei Jahrzehnten: »Sie« (= Feststellungen über die Folgen von Dauerer- 
werbslosigkeit) »gelten für unsere hochverflochtene und demokratisierte offene Gesell- 
schaft mit einem bereits hoch entwickelten Beschäftigungsgrad, Lebensstandard und mit ei- 
nem aktivistischen Menschenbild. Auf diesem soziokulturellen Hintergrund sind die Wir- 
kungen weit größer, als wenn es sich um noch wenig zu eigener Initiative erzogene Unter- 
schichten handelt. Blicken wir in unsere Sozialgeschichte zurück, so finden wir dort häufi- 
ge und wahrscheinlich höhere Dauererwerbslosigkeit. Aber sie wurde noch nicht am akti- 
vistischen und demokratischen modernen Maßstab einer von der Gesellschaft und ihrer 
Regierung zu sichernden Vollbeschäftigung gemessen, sondern vorwiegend passiv als durch 
Gott oder durch wenig zu beeinflussende soziale Mächte oder Naturgewalten bestimmte 
Armut hingenommen« (in Scharmann, 1966, 77f.) 

Fröhlich nennt daher als Hauptaufgabe seines Untersuchungsberichts den »Versuch der 
Problemrekonstruktion des Erlebens von Arbeitslosigkeit unter veränderten historischen 
und sozialen Bedingungen« (1979, 9) und sieht es als fraglich an, »ob die Arbeitslosen-Situa- 
tion von der Mehrheit der Betroffenen negativ erfahren wird« (1979, 218). Fryer & Hartley 
(1982) notieren: »Es ist verblüffend und leicht irritierend, daß die am häufigsten zitierten 
Darstellungen und Beschreibungen der psychischen Auswirkungen von Arbeitslosigkeit 
aus Untersuchungen abgeleitet sind, die in den 30er Jahren durchgeführt wurden ... Es 
bleibt eine Frage der Empirie, in welchem Umfang Befunde, die in einer bestimmten histo- 
rischen und kulturellen Nische angesiedelt sind, auf eine andere Zeit übertragen werden 
können.« (1982, 7) 

Schon aus methodologischen Gründen sind diese Einwände und Fragen kaum zurückzu- 
weisen, und es wird mühseliges Geschäft der Forschung sein, historische Kontinuitäten 
und Diskontinuitäten genauer herauszuarbeiten und zu klären. Bedenken sind m.E. jedoch 
dann anzumelden, wenn dem kritisierten klassischen Bild des Arbeitslosen ebenso abstrakt 
und klischeehaft - fast im Sinne eines Paradigmawechsels - ein positives Gegenbild kontra- 
stiert wird: »Das orthodoxe Stereotyp der Arbeitslosen ist das von passiven, beeinträchtig- 
ten und reaktiven Marionetten.« ... Nun - so die Autoren - sei ein Ansatz gefordert, »der 
mit der Annahme beginnt, daß Arbeitslose einfallsreiche, mit Schwierigkeiten zurecht- 
kommende Handelnde sind, die wahrnehmen, daß sie sich in einer Welt bewegen, die sich 
radikal von der der Beschäftigten unterscheidet.« (Fryer & Hartley, 1982, 26) _ 

Auf welche Gründe kann sich ein solcher Vorschlag zum Paradigmawechsel stützen? Ne- 
ben den genannten Argumenten - verwirrende Vielfalt der empirisch antreffbaren Reak- 
tionsformen, methodische Fragwürdigkeit der historischen Konstanzannahme - wird ins- 
besondere auf zwei Studien verwiesen, in denen Arbeitslose ihre Situation als Chance inter- 
pretierten. So traf Fineman in einem Management-Trainingszentrum einige arbeitslose Ma- 
nager, für die - meist vor dem Hintergrund einer negativ bewerteten früheren Berufssitua- 
tion - die Entlassung eine Gelegenheit bot, einen neuen Anfang zu machen (Fineman, 
1978, 1979). Fryer & Payne (1982) ließen sich von kommunalen Sozialarbeitern solche Ar- 
beitslose nennen, die nach deren Eindruck in ausnehmend positiver und kreativer Weise 
mit ihrer Situation umzugehen wußten. Auf diese Weise fanden sie Kontakt mit 11, meist 
bildungs- und ausbildungsmäßig qualifizierten arbeitsiosen Frauen und Männern, deren 
Hauptmerkmal ein sehr hoher Grad persönlicher Aktivität war. Zwar hatte der größte 
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Teil von ihnen mit großen finanziellen Schwierigkeiten zu kämpfen und war schon längere . 
Zeit ohne bezahlte Beschäftigung; dennoch waren sie nicht demoralisiert, sondern zeichne- 
ten sich durch eine positive Grundstimmung und psychosoziales Wohlbefinden aus. Die 
Mehrzahl von ihnen arbeitete unentgeltlich in politischen, kulturellen und/oder sozialen 
Projekten mit. Auf der Basis ihrer Beobachtungen formulieren Fryer & Payne als Arbeits- 
hypothese, »daß unsere Befragten sich von Arbeitslosen im allgemeinen nicht wesentlich, 
sondern nur graduell unterscheiden, sowohl was ihre Pro-Aktivität angeht als auch das 
Ausmaß, in dem Arbeitslosigkeit eine Chance für eine verbesserte Lebensqualität bietet.« 
(1982, 38) 

Trotz der spektakulären Präsentation dieser Forschungsergebnisse wird man feststellen 
dürfen, daß sie im Gesamtrahmen der Arbeitslosenforschung nicht neu sind. Schon die Ma- 
rienthal-Studie kennt den Typus der »Ungebrochenen«, deren Haltung sich u.a. durch 
»subjektives Wohlbefinden, Aktivität, Pläne und Hoffnungen für die Zukunft, aufrechter- 
haltende Lebenslust« beschreiben ließ. (Jahoda et al., 1960, 55) Dennoch steckt m.E. in die- 
sen Versuchen einer Umorientierung der Arbeitslosenforschung ein richtiges Moment, da 
wir in der Tat vor dem Dilemma stehen, recht viel über die möglichen allgemeinen psycho- 
sozialen Auswirkungen von Arbeitslosigkeit zu wissen, aber vergleichsweise wenig dar- 
über, wie konkrete Individuen und Gruppen spezifische Zwänge der Arbeitslosensituation 
verarbeiten (Wacker, 1980) Forschungsstrategisch ist daher verstärkt eine differentielle Ar- 
beitslosenforschung angezeigt (Lehr, 1982; Wacker, 1981). 


IT. 


Der Terminus »differentielle Arbeitslosenforschung« nimmt zunächst die Einsicht auf, daß 
für die Analyse der subjektiven Folgewirkungen der rechtlich und arbeitsmarktpolitisch 
vordefinierte Begriff der Arbeitslosigkeit ein zu grobes Raster ist. Er subsumiert nicht nur 
recht unterschiedliche Muster - friktionelle und saisonale Arbeitslosigkeit, Dauererwerbs- 
losigkeit, Arbeitslosigkeit in Verbindung mit partieller Integration in die informelle Öko- 
nomie usf. -, sondern suggeriert durch die unterschiedliche Etikettierung der Betroffenen 
eine Homogenität, die faktisch nicht besteht. Die Kopplung der Höhe der Unterstützung 
an den früheren Verdienst und die Dauer der Arbeitslosigkeit, die eine enorme Bandbreite 
der materiellen Versorgung schaffen, die internen Umschichtungen im Arbeitslosenbe- 
stand und die biographischen und persönlichkeitsbezogenen Vorerfahrungen schaffen Be- 
dingungen, die allgemeine Aussagen über die Auswirkungen von Arbeitslosigkeit nahezu 
unmöglich erscheinen lassen. Der formelle Status des ’Arbeitslosen‘ deckt relativ bela- 
stungsfreie Übergangsphasen z.B. in ein neues Beschäftigungsverhältnis ebenso ab wie Le- 
benssituationen, die von den Betroffenen als persönliche Katastrophe erfahren werden und 
teils erfahren werden müssen. Es ist dieser Ausgangslage geschuldet, daß durch das Anfüh- 
ren von Einzelfällen fast jede Aussage über Arbeitslose gestützt werden kann. Aus sozial- 
wissenschaftlicher Sicht müssen wir daher annehmen, daß die rechtliche Definition von 
Arbeitslosigkeit zugleich zu grob und zu eng ist, um der Komplexität der tatsächlichen 
Verhältnisse auf die Spur zu kommen; zu grob, weil der genannten Vielzahl der Lebensla- 
gen im Falle der Arbeitslosigkeit keine Rechnung getragen wird, zu eng, weil eine inhaltli- 
che Spezifikation einzelner Belastungsfaktoren teils unterbleibt, teils zumindest bei be- 
stimmten Gruppen von Beschäftigten verwandte Belastungen existieren (z.B. Ungewißheit 
der Wiederbeschäftigung vs. Arbeitsplatzunsicherheit). 
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IV, 


Differentielle Arbeitslosenforschung zielt darüber hinaus darauf ab, die Prozesse der Erfah- 
rungsverarbeitung selbst in den Blick zu nehmen und zu erklären. Denn trotz der relativ 
breiten Übereinstimmung hinsichtlich der Konsequenzen von Arbeitslosigkeit in den So- 
zialwissenschaften gilt dies nicht hinsichtlich der bevorzugten Erklärungsmodelle. Soweit 
solche zu erkennen sind - der überwiegende Teil der Forschungsarbeiten ist deskriptiv -, 
zentrieren sie sich um Varianten der Anomie-These von Durkheim (vergl. Miller) oder 
aber um die Analyse der psychosozialen Funktionen der Arbeit (Jahoda, 1966, 1979, 1980, 
1983): »Den meisten Untersuchungen zum "Thema liegt die ausgesprochene oder unausge- 
sprochene Annahme zugrunde, daß die negativen psychischen und sozialen Folgen der Ar- 
beitslosigkeit auf die nichtökonomischen, auf die immateriellen Wirkungen, Funktionen 
von Arbeit und Beruf zurückzuführen sind.« (Fröhlich, 1979, 13) Daneben existieren stig- 
matheoretische Ansätze, die die Reaktionen der sozialen Umwelt und der mit Arbeitslosig- 
keit befaßten gesellschaftlichen Institutionen in den Blickpunkt rücken (Krehan, 1978; 
Winkel, 1979), und situative Erklärungsansätze, in denen Realerfahrungen in der Arbeits- 
losensituation als Stressoren bzw. als hilflosigkeitsinduzierend identifiziert werden (Schien- 
stock, 1979, Mohr & Frese, 1978). 

Eine empirisch gesicherte Bewertung dieser unterschiedlichen, teils konkurrierenden theo- 
retischen Zugänge ist dadurch erschwert, daß in der Mehrzahl der vorliegenden Studien 
Vergleichsgruppen fehlen und, wichtiger noch, nur selten Entwicklungsverläufe beobach- 
tet wurden. Das Fehlen von begleitenden Längsschnittuntersuchungen muß als schwerwie- 
gendster Mangel bisheriger Arbeitslosenforschung gelten und hat zur Folge, daß viele Kau- 
salitätsbehauptungen bestenfalls den Status von Arbeitshyothesen haben? 

Der Geltungsanspruch von Aussagen in der Arbeitslosenforschung wird entweder general- 
präventiv eingeschränkt (z.B. »Der Schwerpunkt der Arbeit liegt ... im Aufweis der sozia- 
len und psychischen Vektoren, die die Verarbeitung der Erfahrung der Arbeitslosigkeit po- 
tentiell steuern. Je nach Lage des Einzelfalles oder gruppenspezifischen Merkmalen wäre zu 
prüfen, welche der aufgezeigten Entwicklungslinien empirisch eingelöst wird.« Wacker, 
1976, 17), aus allgemeinen theoretischen Annahmen hergeleitet (z.B. »... unemployment of 
more than a very short period is psychologically destructive because of the absence of the 
latent consequences of employment«, Jahoda & Rush, 1980, 13) oder aus den jeweils erho- 
benen Daten begründet. Sind diese repräsentativ erhoben, so können beschreibend Grup- 
penprofile erstellt werden (Männer, Frauen, Jugendliche usf.), die jedoch - je nach den Ver- 
änderungen auf dem Arbeitsmarkt - der Gefahr unterliegen, rasch zu veralten. 

Ein Ausweg scheint mir nur in bedingungsanalytischen Forschungsdesigns zu liegen, in de- 
nen die Belastungsdimensionen, die der Regenschirm ’Arbeitslosigkeit‘ abdecken soll, prä- 
zise bezeichnet sind, und in denen differentielle Verarbeitungsformen dieser definierten Be- 
lastungen als Prozeß analysiert werden. Eine solche Forschungsstrategie könnte dem Ziel 
näher kommen, im Feld der Arbeitslosenforschung Erklärungen statt Beschreibungen zu 
liefern, und würde sich zudem von veränderten Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt par- 
tiell unabhängig machen. 
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v. 


Lösen wir uns von der in der Tat stereotypen Vorstellung, daß Arbeitslosigkeit in jedem 
Fall und unter allen Umständen ein belastendes Lebensereignis darstellt, und auch von ob- 
jektivistischen Modellen, denen zufolge die subjektive Belastung eine eindeutige Funktion 
der Dauer der Arbeitslosigkeit und/oder der materiellen Zwänge ist, so stellt sich die Fra- 
ge, ob sich Einflußfaktoren ermitteln lassen, die einen moderierenden Effekt auf die Erfah- 
rungsverarbeitung ausüben. 

Auf der Grundlage bisheriger Forschung lassen sich vornehmlich drei Dimensionen ange- 
ben, deren Ausprägung die Erfahrung von Arbeitslosigkeit regelhaft verändert. Wenn Ma- 
rie Jahoda in ihrem jüngsten Buch von zwei grundlegenden Bedürfnissen des Menschen 
spricht, nämlich dem Bedürfnis zu verstehen, was in der Welt vorgeht und einem zustößt, 
und dem Bedürfnis, zumindest in einem gewissen Umfang Kontrolle über die unmittelba- 
ren Lebensumstände ausüben zu können (Jahoda, 1983, 115ff.), so kennzeichnet sie eine 
der zentralen Deprivationserfahrungen, die sich mit Arbeitslosigkeit verbinden können. 
Viele Gesprächsprotokolle mit Arbeitslosen und von Entlassung Bedrohten drücken die 
Fassungslosigkeit aus, mit der langjährig Beschäftigte auf die Schließung »ihres« Betriebes 
reagieren, in dem sie mit hohem Einsatz gearbeitet haben. Das vergebliche Bemühen, den 
Zustand der Arbeit wiederherzustellen, läßt daran zweifeln, daß eigenes Bemühen noch et- 
was bewirken kann. Diese Situationen und die mit ihnen verbundenen Erfahrungen sind in 
der Arbeitslosenforschung mit Begriffen wie Handlungsohnmacht oder Hilflosigkeit be- 
legt worden. Ihnen entspricht auf der Ebene der affektiven Erlebnisreaktion der wohl be- 
kannteste Topos der Arbeitslosenforschung: Resignation und Apathie, Im Konzept der ge- 
lernten Hilflosigkeit von Seligman (1979) spielt nun der Begriff der Erwartung eine zentra- 
le Rolle: Erst wenn ich zu der Überzeugung gelangt bin, durch eigenes Handeln erwünsch- 
te Ziele nicht erreichen zu können, lassen sich motivationale Veränderungen feststellen. 
Pelzmann hat sich diese Überlegungen während eines siebenmonatigen Feldexperiments 
zunutze gemacht, in dem sie das Verhalten der Belegschaft einer Hosenfabrik im Prozeß 
der Stillegung beobachtete. Hinsichtlich ihrer Erwartungen zerfiel die Belegschaft in zwei 
Fraktionen: »Ein Teil der Arbeitslosen (n=39) ging von der Prognose aus, daß eine Weiter- 
führung des Betriebs ausgeschlossen sei, da sie schon in den vergangenen fünf Monaten kei- 
ne Lohnzahlungen erhalten hatten. ... Demgegenüber ging die zweite Gruppe der Arbeits- 
losen (n=47) von der Prognose aus, daß Bund und Land sich für die Rettung der Arbeits- 
plätze und die Weiterführung der Produktion durch einen Ersatzbetrieb einsetzen 
werden.« (Pelzmann & Streit, 1982, 330) Beobachtet wurde im wesentlichen das Arbeits- 
suchverhalten, und es zeigte sich, daß Personen in der ersten Gruppe im Beobachtungszeit- 
raum sehr viel häufiger eine Anschlußarbeit gefunden hatten als Personen der zweiten 
Gruppe. Nach Auffassung der Autoren fixierte die Erwartung staatlicher Hilfe »auf eine 
Alternative, die ihrer Einflußnahme völlig entzogen war« und daher Passivität nach sich 
zog. Zwar greifen sie m.E. mit ihrer Empfehlung, »durch schonungslose und den Arbeits- 
wechsel motivierende Prognoseaussagen ... die Motivation zur Selbsthilfe und zur aktiven 
Arbeitssuche ... zu erhöhen« (ebd., 332) zu kurz, da sie den Strategien betrieblicher Infor- 
mationspolitik keine Beachtung schenken und nicht sehen, daß bei einem massiven Defizit 
an Arbeitsplätzen zumindestens für einen Teil der Arbeitssuchenden der Zeitpunkt der Re- 
signation nur hinausgeschoben werden kann; dennoch verdeutlichen sie in beeindrucken- 
der Weise die moderierende Funktion von Erwartungen, die - im Falle der Gruppe 2 - zu- 
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sätzliche Abhängigkeiten und Ungewißheiten produzieren, und damit den Belastungscha- 
rakter von Arbeitslosigkeit verschärfen. 

Eine zweite Dimension, in der sich der subjektiv erfahrene Belastungswert durch Arbeits- 
losigkeit konturiert, betrifft das Ausmaß der sozialen Unterstützung. Schon die relativ gro- 
be Unterscheidung nach Familienstand (verheiratet, ledig, getrennt lebend, geschieden, 
verwitwet) zeigt, daß Alleinstehende im Vergleich durchschnittlich höhere psychosoziale 
Belastungen angeben (Brinkmann, 1976). Gestützt wird diese Beobachtung durch Erfah- 
rungen in der Beratungsarbeit mit Arbeitslosen; Verheiratete sind unter den Ratsuchenden 
deutlich unterrepräsentiert (ALZ Hannover, 1982). Bemerkenswert ist jedoch, daß sich ein 
weiterer Topos der klassischen Arbeitslosenforschung (»sozialer Rückzug, soziale Isolie- 
rung«) nicht durchgängig bestätigen läßt. Nach neueren Studien in England wie in der Bun- 
desrepublik ist ein Trend zur generellen Verringerung der Kontakthäufigkeit von Arbeits- 
losen nicht zu belegen (Warr, 1983). Fröhlich hat in seiner Re-Analyse der Befunde aus der 
ISO-Studie festgestellt, daß rund 40% der befragten arbeitslosen Männer angaben, ihre $o- 
zialkontakte zu Freunden und Bekannten sogar intensiviert zu haben (Fröhlich, 1979, 
127). »Wer seine Freunde und Bekannten vor der Arbeitslosigkeit häufig traf, tendiert da- 
zu, dieses Verhalten in der Arbeitslosigkeit zu intensivieren; wer bereits vor der Arbeitslo- 
sigkeit relativ zurückgezogen lebte, der tendiert nach dem Arbeitsverlust deutlich zu weite- 
rem sozialen Rückzug.« (Fröhlich, 1979, 124) In Übereinstimmung mit arbeitspsychologi- 
schen Erkenntnissen (Udris, 1982) kann daher angenommen werden, daß ein akzeptie- 
rend-unterstützendes soziales Umfeld den Umgang mit belastenden Lebensereignissen er- 
leichtert (Puffer-Funktion), während umgekehrt Nicht-Unterstützung und soziale Isolie- 
rung, z.B. in Form sozialer Zurückweisung und von Vorurteilen, als Stressoren den Bela- 
stungscharakter von Arbeitslosigkeit verschärfen (vergl. auch entsprechende Hinweise in 
Fryer & Payne, 1982). 

Eine dritte psychologisch bedeutsame Moderatorvariable, die das Erleben der Arbeitslosig- 
keit in systematischer Weise beeinflußt, stellt die Beziehung des Einzelnen zu seiner Arbeit 
und zu seinem Beruf dar. Eine kaum mehr überschaubare Literatur hat in den letzten Jah- 
ren die psychosozialen Funktionen der Erwerbsarbeit für das seelische Gleichgewicht be- 
schrieben. So heißt es etwa: »1. Der Erwachsene verbringt üblicherweise einen großen Teil 
seines Lebens an seinem Arbeitsplatz. 2. Die sinngebende Teilhabe an der gesellschaftlichen 
Auseinandersetzung mit der Natur findet in der Arbeit statt. 3. Damit erlaubt Arbeit die 
Äußerung und Befriedigung produktiver Bedürfnisse durch die Erstellung gesellschaftlich 
nützlicher Produkte. 4. Die Handlungskompetenz einer Person wird erst in der Arbeit 
vollständig ausgebildet. 5. Die Arbeit vermittelt eine feste zeitliche Struktur des Tages und 
sogar des Lebens. 6. Die Arbeit und deren Entgelt ermöglichen die Befriedigung der mate- 
riellen Bedürfnisse des überwiegenden Teils der Bevölkerung. 7. Der soziale Wert wird 
durch die Stellung in der Arbeitswelt weithin festgelegt. 8. Ein wesentlicher Teil der sozia- 
len Interaktionen des Erwachsenen findet in der Arbeitssphäre statt. 9. Ein ganzes System 
von Normen und sozialen Stellungen wird durch die Arbeitssphäre vermittelt.« (Frese & 
Volpert, 1980, 60) 

Im arbeitszentrierten Erklärungsansatz von Marie Jahoda werden verwandte Bestimmun- 
gen zur Analyse der Auswirkungen von Arbeitslosigkeit herangezogen. Arbeitslosigkeit 
konstituiert sich so wesentlich als Deprivationserfahrung: Dem Betroffenen fehlen die mit 
den latenten Funktionen der Arbeit verbundenen Erlebnisse und Erfahrungen (Jahoda & 
Rush, 1980, 13). 
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$o wenig zu bezweifeln ist, daß in den modernen Wirtschaftsgesellschaften dem Arbeitsbe- 
reich gesamtgesellschaftlich eine zentrale Verteilungs- und Integrationsfunktion zukommt, 
und so einleuchtend die Deprivationsthese auf den ersten Blick scheinen mag, lassen sich 
doch eine Reihe Einwände vorbringen: 
1. In sozialhistorischer Sicht hat sich in unserem Kulturkreis trotz christlicher Arbeits- 
pflicht eine eigentümliche Doppelung des Arbeitsverständnisses erhalten. Der Deutung als 
Pflicht, Berufung und Chance zur Selbstverwirklichung im Beruf stand immer Arbeit als 
aus Lebensnot geborene Mühsal, als »hartes, verfluchtes Muß« (Löwich) entgegen. Erst mit 
der protestantischen Arbeitsethik wurde der Versuch unternommen, Arbeit als Notwen- 
digkeit in etwas zu verwandeln, das tugendhaft war (Kelvin, 19380). Dennoch hat sich der 
Ambivalenzcharakter unserer Beziehung zur Erwerbsarbeit bis heute erhalten. Dieser bil- 
det sich in der Eindimensionalität der Deprivationsthese nicht ab. 
2. Freud, auf dessen Bemerkung über die Realitätsfunktion der beruflichen Arbeit gern Be- 
zug genommen wird, spricht an der gleichen Stelle von der »natürlichen Arbeitsscheu des 
Menschen« und dem Umstand, daß » Arbeit als Weg zum Glück von den Menschen wenig 
geschätzt« sei (Freud, 1955, 110). Marcuse kritisiert - an Freud anknüpfend - dessen unzu- 
reichende Unterscheidung zwischen entfremdeter und nicht entfremdeter Arbeit, zwi- 
schen Lohnarbeit und Werk, und zitiert zustimmend den Psychiater Chisholm: »Ausge- 
rechnet die schwere Arbeit ist zur Tugend geworden statt des Fluchs, als den unsere fernen 
Vorväter sie immer bezeichneten. ... Arbeiten zu müssen ist ein neurotisches Symptom. Es 
ist eine Krücke. Es ist der Versuch, sich selber das Gefühl von Wert zu verleihen, auch 
wenn keine besondere Notwendigkeit vorliegt zu arbeiten.« (Marcuse, 1979, 189) Ohne 
dies an dieser Stelle weiter zu belegen, läßt sich doch festhalten, daß die unter Arbeits- und 
Berufspsychologen weit verbreitete Hochschätzung der Arbeit auch innerhalb der psycho- 
logischen Disziplin nicht unumstritten ist. 
3. Die Deprivationsthese in ihrer Allgemeinheit erlaubt keine Erklärung differentieller 
Forschungsbefunde, wie sie z.B. schon in der Marienthal-Studie anzutreffen sind. 
4. Die Betonung der positiven Funktionen der Erwerbsarbeit bei Frese & Volpert und in 
ähnlichen Bestimmungen läßt den realen gesellschaftlichen und historischen Kontext unbe- 
achtet, in dem heute Arbeit organisiert wird. Ob angesichts der ökologischen Folgeproble- 
me industrieller Produktion und der Rüstungsproduktion von der »Befriedigung produkti- 
' ver Bedürfnisse durch die Erstellung gesellschaftlich nützlicher Produkte« gesprochen wer- 
den kann, muß zumindest als fraglich gelten. 
5. Wie immer man die Thesen der aktuellen Wertwandelsdebatte im einzelnen einschätzen 
mag, ist nicht zu verkennen, daß interindividuelle Differenzen in der Beziehung zu Arbeit 
und Beruf antreffbar sind. Die globale Betonung der psychosozialen Funktionen der Ar- 
beit trägt diesen sich verändernden Verhältnissen keine Rechnung. 
6. Unsere Beziehung zur Arbeit ist kein isoliertes Einstellungssyndrom, sondern eingeber- 
tet in kulturelle und persönlichkeitsspezifische Bezüge. Neuere Versuche, den Gehalt des 
Weberschen Konzepts der Protestantischen Ethik empirisch fruchtbar zu machen, lassen 
sich zu folgenden Bild verdichten: »The high PWE believer then is likely to be conserva- 
tive in his or her views, have an internal locus of control and seem to be concerned with self 
control. He or she is likely to hold values that are concerned with achievement and ambi- 
tion, but be against pleasure and relaxation. The PWE believer favours an ascetic rather 
than an aesthetic life-style.« (Furnham, 1982) Welche psychosozialen Funktionen Arbeit 
für den Einzelnen hat bzw. welche er ihr für sich zuerkennt, ist ein Baustein innerhalb des 
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Sozialcharakters. Dieser ist, soweit es die Beziehung zur Arbeit angeht, dominant durch ei- 
ne männlich bestimmte Kultur geprägt. Zum Schattenbereich der psychosozialen Funktio- 
nen der Arbeit gehört daher auch, was Theweleit in seiner Untersuchung des soldatischen 
Mannes zeigt: Arbeit fungiert hier als »äußeres Ich«, das »Unterdrückungsarbeit am Selbst« 
leistet: »Sich selbst Kommandos geben, sich Zusammenreißen, alle Formen der absichtsvol- 
len Selbstkontrolle, das Wachsein, die ständige Beobachtung, das Körpertraining im 
Trimm-Dich-Siaun, männliche Haltung, ... ständiger Drang, sich dem Wir einzufügen, ... 
Tätig sein, um etwas zu tun/ ... um nicht fühlen zu müssen.s (Theweleit, 1978, 286) In ih- 
rer Allgemeinheit verdunkelt die Bestimmung der psychosozialen Funktionen der Arbeit 
diese heimliche und zugleich offenkundige Bindung unseres Arbeitsbegriffs an eine 'männ- 
liche’ Welt. In diesem Sinne hält Fröhlich fest, »daß die Beschreibung der immateriellen 
Funktionen von Arbeit und Beruf ein ausgesprochen männliches Vorurteil enthält: Sie um- 
reißen in typisierender Weise die Bedeutung der Arbeit für den Mann und treffen für die 
Frau nur sehr begrenzt zu.« (Fröhlich, 1979, 21) 

Es wäre vermessen zu behaupten, daß die Arbeitslosenforschung sich diesen komplexen 
Verflechtungen der subjektiven Bedeutung von Arbeit bereits gestellt habe. Dennoch 
werfen einige der neueren Untersuchungen Schlaglichter auf drei diesem Themenbereich 
zugehörigen Fragestellungen 


— Arbeits- und Berufsorientierung, 
— Ambivalenz des Arbeitsverständnisses, 
-— geschlechtstypische Prägung der Arbeitsorientierung. 


Unter dem selbstkritischen Vorbehalt, daß man »Rauch gesehen habe, ohne das Feuer lo- 
kalisieren zu können«, hat Fröhlich die Daten der ISO-Studie reanalysiert. Auf der Basis eı- 
nes einfachen Rangordnungsverfahrens von Statements zu verschiedenen berufsbezogenen 
und nichtberufsbezogenen Aktivitäten (Geselligkeit, Familie, Freizeit) wurden die befrag- 
ten arbeitslosen Männer grob in zwei Gruppen gering bzw. stark Berufsorientierter unter- 
schieden. Zunächst ergab sich, daß sowohl bei den Beschäftigten wie bei den Arbeitslosen 
jeweils etwa die Hälfte der Befragten sich einer der beiden T’ypen zuweisen ließ. »Berufs- 
orientierte Männer, die ihre Arbeit verloren haben, ... reagierten stärker mit psycho-somati- 
schen Symptomen und einer allgemeinen Verschlechterung ihres gesundheitlichen Wohl- 
befindens als Nicht-Berufsorientierte« (Fröhlich, 1979, 169). Diese Beziehung blieb stati- 
stisch auch dann erhalten, wenn der Einfluß der Stellung im Beruf, des Alters, des Fami- 
lienstandes, der Dauer der Arbeitlosigkeit und der finanziellen Lage kontrolliert wurden 
(ebd., 202). Während die Stimmung der nicht-berufsorientierten Arbeitslosen durch das 
Ausmaß der finanziellen Misere regelhaft beeinflußt wurde, traf dies für die Berufsorien- 
tierten nicht zu: »Sie erlebten die Arbeitslosigkeit insgesamt negativer, und die Güte oder 
Bedrängtheit ihrer materiellen Situation verändert dieses Erleben überhaupt nicht - weder 
negativ noch positiv.« (ebd., 203) Ähnliche Befunde ließen sich an englischen Arbeitslosen 
unter Einsatz eines »General Health Questionnaire« ermitteln (Warr, 1980). 

Daß das Ausmaß, in dem Arbeit und Beruf zentraler Lebensinhalt sind, die Belastung 
durch Arbeitslosigkeit beeinflussen, zeigen auch Interviewäußerungen. Ein 56jähriger 
Mann in einem Chemiebetrieb, von Entlassung bedroht: »Ich fürchte auch nicht, daß ich 
mich langweilen werde. Ich habe ziemlich viele Termine, und schon jetzt werde ich ge- 
drängt, die Zeit, welche eventuell frei wird, für andere zu verwenden, in der Politik, in der 
Kirche, in der Gewerkschaft. Es gibt in der Tat viel zu tun. Trotz allem fühle ich mich tief 
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enttäuscht. Wie ist es möglich, daß man, wenn man noch voll im Leben steht, von einem 
auf den anderen Tag als nicht mehr verwertbar abgedankt wird?« (Bredaer Protokolle) 
Fryer & Payne gehen in ihrer Studie - ganz im Sinne des eben zitierten Meisters - von der 
These aus, »daß ein ernsthaftes Engagement in Aktivitäten außerhalb des Broterwerbs die 
Auswirkungen von Arbeitslosigkeit drastisch verändert«. Alle 11 von ihnen interviewten 
»pro-aktiven« Arbeitslosen trennen scharf zwischen Beschäftigungsverhältnissen zum 
Zweck des Geldverdienens und ‘wirklicher’ Arbeit, die persönlich als sinnvoll und nütz- 
lich erlebt wird. Arbeitslosigkeit wurde von ihnen trotz aller Belastungen als Chance gese- 
hen, gemäß eigener Überzeugungen tätig werden zu können, bei diesen Tätigkeiten wichti- 
ge neue Erfahrungen zu machen und über ein hohes Zeitbudget zu verfügen, um sich der 
gewählten Aufgabe ganz widmen zu können. In einigen Fällen ergab sich hieraus eine zwie- 
spältige Haltung gegenüber der Aufnahme eines regulären Arbeitsverhältnisses. Die Auto- 
ren legen nun den von Jahoda entworfenen Katalog der psychosozialen Funktionen der 
Arbeit zugrunde und belegen anhand der Interviewäußerungen, daß 1. eine interne Zeit- 
strukturierung gegenüber einer extern aufgezwungenen bevorzugt wird, daß 2. alle Befrag- 
ten bedeutsame Erfahrungen außerhalb der Privatsphäre machen, 3. daß sie Ziele verfol- 
gen, die über den persönlichen Interessenhorizont hinausgehen, 4. Identität aus ihrer 
Nicht-Erwerbsarbeit ziehen, 5. aktiver sind als der durchschnittliche Beschäftigte und 6. 
insgesamt durch ein hohes Maß psychischen Wohlbefindens gekennzeichnet sind (Fryer & 
Payne, 1982). 

Belastungen durch das Fehlen einer regelmäßigen Erwerbsarbeit ergäben sich vorwiegend 
im finanziell-materiellen Bereich. Die Autoren fassen zusammen: Pro-Aktivität »scheint 
das Ergebnis einer Kombination des Bedürfnisses nach Aktivität, hoher Ansprüche, des Be- 
dürfnisses nach Leistung und - angesichts ihrer Unabhängigkeitsgesinnung - des Bestrebens 
zu sein, Situationen zu vermeiden, in denen Vorgesetzte sie zu Kompromissen zwingen 
können. ... Ihre Proaktivität geht auch auf die ausgeprägten Wertorientierungen und Über- 
zeugungen zurück, die die Gruppe kennzeichnen ... Schließlich ist gegenwärtig die Unter- 
stützung sehr wichtig, die diese Menschen von ähnlich Gesinniten mit gleichen Zielen er- 
halten.« 

Die Verflochtenheit traditioneller Arbeitshaltungen in die Geschlechtsrollenproblematik 
kann sozialwissenschaftlich als evident gelten. In der Arbeitslosenforschung sind entspre- 
chende Zusammenhänge noch nicht systematisch untersucht worden. Verschiedene Stu- 
dien geben jedoch Hinweise, daß die Gefährdung "männlicher Autorität’ durch Arbeitslo- 
sigkeit recht unterschiedliche Lösungsstrategien provoziert. Während die einen sich in ih- 
rer traditionellen Rolle versteifen (»Ich sclite mehr im Haus tun; ich sollte das Hausmütter- 
chen spielen. ... Ich wäre derjenige, der den ganzen Tag Zeit hat, und aus dem Grunde hätte 
ich den gesamten Haushalt zu machen. Das sehe ich natürlich auch nicht ein.« in: Barkhau 
&z Ripken, 1981, 120), sind andere durchaus bereit, sich den veränderten Bedingungen an- 
zupassen (»Ich habe früher immer gesagt, wenn ich vom Geschäft keimgekommen bin: ‘Ich 
weiß nicht, Du hast einen Saustall. Was machst Du denn den ganzen Tag? Das sieht man 
jetzt in einem anderen Licht.« in: Bahnmüller, 1981, 103). Meist aber - so scheint es - ist die 
Bereitschaft von Männern, sich um Haushalt und Kinder zu kümmern, eine vorübergehen- 
de Konzession. Lebensperspektivisch bleibt die Orientierung auf Arbeit und Beruf beste- 
hen. 

Deutlich wird auch hier, daß objektive Belastungen sich hinsichtlich ihrer Auswirkungen 
erst in einem Prozeß der subjektiven Umsetzung entschlüsseln. Für Arbeitslose, die - aus 
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welchen Gründen und glücklichen Füguugen auch imıner - das Programm der Arbeitsge- 
sellschaft nicht internalisiert haben, sondern versuchen, kohärent mit ihren Überzeugun- 
gen zu leben, ist offensichtlich der übliche Wirkungszusammenhang der Zermürbung und 
Demoralisierung außer Geltung gesetzt.’ 


VE. 


Dieser geraffte Überblick über einige Studien und theoretische Überlegungen im Umkreis 
einer differentiellen Arbeitslosenforschung ist sicherlich unvollständig. Es kam mir darauf 
an, anhand neuerer empirischer Studien zu zeigen, daß auch in der Arbeitslosenforschung 
ein simples Belastungskonzept nicht am Platze ist, ja, daß für bestimmte Gruppen die Ent- 
lastung von den Zwängen der Erwerbsarbeit erlebnisbestimmend sein kann. Zum zweiten 
sind Zweifel an einem auschließlich arbeitsorientierten Analyse- und Erklärungskonzept 
im Feld der Wirkungsforschung anzumelden. Zum dritten erweist sich das allgemeine Eti- 
kett ‘Arbeitslosigkeit’ aus sozialwissenschaftlicher Sicht als untauglich, den interagierenden 
Wirkungsketten in der Erfahrungsverarbeitung wirklich auf die Spur zu kommen. 

Nun ließe sich der vorliegende Beitrag auch so lesen, daß sich die neuere Forschung dem 
geheimen Realisınus der öffentlichen Diskussion allmählich angenähert habe: Arbeitslosig- 
keit sei ein zu tolerierender gesellschaftlicher Sachverhalt, zumal auch die Forschung mitt- 
lerweile zeige, daß es Wege gebe, relativ belastungsfrei mit Arbeitlosigkeit umzugehen und 
als Chance zu nutzen. Hieran ist m.E. richtig, daß eine eindimensionale Beachtung der de- 
struktiven Auswirkungen ein oberflächliches Klischee produziert, das genauso falsch ist 
wie das reaktionäre Gegenbild des arbeitsscheuen Faulenzers. Es kommt schon - gerade 
mit Blick auf die praktische Beratungs- und Bildungsarbeit mit Arbeitslosen - darauf an, 
nach Wegen zu suchen, Betroffene gegen die demoralisierenden Effekte der Erwerbslosig- 
keit zu schützen. In diesem Punkt können Studien helfen, die versuchen, genauer als bisher 
das differentielle Gefüge der Erfahrungsverarbeitung von Arbeitslosigkeit zu klären. 
Dennoch wäre es aber fahrlässig bis zynisch, die aktuelle Massenarbeitslosigkeit damit zum 
Nichtproblem zu erklären bzw. an Pädagogen und Psychologen zu delegieren. Daß Be- 
schäftigte unter teils belastenden und gesundheitsschädigenden Bedingungen existieren, 
während andere zwangsweise zum Nichtstun verurteilt sind, bleibt nach Kriterien sozialer 
Gerechtigkeit ein Widersinn. Registrierbare produktive Umgangsweisen mit Arbeitslosig- 
keit tragen - so ist zu befürchten - nur eine Zeitlang. Dann stellt sich, wie in einigen Län- 
dern bereits zu beobachten, in aller Härte das Problem der Armut in der Wohlstandsgesell- 
schaft. Schon jetzt zeichnet sich ab, daß Sozialhilfe immer stärker zu »einer letzten Auf- 
fangzone für wachsende Arbeitslosigkeit« wird (Leibfried, 1983). 


Anmerkungen 


1 Vergl. hierzu auch meinen Aufsatz » Ansätze, Probleme und Grenzen psychologischer Arbeitslo- 
senforschung« in: Wacker, A. (Hg.), Vom Schock zum Fatalismus? Frankfurt, 1981? und Fryer, 
D. & Hartley, J., Psychological approaches to unemployment (1982). University of Sheffield: 
Memo 506. 

2 Vergl. zur methodisch orientierten Kritik der Arbeitslosenforschung: Fryer & Hartley, 1982; 
Wuggenig, 1979; Rüttinger & Klein-Moddenborg, o.]. 
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3 Dies gilt sowohl für die Brinkmann-Studie (1976) wie die Untersuchung des ISO-Instituts, die in 
diesem Beitrag erwähnt werden. 

4 Die hier zitierte Äußerung wurde ausgewählt, um 1. zu zeigen, daß Pro-Aktivität kein Merkmal 
exotischer Randgruppen von Arbeitslosen sein muß, und 2., weil Pro-Aktivität und Betroffenheit 
durch Arbeitslosigkeit zusammengehen - ein Sachverhalt, der innerhalb der traditionellen Me- 
thodik der zuvor zitierten Untersuchungen nicht abgebildet werden kann. 

5  Verwiesen sei hier auf den immer noch lesenswerten Aufsatz von Lewin aus dem Jahre 1942 über 
»Zeitperspektive und Moral«. Dort wird sehr deutlich, welche Bedingungen das Aushalten von 
Belastungen ermöglichen und unter welchen Bedingungen Demoralisierung wahrscheinlich wird. 
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Andrew Gamble 
Der Thatcherismus in Großbritannien“ 


Die Parlamentswahl von 1983, die die Konservativen mit einer stark vergrößerten Mehr- 
heit gewonnen haben, ist in der konservativen Presse als eine historische Wahl gefeiert 
worden, vergleichbar mit anderen Wendepunkten der britischen Wahlgeschichte, etwa de- 
nen der Jahre 1945 oder 1906. Sie wurde als die entscheidende Ablehnung begrüßt, die der 
»Staatssozialismus« bei einer Wahl erfahren habe, sowie als eine Bestätigung für die Unter- 
stützung, auf die die konservative Regierung bei der Fortsetzung ihrer harten Wirtschafts- 
politik rechnen kann, wie auch immer diese sich auf Arbeitslosigkeit und Sozialleistungen 
auswirkt. Viele konservative Kommentatoren haben erklärt, die Schlüsselfrage des Wahl- 
kampfes sei die Regierungsunfähigkeit der Labourpartei aufgrund ihres extremistischen 
Programmes gewesen. Die Tatsache, daß Labour bei den 83er Wahlen mit einem größeren 
Abstand geschlagen wurde als jemals zuvor seit den 30er Jahren, wurde als ein Zeichen da- 
für interpretiert, daß die Labour-Wählerschaft die Linksentwicklung ablehnt, die sich in 
der Partei seit 1979 vollzogen hat, sowie als Vorzeichen dafür, daß sich im linken Spek- 
trum der britischen Politik eine größere Umgruppierung der Kräfte vollziehen wird. Viele 
Anhänger der beiden Parteien des neuen Bündnisses, d.h. der Liberalen und der SDP, ha- 
ben die These vertreten, daß der Niedergang der Labourpartei irreversibel sei und daß es 
nur möglich sein wird, die Konservativen mit Erfolg herauszufordern, wenn es zur Heraus- 
bildung einer neuen linken Gruppierung kommt. 

Das wichtigste Merkmal der Wahl von 1983 besteht darin, daß sie den schon lange anhal- 
tenden Trend Labours zum Rückgang bei den Wahlen bestätigt hat. Dabei ist der Stimmen- 
anteil Labours nicht etwa zusammengebrochen, und Labours parlamentarische Vertre- 
tung blieb, mit 209 von 650 Sitzen, groß. Dennoch hat die Labour Party immerhin ihr nied- 
rigstes Ergebnis seit 1918 - wo sie mit sehr viel weniger Kandidaten angetreten war - und 
den größten Rückgang ihres Prozentanteils von Wahl zu Wahl eingefahren. Selbst im Jahre 
1931, als die Wahlkatastrophe für Labour, bezogen auf die verlorenen Sitze, viel ausgepräg- 
ter war (Labour wurde bei einem Stimmenanteil von 30,6% auf 52 Sitze reduziert), ist der 
Stimmenanteil der Labourpartei nur um 6,5% zurückgegangen. Bei der Wahl von 1983 
ging er um 9,3% auf 27,6% zurück. 

Bemerkenswerterweise ist der Stimmenanteil der Labour Party im Unterschied zu dem an- 
derer Parteien bisher weit weniger unregelmäßig angestiegen oder zurückgegangen. Bei kei- 
ner Wahl seit 1918 hat er sıch um mehr als 10% verändert, ob nach oben oder nach unten 
(vgl. Tab. 1). Von 1918 bis 1951, wo der Stimmenanteil Labours mit 48,8% seinen Höhe- 
punkt erreichte, befand sich Labour in einem aufsteigenden Wahltrend. Nur bei zwei Wah- 
len mußte Labour einen Rückgang ihres Stimmenanteils hinnehmen. Seit 1951 besteht da- 
gegen ein Trend nach unten. Die Labourpartei mußte bei sechs Wahlen einen Rückgang ih- 
res Stimmenanteils hinnehmen und hatte nur bei drei Wahlen geringe Zuwächse zu ver- 


” Die Übersetzung besorgten Willfried Spohn und Frieder ©. Wolf 
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zeichnen. Bei keiner der vier Parlamentswahlen seit 1970 konnte Labour mehr als 40% der 
Stimmen auf sich vereinigen, auch wenn es ihr nach zwei dieser Wahlen gelungen ist, die 
Regierung zu bilden. 


Tabelle 1: Fluktuation des Stimmenanteils der Labourpartei bei den Wahlen 


1922 +7,3% 1945 +9,9% 1966 +3,8% 
1923 +1,0% 1950 —1,7% 1970 —4,93% 
1924 +2,5% 1951 +2,7% 1974 —5,9% 
1929 +4,1% 1955 —2,4% 1974 +2,1% 
1931 —6,5% 1959 —2,6% 1979 —3,3% 
1935 +7,3% 1964 +0,3% 1933 -—-9,3% 


Mit der Wahl von 1983 ist ein sehr großer Abstand zwischen den Wahlstimmen der Kon- 
servativen und der Labour Party hergestellt worden. Er beträgt jetzt 14,8 Prozentpunkte. 
Dadurch ist das Zwei-Parteien-Systern, für das seit den 40er Jahren der sehr geringe Ab- 
stand in Wahlstimmen zwischen den beiden Hauptparteien kennzeichnend war (ganz un- 
abhängig davon, welchen Ausdruck dies auf der Ebene der Sitzverteilung gefunden hat), 
aus dem Gleichgewicht geraten. Dabei ist dieses neue Übergewicht der Konservativen nicht 
einmal auf eine gestärkte Position der Koriservativen hinsichtlich der Stimmenanzahl zu- 
rückzuführen. Im Vergleich mit 1979 ist der Stimmenanteil der Konservativen bei der 
Wahl von 1983 sogar um 1,5% zurückgegangen. Sie haben zwar sehr viel mehr Sitze im 
Parlament gewonnen, aber das läßt sich hauptsächlich auf die Funktionsweise des briti- 
schen Wahlsystems zurückzuführen: Die Zersplitterung der Opposition sicherte ihnen ei- 
nen parlamentarischen Triumph. Gemessen an den Wahlstimmen war das Ergebnis der 
Konservativen allerdings eine Enttäuschung. Bekanntlich wollte Margaret Thatcher der er- 
ste britische Premier werden, der seit den Wahlen von 1935 eine Mehrheit von über 50% 
der abgegebenen Stimmen hinter sich bringt. Aber tatsächlich gelang es den Konservativen 
nicht, ihre Wählerbasis insgesamt zu erweitern. Bei den Wahlen von 1951, 1955, 1959 und 
1970 hatten sie schon höhere Prozentzahlen erzielt. Bemerkenswerterweise ist ihr 1983er 
Stimmenanteil der niedrigste, den irgendein konservativer Wahlsieger seit Bonar Law im 
Jahre 1922 erzielt hat. In den letzten 40 Jahren haben die Konservativen nur dreimal 
schlechtere Wahlergebnisse erzielt: Im Jahre 1945 und bei den zwei Wahlen des Jahres 
1974. 

Immerhin ist der konservative Wahlerfolg im Jahre 1983 - auch wenn es kein uneinge- 
schränkter Triumph war - doch noch eindrucksvoll gewesen. Es ist die erste Regierung ın 
Großbritannien, die seit 1959 wiedergewählt worden ist, nachdem sie eine volle Legislatur- 
periode lang durchgehalten hatte; und die Konservativen haben dies nur 18 Monate nach 
dem Zeitpunkt erreicht, zu dem die Thatcher-Regierung und ihre Premierministerin in 
den Meinungsumfragen als die unpopulärste Regierung notiert wurde, die jemals in Umfra- 
gen erfaßt wurde. Ein Grund für diesen Erfolg ist sicherlich die Zersplitterung der Opposi- 
tion, aber ebenso wichtig war auch die Fähigkeit der Thatcher-Regierung, die Kohärenz 
und den Schwung ihrer politischen Strategien durchzuhalten und von sich aus die politi- 
sche Initiative zu ergreifen, am deutlichsten zur Zeit des Falkland-Krieges. 

Die Wahl von 1983 hat also ebenso den fortgesetzten Niedergang der Labourpartei bestä- 
tigt, wie er der Thatcher-Regierung die entscheidende zweite Legislaturperiode verschafft 
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hat, von der ihre führenden Strategen immer behauptet haben, sie sei notwendig, um den 
Niedergang Großbritanniens abwenden zu können. Aber die Wahl hat den Konservativen 
nicht in relevantem Umfang neue Kräfte zugeführt. Gemessen in Wählerstimmen bleiben 
sie eine Minderheit: 57,6% der abgegebenen Stimmen wurden gegen die Thatcher-Regie- 
rung abgegeben; bezogen auf die Zahl der Stimmberechtigten erzielten sie sogar nur 30,8%. 
Der Erdrutschsieg auf der Ebene der Parlamentssitze bleibt zwar eindrucksvoll, aber ins- 
gesamt hält die Wahl keinen Vergleich mit korıservativen Triumphen der Vergangenheit 
aus, etwa denen der Wahlen von 1935, 1931, 1900 oder 1895. Bei allen diesen Wahlen er- 
zielten die Konservativen mehr als 50% der abgegebenen Stimmen und beherrschten die 
britische Politik in viel größerem Ausmaß, als es seitdem je wieder vorkam. Nachdem 
Thatcher im Jahre 1975 die Führung der Konservativen übernommen hatte, kam immer- 
hin der langfristig sich vollziehende Niedergang der Konservativen auf der Ebene der 
Wahlstimmen zum Stillstand und konnte die Wählerbasis teilweise wieder ausgebaut wer- 
den. Bei den Wahlen vom Oktober 1974 war der Stimmenanteil der Konservativen auf 
35,8% heruntergegangen und hatte damit den Tiefpunkt in der konservativen Parteige- 
schichte der letzten hundert Jahre erreicht. Das vorherrschende Parteiensystem, wie es für 
die beiden früheren Perioden der konservativen Vorherrschaft - die von 1886 bis 1906 und 
die von 1916 bis 1945 - kennzeichnend war, ist bis heute noch nicht wiederhergestellt. Bei 
den Wahlen von 1983 gab es keine positive Wählerbewegung zur Thatcher-Regierung hin, 
sondern nur eine weitere Bewegung weg von der Labourpartei. 

Eher verdient es daher die Wahl von 1979 als ein Ereignis betrachtet zu werden, das einen 
historischen Wendepunkt markiert; denn bei dieser Wahl schnitten die Konservativen zum 
ersten Mal wieder bei einer Wahl gut ab, was sich dann 1983 im Großen und Ganzen auch 
bestätigt hat. 


Tabelle 2: Die Wahlen der Jahre 1979 und 1983 


Sitze % der abg. Stimmen Sitze gem. Verh.-Wahl 

1979 1983 1979 1983 1983 (geschätzt) 
Konservative 339 397 43,3 42,4 270 
Labour 269 209 36,9 27,6 190 
SDP/ Liberale 11 23 13,8 25,4 170 


Die Erholung des konservativen Stimmenanteils war bei den Wahlen von 1979 am ausge- 
prägtesten in England, besonders in Südengland und in den Midlands. Die Wählerbewe- 
gung zugunsten der Konservativen war in Schottland und ın den Industriegebieten Nord- 
englands deutlich schwächer, wodurch die bereits ausgeprägte regionale Verzerrung der 
konservativen Wählerbasis noch weiter verstärkt wurde. Die Konservativen sind zu einer 
viel weniger gesamtnationalen und in ihrer Wählerbasis viel schmaleren Partei geworden, 
als sie es früher gewesen sind. Zu einem ganz überwältigenden Anteil sind sie zur Partei des 
zentralen Wirtschaftsraumes des Südens und des Südostens geworden, während die La- 
bourpartei in ihre industriellen Kerngebiete im Norden zurückgedrängt wurde. Am ver- 
hängnisvollsten ist dabei für Labour nicht nur, daß sie im Süden Englands, außerhalb Lon- 
dons, bloß vier Sitze hat gewinnen können, sondern daß sie auch in den meisten Wahlkrei- 
sen des Südens und der Midlands durch das Bündnis von Liberalen und SDP vom Platz der 
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zweitstärksten Partei verdrängt wurde. Insgesamt kommt in dem verbesserten Abschnei- 
den der Konservativen bei den Wahlen von 1979 und der Bestätigung dieses Trends durch 
die Wahlen von 1983 also nicht die Herausbildung eines neuen, unbesiegbaren Wahlbünd- 
nis auf der rechten Seite des britischen politischen Spektrums zum Ausdruck. Aber es hat 
immerhin die formelle Kontrolle des Staatsapparates wieder in die Hände der Konservati- 
ven Partei übergehen lassen. Die Konservativen haben eine Führung gefunden, die über ei- 
ne klare strategische Konzeption verfügt und weiß, was sie will und wie sie es erreichen 
will. Die Überzeugung des politischen Kurses, die die Konservativen vermitteln konnten, 
sowie die erfolgreiche Erringung eines Mandates für eine zweite Legislaturperiode, bedeu- 
ten jetzt, daß der Wahlerfolg von 1979 eine zusätzliche Bedeutung für die Anhänger ebenso 
wie für die Gegner des Thatcherismus gewonnen haben - als Markierungspunkt einer neu- 
en Phase der britischen Politik. 


Die britische Krise 


Das politische Programm des Thatcherismus stellt eine Antwort auf zwei Ereignisse dar: 
auf die weltweite Akkumulationskrise und auf das Fehlschlagen aller Versuche, den Nie- 
dergang der britischen Volkswirtschaft aufzuhalten. Wegen des Grades ihrer weltwirt- 
schaftlichen Abhängigkeit hat das Ende des langen Aufschwunges der 50er und 60er Jahre 
ebenso wie die beiden allgemeinen Weltwirtschaftsrezessionen von 1974/75 und 1979/81 
die britische Wirtschaft schwer getroffen. Wie auch andere Länder stand Großbritannien 
in den 70er Jahren vor den Problemen einer sich beschleunigenden Inflation, einer steigen- 
den Arbeitslosigkeit, einer Profitkrise in der Privatwirtschaft und einer Steuerkrise im öf- 
fentlichen Sektor. Aber diese Probleme waren in Großbritannien aufgrund des relativen 
Abstiegs der britischen Volkswirtschaft, wie er sich von 1951 bis 1973 vollzogen hatte, 
schärfer ausgeprägt. In diesem Zeitraum war es zur Entstehung eines deutlichen Abstandes 
in der Produktivität zwischen Großbritannien und den führenden EG-Staaten sowie Japan 
gekommen. Nach einer damals vorgenommenen Schätzung würde die britische Volkswirt- 
schaft, wenn sie das von ihr in den späten 70er Jahren vorgelegte Wachstumstermpo beibe- 
halten würde, bis zum Jahre 2053 brauchen, um das gegenwärtige Niveau des Bruttosozial- 
produkts der BRD zu erreichen. Obwohl die britische Volkswirtschaft während des langen 
Aufschwunges schneller als jemals seit einem Jahrhundert gewachsen war, lag sie damit ver- 
gleichsweise weit zurück, und war bis zu den 70er Jahren ihre relative Bedeutung innerhalb 
der kapitalistischen Welt beträchtlich gesunken. 

Dieser relative wirtschaftliche Niedergang Großbritanniens war mit einem absoluten 
Rückgang der militärischen und politischen Macht des britischen Staates Hand in Hand ge- 
gangen. Der spezifische Charakter der ökonomischen und politischen Krise, die in Groß- 
britannien vorliegt, läßt sich allein im Zusammenhang mit Großbritanniens doppelten 
Status als ehemaligem Führungsland innerhalb der kapitalistischen Weltwirtschaft und als 
dem Zentrum des größten Weltreiches des 19. Jahrhunderts begreifen. 

Während der gesamten, lange andauernden: Periode des Niederganges war’die britische Po- 
Iitik noch von Konzeptionen und Interessen bestimmt, die sich während Großbritanniens 
Aufstieg zur Weltmacht entwickelt hatten. Dabei handelte es sich nicht nur um strategi- 
sche und politische Konzeptionen, wie die der Kontrolle der Meere und die des Gleichge- 
wichtes der Kräfte in Europa, sondern durchaus auch um ökonomische: die Idee einer offe- 
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nen Weltwirtschaft, in der sich Kapitalgüter und Arbeit frei bewegen können. Die brıti- 
sche Weltmacht im 19. Jahrhundert ruhte auf zwei Säulen: auf der überlegenen Produktivi- 
tät der britischen Industrien und des britischen Handels sowie darauf, daß es Großbritan- 
nien gelungen war, ein Weltreich zu konsolidieren, das ein Viertel der Festlandsoberfläche 
der Erde umfaßte. Die Geschichte des britischen Niederganges ist einerseits die des Prozes- 
ses, durch den Großbritannien den Willen und die Mittel zur Aufrechterhaltung dieses sei- 
nes Weltreiches verloren hat, und andererseits ist es die Geschichte des Prozesses, in dem 
sich das britische Kapital als unfähig erwies, der Herausforderung durch neue industrielle 
Rivalen zu begegnen, so daß die Position des britischen Staates als des selbstverständlichen, 
automatischen Führungslandes der Weltwirtschaft unterhöhlt wurde. 
Die Beziehung zwischen Großbritannien und den USA war für beide Prozesse von zentra- 
ler Bedeutung. Die Briten zeigten sich willig, die Verantwortung zur Übernahme von 
Staatsfunktionen für die Weltwirtschaft zunächst mit den Amerikanern zu teilen und sie 
dann auf sie zu übertragen. Die USA übernahmen nach 1945 zu einem großen Teil die frü- 
here Rolle Großbritanniens in der Weltwirtschaft, bestärkten Großbritannien aber weiter- 
hin darin, so aufzutreten, als ob es immer noch eine Weltmacht sei. Als der wichtigste Ver- 
bündete der USA hat Großbritannien durch ein sehr hohes Niveau von Rüstungsausgaben, 
vor allem für Militärbasen in Übersee, sowie durch die Aufrechterhaltung der Rolle des 
britischen Pfundes als Reservewährung seinen Beitrag zur neuen weltweiten Politik der 
USA geleistet. Eine relevante Umstrukturierung der Volkswirtschaft bzw. eine entspre- 
chende Umorientierung der staatlichen Politik, die der neuen, untergeordneten und ver- 
letzlichen Position der britischen Volkswirtschaft angemessen wäre, wurde nicht erzielt. 
Etwa in den 60er Jahren wurde vielen Briten klar, welche Belastung diese »besonderen Be- 
ziehungen« zu den USA bedeuteten, und die Kritik an der Außenwirtschaftspolitik der 
Nachkriegszeit war eine der Grundlagen für das Modernisierungsprogramm der 50er Jahre ' 
- insbesondere für das »New Britain«-Programm der Labour-Regierung von 1964. Der Ge- 
danke der »Modernisierung« war eng mit einer neuen Einschätzung der britischen Rolle in 
der Welt verknüpft - und zog die britischen Anträge für einen Beitritt nach sich. Diese Op- 
tion führte dann andererseits zu einer Beschleunigung des Rückzuges aus dem Empire so- 
wie dazu, daß einige der Illusionen und der Belastungen, die mit Großbritanniens Status als 
roßmacht verknüpft waren, fallen gelassen wurden. In der Tat wurde der Rückzug aus 
dem Empire ertolgreich durchgeführt, ebenso wurde der Beitritt zur EWG erreicht, aber 
die traditionelle Priorität der außenwirtschaftlichen Bilanz wurde nicht überwunden und 
die Fortschritte, die hinsichtlich einer Behebung der schon lange bestehenden Investitions-, 
Desiga- und Arbeitsbeziehungs-Probleme gemacht wurden, vollzogen sich sehr langsam. 
Bis 1973 war es einigen Sektoren der britischen Volkswirtschaft - insbesondere dem 
Finanz- und dem multinationalen Sektor - im Rahmen einer von den USA beherrschten 
Weltwirtschaft gut gegangen. Aber das stimmte für den größeren Teil des Kapitals in den 
Bereichen des herstellenden Gewerbes eben nicht, deren mangelnde Wettbewerbsfähigkeit, 
bezogen auf die Weltmarktkonkurrenz, vielmehr beständig zugenommen hatte. 
Der Verlust von Arbeitsplätzen in traditionellen Industrien des herstellenden Gewerbes ist 
nicht auf Großbritannien beschränkt, aber in Großbritannien hat sich dieser Prozeß be- 
sonders scharf ausgewirkt, da in einem großen Teil der britischen Industrie ohnehin schon 
ein Personalüberhang bestand und die Anlagen überaltert waren. Demgemäß fiel in den 
letzten Jahren in Großbritannien sowohl die Arbeitslosigkeit als auch die Inflation höher 
aus als in den meisten anderen OECD-Ländern. 
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Solange Großbritannien noch eine Weltmacht war, ist mehrere Male der Versuch gemacht 
worden, den relativen Niedergang durch eine Politik des Protektionismus und staatlich ge- 
lenkter Investitionen aufzuhalten. Dies war die Hauptstoßrichtung des sozialimperialisti- 
schen Politikprogramms des Jahrhundertanfangs sowie des faschistischen Programms Mos- 
leys in den 30er Jahren und in geringerem Grade auch das wirkliche Programm, das sich 
die nationale Regierung zueigengemacht hat. Aber diese alternativen Wirtschaftsstrategien 
hatten die Existenz des britischen Empires zur Voraussetzung und liefen auf den Vorschlag 
hinaus, einen autarken Block innerhalb der Weltwirtschaft zu schaffen, der als Grundlage 
für den Wohlstand und die militärische Stärke Großbritanniens dienen könnte, die ge- 
braucht wurde, um die britischen Interessen gegen jede Herausforderung zu verteidigen. 
Die Schaffung eines derartigen Blocks würde aber auch bedeuten, daß man auf die Vorteile 
verzichten müßte, die sich aus der Bemühung um die Aufrechterhaltung einer offenen 
Weltwirtschaft ergaben. In dieser Frage war das britische Kapital aber immer gespalten, und 
das Programm des Sozialimperialismus war ein Mißerfolg. 

Was demgegenüber am Thatcherismus so auffällig ist, ist der Umstand, daß sein Programm 
für eine wirtschaftliche Neubelebung in keiner Weise auf einem Versuch beruht, die briti- 
sche Volkswirtschaft gegenüber den Kräften des Weltmarktes abzuschirmen, sondern im 
Gegenteil geradezu darum bemüht ist, sie ihnen noch stärker auszusetzen. Damit verstärkt 
sie noch die traditionelle liberale Orientierung der britischen Außenwirtschaftspolitik, was 
in dem seit 1945 bestehenden politischen Zusammenhang bedeutet, die britische Abhängig- 
keit von den USA zu verstärken und die britische Politik gemäß den Präferenzen der inter-. 
nationalen Institutionen der Weltwirtschaft auszurichten. Nach einer Zeit, in der sich die 
britische Politik merklich von einer atlantischen in Richtung einer europäischen Orientie- 
rung bewegt hatte, schwingt das Pendel nun - zunächst unter Callaghan, dann unter Thar- 
cher - zurück. Die Kalte-Kriegs-Rhetorik der Thatcher, ihre Bereitwilligkeit, die Militär- 
ausgaben zu erhöhen, Trident-Raketen zu kaufen und die Pershing II und Cruise Missiles 
zu stationieren, sowie ihre starke Unterstützung der US-amerikanischen weltpolitischen 
Strategie im Nahen Osten und in Mittelamerika entsprechen der Ablehnung jeglicher Art 
von protektionistischen Maßnahmen, der Abschaffung aller Devisenkontrollmaßnahmen 
sowie einer kämpferischen Politik innerhalb der EG - sowohl hinsichtlich der Haushalts- 
beiträge zur Finanzierung des Agrarfonds (CAP) als auch hinsichtlich aller Initiativen zur 
Schaffung supra-nationaler Einrichtungen innerhalb der EG. 


Der Aufstieg des Thatcherismus 


Das Versagen aller Versuche, den relativen Niedergang in den 60er Jahren aufzuhalten, 
schwächte die britischen politischen Institutionen durch die Infragestellung sowohl der Ef- 
fektivität wie auch der Legitimität der britischen Regierung. Dies geschah auf zwei Ebenen. 
Unter der Wählerschaft führte die Unzufriedenheit mit der Art der Regierungsausübung 
nach 1959 zur regelmäßigen Abwechslung der zwei Hauptparteien im Amt und zu einer 
deutlichen Lockerung der Stärke der Wählerbindung an eine Partei. Die Messung von 
Wählermeinungen durch Meinungsumfragen und Nachwahlen wurde zunehmend trüge- 
risch. 

Diese Ruhelosigkeit in der Wählerschaft wurde begleitet von der Wiederbelebung der ideo- 
logischen Polarisierung unter den politischen Aktivisten. Der Konsens zwischen den Par- 
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teiführungen in den 50er Jahren, der die politische Debatte oft auf die Diskussion von tech- 
nischen Alternativen ökonomischen Managements beschränkt, begann aufzubrechen. Der 
Konsens hielt weiter in den meisten Fragen der Außenpolitik, in der Praxis sogar über die 
EWG und - ebenso bedeutsam - über Ulster, aber in den Fragen des binnenpolitischen Ma- 
nagements schufen die wachsenden ökonomischen Schwierigkeiten, insbesondere die Be- 
schleunigung der Inflation, die wachsende Steuerlast und die Woge industrieller Militanz 
zwischen 1968 und 1975 eine zunehmende Polarisierung innerhalb und zwischen den poli- 
tischen Parteien. Eine Neue Rechte entstand innerhalb der Konservativen Partei, ur- 
sprünglich zentriert um Enoch Powell und Gruppen wie den Monday Club, während es 
in der Labourpartei eine Wiederbelebung sozialistischen Denkens und Engagements gab 
und die Labourlinke an organisatorischer und politischer Stärke gewann. Was beiden ge- 
meinsam war, war die Ablehnung des sozialdemokratischen Nachkriegskompromisses 
über den öffentlichen Sektor, die Wohlfahrtsausgaben und die Gewerkschaftsrechte. 
Beide, die Neue Rechte und die Labourlinke, hatten schon vor 1974 an Stärke gewonnen, 
aber der Beginn der Weltrezession verschärfte die ökonomische Krise und polarisierte zu- 
sätzlich die politischen Antworten auf sie. Die akkumulierten Schwächen der britischen 
Wirtschaft wurden nun aufgedeckt, und die Aufgabe ihrer inländischen Heilung erforderte 
von der Rechten wie der Linken erheblich größere Kraft innerhalb beider Parteiorganisa- 
tionen. Die Wählerschaft blieb seltsam unberührt. Die politische Krise hat bisher bemer- 
kenswert wenig politischen Umbruch eingeschlossen. Die Bedrohungen der politischen 
Ordnung durch die industrielle Militanz in den frühen 70er Jahren, durch die nationalisti- 
schen Bewegungen in Schottland und Wales und durch die innerstädtischen Unruhen von 
1981 sind alle in den Hintergrund getreten. Nur in Ulster gab es einen totalen Zusammen- 
bruch, vergleichbar mit dem ökonomischen Kollaps. 

Dies ist der Hintergrund, vor welchem der Thatcherismus bewertet werden muß. Der Be- 
griff selbst ist kontrovers. Er legt ein einheitliches politisches Programm und einen dirigie- 
renden Willen nahe. Er konzentriert sich auf Frau Thatcher und ihre Umgebung, auf ihren 
Führungsstil und ihre Markenzeichen einer "Überzeugungspolitik‘. Er unterstellt, daß das 
Jahr 1979 eine wesentliche politische Wasserscheide in Großbritannien war, weil sie die ent- 
schiedene Zurückweisung der Sozialdemokratie bedeutete. Aus dieser Sicht stellt der That- 
cherismus eine neue Politik dar: der Ausdruck der Neuen Rechten und die Entfaltung ei- 
ner bewußten Strategie zur Erreichung ihrer langfristigen Ziele. 

Die hauptsächliche Gegensicht dazu ist, daß der Thatcherismus überhaupt kein kohärentes 
Programm darstellt. Viele haben auf den großen Abstand zwischen Frau Thatchers Rheto- 
rik, etwa ihrem beständigen Enthusiasmus für ’viktorianische Werte‘, und der aktuellen 
Politik, die die Thatcher-Regierung verfolgt, hingewiesen. Die wirkliche Wasserscheide, so 
wird argumentiert, ist nicht 1979, sondern 1976 - das Jahr, das durch die entschiedene Ab- 
kehr der Labour-Regierung von den radikalen Vorschlägen ihres Manifests und durch die 
Übernahme der international anerkannten Politik zur Bewältigung der Rezession gekenn- 
zeichnet war - was die Kontrolle der Geldmenge als wichtigste Priorität des ökonomischen 
Managements und jährliche Kassenbudgets zur Kontrolle der öffentlichen Ausgabenpolitik 
einschloß. Diese Bewegung hin zu einer Politik des ’ökonomischen Realismus‘, der ’ver- 
minderten Erwartungen‘ und der Quieszenz angesichts steigender Arbeitslosigkeit und fal- 
lenden Lebensstandards mußte nicht auf die Thatcher-Regierung warten, die 1979 gewählt 
werden sollte. Wie die erneuerte atlantische Orientierung in der Außenpolitik war sie 
schon vollzogen und wirksam. Abgesehen vom Jahre 1979 selbst, vollzog sich der Rück- 
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gang der Streiks und der Zusammenbruch der Militanz schon unter der Labour-Regierung. 
Dieser Sichtweise zufolge bestand der hauptsächliche Unterschied bei der Lösung der Auf- 
gabe der Entwirrung des Knäuels der Sozialdemokratie durch die Konservativen in dem 
Grad der Überzeugungskraft. 

Dennoch: Wenn die Wahl der Thatcher-Regierung nichts anderes war als eine Fortsetzung 
von Veränderungen, die von Labour initiiert waren, der Thatcherismus hätte wohl kaum 
die Aufmerksamkeit auf sich gezogen, die er empfangen hat. Um den Thatcherismus zu 
verstehen, muß er auf verschiedenen Ebenen analysiert werden, nämlich als Doktrin, als 
populistische Ideologie und als eine Reihe von Politiken. Gerade als Doktrin erscheint der 
Thatcherismus in zugespitzter Form als Ausdruck der Ideen der Neuen Rechten. Frau 
Thatcher selbst hatte sehr wenig mit der Entwicklung dieser Ideen zu tun gehabt, ganz an- 
ders als Powell vor ihr, aber sie hat sich zu ihrem Vehikel gemacht, und nach ihrer überra- 
schenden Übernahme der Führung 1975 nutzte sie die großen Machtressourcen, die einem 
konservativen Führer anvertraut werden, um allmählich die Partei in ihre Richtung zu 
drängen. Die Konservative Partei war in den letzten zwanzig Jahren mehr durch ideologi- 
sche Dispute und fraktionelle Bestrebungen gespalten als in irgendeiner Zeit seit 1945. Die 
Erben der Führungsgruppe, deren Perspektiven durch die Anpassung der Partei an die So- 
zialdemokratie bestimmt wurden - Macmillan, Butler, Macloed, Heath und Maudling -, 
wurden vertrieben oder an die Seite gedrängt. Auf der Rechten entwickelte sich eine kohä- 
rente strategische Perspektive mit dem Ziel, die Erfolge der Sozialdemokratie umzukehren 
und wieder eine konservative politische und ideologische Hegemonie zu errichten. 

Die Neue Rechte ist jedoch nicht eine einheitliche ideologische Bewegung. Es gibt in ihr 
mehrere Strömungen, von denen zwei besondere Bedeutung haben - die neo-liberale und 
die neo-konservative. Die erste, die durch ein Netz von Forschungsinstituten, Teile der Fi- 
nanzpresse, einige Firmen der City, akademische Wirtschaftswissenschaftler und Unter- 
nehmerverbände wie etwa das Institute of Directors artikuliert wird, konzentrierte die Dis- 
kussion auf eine ’Soziale-Markt’-Strategie, um den ökonomischen Niedergang Großbritan- 
niens umzukehren. Solch eine Strategie hat zwei Hauptkomponenten - eine Finanzpolitik, 
die die Inflation aufhält und solide Geldverhältnisse als Priorität der staatlichen Wirt- 
schaftspolitik wiederherstellt, und am freien Markt orientierte politische Maßnahmen mit 
dem Ziel, alle ’Härten’ aufzuheben, die derzeit die Reinigung von Märkten verhindern, 
und ebenso die Lasten und Lähmungen zu reduzieren, die hohe öffentliche Ausgaben auf 
Marktkräfte ausüben. Diese Politiken implizieren einen Bruch mit der Sozialdemokratie, 
weil sie bedeuten, daß die keynesianischen Ziele, die Wirtschaft so zu steuern, daß Vollbe- 
schäftigung und steigender Lebensstandard gesichert sind, aufgegeben werden. Zentral für - 
die Doktrin der Neuen Rechten ist das Beharren darauf, daß Regierungen keine direkte 
Verantwortung für das Beschäftigungsniveau und den Grad des Wirtschaftswachstums ha- 
ben können oder sollten. Die einzige ökonomische Verantwortung, die eine Regierung tra- 
gen sollte, besteht darin, die Bedingungen, die für das Funktionieren von Märkten notwen- 
dig sind und die die Märkte nicht spontan generieren, aufrechtzuerhalten. 

Wenn Regierungen eine solide Geldpolitik verfolgen sollten, dann muß entweder die Kon- 
trolle von Geldmengen aus den Händen der gewählten Politiker genommen werden, oder 
die Gründe, die Politiker dafür haben, daß sie die Geldmengen rascher wachsen lassen als 
die Güterproduktion, müssen drastisch zurückgeschraubt werden. Das bedeutet eine er- 
hebliche Reduktion des Vermögens der Regierung und der staatlichen Ausgabenpolitik, 
um so den Bedarf an Subventionen und an ständigen Erhöhungen der Steuern zu eliminie- 
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ren. Dies macht die Privatisierung von öffentlichen Unternehmen und von öffentlichen 
Diensten (einschließlich des Erziehungs- und Gesundheitswesens, aber. ausschließlich des 
Militärwesens) zu einem zentralen Anliegen dieser Strategie. Die Absicht ist, sowohl es den 
Regierungen zu erleichtern, an einer soliden monetaristischen Politik festzuhalten, als auch 
die Besteuerungsquote auf ein Niveau von 20 bis 25% des Bruttosozialprodukts zu senken. 
Dies, so wird geglaubt, erhöht sowohl die Wahlmöglichkeiten als auch die Anreize für alle 
Marktkräfte und schafft auf diese Weise eine dynamischere und prosperierendere Wirt- 
schaft. 

Aber selbst wenn sich die Regierung aller detaillierter Interventionen in die Wirtschaft ent- 
hält und sich selbst auf die Aufrechterhaltung der Rahmenbedingungen individuellen 
Tauschs beschränkt, können immer noch Härten auftreten, die die freie Konkurrenz ver- 
hindern. Von diesen ist die bei weitem wichtigste die ’Monopol’-Macht der Gewerkschaf- 
ten. Die Gewerkschaften werden aller direkten Verantwortlichkeit für die Inflation entho- 
ben, dafür aber der Schuld an der Arbeitslosigkeit und dem geringen Wirtschaftswachstum 
bezichtigt. Sie setzen die Preise für Arbeitslose fest und bestehen darauf, die Formen und 
Beschränkungen der Organisation des Arbeitsprozesses zu bestimmen, die die Steigerung 
der Produktivität behindern. Das ’Gewerkschaftsproblem’ wird deshalb als das zu lösende 
Kernproblem angesehen, um die Erholung der britischen Wirtschaft zu bewerkstelligen. 
Die gewerkschaftliche Macht auf dem Arbeitsmarkt und im Betrieb muß entschieden ge- 
schwächt werden, um die Profitabilität wiederherzustellen und eine dynamische kapitali- 
stische Wirtschaft wiederentstehen zu lassen. 

Die Konzentration auf den Monetarismus in vielen Einsehkeuneen der Thatcher-Regie- 
rung ist allerdings irreführend. Es ist richtig, daß die finanzpolitische Strategie vorrangig 
war, aber die Ergebenheit gegenüber einer soliden Geldpolitik wurde von den Thatcher- 
Anhängern selbst immer als ein Mittel zum Zweck angesehen. Die Erhebung der Geldmen- 
genkontrollen zur Hauptpriorität der Regierung sollte den Konkurrenzdruck, unter dem 
alle Firmen operierten, erhöhen und die Unternehmungsleitungen zwingen, sich ihren Ar- 
beitern in Fragen der Bezahlung und der Organisation des Arbeitsprozesses zu widersetzen 
- oder dem Bankerott entgegenzusehen. Die Anhängerschaft gegenüber dem Monetarismus 
reflektierte eine besondere Interpretation des britischen Problems der Angebotsseite’: daß 
es der Eingriff der Gewerkschaftsmacht in die Freiheit des Unternehmers, die Akkumula- 
tion des Kapitals zu steuern, war, der die Hauptursache für Großbritanniens relativen wirt- 
schaftlichen Niedergang darstellte. 

Die Soziale-Markt-Strategie, wie sie von der britischen Neuen Rechten entwickelt wurde, 
bewegte sich um die Themen einer freien Wirtschaft und einer uneingeschränkten Markt- 
ordnung, überwacht und gesichert durch einen starken Staat, der ständig intervenieren 
sollte, um den Zusammenbruch der Marktprozesse zu verhindern. In dieser Weise zog die- 
se Idee einige sympathisierende Kommentare von mehr libertären Strömungen in der briti- 
schen Politik auf sich. Aber die andere wichtige Denkströmung der Neuen Rechten ist die 
neo-konservative, die viel weniger Gewicht auf den freien Markt und viel mehr auf die In- 
stitutionen legt, insbesondere die Familie und den Staat, die die soziale Ordnung und die 
Form der bürgerlichen Gesellschaft befördern, die den Atomismus des uneingeschränkten 
ökonomischen Individualismus in Schach hält und die Werte, Institutionen und Verhal- 
tensweisen aufrechterhält, die allein eine um den freien Tausch und das Privateigentum or- 
ganisierte Ökonomie schützen können. Für die Thatcher-Anhänger wurde die Restaura- 
tion einer freien Wirtschaft immer als Teil eines weiteren Projekts gesehen, sich der Schwä- 
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chung der Familie und der gesellschaftlichen Moral entgegenzustemmen und die Autorität 
der zentralen Institutionen des Staats, insbesondere der Krone, des Gesetzes und des Mili- 
tärs zu unterstützen. Der Thatcherismus wird manchmal als fremd in den konservativen 
Traditionen und als ein Rückfall in der Liberalismus des 19. Jahrhunderts beschrieben: 
Aber die Betonung einer starken Familie, eines starken Staats und einer starken Nation 
bindet den Thatcherismus an zentrale konservative Anliegen hinsichtlich der gesellschaftli- 
chen und politischen Ordnung. 

Die reaktionäre Tendenz, die der Thatcherismus der Idee einer sozialen Marktwirtschaft 
durch die Anwendung von Ideen gibt, die durch Neo-Konservative entwickelt worden 
sind, ist noch offenkundiger, wenn der Thatcherismus als populistische Ideologie betrach- 
tet wird. Der große persönliche Beitrag von Frau Thatcher für den Thatcherismus war die 
Überführung so mancher Ideen der Doktrin der Neuen Rechten in einen populistischen 
Allgemeinplatz über Wirtschaftspolitik, der dann nachhaltig durch die Thatcher-Presse 
verbreitet wurde. Dies hat die Ressentiments genährt, die Arbeiter gegenüber dem sozialde- 
mokratischen Staat als Konsumenten, Steuerzahler und individuelle Marktagenten fühlen. 
Aber dies hat ebenso rassische Antagonismen, Ängste über Freizügigkeit und Verbrechen, 
Disziplin in den Schulen und nationalen Stolz genährt. Dadurch wurde Härte in der Wirt- 
schaftspolitik mit Härte gegenüber Verbrechen und äußeren Feinden gleichgesetzt. 

Der Thatcherismus kann ebenso als eine Reihe von politischen Eingriffen und Errungen- 
schaften analysiert werden. Hier lebt der Thatcherismus zumindest nach seinem Bilde. Die 
Durchführung eines Sozialen-Markt-Programms durch die erste Thatcher-Regierung war 
zögernd und langsam, und die Regierung erhielt viel Kritik von seiten ihrer ideologischen 
Träger. Professor Hayek riet der Regierung öffentlich, einen schnellen Bewegungskrieg ge- 
gen die Sozialdemokratie zu führen. Er schlug erstens vor, daß die Inflation sofort angehal- 
ten werden sollte - und zwar mit dem Argument, daß sechs Millionen Arbeitslose für sechs 
Monate besser seien als drei Millionen Arbeitslose für sechs Jahre. Zweitens befürwortete 
er das Abhalten eines Referendums, um die öffentliche Unterstützung für den Widerruf al- 
ler gesetzlicher Privilegien zu bekommen, die den Gewerkschaften durch den. Trade Dis- 
pute Act von 1906 und sich anschließende Gesetze gegeben worden waren. 

Die Regierung folgte einem ganz anderen Kurs. Trotz ihres Rufs für Unerbittlichkeit und 
Härte erwies sie sich als vorsichtig, flexibel und pragmatisch. Sie formalisierte ihre Finanz- 
politik 1980 in einer mittelfristigen Finanzstrategie, die Ziele für die Geldmenge für eine 
Vierjahresperiode ebenso wie Pläne für öffentliche Anleihen ankündigte. Die Glaubwür- 
digkeit dieser Strategie wurde durch die Bereitschaft der Regierung bekräftigt (am deutlich- 
sten im Budget von 1981), die Zinsraten und Steuern anzuheben, sobald die Zielgrößen 
überschritten zu werden drohten. 1982 wurde die Regierung jedoch gezwungen, die Ziel- 
größen nach oben zu revidieren. 

Der Zwang zu einer strafferen Finanzpolitik entstand zur Zeit der zweiten Anhebung des 
OPEC-Olpreises und den Anfängen der zweiten Weltrezession seit 1974. Aufgrund des 
neuen Status Großbritanniens als ein Hauptölproduzent bestand die Wirkung der hohen 
Zinsraten in Großbritannien und des Steigen des Ölpreises darin, das Pfund im Vergleich 
zu den ausländischen Währungen auf ein schr hohes Niveau zu heben (gegen den Dollar 
kam es zu einem Kurs von fast 2. 40). Dies beschleunigte und intensivierte die Rezession in 
Großbritannien und führte zu weit mehr Bankerotten und zu einer viel größeren Entlas- 
sung von Arbeitskräften, als die Regierung es erwartet hatte. Die Arbeitslosigkeit verdop- 
pelte sich auf mehr als drei Millionen. 
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Die Tiefe der Rezession und das Wachstum der Arbeitslosigkeit machte die Durchführung 
anderer Teile der Strategie äußerst schwierig. Um das Wachstum der Arbeitslosigkeit abzu- 
fangen, sah sich die Regierung gezwungen, einige der am härtesten getroffenen Sektoren 
der britischen Industrie wie British Leyland und British Steel zu schützen, anstatt sie ban- 
kerott gehen zu lassen. Die Kosten dieser Subventionen, insoweit sie zu den Kosten der zu- 
sätzlich Arbeitslosen wie auch zu den wachsenden Kosten für Verteidigung und Polizei 
hinzugezählt werden, verursachten ein erhebliches Steigen der öffentlichen Ausgaben. Um 
die Vertrauenswürdigkeit der Finanzstrategie aufrechtzuerhalten, mußten die Steuern an- 
gehoben werden. Anstatt eine wesentliche Restrukturierung des öffentlichen Sektors und 
der großen Anteile von Ausgaben für einige Gebiete in Gang zu setzen, versagte die Regie- 
rung vollkommen in ihren Versuchen, entweder die öffentlichen Ausgaben im Verhältnis 
zum Bruttosozialprodukt zu reduzieren oder die Steuern zu senken. Beide waren 1983 hö- 
her als 1979. 

Auch die Politik gegenüber den Gewerkschaften war vorsichtig. Die Regierung machte bei 
Gelegenheit einen Schritt vorwärts, indem sie eine Gesetzgebung einführte, die die legalen 
Immunitäten der Gewerkschaften reduzierte, Streikwachen und Betriebsschließungen ein- 
schränkte und bestimmte Streikarten illegalisierte, aber sich nicht zu einem gänzlichen Wi- 
derruf der gewerkschaftlichen Rechte verstieg. Die neue Gesetzgebung entzündete nicht je- 
ne Art von Widerstand, der von dem Industrial Relations Act 1971 ausging, und war weni- 
ger bedeutsam für die Schwächung der Militanz und der gewerkschaftlichen Macht als die 
Rezession selbst. 

Aber obwohl die Erfolge mager waren, unterschied sich die Thatcher-Regierung von frühe- 
ren Regierungen - sowohl von Labour wie den Konservativen - darin, daß die dominante 
Gruppe im Kabinett eine strategische Konzeption teilte, was die Regierung erreichen sollte, 
und Rückschläge lediglich als zeitweilige taktische Niederlagen einstufte. Der Sinn für die 
Ausrichtung der Politik, die durch die Thatcher-Regierung verfolgt wird, ist mächtiger als 
in irgendeiner vorherigen Regierung in Großbritannien, und dies ist der Wählerschaft ver- 
mittelt worden. Das Engagement der Thatcher-Anhänger, solide Geldverhältnisse wieder- 
herzustellen, öffentliche Ausgaben und Steuern zu senken, öffentliche Unternehmen und 
Wohlfahrtsdienste zu privatisieren und die Macht der Gewerkschaften zu beschneiden, hat 
nicht nachgelassen. Die Thatcher- Anhänger sind sich einiger Hindernisse für ihre Pläne be- 
wußter geworden, aber ihre Reaktion bestand darin, Wege zum Wegräumen dieser Hin- 
dernisse zu finden, und nicht darin, mit ihnen zu leben. 

Aber trotz ihrer Behutsamkeit waren die Auswirkungen der Thatcher-Politik auf die briti- 
sche Wirtschaft immer noch außerordentlich dramatisch. Die Ergebnisse eines mutigeren , 
Vorgehens kann man sich kaum vorstellen. Tatsächlich verdoppelte sich in den letzten vier 
Jahren die Arbeitslosigkeit um mehr als zwei Millionen. 40% der Jugendlichen unter 25 
waren ohne Arbeit; ein Sechstel davon Schwarze, ein Zehntel davon Weiße. Das Bruttoso- 
zialprodukt fiel um 4%, der Produktionsumfang um 19%, und die Betriebsinvestitionen im 
verarbeitenden Gewerbe fielen um 36%. 

Die britische Industrie wurde als Folge der Änderung des Wechselkurses zumindest um 
20% weniger konkurrenzfähig. Die Steuerlast wurde zur bisher höchsten, die Kosten der 
Arbeitslosigkeit im Sinne der verlorenen Steuern und der geleisteten Unterstützungszah- 
lungen wurde auf 17 Milliarden Pfund jährlich berechnet. 1982 wurden 12000 Unterneh- 
men liquidiert, die bisher höchste Zahl. Mehr Fertigwaren wurden importiert als expor- 
tiert - bisher zum erstenmal. Sektoren wie Elektrotechnik, Fahrzeuge, Textilien und Klei- 
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dung wiesen einen Zuwachs des Importpenetrationsgrades von mindestens 20% auf. Inve- 
stitionen im Ausland stiegen dramatisch an - 35,4 Milliarden Pfund wurden im Ausland in- 
vestiert. Während dieser vier Jahre erlebte Großbritannien die höchste Arbeitslosigkeit ir- 
gendeiner kapitalistischen Wirtschaft (abgesehen von Spanien), das höchste Wachstum der 
Arbeitslosigkeit und die größten Preissteigerungen (abgesehen von Italien, Spanien und 
Frankreich). 1983 fiel die Inflationsrate auf einstellige Ziffern, aber dies war der einzige Er- 
folg der staatlichen Wirtschaftspolitik und wurde offenkundig auf sehr hohen Kosten der 
Wirtschaft errungen. 


Der Thatcherismus und die Klasseninteressen 


Dies legt die Frage nahe - welchen Interessen dient der Thatcherismus? Es gibt beträchtli- 
che Meinungsverschiedenheiten über die Rationalität des Thatcherismus und über die 
Identifikation der Klasseninteressen, denen er dient. Eine gängige Idee ist, daß die Neue 
Rechte ein Instrument in den Händen partikularer Klassen oder Klassenfraktionen dar- 
stellt, dazu bestimmt, ihre Interessen zu fördern - etwa die der kleinen Geschäftsleute oder 
der Finanzinstitutionen der Londoner City. Die Beweiskraft für solche Theorien ist ge- 
ring. Frau Thatcher verdankt ihre Wahl und ihren anschließenden Erfolg nicht irgendeiner 
"poujadistischen‘ Massenmobilisierung von Laden- und Garagenbesitzern, noch weniger 
von Bankiers und Börsenmaklern, und obwohl sie die Tochter eines Lebensmittelhändlers 
ist, ist der soziale Hintergrund der Hauptführer der Neuen Rechten davon doch sehr un- 
terschieden. Die Ideologie der Neuen Rechten, obgleich unzweifelhaft kleinbürgerlich in 
ihrem Stil und in vielen ihrer Themen, ist in keiner Weise unvereinbar mit dem Großkapi- 
tal. Ebenso hat niemand zeigen können, wie das Bankkapital direkt seine angebliche Domi- 
nanz über die Konservative Partei ausübt. Ein komplexes politisches Phänomen wie der 
Thatcherismus muß auf vielen Ebenen betrachtet werden, von denen seine Beziehung zu 
identifizierbaren Klassenfraktionen und ihrer unmittelbaren Interessen nur eine und kaum 
die wichtigste ist. 

Erheblich fruchtbarer sind die Sichtweisen, die den Thatcherismus als politische Strategie 
behandeln, als eine Antwort der Rechten auf das politische Patt, das ihres Erachtens den 
Kern der britischen Krise ausmacht. Die Arbeiterklasse war in den 60er und 70er Jahren in 
der Lage, ihre industrielle Stärke erfolgreich zu nutzen, um wiederholte Versuche, die 
Wirtschaft und den Staat in eine für das private Kapital günstige Richtung zu lenken, nich- 
tig zu machen; sie ließ jedoch die politische Stärke vermissen, eigene Lösungen durchzuset- 
zen. Der Thatcherismus wird als ein verzweifelter letzter Schlag der Rechten interpretiert, 
als ein abschließender Versuch, die Tory-Wahlkoalition durch eine weitreichende Mobili- 
sierung zusammenzuhalten. Aber er ist zum Scheitern verurteilt, weil ihr Programm einer 
Umkehr des Niedergangs - die Soziale-Markt-Strategie - als ökonomisch irrational angese- 
hen wird, gegründet auf eine Wiederkehr von laissez-faire-Ideen über Märkte und Geld- 
mengen aus dem 19. Jahrhundert, die völlig unangemessen für die Steuerung einer komple- 
xen modernen Industriewirtschaft und gegen die objektiven Interessen der industriellen 
und manufakturiellen Sektoren des britischen Kapitals gerichtet sind. Sein Ergebnis ist die 
Vernichtung der industriellen Basis der Wirtschaft, der Zusammenbruch der Beschäftigung 
und die Intensivierung der staatlichen Fiskalkrise. Die ständige Anwendung dieser Strate- 
gie muß, so wird argumentiert, entweder in der Aufhebung der Demokratie oder in der Ra- 
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dikalisierung der Arbeiterklasse und dem Triumph des Sozialismus enden. Eine andere Va- 
riante argumentiert, daß, wie immer ökonomisch irrational sie auch scheinen mag, sie poli- 
tisch in der Beschleunigung einer Krise äußerst rational ist, weil die Intention nicht in der 
unmittelbaren Wiederbelebung des britischen Kapitalismus besteht, sondern in der Zerstö- 
rung der Macht der organisierten Arbeiter und der Institutionen der sozialen Demokratie, 
um auf diese Weise eine sicherere Basis für eine zukünftige kapitalistische Expansion zu 
schaffen. Aber vor 1982 wurden die Erfolgsaussichten dieser Strategie gering erachtet, und 
zwar aufgrund der Hindernisse, die sich dem Thatcherismus in der Durchführung seines 
vollen Programms entgegenstellten, und aufgrund der Wahrscheinlichkeit, daß die indu- 
strielle Militanz sich wiederbeleben würde, sobald die ökonomische Erholung beginne. 
Den Thatcherismus als politische Strategie zu betrachten, seine Ziele und Intentionen und 
die vorgeschlagene Politik, um sie zu realisieren, zu bestimmen und seine Rationalität und 
Aussichten im Verhältnis zu den weiteren zu seinem Erfolg notwendigen Bedingungen ab- 
zuwägen, ist eine wertvolle und wichtige Sichtweise. Aber sie kann allzuleicht zu optimisti- 
schen Schlüssen über die Stärke der Opposition gegen den Thatcherismus führen. Was 
ebenso getan werden muß, ist, zu verstehen, warum der Thatcherismus auf der Ebene des 
Volksbewußtseins funktioniert, dessen einer Ausdruck Wahlstrategien sind. Diese Sicht- 
weise betrachtet den Thatcherismus als einen zunehmend erfolgreichen Versuch, einen 
neuen reaktionären Konsens, organisiert um die Themen eines autoritären Populismus, zu 
schmieden. Diese neue Politik ist populistisch, weil sie versucht, das ’Volk’ auf einer gro- 
ßen Bandbreite von Fragen zu mobilisieren, und sie ist ’autoritär’, weil sie Unterstützung 
für Lösungen von rechts herstellt. Von diesem Standpunkt ist der Glaube, daß früher oder 
später die Massenarbeitslosigkeit und das Scheitern des Wirtschaftsprogramms von Frau 
Thatcher spontan eine Radikalisierung der Wählerschaft aus der Arbeiterklasse bringen 
wird, ernstlich fehlgeleitet. Dies darum, weil die Neue Rechte die Initiative ergriffen und 
die Wege zu definieren unternommen hat, auf denen eine ganze Reihe von Fragen - Erzie- 
hung, Gesetz und Ordnung, Immigration, Gewerkschaften und öffentliche Unternehmen 
- bestimmt werden. Am wirksamsten von allem in diesem Populismus war die Identifika- 
tion der Neuen Rechten mit einem gegen einen ’Machtblock’ reichenden Volk, der für die 
britische gesellschaftliche und ökonomische Krise verantwortlich gemacht und erfolgreich 
mit den Institutionen der Sozialdemokratie und der Bürokratisierung des öffentlichen Sek- 
tors identifiziert wurde. Die Gewinnung eines populären Konsens für Lösungen und Sicht- 
weisen der Neuen Rechten in dieser Periode der ökonomischen und politischen Krise kon- 
trastierte mit der Schwächung der Sozialdemokratie und der Verbindung zwischen der 
Wählerschaft aus der Arbeiterklasse und ihrer politischen Partei, der Labourpartei. 


Der Falkland-Krieg 


Der 'Thatcherismus war immer eine Strategie mit hohem Risiko, weil die Thatcher-Anhän- 
ger von Anbeginn an wußten, daß zumindest 10 Jahre in der Regierung und vielleicht ins- 
gesamt 15 oder 20 Jahre notwendig sein würden, um entschieden die Parameter der Politik 
in Großbritannien zu verändern. Gegen Ende 1981 wurden die Thatcher-Anhänger iso- 
liert, und das Thatcher-Experiment schien sicher zu scheitern. Die ökonomische Bilanz 
war damals die schlechteste aller Regierungen seit 1945, es gab offenen Dissens im Kabinett 
über die Weisheit der Thatcherschen Wirtschaftspolitik, und eine neue Partei, die SDP, 
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war von der Labourpartei weggebrochen und brachte nach der Formierung einer Allianz 
mit den Liberalen durch Wahlsiege einen Hauch von Sensation ins Geschehen. Eine nicht- 
sozialistische Alternative zu den Konservativen schien zu entstehen, und ein großer Teil 
der konservativen Stimmen, wovon 50% immer von Arbeitern stammten, schien äußerst 
unsicher geworden. 

1981 schien der Zustand der Wirtschaft die Konservativen sicher zur Niederlage zu verur- 
teilen, so wie schon die vier vorhergehenden Regierungen ihre Niederlage hauptsächlich 
der ökonomischen Entwicklung verdankten. Aber sie konnten die politische Initiative auf- 
grund der außerordentlichen Gelegenheit und Geschehnisse des Falkland-Konflikts zu- 
rückgewinnen. Ein militärisches Abenteuer, das Frau Thatchers politische Karriere ebenso 
wie das Abenteuer von Suez die Karriere Edens zerstören hätte können, wurde stattdessen 
in einen großen innenpolitischen Triumph verwandelt. Die von Frau Thatcher verfolgte 
Strategie beinhaltete große Risiken und hätte ohne die Unterstützung der EG und der 
USA ebenso wie der von Labour und der Allianz nicht versucht werden können. Sie er- 
laubte Frau Thatcher, die begehrte Rolie der Kriegsführerin anzunehmen, und der Krieg 
wurde zu Frau Thatchers Krieg. Es war eine Rolle, die genau ihrem politischen Stil ent- 
sprach. Ihr politisches Talent besteht in der Verkündung der größten Gemeinplätze, und 
der Krieg gab ihr die beste Gelegenheit, es zu entfalten. 

Das Resultat war, daß sowohl Frau Thatcher als auch der Thatcherismus aus dem Südatlan- 
tik mit erneuerter Kraft hervorging. Kritiker von Frau Thatcher innerhalb ihrer eigenen 
Partei wurden isoliert, und ihre Position in ihrer Partei wurde uneinnehmbar. Bedeutsa- 
mer noch als die unmittelbare Folge des Falkland-Krieges für die Wahlen war der Zusam- 
menbruch der Herausforderung durch die Allianz. Ihr Stimmenanteil wurde auf 21% hal- 
biert. Die Allianz hörte auf, Nachwahlen zu gewinnen und damit auch als ernsthafte Alter- 
native zu den Konservativen zu erscheinen. Die Konservativen erwiesen sich einmal mehr 
als die nationale Partei, indem sie das Thema der nationalen Identität weit eingehender or- 
chestrierten als der Appell an die Eine Nation, wie ihn die Allianz vortrug. Der Anspruch 
der Allianz, ein besserer Repräsentant des nationalen Interesses als die Konservativen zu 
sein, hängt mit ihrer Wahrnehmung als der besseren Wirtschaftsmanager zusammen, frei 
von Verstrickungen mit Klasseninteressen, sei es Kapital oder Arbeit, und fähig, "gesunden 
Menschenverstand’ und ’Unparteilichkeit’ für die Aufgabe der Reformierung der briti- 
schen Institutionen und der Modernisierung der britischen Ökonomie mitzubringen. Der 
Falkland-Konflikt veränderte abrupt das Kriterium, mit dem eine große Zahl der Wähler- 
schaft eine kompetente nationale Führung beurteilte. In diesem neuen Wettbewerb hatte 
die Allianz sehr wenig anzubieten. 


. Die Aussichten des Thatcherismus 


Welche Strategie wird die Regierung in ihrer zweiten Runde einschlagen? Das konservative 
Manifest selbst hilft wenig bei der Entscheidung, was die Toriestun könnten. Es ist äußerst 
vage gefasst, mit wenigen spezifischen Handlungsorientierungen überhaupt versehen. So 
gibt es keine Ziele für die Rate der Inflation, die Entwicklung der Steuern oder die Be- 
schränkung der öffentlichen Ausgaben. Die einzig spezifischen Vorschläge gehören weni- 
ger zu einer speziellen Strategie der Schaffung einer sozialen Marktwirtschaft als zu einem 
Versuch, die Institutionen, auf denen die politische und sich in Wahlen ausdrückende Stär- 
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ke der Labourbewegung beruht, weiter zu unterminieren. Das Manifest schlägt die Ab- 
schaffung der metropolitanen Ratsversammlungen, die legale Beschneidung der Gemeinde- 
abgaben, weitere Versuche der Reduktion der Anzahl der Ratsmitglieder, die Privatisie- 
rung der wichtigsten nationalisierten Industrien ebenso wie vieler öffentlicher Dienstlei- 
stungen und die Reform der internen Verfahrensregeln der Gewerkschaften vor. 

Wenn alle diese Vorschläge durchgeführt wären, würde der kumulative Effekt auf die La- 
bourpartei vernichtend sein. Die Freiheit der lokalen Labour-Räte, über die Ausgabepriori- 
täten zu entscheiden, würde weiter beschnitten, die finanziellen Ressourcen der Labour- 
partei würden reduziert werden, die Anzahl der Ratsmitglieder würde sinken und der öf- 
fentliche Sektor, in dem so viel Unterstützung für Labour derzeit konzentriert ist, würde 
verkleinert werden. Das Ziel der Tories scheint zu sein, Labour in eine ständige Minderhei- 
tenposition drängen zu helfen, aus der sie nicht mehr herauskommen kann. Die Gefahr aus 
der Sicht der Konservativen ist, daß sie zu erfolgreich sein könnten und die Gründe beseiti- 
gen könnten, die die Tory Partei in den letzten sechzig Jahren stark gemacht haben. Der 
Thatcherismus braucht glaubwürdige Dämonen im Inland wie im Ausland, um florieren 
zu können. 

Das Ergebnis der 1983er Wahlen bedeutet, daß die Neue Rechte den Kampf in der Formie- 
rung des neuen Konsens über den Rahmen der politischen Antworten auf die Rezession ge- 
wonnen hat. Die neue Tagesordnung der staatlichen Politik wird ihre Prioritäten reflektie- 
ren, und die Oppositionsparteien werden, zumindest für eine gewisse Zeit, in ihren Sog 
kommen. Die Gelegenheit, eine plausible sozialistische Alternative abzustecken, ist stark 
vermindert worden. Die alternative Wirtschaftsstrategie der 70er Jahre war ein Versuch, ei- 
nen Rettungsplan für die nationale Wirtschaft zu entwerfen, der ebenso die institutionelle 
Basis der Labourbewegung bewahrt und erweitert und eine andere Tagesordnung für die 
Restrukturierung der Wirtschaft während der Weltrezession aufgestellt hätte. Angewandt 
mit der gleichen Bestimmtheit, die das Thatcher-Experiment charakterisiert hat, hätte es 
die Aussichten für die britische Wirtschaft und die Labourbewegung verändern können. 
Aber seit 1975/76 ist der Monetarismus im Aufstieg begriffen, und orthodoxe Lösungen 
für die gekoppelten Probleme des Niedergangs und der Rezession werden seither verfolgt. 
Die Priorität, die den Arbeitsplätzen und Preisen, der Rolle des öffentlichen Sektors und 
der organisierten Arbeiterbewegung und der Nutzung der Nordseeöleinkommen gegeben 
werden sollte - alle diese und viele andere Frageri sind entschieden worden. Die institutio- 
nelle Position der britischen Labourbewegung ist erheblich geschwächt worden, und es 
scheint nun, daß sie das Hauptopfer des Niedergangs sei. Dies ist nicht nur eine Frage des 
Verschwindens so vieler traditioneller Industriezweige und die daraus folgende massive Re- 
duktion der Beschäftigung in Schlüsseldindustrien wie Stahl, Autos, Maschinenbau, 
Schiffsbau und Kohle. In dem Maße wie die monetaristische Politik angewandt zu werden 
begann, wurde die Notwendigkeit für drittelparitätische Strukturen, die die Gewerkschaf- 
ten zumindest auf nationaler Ebene in wirtschaftlichen Entscheidungen miteinschloß, ver- 
mindert. Der öffentliche Sektor kam als die Quelle der Verschwendung und Ineffizienz, als 
die Hauptlast, die durch Besteuerung auf dem Reichtum produzierenden Sektor lastet, un- 
ter ständigen Beschuß. 

Die Restrukturierung der britischen Wirtschaft, die ein so charakteristischer Zug der letz- 
ten zehn Jahre war und durch den relativen wirtschaftlichen Niedergang und die Weltre- 
zession notwendig gemacht wurde, wurde gesteuert durch die politischen Prioritäten der 
Neuen Rechten, nicht durch die Sozialdemokratie. Deindustrialisierung, Massenarbeitslo- 
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sigkeit, fallende Gewerkschaftsmitgliedschaft und die Reorganisation des öffentlichen Sek- 
tors sind alles deren Folgen. Es bedeutet, daß ein ganz neues politisches Terrain entsteht. 
Die alten Bastionen der Labourbewegung sind nicht genommen, sondern schlicht-umgan- 
gen worden. Die neuen, "gewerkschaftsfreien’, kapitalintensiven Kleinindustrien des Infor- 
mationstechnologiesektors und des Dienstleistungssektors, die entlang der multinationalen 
britischen Riesen entstehen, schaffen eine Sozialstruktur und ein Beschäftigungsmuster in 
vielen Bereichen des Landes, die bisher außerhalb der traditionellen Labourpolitik geblie- 
ben sind. 

Die Hinwendung zu den Konservativen 1983 verdankte viel den weitverbreiteten Gefüh- 
len unter vielen ihrer Wähler, daß es keine gangbare Alternative gibt und daß das Schlimm- 
ste der Rezession vorüber war. Dies ist kein Alıbi, das die Konservativen unbegrenzt ver- 
wenden können. Wenn ihre Unterstützung erhalten bleiben soll, dann muß die wirtschaft- 
liche Erholung grundlegend sein. Die Beweiskraft für die zugrundeliegende Stärke der 
Wirtschaft bleibt uneinheitlich: Die Produktivität ist vorangekommen, aber es gibt noch 
keinen Beweis für einen ständigen Anstieg; Binneninvestitionen durch fremde Multis sind 
immer noch ein kleiner Teil dessen, was die Regierung gern hätte, und die sehr gerühmten 
neuen Industrien haben immer noch nur einen zerbrechlichen Anteil auf den Weltmärk- 
ten. Die Kapitalisten mögen noch nicht das Land verlassen, aber das Kapital tut es gewiß. 
Wenn die Erholung stockt und neuer Druck ausgeübt werden muß, würden die Optionen, 
die die Regierung ins Auge fassen kann, äußerst begrenzt sein. Die Fähigkeit irgendeiner 
britischen Regierung, eine unabhängige Politik zu verfolgen, ist eng gesteckt. Die Herstel- 
lung solider Geldverhältnisse als dem Hauptziel der Stabilisierungspolitik, die Erlaubnis 
der freiesten möglichen Bewegung von Gütern und Kapital, die Minderung des internen 
Schutzes und der Subventionen der Industrie überläßt die britische Wirtschaft ihrem ge- 
schwächten Zustand, auf Gnade und Ungnade den weltwirtschaftlichen Entwicklungen 
ausgeliefert, über die britische Regierungen keine Kontrolle haben. 

Wenn eine durchgreifende Erholung in den nächsten vier Jahren erfolgt, dann werden die 
Konservativen eine große politische Vertrauenswürdigkeit gewonnen haben. Aber die Er- 
holung wird hauptsächlich der metropolitanen Wirtschaft des Südens zugutekommen. Es 
gibt große Teile der britischen Wirtschaft und der britischen Bevölkerung in den alten In- 
dustriegebieten, dem Hinterland der bevölkerteren und prosperierenderen Hauptstadt, die 
sie kaum spüren werden. Diese Spaltung der Wirtschaft und der Bevölkerung wurde still- 
schweigend durch die Konservativen akzeptiert, die jetzt zum überwiegenden Teil die Par- 
tei der Hauptstadt und ihrer ländlichen Anhängsel ist. 

Die 83er Wahl war keine Krisenwahl - die Gesamtproduktion fiel, es gab keine Gewalt und 
wenig Aufregung. Aber die Anspannungen, die durch den langen Niedergang hervorgeru- 
fen wurden, bleiben. Die Konservativen haben gezeigt, daß sie eine Mehrheit der Stimmen 
in dem metropolitanen Kernland Großbritanniens mobilisieren können. Aber sie haben 
noch nicht gezeigt, daß sie den Niedergang selbst aufhalten können. 
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Michael Hartmann 
Das Neokorporatismus-Theorem - ein Konzept 
zur Analyse bundesrepublikanischen Gewerkschaftsverhaltens?* 


Verfolgt man, wie die sozialwissenschaftliche Diskussion über Rolle und Verhalten der Ge- 
werkschaften in der Bundesrepublik sich in den letzten Jahren verändert hat, so fällt auf, 
daß die »growth industry« (Panitch) Korporatismus bzw. Neokorporatismus auch hier ein 
immer größeres Gewicht bekommt. Dies zeigt sich sowohl an der Anzahl der Beiträge, die 
sich in mehr oder minder starker Form auf dieses Theorem stützen (u.a. Streeck 1979; Es- 
ser u.a. 1979; Esser/Fach 1981; Süllow 1981; Armingeon 1982; Esser 1982; Erd 1982 und 
Billerbeck 1982), als auch an der Zahl derjenigen, die sich kritisch darauf beziehen (u.a. 
Müller-Jentsch 1981 oder Hoffmann 1981). Erstaunlich ist dabei zunächst, in welch ho- 
hem Maße die Vorstellungen eines korporatistischen Arrangements zwischen Staat, Kapı- 
tal und Gewerkschaften (tripartism) gerade bei vielen kritischen, den linken Traditionen 
der Studentenbewegung entstammenden Sozialwissenschaftlern Anklang gefunden haben. 
Denn angesichts der Tatsache, daß die Neokorporatismus-Debatte ganz eindeutig bürgerli- 
chen Richtungen vor allem in der Politikwissenschaft, wie etwa der Verbändeforschung 
entspringt und mit dem Anspruch der meisten Protagonisten, ein neues politisches oder 
wirtschaftliches System »jenseits des Pluralismus oder Syndikalismus« (Schmitter) oder »als 
spezifische Staatsform im Unterschied zum Parlamentarismus« (Jessop) (Kastendiek 1981a 
und 1981b) zu analysieren, marxistischen Ansätzen vollkommen konträr läuft, hätte man 
doch mit einer erheblich reservierteren und kritischeren Haltung gerechnet. Daß diese Re- 
aktion nicht eintrat, das Neokorporatismus-Theorem in der einen oder anderen seiner viel- 
gestaltigen Formen sich vielmehr einer relativ großen Anziehungskraft erfreut, dürfte, wie 
auch Hoffmann vermutet, vor allem auf die Enttäuschung über das Verhalten der bundes- 
republikanischen Gewerkschaften gegenüber Wirtschaftskrise und Massenarbeitslosigkeit 
zurückzuführen sein. Für dieses Verhalten oder auch Nicht-Verhalten bietet die Neokor- 
poratismus-Diskussion nämlich eine Reihe zunächst einmal sehr plausibler Erklärungen, 
die auf viele oberflächlich zu beobachtende Phänomene zurückgreifen können. Gerade die- 
se oberflächlich zunächst oft sehr starke Plausibilität stellt jedoch eine große Gefahr dar. 
Sie verleitet dazu, an der Oberfläche der Erscheinungen hängen zu bleiben und die wirkli- 
chen Hintergründe damit zu verfehlen. Das Ausmaß, in dem diese Gefahr, die durch das 
Auftreten sogenannter »Ein-Punkt-« oder »non-class-issue-Bewegungen« wie der Anti- 
AKW- oder der Friedensbewegung als positives Gegenstück zur Passivität der Gewerk- 
schaften noch verschärft worden ist, auch die bundesrepublikanischen Korporatismusan- 
sätze auf dem Gebiet der Gewerkschaftsanalyse betrifft, ist dabei sehr unterschiedlich. Sie 
gilt stärker für solche Positionen, die wie Alemann Heinze oder Lehmbruch von einem li- 
beralen Korporatismus sprechen, und weniger für solche, die wie Esser einen selektiven 
Korporatismus ausmachen. Inwieweit diese beiden wesentlichen Ansätze nun zur Erklä- 
rung des gewerkschaftlichen Verhaltens beitragen und wo ihre Schwächen liegen, das soll 
in den folgenden Ausführungen geklärt werden. 
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Liberaler und selektiver Korporatismus 


Vergleicht man nun zunächst beide die bundesrepublikanische Diskussion bestimmenden 
Ansätze mit den wesentlichen Resultaten der angelsächsiscen Korporatismusdebatte, so ist 
ein entscheidender Unterschied sofort feststellbar. Es gibt hier niemanden, der wie Schmit- 
ter, Winkler oder Jessop den Korporatismus als neuen Systemtyp alternativ zu Kapitalis- 
mus, Pluralismus oder Parlamentarismus definiert; vielmehr besteht Übereinstimmung 
darin, daß es sich bei ihm allenfalls um eine »Strukturvariante« handelt. Selbst Lehmbruch, 
der ja zusammen mit Schmitter oder Winkler zu den ersten und bekanntesten Repräsen- 
tanten der ganzen Diskussion gehört und im bundesrepublikanischen Spektrum eine bür- 
gerliche Wissenschaftsposition vertritt, sagt dies eindeutig. In seinem Projektantrag »Neo- 
korporatistische Politikentwicklung in Westeuropa: Eine international vergleichende Un- 
tersuchung« formuliert er ausdrücklich, daß die »Hypothese, die ’Korporatismus’ und ’Par- 
lamentarismus’ als (einander tendenziell ausschließende) Systemtypen im Sinne der politik- 
wissenschaftlichen Regierungslehre behandelt, einen zu globalen Charakter hat«, das »Vor- 
dringen« des Korporatismus vielmehr eher »als Prozeß der funktionalen Differenzierung 
gedeutet werden« könnte (Lehmbruch/Fach 1980, S.2). Der Korporatismus, der in wirt- 
schaftspolitischen Fragen als ein außer- bzw. vorparlamentarischer Verbund zwischen 
Staat, Unternehmerverbänden und Gewerkschaften zum Zwecke der Interessenabstim- 
mung definiert wird, ein Verbund, der an die Stelle des klassischen pluralistischen Interes- 
senausgleiches in Form lobbyistisch beeinflußter parlamentarischer Entscheidungen tritt, 
wird also als eine mehr oder minder starke strukturelle Änderung im Rahmen des kapitali- 
stischen oder pluralistischen Systems gesehen. Ungeachtet dieser einmütigen Ablehnung 
der Interpretation des Korporatismus als »total system« (Panitch) lassen sich jedoch auch in 
der bundesrepublikanischen Debatte beträchtliche Differenzen ausmachen, was Geltungs- 
bereich und Erklärungswert des Korporatismus-Theorems betrifft. Die grundlegenden Po- 
sitionen markieren dabei Lehmbruch und Alemann/ Heinze mit dem Modell des liberalen 
und Esser/Fach mit dem des selektiven Korporatismus. Sie sind auch für die Auseinander- 
setzung über die Rolle der Gewerkschaften in der BRD entscheidend. 


Die Positien des liberalen Korporatismus 


Charakteristisch für den Ansatz des liberalen Korporatismus ist, daß seine Vertreter trotz 
unterschiedlicher Auffassung über die Bedeutung des korporatistischen Verbunds zwischen 
»Staat, Kapital und Arbeit« - Lehmbruch sieht das »zentrale Problem neokorporatistischer 
Steuerung im Wohlfahrtsstaat in der ’Inkorporation’ der Gewerkschaften« (Lehmbruch / 
Fach 1980), Alemann/Heinze dagegen neigen, ausgehend von der Verbändeforschung, 
eher dazu, diesen Verbund als einen unter vielen zu betrachten (Alemann /Heinze 1981) - 
sich insofern einig sind, als die Einbindung in einen formellen oder informellen Tripartis- 
mus nur vermittels einer Austauschlogik möglich ist, die für jeden der Beteiligten Vorteile 
in der einen oder anderen Weise mit sich bringt. 

Sollte aun im Rahmen eines solchen korporatistischen Verbunds eine der beteiligten Seiten 
für ihre Zugeständnisse auf einem Gebiet keine Kompensation auf einem anderen erhalten, 
so würde - das die These des liberalen Korporatismus - der Verbund zerbrechen, da diese 
Seite die »exit-option« wählen, d.h. ausscheiden würde. »Exit«- und »voice-option« als je- 
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derzeit wählbare Möglichkeiten bilden demnach die Basis korporatistischer Strukturen. Je 
nachdem, ob man sich Vor- oder Nachteile erwartet, kann jede der beteiligten Großorgani- 
sationen also ein- oder auch austreten. 

Bezogen auf die Gewerkschaften bedeutet das, daß diese innerhalb eines tripartistischen 
Verbundes, wie ihn beispielsweise die Konzertierte Aktion darstellte, für vor allem lohnpo- 
litische Zurückhaltung Gegenleistungen auf anderen Gebieten wie etwa der Sozial- oder 
Steuerpolitik erwarten können. Welche Formen diese Gegenleistung annehmen, wird nun 
von den einzelnen Vertretern dieses Theorems allerdings zum Teil unterschiedlich bewer- 
tet. So steht für Streeck das Interesse der Gewerkschaften anı der Organisationsabsicherung 
im Vordergrund (Streeck 1978), d.h. der Wunsch, Organisationsschwierigkeiten über staat- 
liche Garantien in Form von gesetzlichem Schutz von Konkurrenzorganisationen etc. zu 
bewältigen, während das bei Lehmbruch und auch Alemann / Heinze so gut wie keine Rol- 
le spielt. Für letztere ist vor allem die Frage der Mitbestimmung von großer Bedeutung 
(Alemann/ Heinze 1981), für ersteren neben dieser gleichrangig Probleme der Steuer- und 
Sozialpolitik, der Arbeitsmarktpolitik oder der Investitionslenkung (Lehmbruch/Fach 
1980) Es geht also darum, daß die Gewerkschaften für lohnpolitische Mäßigung einen Aus- 
gleich z.B. in Form gesenkter Lohnsteuersätze, aktiver Arbeitsmarktpolitik, stärkerer Mit- 
sprache bei der Strukturpolitik oder größerer Mitbestimmungsrechte erhalten. Ob und in 
welchem Umfang solche Gegenleistungen im Rahmen eines »rationalen Austauschkalküls« 
(Lehmbruch) nun auch wirklich geleistet werden, bleibt allerdings fraglich. So deutet das 
Scheitern der Konzertierten Aktion, wie auch Alemann/Heinze feststellen, zumindest 
»auf die generelle Labilität dieser neokorporatistischen Verhandlungssysteme hin, die (ih- 
rer Meinung nach, d. Verf.) nur dann arbeiten können, wenn für alle Beteiligten direkte 
Vorteile herauskommen oder der Verzicht auf einzelne Optionen durch andere Erfolge 
kompensiert werden kann« (Alemann/ Heinze 1981, S.59). Denn andernfalls würde dieser 
»Zwang zum "Pareto-Optimum’ ... besonders für die gewerkschaftliche Beteiligung an ei- 
ner kooperativen Einkommenspolitik fortwährende Spannungen (Alemann/Heinze 
1981, S. 59) mit sich bringen, da es zu Protesten der Gewerkschaftsmitglieder komme. 
Diese durch das Schicksal der Konzertierten Aktion oberflächlich zunächst bestätigte Posi- 
tion des liberalen Korporatismus weist jedoch zwei entscheidende Schwächen auf, die auch 
in der Korporatismus-Debatte vor allem von Armingeon und Esser benannt werden. Denn 
zum einen bleiben ihre Vertreter den Nachweis dafür schuldig, daß die realen Verbesserun- 
gen auf finanz- und sozialpolitischem Gebiet oder in anderer Hinsicht auch wirklich Resul- 
tat der lohnpolitischen Zurückhaltung sind, zum anderen haben sie keine Antwort auf die 
Frage, warum die Gewerkschaften auch in solchen Fällen, in denen, wie in der Krise der 
saarländischen Stahlindustrie, für sie keinerlei Vorteile im Sinne eines »Austauschkalküls« 
zu erwarten sind, zur kooperativen bzw. korporatistischen Zusammenarbeit bereit sind. 
Am ersten Schwachpunkt nun setzt Armingeon an, der im Abschlußbericht eines Teilpro- 
jekts des Konstanzer Neo-Korporatismus-Projekts (Armingeon 1982) beim Vergleich meh- 
rerer hochindustrialisierter Länder Westeuropas mit starken sozialdemokratischen Partei- 
en zu der Feststellung gelangt, »daß neo-korporatistische Einkommenspolitik keine, dafür 
jedoch Sozialpartnerschaft und sozialdemokratische Regierungsbeteiligung eine differen- 
tielle Auswirkung auf die staatliche Politikproduktion hat« (Armingeon 1982, 5.236). Er 
begründet dies damit, daß sich in der vergleichenden Untersuchung zwar eine Parallelität 
zwischen korporatistischen Vereinbarungen über lohnpolitische Mäßigung und Kompen- 
sationen in anderen Bereichen wie etwa der Sozialpolitik herausgestellt habe, diese Kom- 


108 Michael Hartmann 


pensationen jedoch nur scheinbar Resultat der korporatistischen Einkommenspolitik sei- 
en. Denn die erkennbaren, den Interessen der Gewerkschaften in einer Reihe von Punkten 
entsprechenden staatlichen Entscheidungen hinsichtlich Sozial-, Antiinflations- oder Ar- 
beitsplatzsicherungspolitik seien nicht Ergebnis eines korporatistischen Tauscharrange- 
ments, sondern nur der Ausdruck politischer Übereinstimmung hinsichtlich der gesamtge- 
sellschaftlichen Zielvorstellungen zwischen Gewerkschaften und sozjaldemokratischen Re- 
gierungsparteien. Es handele sich demnach »bei den staatlichen Politiken insofern um eine 
symbolische Politik, als Tauschpolitiken zugestanden werden, die schon vor dem einkom- 
menspolitischen Arrangement auf dem Programm der Regierung standen« (Armingeon 
1982, $.219)'. Armingeon billigt insofern zwar die Feststellung, daß den Gewerkschaften 
für ihre lohnpolitischen Zurückhaltung Kompensation gewährt werden müsse, er bezwei- 
felt aber, daß diese Kompensationen in einem ursächlichen Zusammenhang mit dem Lohn- 
verzicht stehen. Als einzig sichtbares Ergebnis des. korporatistischen Interessenausgleichs 
bleibt demnach die gewerkschaftliche Lohnmäßigung, während die anderen Objekte des 
Tauschvorgangs nur symbolischer Natur sind. »Statt einer wechselseitigen Beeinflussung 
und Instrumentalisierung von Verbänden und Staat ergibt sich, unter dem Aspekt von 
quantitativen Veränderungen, eine einseitige und suboptimale Instrumentalisierung der 
Gewerkschaften durch das politisch-administrative System« (Armingeon 1982, 5.225). 


Während Armingeon nun aber trotz seiner Kritik an der tatsächlichen Durchsetzung des 
»rationalen Austauschkalküls« immerhin reale Verbesserungen auf Gebieten wie der So- 
zialpolitik feststellt, so daß, wenn auch nicht direkt als Ergebnis des korporatistischen Ar- 
rangements, Kompensation für Lohnzurückhaltung stattfindet und insofern ein symboli- 
scher Austauschakt möglich ist, bezweifeln sowohl Esser/Fach als Vertreter des Theorems 
vom selektiven Korporatismus als auch Heinze in seinen jüngsten Arbeiten oder indirekt 
auch Heinze u.a. gerade die Tatsache solche genereller realer Verbesserungen. Geht es für 
Esser /Fach dabei jedoch, wie noch zu zeigen sein wird, um den Beweis, daß korporatisti- 
sche Zusammenarbeit von den Gewerkschaften auch ohne Kompensation im Sinne eines 
liberalen Korporatismus bejaht wird, geht Heinze davon aus, daß solche Kompensationen 
zwar erfolgen, letztendlich aber nur für einen Teil der Gewerkschaftsmitglieder. Er akzep- 
tiert also im Unterschied zu Esser/Fach noch die in diesem Zusammenhang wesentliche 
Position des Ansatzes vom liberalen Korporatismus, die »rationale Austauschlogik«, gehört 
in diesem Sinne daher auch zu seinen Vertretern, obwohl er sich in vielen Punkten dem 
Theorem des selektiven Korporatismus stark angenähert hat. Seine »liberal-korporatisti- 
sche Grundposition« wird daran deutlich, daß für ihn neokorporatistische Zusammenar- 
beit ohne Vorteile für alle Seiten nicht möglich ist, diese Vorteile sich unter den heutigen 
krisenhaften Bedingungen aber eben nur noch auf Kosten anderer verwirklichen lassen. 
»Die an korporatistischen Arrangements beteiligten Politikakteure erwarten von dieser 
Mitwirkung, trotz aller Kompromißbereitschaft, gewisse Vorteile, die auch weitgehend auf 
Kosten nicht oder schwach organisierter Interessengruppen (Randgruppen, Konsumenten 
etc.) realisiert werden« (Heinze 1982a, 5.2). Sollten solche Kompensationsgeschäfte nicht 
zustande kommen, eine Seite, d.h. die Gewerkschaften, ohne Vorteil im Sinne von Verbes- 
serungen bleiben, kommt es nach Heinzes Ansicht zu einem Rückzug aus dem Verbund. 
Insofern sei eine veinseitige Druckausübung auf Dauer« nicht möglich. Eine »kooperative 
Krisenregulierung« erfordere Zugeständnisse an die Gewerkschaften. Eine Mitarbeit ihrer- 
seits sei an Kompensationen wie »eine erweiterte überbetriebliche Mitbestimmung, stärke- 
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re Beteiligung an der staatlichen und kommunalen Politik, Arbeitszeitverkürzungen und 
-flezibilisierungen etc.« (Heinze 1982a, $.16) gebunder?. 

Die bis zu diesem Punkt noch sehr stark an »liberal-korporatistische« Positionen anknüp- 
fende Argumentation - schließlich profitieren alle am Verbund beteiligten Organisationen, 
wenn auch auf Kosten Dritter - erfährt nun allerdings eine wesentliche Erweiterung. Im 
Anschluß an die Aufsätze von Esser u.a. sowie Heinze u.a. wird der Kreis der bei der Zu- 
sammenarbeit gewinnenden Beteiligten des Verbundes im Falle der Gewerkschaften auf de- 
ren Kern, die männlichen deutschen Facharbeiter und Angestellten mittleren Alters redu- 
ziert. Das heißt, daß die gewerkschaftlich organisierten Ausländer, Frauen, alten und ju- 
gendlichen Arbeitnehmer ebenso wie die schon erwähnten Randgruppen zu den Verlie- 
rern des »Krisenkartells« gehören’. Die Gewerkschaften müssen also in Kauf nehmen, daß 
die im korporatistischen Verbund erzielbaren Vorteile zum einen nur noch für ihre 
Stammitgliedschaft gelten, sie zum anderen auch auf Kosten ihrer übrigen Mitglieder ge- 
hen. Das hat zur Folge, daß sie nicht nur, wie bei der Abwälzung der Kosten auf andere ge- 
sellschaftliche Gruppen mit gesellschaftlicher Isolierung rechnen müssen, sie müssen viel- 
mehr auch erhebliche innerorganisatorische Konflikte sowie deutliche organisatorische 
Einbußen in den Randbereichen einkalkulieren. Langfristig besteht sogar die Gefahr, daß 
die Gewerkschaften, wie Heinze es ausdrückt, »die ihnen abverlangten Steuerungsfunktio- 
nen nur noch für einen Teil der Arbeitnehmer, nämlich die Kerngruppen des Arbeits- 
markts, tatsächlich wahrnehmen können« und damit infolge ihres schwindenden Gewichts 
im korporatistischen Verbund auch »die Durchsetzungschancen für gewerkschaftliche For- 
derungen sinken« (Heinze 1982a, $.13) werden. Eine solche Analyse wirft natürlich die 
Frage auf, ob die Gewerkschaften sich bei dieser Form korporatistischer Austauschlogik 
wirklich noch im Sinne des Modells vom liberalen Korporatismus verhalten, wenn sie für 
kurzfristig und zudem noch auf einen Teil ihrer Mitglieder beschränkte Kompensationen 
langfristig einen sehr hohen Preis zahlen: den Preis eines erheblichen Machtverlustes auf- 
grund einer stärk geschrumpften Mitgliederzahl und damit auch Kampfkraft. Ob man in 
diesem Sinne daher noch von einem »rationalen Austauschkalkül« sprechen kann oder ob 
man für das Verhalten der Gewerkschaften, die ja ganz offensichtlich die großen Verlierer 
bei diesem Geschäft sind, nicht doch auf andere Erklärungen als die des »liberalen Korpora- 
tismus« zurückgreifen muß, bleibt bei Heinze offen. Denn obwohl er die Grundposition 
der »Austauschlogik« teilt, stellt er sie doch in einer Reihe von Punkten mit Ausführungen 
in Frage, die deutlich in Richtung auf einen »selektiven Korporatismus« gehen‘, dessen ent- 
scheidende Aussage ja nun gerade in der mehr oder minder deutlichen Absage an das Prin- 
zip des Tauschgeschäfts besteht. 


Die Position des selektiven Korporatismus 


Der Ausgangspunkt des Ansatzes vom »selektiven Korporatismus« liegt nun genau in der 
Frage, »wie und warum ... Gewerkschaften ihr Organisationsinteresse, ihre Kosten-Nut- 
zen-Kalkulation derart (definieren, d. Verf.), daß die kooperative Strategie als die beste an- 
gesehen wird« (Esser u.a. 1979, 5.94), obwohl man wie im Fall der Stahlkrise im Saargebiet 
anhand der Tatsache auch fragen könnte, ob sie nicht »mit dem Staat und gegen ihr eigenes 
Interesse kooperieren« (Esser/Fach 1977, $.1). Die Antwort auf diese Frage besteht nun 
für Esser/Fach als die klarsten Vertreter dieses Theorems im »Kooperationszwang« der 
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Gewerkschaften. Dieser Zwang zur konstruktiven Zusammenarbeit mit Kapital und Staat 
- so der Gedankengang von Esser/Fach - rührt daher, daß sie den Gesetzmäßigkeiten des 
kapitalistischen Weltmarkts keine Alternative entgegenzusetzen vermögen. Denn da ihre 
Erfahrungen besagen, daß sowohl der vergleichsweise immer noch hohe Lebensstandard 
der bundesdeutschen Lohnabhängigen als auch die, relativ gesehen, geringere Krisenbetrof- 
fenheit im wesentlichen das Produkt der ökonomischen Stärke der BRD auf dem Welt- 
markt sind, muß die »Sicherung und Ausweitung« (Esser) dieser Konkurrenzposition auch 
in ihrem Interesse liegen. Darin durch die eigene sozialpartnerschaftliche Tradition und die 
Entwicklungen in anderen Ländern (die Niederlagen der französischen und englischen 
Stahlarbeiter) bestärkt, bleibt ihnen demnach angesichts der weltweit zunehmenden Wirt- 
schaftskrise gar nichts anderes übrig, als kooperativ an dem Ziel der Wettbewerbsstärkung 
mitzuarbeiten. Gerade im Vergleich mit dem kämpferischen Verhalten der englischen und 
französischen Gewerkschaften in der Stahlkrise fallen zunächst nämlich die Vorteile ins 
Auge. Nicht nur bleiben die Opfer erheblich geringer, weil mit sehr viel weniger Aufwand 
zumindest dasselbe materielle Resultat herausgeholt wurde, es wurde durch die kooperati- 
ve ‚Strategie zudem auch eine Stärkung der Konkurrenzlage des BRD-Kapitals auf dem 
Weltmarkt erreicht. Letzteres gilt laut Esser/ Fach in dreierlei Hinsicht: »sachlich: Anpas- 
sungsmöglichkeiten werden besser ausgelotet; zeitlich: Anpassungszwänge werden schnel- 
ler erkannt und umgesetzt; sozial: Anpassungsfolgen fallen ’sanfter’ aus und werden da- 
durch leichter akzeptiert« (Esser/Fach 1980, $.58). 

Der dritte Punkt weist nun allerdings auch auf das entscheidende Problem hin, vor dem die 
Gewerkschaften nach Ansicht von Esser/Fach bei ihrer Mitarbeit am »Modell Deutsch- 
land« stehen. Da es im Unterschied zur Aufschwungsphase des BRD-Kapitalismus heute 
nicht mehr möglich ist, eine Verbesserung der Wettbewerbssituation des bundesdeutschen 
Kapitals mit Vorteilen für alle Lohnabhängigen und vor allem auch alle Gewerkschaftsmit- 
glieder zu verbinden, muß ausgesondert werden, wer zu den Nutznießern und wer zu den 
Opfern dieser Strategie gehört. Das Krisenkartell wird also selektiv. Den Maßstab gibt da- 
bei der Weltmarkt ab. Er bestimmt, was die Exportchancen schwächt und was sie stärkt. 
Dementsprechend wird die »Gesellschaft tendenziell in zwei Abteilungen« gespalten: 
»nützliche, weil (direkt oder indirekt) produktive, und überflüssige, weil nicht verwertbare 
Elemente« (Esser/Fach 1981, $.172). Zu den ersteren gehören die Kerngruppen der Be- 
schäftigten in den konkurrenzfähigen Branchen »Maschinen-, Anlagen- und Fahrzeugbau, 
Chemie/Mineralöl- und Kunststoffverarbeitung, Elektrotechnik« (Esser 1982), zu den 
letzteren, bezogen auf die Gewerkschaftsmitglieder, sowohl die Mehrzahl der Beschäftig- 
ten in den nicht wettbewerbsfähigen Branchen wie »Landwirtschaft, Bergbau, Konsum- 
und Verbrauchsgüterindustrie« und Stahlindustrie als auch die Randgruppen wie Auslän- 
der etc. in den ebenfalls auf Personalabbau angewiesenen »Wachstumsbranchen«. Für die 
Gewerkschaften hat das zur Folge, daß ihre kooperative Zusammenarbeit die schon bei 
Heinze geschilderten Schwierigkeiten noch weiter verschärft. Denn nun sind ja nicht mehr 
nur die sogenannten gesellschaftlichen bzw. gewerkschaftlichen Randgruppen betroffen, 
sondern in einer Reihe von Branchen auch der Kern des Mitgliederbestandes. Außerdem 
bleiben die Vorteile für die »Nutznießer« des Arrangements ja auch lediglich auf den Erhalt 
des Status quo begrenzt. Daß die Gewerkschaften dennoch an ihrer Mitarbeit im Krisen- 
kartell festhalten, liegt Esser zufolge zum einen, organisationspolitisch gesehen, an der Tat- 
sache, daß die großen Gewerkschaften IGM, ÖTV und IG Chemie ihren Mitgliederstamm 
vor allem aus den »Gewinnern« des »Modells Deutschland« rekrutieren, zum anderen, wie 
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Esser/Fach es formulieren, sowohl an »der sachgesetzlichen Einbettung ... in die unver- 
rückbaren Rahmenbedingungen des Weltmarkts« als auch, auf die Mitglieder bezogen, an 
»der disziplinierenden Wirkung des Risikos, herauszufallen, in die Marginalität abzusin- 
ken« (Esser/Fach 1981, S.176). Es bleibt den Gewerkschaften daher aus ihrer Sicht einfach 
keine andere Wahl, als auf die dominierende Stellung der Kernsektoren der deutschen In- 
dustrie auf dem Weltmarkt zu setzen und zu hoffen, daß sich ihre Kooperationsbereit- 
schaft auch auszahlt. Für sie »verdichtet sich die positive Kooperationserfahrung der Ver- 
gangenheit zum unentrinnbaren, alternativlosen, von der sozusagen naturgesetzlich wir- 
kenden Weltmarktkonkurrenz aufgeherrschten Kooperationszwang« (Esser 1982, S.261), 
dessen negative soziale und organisationspolitische Folgen in Kauf genommen werden 
müssen. 

Diese Erklärung für die Bereitschaft der Gewerkschaften, sich an korporatistischen Arran- 
gements zu beteiligen, weist nun im entscheidenden Punkt, der Frage nach den Motiven 
der Gewerkschaften, eine völlig andere Position auf als die des liberalen Korporatismus. 
Nicht positive Kompensationen, Alternativlosigkeit und Kooperationszwang beherrschen 
die Szene. An die Stelle eines auf staatliche Anregung hin geschlossenen Sozialpakts auf 
freiwilliger Basis mit jederzeitigem Kündigungsrecht, wie es die Konzertierte Aktion nach 
außen hin darstellte, tritt das »Modell Deutschland«, das seine Träger, soll es Erfolg haben, 
»einem festen Verhaltensmuster« unterwirft, ihnen also weder ein jederzeitiges Kündi- 
gungsrecht noch einen nennenswerten Handlungsspielraum läßt (vgl. Esser/Fach 1981, 
S.176f.). Dies gilt besonders für die Gewerkschaften, so daß nach Ansicht von Fach »die 
Tauschhypothese des liberalen Korporatismus, die voraussetzt, daß korporatistische Koo- 
peration prinzipiell in der freien Entscheidung der betroffenen Verbandsspitzen (insbeson- 
dere Gewerkschaften) steht, allenfalls begrenzte Erklärungskraft hat« (Lehmbruch/ Fach 
1980, S.46) oder, wie Esser es formuliert, die »Tauschgeschäfte/ Paketlösungen« (Lehm- 
bruch 1979) »für die Mitarbeit der deutschen Gewerkschaften jedenfalls nicht« »wesent- 
lich« sind (Esser 1982, $.265). Die Gewerkschaften, die »in der momentanen ökonomi- 
schen Situation sozusagen mit dem Rücken an der Wand« stehen, müssen sich vielmehr 
den Sachgesetzlichkeiten des Weltmarkts unterordnen und auch ohne Kompensationen, 
d.h. ohne Arbeitszeitverkürzung, ohne paritätische Mitbestimmung, ohne aktive Struktur- 
politik in ihrem Sinne, ohne Wirtschafts- und Sozialräte etc. weiter mitarbeiten (vgl. Esser 
1982, 5.265). 

Die Strategie zur Stärkung der bundesdeutschen Exportkraft ist also Esser/ Fach zufolge 
für die Gewerkschaften alternativlos, obwohl sie für die Sicherung der Arbeitsplätze und 
des Lebensstandards der Stammitgliedschaft aus den exportorientierten Bereichen langfri- 
stig einen sehr hohen und auch schon kurzfristig einen erheblichen Preis zahlen. Dieser 
Preis für ihre aktive Mitarbeit an der Spaltung der Gesellschaft, d.h. die Zugehörigkeit zu 
einem selektierenden korporatistischen Verbund, besteht darin, daß sie nicht nur mit den 
aktuellen Problemen der immer weitergehenden Abspaltung von »Randgruppen« vor al- 
lem in Form eines schrumpfenden Mitgliederreservoirs und einer sinkenden Kampfkraft 
konfrontiert werden, sondern ihnen auf Dauer ihre gänzliche Funktionslosigkeit droht. 
Denn, wie Esser/Fach es ausdrücken, »Gesellschaftsspaltung - das von ihnen willentlich- 
unwillentlich geförderte Entwicklungsmuster - bedeutet auch und vor allem Spaltung der 
Arbeiterklasse in zwei ohnmächtige Fraktionen. Ein Teil will seine Arbeitsplätze nicht 
aufs Spiel setzen, der andere hat keine Druckmittel zur Verfügung. Ist dieser Trend erst 
einmal weit genug fortgeschritten, wird eine gewerkschaftliche Organisation nach allen 
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Seiten hin überflüssig - amerikanische Erfahrungen liegen schon vor (das langsame Ausblu- 
ten der Stahlarbeiter-Union)« (Esser/Fach 1980, $.58f.) 

Doch obwohl das Theorem des selektiven Korporatismus die gesellschaftliche Realität ins- 
gesamt und besonders die der jetzigen Krisenlage weit angemessener analysiert als die ande- 
ren Korporatismusansätze, bleiben doch einige Fragen offen. Eine dieser Fragen wirft Esser 
auch selbst auf, ohne allerdings eine Antwort geben zu können, wenn er darauf hinweist, 
daß das Verhalten der nicht dem Exportkartell angehörenden Gewerkschaften einer Erklä- 
rung bedarf (Esser 1982, $.220). Warum tragen diese Gewerkschaften wie die IG Textil und 
Bekleidung, die IG Bau, Steine Erden oder die Drupa die Politik des »Modells Deutsch- 
land« so gut wie widerspruchslos mit, obwohl - dies vor allem bei der Drupa - ihr »organi- 
satorischer Kern, die Facharbeiter, einem erheblichen Schrumpfungsprozeß ausgesetzt ist« 
(Esser 1982, 8.171)? Die Vermutung, daß die Gewerkschaftsmitglieder in diesen Branchen 
»den offensiven Änpassungskurs trotz wesentlich höherer sozialer Opfer mittragen« (Esser 
1982, 5.220), erklärt überhaupt nichts. Warum tun sie das und warum riskieren die betrof- 
fenen Gewerkschaften ihre Existenz, und zwar nicht erst langfristig, sondern durchaus ab- 
sehbar? An die Frage, warum sich diese Verlierer des selektiven korporatistischen Blocks ° 
nicht anders als die Gewinner verhalten, schließt sich gleich eine weitere an, die nach der 
Lage der Gewinner. Ist es nun so, daß »die Erhaltung der Konkurrenzfähigkeit in Schlüssel- 
industrien hohe Löhne und Beschäftigung zumindest der gewerkschaftlich organisierten 
Kernarbeiterschaft« (Esser u.a. 1980, S.42) garantiert bzw. der »privilegierte Block ... sich 
zu den ’alten’ Bedingungen (hohe Gewinnspannen, passable Löhne, sichere Beschäftigung, 
qualifizierte Tätigkeit, stabile Konsumbefriedigung) auf Kosten jener Gruppen, für die bei 
verschärfter Weltmarktkonkurrenz solche Konditionen nicht mehr gelten können« (Es- 
ser/Fach 1981, 5.173) reproduziert, oder trifft es vielmehr zu, daß »das funktionsfähige 
’Zentrum’ durchaus kein sicherer Hort« ist, auch seine Mitglieder Gefahr laufen, in eine 
Grauzone gedrängt zu werden, »so daß die Grenze zu den ’Unterprivilegierten’ immer 
mehr verschwinden kann« (Esser u.a. 1980, 5.58) bzw. die fortschreitende »Modernisie- 
rung und Rationalisierung« auch die »Kernbelegschaften der weltmarktorientierten Unter- 
nehmen selbst« trifft, »so daß es auf längere Sicht schwerfällt, ’einen Kern auszumachen, 
der davon verschont bleiben sollte’« (Esser 1981, $.16). Diese zumindest als unklar, wenn 
nicht gar als widersprüchlich zu bezeichnenden Aussagen beinhalten zwei Fragen. Zum ei- 
nen bleibt zu klären, welche Folgen das korporatistische Arrangement für die »Gewinner« 
der Gesellschaftsspaltung nun wirklich hat, zum anderen taucht das Problem auf, in wel- 
chem Maße die Alternativlosigkeit und in welchem die konkreten Vorteile für den Mitglie- 
derstamm in den »Wachstumsbranchen« das Verhalten der Gewerkschaften bestimmen, ob 
also, mit anderen Worten, die Gewerkschaften die Politik des selektiven Korporatismus 
nur so lange mittragen, wie für ihre Kernmitgliedschaft der Status quo gesichert werden 
kann, d.h. in diesem Sinne auch ein Tauschgeschäft stattfindet, oder ob es für ihre Koope- 
rationsbereitschaft keine Grenze außer der ihrer eigenen Funktionslosigkeit oder Abschaf- 
fung gibt. 

In diesem Zusammenhang ergeben sich dann noch drei weitere Fragen. Erstens wäre zu er- 
örtern, wie stark das Interesse des Kapitals am korporatistischen Verbund gerade bei sich 
verschärfender Krise noch ist, unter welchen Bedingungen sie ihn auch gegen den Willen 
der Gewerkschaften aufkündigen’; zweitens bleibt die Frage zu klären, ob die von Esser /- 
Fach konstatierte innerorganisatorische Ruhe auch weiterhin anhalten wird, die Gewerk- 
schaften ihre Strategie also auch dann weiterverfolgen können, wenn die Betroffenheit der 
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Stammitgliedschaft zunimmt; und drittens ist zu fragen, ob man im Rahmen des selektiven 
Korporatismus nun, wie Fach meint, Indizien für eine »’Verstaatlichung’ (oder’ Inkorpora- 
tion’) der Gewerkschaften« (Lehmbruch /Fach 1980, $.47) findet oder ob, wie Esser es for- 
muliert, eine eindeutige Zuordnung gesellschaftlicher Organisationen wie Gewerkschaf- 
ten zum Staatsapparat im Sinne von deren ’Verstaatlichung’« (Esser 1982, $.241) problema- 
tisch ist. Alle diese offenen Fragen weisen auf Schwächen des Thecrems vom »selektiven 
Korporatismus« hin, so daß hierfür in allerdings abgeschwächter Form dasselbe gilt, was 
Esser über das des »liberalen Korporatismus« kritisch sagt: »Eine theoretische Erklärung 
dafür, warum die deutschen Gewerkschaften dieser staatlich induzierten Form von Klas- 
senkollaboration zustimmen, ist nur verkürzt vorhanden« (Esser 1982, 5.251). 


Sozialparinerschaft oder korporatistischer Block 


Betrachtet man sich nun zusammenfassend die wesentlichen Beiträge, die die bundesdeut- 
sche Korporatismus-Debatte zur Analyse gewerkschaftlichen Handelns beigetragen hat, so 
ist auffällig, daß beim Ansatz des »liberalen Korporatismus« die entscheidenden Schwach- 
punkte, vor allem die Tauschhypothese, schon im Rahmen dieser Diskussion benannt wor-. 
den sind, und zwar sowohl von Vertretern, die diesem Theorem selbst nahe stehen, wie 
Heinze oder Armingeon, als auch von solchen, die wie Esser / Fach einen anderen Korpora- 
tismus-Ansatz verfolgen. Demgegenüber mangelt es fast vollkommen an kritischen ÄAuße- 
rungen zum Theorem des »selektiven Korporatismus«. Dies gilt dabei nicht nur für die in- 
terne Korporatismus-Debatte, sondern ebenso für Kritik von »außen«. Denn abgesehen 
von einer die wesentlichen Punkte nur zum Teil treffenden kritischen Stellungnahme von 
Hoffmann (Hoffmann 1981) und einer nur sehr indirekten, nämlich über eine Auseinan- 
dersetzung mit Heinze u.a. erfolgenden Kritik von Dzielak u.a. (Deeke/Dzielak 1981) an 
einzelnen Teilen des Ansatzes gibt es keine Äußerungen kritischer Art. Ob dies nun an der 
im Rahmen der gesamten Korporatismus-Diskussion eher als Außenseiterposition zu be- 
schreibenden Sonderstellung dieses Ansatzes liegt oder an dem großen Maß an Plausibili- 
tät, wie z.B. die ohne inhaltliche Auseinandersetzung erfolgende Übernahme wesentlicher 
Teile durch Heinze vermuten läßt, muß offen bleiben. Jedenfalls verspricht gerade der ho- 
he Grad sowohl an theoretischer Fundierung und Ausarbeitung als auch an oberflächlicher 
Plausibilität, daß eine kritische Beschäftigung mit dem Theorem des »selektiven Korpora- 
tismus« die Analyse der gewerkschaftlichen Reaktion auf die Krise weiterbringen kann. 
Deshalb sollen die folgenden Ausführungen dem Zweck dienen, aus einer Kritik der ent- 
scheidenden Schwächen dieser Position einen treffenden Ansatz für die Erklärung des ge- 
werkschaftlichen Handelns bzw. Nicht-Handelns zu entwickeln. , 

Die eine entscheidende Schwäche, die auch oberflächlich relativ leicht zumindest als zu fül- 
lende Leerstelle zu erkennen ist, besteht dabei in dem so gut wie völligen Fehlen einer nä- 
heren Analyse der Kapitalinteressen. Denn obwohl, wie auch Esser /Fach konstatieren, das 
Kapital die dominierende Rolle spielt, da ohne seine Mitwirkung keine Lösung möglich ist, 
wird sein Interesse am korporatistischen Arrangement immer schon als offenkundig gege- 
ben vorausgesetzt. Zwar ist die Begründung dafür, die Tatsache, daß die Kapitalseite bei 
den geschilderten Absprachen immer der eindeutige Gewinner ist, zunächst einleuchtend, 
bei näherem Hinsehen entpuppt sie sich jedoch als fragwürdig. Dies gilt in zweierlei Hin- 
sicht. Einmal entstehen natürlich auch auf seiten des Kapitals Konflikte durch die Existenz 
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von Gewinnern und Verlierern, zum anderen zeigt eine Reihe von Beispielen, daß die Be- 
reitschaft zum korporatistischen Arrangement trotz der klaren Vorteile beim Kapital 
durchaus nicht immer vorausgesetzt werden kann. Beide Punkte werden auch von Esser, 
allerdings sehr am Rande, vermerkt. Doch während dies beim ersten, weniger wichtigen - 
weniger wichtig deshalb, weil auch in den verlierenden Branchen die stärksten und tonan- 
gebenden Kapitale weitgehend auf Weltmarktorientierung setzen müssen und auch setzen 
(z.B. Hochtief oder Holtzmann in der Bauindustrie) - zumindest inhaltlich eindeutig for- 
muliert wird, indem Esser, allerdings nur in einer Anmerkung, von vorganisatorischen 
Vereinheitlichungsproblemen« aufgrund der unterschiedlichen »Kosten-/Nutzenvertei- 
lungen« (Esser 1982, 5.218) spricht, wird das zweite Problem nur indirekt und ohne Er- 
kenntnis seiner Wichtigkeit erwähnt. Wenn Esser nämlich sowohl bei der Darstellung des 
Stahlstreiks als auch bei der Schilderung der Bemühungen der IG Textil/Bekleidung um 
ein »Sozialklausel-Konzept« für den Textilien-Import schildert, daß in beiden Fällen die so- 
zialpartnerschaftlichen Vorstellungen der Gewerkschaften vom Kapital abgelehnt und 
mehr oder weniger durch »Klassenkampf von oben« ersetzt wurden, aber keine weiteren 
Konsequenzen daraus zieht, so stellt sich die Frage, ob er die Bedeutung dieses Verhaltens 
richtig. erkennt bzw. einschätzt. Denn beide Fälle zeigen in allerdings unterschiedlicher 
Weise symptomatisch die Grenzen auf, die der gewerkschaftlichen Bereitschaft zu koopera- 
tiven Vereinbarungen durch die Verwertungsinteressen des Kapitals gesteckt werden. 

So läßt sich an der Reaktion der Textilindustriellen auf das »Sozialklausel-Konzept« der 
Gewerkschaft Textil/Bekleidung, das die Handelsverträge mit »Billiglohn«-Ländern an die 
Einführung sozialer Minimalstandards in diesen Ländern knüpfen wollte, deren Textilex- 
porte damit verteuern sollte, deutlich erkennen, wie wenig solche kooperativen Angebote 
zur gemeinsamen Abwehr von Billigimporten bei den Unternehmen auf Resonanz stoßen, 
wenn andere Strategien diesen effektiver erscheinen. Zwar gehören die Kapitale in dieser 
Branche nicht zum »Weltmarktblock« und haben insofern, wie das Welttextilabkommen 
belegt, auch ein gewisses Interesse an protektionistischen Maßnahmen, doch hört dieses In- 
teresse und damit auch die sozialpartnerschaftliche Zusammenarbeit mit der Gewerkschaft 
dort auf, wo profitablere Auswege aus der Krise winken. Das ist aber genau bei der Produk- 
tion in »Billiglohn-Ländern« der FalP. Denn während die Verlagerung größerer Teile der 
Produktion in solche Länder für die bundesrepublikanischen Gewerkschaften in der heuti- 
gen Situation immer einen erheblichen Verlust von Arbeitsplätzen mit all seinen Folgen 
beinhaltet, stellt sie für die größeren Unternehmen eine sinnvolle und sehr effektive Strate- 
gie zur Behauptung im weltweiten Konkurrenzkampf dar. Sie ist geeigneter als eine zusam- 
men mit den Gewerkschaften verfolgte Stärkung des Protektionismus und wird dement- 
sprechend auch gegen die gewerkschaftlichen Interessen durchgesetzt, deren Angebote zur 
Mitarbeit in so einem Fall bedeutungslos sind. s 

Solche Strategien zur internationalen Arbeitsteilung unterlaufen die nach Ansicht von Es- 
ser/Fach für das Interesse der Gewerkschaften am »korporatistischen Block« entscheiden- 
de Position der Arbeitsplatzsicherung durch Erhöhung der Konkurrenzfähigkeit. Denn 
wenn die Verbesserung der Konkurrenzlage nicht mehr im nationalen, sondern im interna- 
tionalen Rahmen gelöst wird, geht die Gleichung nicht mehr auf, die die Gewerkschaften 
aufmachen. Zwar könnte von Vertretern des Modells des »selektiven Korporatismus« ein- 
gewandt werden, daß auch eine Produktionsverlagerung im Interesse des gewerkschaftli- 
chen Mitgliederstamms sein kann, solange sie auf die Randgruppen, seien es Ausländer etc., 
seien es nicht zum »Exportkartell« gehörende Branchen, beschränkt bleiben, doch hat. die- 
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ser zugegebenermaßen teilweise richtige Einwand den Haken, daß eine solche Beschrän- 
kung nicht garantiert ist. Vielmehr werden mit zunehmender Krise, wie z.B. die jüngste 
Verlagerung von VW-Produktionskapazitäten nach Spanien oder die Schließung von Vi- 
deocoler durch Thomson-Brandt zeigen, auch die Arbeitsplätze von Gewerkschaftsmit- 
gliedern bedroht, die dem Kern der Mitgliedschaft in den Wachstumsbranchen zugerech- 
net werden müssen. Daß die Gewerkschaften solchen Maßnahmen des Kapitals dennoch so 
gut wie überhaupt nicht, wenn das bundesdeutsche Unternehmen der dominante Faktor 
wie im Falle VW ist, oder allenfalls schr gebremst und vor allem wortradikal, wenn auslän- 
dische Unternehmen wie bei Thomson-Brandt federführend sind, begegnen, bedarf also ei- 
ner anderen bzw. weitergehenden Erklärung, als sie vom Theorem des »selektiven Korpo- 
ratismus« geliefert wird. 

Dasselbe gilt auch für das zweite bei Esser behandelte Beispiel, das der Stahlkrise im Ruhr- 
gebiet und des daraus resultierenden Streiks. Denn, wie Esser richtig darstellt, kam es zu 
diesem Streik nur deshalb, weil das Stahlkapital im Ruhrgebiet nicht mehr bereit war, die 
bis dahin betriebene Form des sozialpartnerschaftlich vereinbarten und abgemilderten Ar- 
beitsplatzabbaus noch länger mitzumachen. Es ging dabei von der Einschätzung aus, daß 
die Gewerkschaften zwar bereit seien, die durch die Arbeitszeitreduzierung entstehenden 
Kostenbelastungen durch niedrigere Lohnabschlüsse weitgehend auszugleichen, eine solche 
Regelung aber zum einen »den aus Modernisierungs- und Rationalisierungsgründen für 
notwendig erachteten Arbeitsplatzabbau« (Esser 1982, 5.182) verhindern würde und sie 
zum anderen aus politischen Erwägungen irn Interesse des Gesamtkapitals in diesem als für 
diesen Zweck günstig empfundenen Wirtschaftssektor stellvertretend abgewehrt werden 
sollte. Auch in diesem Fall war die gewerkschaftliche Bereitschaft zur partnerschaftlichen 
Zusammenarbeit also nicht mehr gefragt. Angesichts der Tiefe der Krise setzte das Kapital 
vielmehr auf Konfrontation, d.h. die teilweise Entmachtung der Gewerkschaft und eine 
weitgehend ohne deren Mitarbeit konzipierte radikale Planung des Personalabbaus. Diese 
Konzeption hat sich, wie das Verhalten des Kapitals im Falle Hoesch beweist, bis heute 
nicht verändert, so daß man sagen kann, daß der Wille zum Sozialpakt auf seiten des Kapi- 
tals mit sich verschärfender Krise deutlich abnimmt und traditionellere und radikalere Lö- 
sungen bevorzugt werden. Die Weigerung des Kapitals zur Mitarbeit am »korporatisti- 
schen Arrangement« läßt sich somit auch nicht, wie es Esser Armingeon auf dessen Beispiel 
der Schwarzwälder Uhrenindustrie hin vorhält, auf die Rückständigkeit von mittelständi- 
schen Unternehmen zurückführen, die dann von den »großen innovations- und koopera- 
tionsbereiten Unternehmen« (Esser 1982, 5.148) verdrängt würden; es muß vielmehr, wie 
die hochmoderne und -zentralisierte Stahlindustrie zeigt, nach einer anderen Erklärung ge- 
sucht werden. Dies gilt ebenso für das gewerkschaftliche Verhalten, das sich dadurch aus- 
zeichnet, daß die IGM Sozialpartnerschaft sucht und sich, auch wenn es sie nicht findet, 
dennoch kooperativ wie ein Partner verhält. 

Schließlich erweist sich auch ein Einwand, der darauf abzielt, daß Stahl und Textil ja Kri- 
senbranchen sind und demnach nicht zum Wachtumskartell gehören, als nicht stichhaltig. 
Denn gerade die Großchemie, die aus bundesdeutscher Sicht erfolgreichste Kapitalfraktion 
auf dem Weltmarkt, ist ein hervorragendes Beispiel dafür, wie nicht nur ökonomische 
Schwäche, sondern auch ökonomische Stärke die Bereitschaft des Kapitals entscheidend 
verringert, mit den Gewerkschaften »korporatistische Arrangements« zu treffen. Wie 
Schudlich (Schudlich 19822 und b) darlegt, ist es nämlich exakt die wirtschaftliche Stärke 
und der damit verbundene finanzielle Spielraum, die es den drei Chemiegiganten Bayer, 
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BASF und Hoechst zusammen mit der besonderen Produktionsstruktur - ein sehr geringer 
Anteil an Facharbeitern - erlauben, ihre eigenen Vorstellungen ohne Abstimmung mit der 
IG Chemie durchzusetzen. Indem sie innerbetriebliche Zugsständnisse in Form außertarif- 
licher Zulagen gewähren, höhlen sie die Tarifhoheit der Gewerkschaft entscheidend aus, 
indem sie betriebliche Vertrauensleute wählen lassen, demonstrieren sie die gewerkschaftli- 
che Schwäche in den Betrieben, die von der IG Chemie in Form der Anerkennung dieser 
Vertrauensleute auch lange akzeptiert wurde, und indem sie gewerkschaftlichen Wider- 
stand wie Streiks rigoros bekämpfen, zeigen sie die engen Grenzen gewerkschaftlichen Wi- 
derspruchs deutlich auf, All dies führt dazu, daß die Gewerkschaft sowohl für große Teile 
der Beschäftigten als auch für das Chemiekapital in vieler Hinsicht bedeutungslos ist. Die 
Chemiegiganten sichern sich somit loyale Belegschaften, die zum überwiegenden Teil aus 
den nicht gewerkschaftlich organisierten un-/angelernten Produktionsarbeitern und An- 
gestellten bestehen, mit der Konsequenz, daß »in der chemischen Industrie die Entschei- 
dungen ohne wirkliche Beteiligung der IG CPK getroffen und durchgesetzt werden, ... ein 
’korporatistischer Steuerungsverbund’ überflüssig erscheint« (Schudlich 1982b, 5.168). Die 
IG Chemie-Angebote zur sozialpartnerschaftlichen Zusammenarbeit sind in diesem Sinne 
für das Kapital also relativ wertlos. Daß sie dennoch immer wieder unverdrossen erneuert 
werden, die IG-Chemie trotz des Verhaltens des Chemie-Kapitals zu den kooperationswil- 
ligsten Gewerkschaften des DGB zählt, kann ebenso wie die Haltung der Chemie-Konzer- 
ne durch den Ansatz des »selektiven Korporatismus« nicht zutreffend analysiert werden. 
Denn wie alle die genannten Beispiele zeigen, stimmt bei den Kernaussagen von Esser / 
Fach weder die, derzufolge das »Modell Deutschland« »seine Träger einem festen Verhal- 
tensmuster (unterwirft, d. Verf.), aus dem sie nicht ausbrechen können, ohne ihre Repro- 
duktionsbasis zu gefährden«, noch die, »daß sie ihre Sonderinteressen nicht einseitig auf 
Kosten ihrer Partner durchsetzen können«, noch die, daß »der Rückzug aus dem korpora- 
tistischen Block ... für jeden Beteiligten seinem institutionellen Selbstverständnis nach exi- 
stenzbedrohlich« (Esser/Fach 1981, 5.177) sei. Für das Kapital gelten all diese Bestimmun- 
gen nicht. Unter den derzeitigen Bedingungen in der BRD hängt die Stabilität bzw. das Zu- 
standekommen sozialpartnerschaftlicher Abmachungen und damit auch »korporativer Ar- 
rangements« deshalb im wesentlichen von der Bereitschaft des Kapitals ab, sie auch mitzu- 
tragen. Das hat im übrigen auch schon Schmitter erkannt. Er weist darauf hin, daß entge- 
gen den Annahmen vieler linker Wissenschaftler nicht von seiten der Gewerkschaftsbasis, 
sondern von seiten des Kapitals die größte Bedrohung für korporatistische Abkommen 
herrührt, Als Begründung für diese Feststellung führt er zu Recht unter anderem an, daß 
korporative Arrangements es den Unternehmern in Krisenzeiten viel schwerer machen, 
»das zu tun, was sie historisch unter dieser Umständen getan haben, das heißt Nutzen aus 
der Krise durch Schwächung der Arbeiterorganisationen und Abbau von Arbeitnehmerpo- 
sitionen zu ziehen« (Schmitter 1981, 5.77). Damit wird deutlich, daß das Kapital seine Zu- 
stimmung zu sozialpartnerschaftlichen Vereinbarungen eindeutig von einer Art Austausch 
abhängig macht. Die Gewerkschaften müssen für Zugeständnisse, und seien es auch nur 
solche langsameren Personalabbaus oder besserer Sozialpläne, entweder Mäßigung bei ih- 
ren Forderungen üben und/oder für soziale Ruhe sorgen. Ersteres ist vor allem zu Zeiten 
der Hochkonjunktur der Fall, wie z.B. die Konzertierte Aktion zeigt, letzteres eher in Kri- 
senzeiten. In dem Maße, in dem beide Ziele jedoch auch mit anderen Mitteln zu erreichen 
sind, weil die Krise einen sozialen Abbau erlaubt, ohne daß es - aus Angst vor Arbeitsplatz- 
verlust - zu nennenswertem Widerstand der Betroffenen kommt, verliert die Koopera- 
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tionsbereitschaft der Gewerkschaften an Bedeutung. Dasselbe gilt auch dann, wenn die Po- 
sition des Kapitals, wie im Falle der Chemie-Giganten, aus anderen Gründen sehr stark 
und die der Gewerkschaften schwach ist. Das Kapital gesteht den Gewerkschaften also nur 
entsprechend deren effektiver Stärke etwas zu. Das bedeutet konkret, daß seine Koopera- 
tionswilligkeit mit zunehmender Krise abnimmt, da es die Gewerkschaften zum einen, was 
materielle Forderungen betrifft, für ein »Maßhalten« kaum noch braucht, die Gewerk- 
schaften zum anderen zwar für die Vermeidung und Kanalisierung sozialer Unruhen nötig 
sind, diese Notwendigkeit aber aus zwei Gründen mit keinem allzu großen Entgegenkom- 
men auf seiten des Kapitals bezahlt werden muß. Denn einerseits diszipliniert die Krise die 
Beschäftigten automatisch, und dies besonders bei dem Bewußtseinsstand der Arbeitneh- 
mer in der BRD, andererseits sind die Gewerkschaften, wie die Entwicklung der Stahl- 
oder der Textilindustrie belegt, auch ohne ein solches Entgegenkommen zur sozialpartner- 
schaftlichen Zusammenarbeit und - was wesentlicher ist - zu weitreichenden Zugeständnis- 
sen bereit. Es sieht also so aus, als ob das Kapital sich seine Bereitschaft zur Kooperation 
stets mit eindeutigen Gegenleistungen gewerkschaftlicherseits honorieren läßt, bildlich ge- 
sprochen nur gegen »harte Währung« tauscht, die Gewerkschaften dagegen die Sozialpart- 
nerschaft fast zu jedem Preis anstreben. 

Es muß nun gefragt werden, inwieweit der Ansatz des »selektiven Korporatismus«, wenn 
er Motive und Verhalten des Kapitals nicht zutreffend bzw. unzureichend erklärt, noch in 
der Lage ist, Motivation und Handeln der Gewerkschaften hinreichend zu analysieren. 
Denn wenn man sich die offengebliebenen Fragen ansieht, scheint es so, als ob bei ihm hin- 
sichtlich des gewerkschaftlichen Verhaltens genau das eine zu große Rolle spielt, was bei 
der Darstellung der Kapitalseite unter den Tisch fällt, die »Austauschlogik« nämlich. Ob- 
wohl Esser/Fach nämlich immer wieder den durch die Weltmarktgesetze bedingten 
Zwangscharakter des Krisenkartells betonen, demnach die Gewerkschaften unter »Koope- 
rationszwang« stehen, fällt doch auf, daß sie in ihrer konkreten Analyse im entscheiden- 
den Punkt nicht anzugeben vermögen, wie weit dieser Zwang geht. Zu erkennen ist das an 
zwei Problemen. Einmal bleibt offen, warum sich auch Gewerkschaften, die nicht zum 
Weltmarktblock. gehören, weiterhin sozialpartnerschaftlich verhalten, zum anderen ver- 
mittelt die Analyse trotz einiger anderslautender Formulierungen weitgehend den Ein- 
druck, als ob die Zusammenarbeit im »korporatistischen Block« für den Mitgliederkern der 
»Blockgewerkschaften« wenigstens mittelfristig den Lebensstandard oder zumindest die 
Arbeitsplätze für den Mitgliederstamm gegen Sozialabbau für den Rest, Grundbedingung 
für die Kooperationswilligkeit der Gewerkschaften ist, ob letztere also bei Nichteinhaltung 
von seiten des Kapitals aus dem »korporatistischen Block« ausscheiden oder ob sie, wie ei- 
nige Äußerungen bei Esser vermuten lassen, auch dann noch weiter mitmachen werden. 
Der Hauptgrund für all diese Unklarheiten oder Unstimmigkeiten ist darin zu suchen, daß 
Esser/Fach in Absetzung von dem doch sehr stark politologisch geprägten Theorem des 
»liberalen Korporatismus« einen Schritt zu weit gehen, indem sie dessen verkürzte Analyse 
vor allem auf die Vorherrschaft »politisch-ideologischer« sowie organisationssoziologisch 
gewonnener Faktoren« (Esser 1982, $.251) zurückführen. Denn sie haben in bezug auf die 
organisationssoziologischen Elemente zwar recht, doch ihre Abneigung gegen politisch- 
ideologische Erklärungen hat eindeutig negative Konsequenzen. Deutlich wird das sehr 
stark daran, daß Esser auf der einen Seite als entscheidende Faktoren für die »integrationi- 
stische Vergesellschaftung« der Gewerkschaften zwei historische Prozesse, die Zerstörung 
der Institutionen und Traditionen der Arbeiterbewegung durch den Faschismus sowie die 
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»bereits zu Zeiten der "Weimarer Republik’ etablierte reformistisch / wirtschaftsdemokrati- 

sche Programmatik einer Trennung von ökonomischem (Aufgabe der Gewerkschaften) 

und politischem Kampf im Rahmen des parlamentarischen Regierungssystems (die SPD als 

"politischer Arm’ der Arbeiterbewegung)«, benennt und eben nicht die »positiven Erfah- 

rungen mit der ökonomischen Prosperitätsphase « (Esser 1982, $.233f.), die seiner Ansicht 

nach nur beschleunigend und verfestigend wirken, daß er aber auf der anderen Seite allein 
ebenso wie zusammen mit Fach diese politisch-historische Begründung nicht nur fast voll- 
kommen aus der Analyse ausklammert und weitgehend mit den »positiven Erfahrungen« 
argumentiert, sondern, soweit auf sie überhaupt eingegangen wird, unklare oder fehlerhaf- 
te Einschätzungen gegeben werden. So bleibt beispielsweise schon bei den zwei wesentli- 
chen politischen Punkten unklar, warum und inwieweit die reformistische Programmatik 

der Wirtschaftsdemokratie den Faschismus überlebt hat. Ebenso wird nicht deutlich, ob . 

das Konzept der Wirtschaftsdemokratie nun nach 1945 aufgrund gewerkschaftlicher 

»Schwäche und der massiven Behinderungsmaßnahmen der (vor allem) amerikanischen 

Siegermacht scheiterte« (Esser 1982, $.234) oder ob es nicht vielleicht prinzipiell unreali- 

sierbar ist. Auch mangelt es, um einen dritten wichtigen Punkt zu nennen, an einer klaren 

Aussage zur Trennung in ökonomischen und politischen Kampf. Ist sie, wie Essers Formu- 

lierung annehmen läßt, generell als falsche Strategie zu bewerten oder fehlt nur aufgrund 

der Wandlung der »SPD von einer reformistisch orientierten Arbeiterpartei zu einer key- 
nesianisch agierenden Volkspartei ... der Arbeiterbewegung der politische Arm, der auf der 

Ebene des Parlaments antikapitalistische-sozialistische politische Positionen hätte formulie- 

ren und durchsetzen können« (Esser u.a. 1979, $.91). Nur eine Beantwortung dieser politi- 

schen Fragen aber hätte es Esser/Fach möglich gemacht, auch die genannten Unklarheiten 
und Unstimmigkeiten zu vermeiden bzw. schlüssige Antworten auf die offenen Fragen zu 
liefern. 

Einen Ansatz für die Erklärung der »politisch-ideologischen« Grundlagen sowie der Per- 

spektiven gewerkschaftlichen Vorhabens zu geben, das soll die Aufgabe der abschließenden 

Ausführungen sein. Die zwei zentralen Thesen dabei lauten: 

1. Die sozialdemokratisch-sozialpartnerschaftliche Tradition sowie der weitgehend von 
oben erfolgende Wiederaufbau der Gewerkschaften nach 1945 sind die für die Entwick- 
lung der bundesrepublikanischen Gewerkschaften entscheidenden Faktoren. 

2. Der obere Teil des Gewerkschaftsapparats wird aus seiner sozialdemokratischen Über- 
zeugung heraus die Sozialpartnerschaft auch bei immer weiter zunehmender Gefähr- 
dung der Gewerkschaften nicht aufgeben, die unteren Funktionäre und die Mitglieder 
dagegen werden eine solche Entwicklung nicht zwangsläufig mitvollziehen, so daß mit 
zunehmenden Konflikten zwischen Gewerkschaftsbasis und Gewerkschaftsführungen 
zu rechnen ist. 

Ad 1): Die politische Grundlage, von der aus die bundesdeutschen Gewerkschaften operie- 

ren, besteht im Kern aus jenem entscheidenden Teil sozialdemokratischer Tradition, der 

seine markanten Stationen in der Burgfriedenspolitik, dem Hilfsdienstgesetz, der zentralen 

Arbeitsgemeinschaft und der kampflosen Kapitulation vor dem Faschismus besitzt. Alle 

diese Stationen bezeichnen die historischen Momente, in denen die Sozialdemokratie bzw. 

die sozialdemokratisch dominierten Gewerkschaften sich vor die Entscheidung zwischen 

Überwindung oder Stabilisierung der bürgerlichen Gesellschaft gestellt sahen und sich je- 

desmal für das letztere entschieden. Diese auch schon von 1914 in den Gewerkschaften und 

der SPD vorherrschende, aber nicht unmittelbar zum Ausdruck kommende prinzipielle 
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Bejahung des kapitalistischen Systems ist nun zwar in der deutschen Arbeiterbewegung bis 
1933 aufgrund ihrer insgesamt fortgeschrittenen politischen Entwicklung krasser in Er- 
scheinung getreten als in anderen westeuropäischen Ländern, z.B. in der aktiven Rolle, die 
die SPD- und die ADGB-Führungen bei der Niederschlagung der deutschen Revolution 
spielten (Stichwort: Noske), aber daraus allein läßt sich dennoch das ganz außergewöhnlich 
hohe Maß an sozialpartnerschaftlichem Denken und Handeln nicht erklären. Um zu be- 
greifen, warum sich die bundesdeutschen Gewerkschaften im Vergleich etwa mit den hol- 
ländischen oder dänischen, die unter ähnlichen gesellschaftlichen Verhältnissen (starker 
Wirtschaftsaufschwung und kaum kommunistischer, aber sehr starker sozialdemokrati- 
scher Einfluß in den Gewerkschaften) agieren, doch um einiges sozialfriedlicher verhalten, 
ist es unumgänglich, die Wiedergründung der bundesrepublikanischen Gewerkschaften 
nach 1945 zu betrachten. Sie zeigt nämlich einen für die gewerkschaftliche Entwicklung 
und damit auch ihren heutigen Zustand entscheidenden Punkt auf, der die Gewerkschaften, 
hier ganz grundlegend von den im übrigen Westeuropa unterscheidet. 

Es ist dies die Tatsache, daß der Gewerkschaftsaufbau in der BRD von oben erfolgte. An- 
ders als in den meisten Ländern Westeuropas, in denen sich die Gewerkschaften im Unter- 
grund über die Zeit der nationalsozialistischen Besetzung hinweg retteten, um dann nach 
der Befreiung an ihre Traditionen anknüpfen zu können, anders auch als in Italien, wo die 
Gewerkschaften sich im Abwehrkampf gegen den Faschismus in den letzten Kriegsjahren 
im wesentlichen neu herausbildeten, übernahmen in den drei Westzonen die früheren Ge- 
werkschaftsfunktionäre unter der Kontrolle der Alliierten ihre alten Funktionen inclusive 
der von den Narionalsozialisten beschlagnahmten Vermögensgegenstände wieder und ta- 
ten so, als sei der Faschismus nur eine zeitliche Unterbrechung ihrer Arbeit gewesen. Da 
dies jedoch nicht der Fall war, sondern eine vollständige Zerschlagung der deutschen Ar- 
beiterbewegung stattgefunden hatte, übernahmen sie nur einen Apparat ohne wirkliche ge- 
werkschaftliche Substanz. Es entstanden von oben aufgebaute Gewerkschaften - Versuche, 
es von unten zu machen, wurden - oft in Zusammenarbeit mit den Alliierten - zugrunde 
gerichtet (z.B. die SFG in Hamburg) (vgl. dazu u.a. Niethammer u.a. 1976 oder Wittemann 
1977) -, Einheitsgewerkschaften, deren Einheit jedoch eine formale, nicht eine im gemein- 
samen Kampf errungene war und bis heute ist. Diese Tatsache einer Gewerkschaftsbildung 
ohne die dafür erforderlichen Kämpfe mit dem Kapital macht die Besonderheit der bundes- 
deutschen Gewerkschaften und auch ihre Schwäche aus. Ihre ganze organisatcrische Struk- 
tur ist ebenso wie ihr praktisches Verhalten davon geprägt, daß sie zwar die alten Traditio- 
nen zu ihren eigenen machen, die diesen zugrunde liegenden Kampferfahrungen aber nicht 
besitzen. Sie haben sc zwar das sozialpartnerschaftliche Erbe der Sozialdemokratie über- 
nommen, nicht jedoch deren bis 1933 zweifellos vorhandene reale Geschichte mit all ihren 
Kämpfen und menschlichen Zusammenhängen. Was sie mit dem ADGB gemeinsam ha- 
ben, ist der Wille zur Erhaltung des bürgerlichen Systems, was ihnen im Unterschied zu 
ihm fehlt, ist die Basis einer wirklich existierenden Arbeiterbewegung mit all ihren Tradi- 
tionen. Das bedeutet, daß ihnen auch viel von der Kampfkraft des ADGB fehlt. Das zeigt 
sich aber erst jetzt in der Krise wirklich. In der Hochkonjunktur wurde es durch die Ar- 
beitsmarktsituation weitgehend verschleiert, da man nicht ernsthaft gezwungen war zu 
kämpfen, sondern Verbesserungen fast immer auch allein mit Verhandlungen erreichen 
konnte. Wenn man in dieser Zeit allerdings kämpfen mußte, so geschah es stets unfreiwil- 
lig, entweder, wie zumeist, auf Druck des Kapitals oder, wie selten, auf Druck der Gewerk- 
schaftsbasis. Niemals rief die Gewerkschaft von sich aus zum Streik, um, wie es in Boom- 
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phasen natürlich ist, vom Kapital mehr an Zugeständnissen herauszuholen, als dieses in 
Verhandlungen aufgrund der Arbeitsmarktverhältnisse freiwillig geben wollte (vgl. dazu 
u.a. Eschenhaben 1971, Hoß 1974 oder Dzielak u.a. 1981). Diese Kampfschwäche trat da- 
mals aber nicht deutlich zutage, da der Boom für alle genug abfallen ließ, in der heutigen 
Krisensituation dagegen ist sie - vor allem für das Kapital - unübersehbar. Gepaart mit dem 
fehlenden Kampfwillen ist sie für die extreme Bereitschaft der Gewerkschaften zur Sozial- 
partnerschaft verantwortlich und langfristig als eine tödliche Bedrohung für ihre Existenz 
zu bewerten, 

Ad 2): Es entgeht ihm nämlich der wesentliche, für die weitere Entwicklung der Gewerk- 
schaften vielleicht entscheidende Unterschied zwischen dem vor allem durch Erfahrungen 
gebildeten Bewußtsein der übergroßen Masse der Gewerkschaftsmitglieder und unteren 
Funktionäre und den politisch bestimmten Vorstellungen der meisten höheren Funktionä- 
re. Ersteres ist nicht auf Sozialpartnerschaft festgelegt. Es kann sich, wenn die tagtäglichen 
Erfahrungen den Glauben an die »soziale Marktwirtschaft« als das beste aller denkbaren 
Wirtschaftssysteme permanent erschüttern, auch von sozialpartnerschaftlichen Vorstellun- 
gen lösen. Inwieweit eine solche Loslösung nun für die bundesdeutschen Gewerkschaften 
von größerer Bedeutung sein könnte, das hängt entscheidend davon ab, welche Folgen die 
Krise für den Kern der Gewerkschaftsmitglieder haben wird. Denn sollte, wie eine Reihe 
von Aussagen in den Arbeiten von Esser/Fach vermuten lassen, der überwiegende Teil der 
Kernbelegschaften in den Wachstumsbranchen’® durch die derzeit verfolgte Politik des 
»Krisenkartells« nicht nur seine Arbeitsplätze, sondern auch die wesentlichen Elemente sei- 
nes Lebensstandards behalten können, so ist nicht mit einer Änderung der gewerkschaftli- 
chen Politik zu rechnen. 

Gegen diese Annahme sprechen jedoch eine Reihe von Fakten. Die wesentlichen konzen- 
trieren sich in zwei Entwicklungen. Zum einen bedrohen technische Innovationen zuneh- 
mend Qualifikationen und Arbeitsplätze der »Kernbelegschaften« (Beispiele in diesem Sin- 
ne sind die CNC-Maschinen, die die Facharbeiter vor allem im Maschinenbau bedrohen, 
die Industrieroboter, die die Arbeitsplätze vieler an- und ungelernter Arbeitskräfte in Au- 
tomobilbau und Elektrotechnik gefährden, oder die EDV, die zu einer erheblichen Wegra- 
tionalisierung von Arbeitsplätzen im Angestelltenbereich führt), zum anderen werden die- 
se Kernbelegschaften trotz relativer Arbeitsplatzsicherheit auch immer stärker von den 
Folgen der gesamten Arbeitslosigkeit betroffen. Ihre Reallöhne sinken von Jahr zu Jahr, 
der innerbetriebliche Druck steigt beständig, die Sozialabgaben erhöhen sich ebenfalls lau- 
fend, so daß man von einer bisher zwar erst langsamen, aber dennoch stetigen Senkung ih- 
res Lebensstandards sprechen kann. Ob man nun angesichts solcher Entwicklungen wie 
Esser den Schluß ziehen kann, daß die »Kernarbeiter«, solange sie »diese Verschlechterung 
der Lebensbedingungen durch einen sicheren Arbeitsplatz kompensieren können, ... unter 
den gegebenen Bedingungen schwerlich zu stabilitätsbedrohenden Aktionen schreiten« 
(Esser 1982, 8.270) werden, ist sehr fraglich; zwei andere Dinge sind jedoch noch erheblich 
fraglicher. Einmal ist wohl kaum damit zu rechnen, daß die von einer derartigen ständigen 
Senkung ihres Lebensstandards betroffenen »Kernbelegschaften« auch innergewerkschaft- 
lich Ruhe halten, zum zweiten spricht auch einiges dafür, daß angesichts der angeführten 
Gefahren durch die sogenannten neuen Technologien die von Esser genannte Kompensa- 
tionsmöglichkeit für die Verschlechterung der Lebensbedingungen immer weniger ein ge- 
nerelles Ruhighalten gewährleisten kann. 

Für die Politik der Gewerkschaften ergibt sich aus der ständig fortschreitenden Aushöh- 
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lung bzw. Widerlegung sozialpartnerschaftlicher Vorstellungen in den Köpfen auch der 
Kernmitgliedschaft eine wesentliche Konsequenz. Sie wird in ihrer derzeitigen Form zu- 
nehmend in Frage gestellt werden, und zwar auch von den Facharbeitern und den mittle- 
ren Angestellten. Das bedeutet, daß die Konflikte zwischen den aus ihrer politischen Über- 
zeugung heraus auf jeden Fall an der Sozialpartnerschaft festhaltenden Funktionären vor 
allem auf höherer Ebene und den einfachen Mitgliedern sowie vielen unteren Funktionären 
sich verschärfen werden. Gegenteilige Annahmen, wie die von Esser, Heinze u.a. oder 
auch Streeck, weisen eine zentrale Schwäche auf. Sie gehen davon aus, daß die Spaltung in 
»Kern und Rand« sich in den Gewerkschaften reproduziert bzw. noch verstärkt und der 
gewinnende Teil, die Kernmitgliedschaft, ja schließlich die Gewerkschaftspolitik be- 
stimmt. Diese Sicht irrt jedoch in zwei entscheidenden Punkten. Zum einen treffen Aussa- 
gen wie die von Streeck, daß »’kooperative Konfliktregulierung’ auf Betriebsebene ... rela- 
tiv hohe Produktivität (ermögliche, d. Verf.) und ... dadurch den materiellen Konzessions- 
spielraum gegenüber den ’Stammbelegschaften’« (Streeck 1979, S.224) vergrößere, die Rea- 
lität immer weniger, wie neben den angeführten Beispielen gerade auch der umfangreiche 
Personalabbau in der Wachstumsbranche Mineralöl in jüngster Zeit belegt, zum anderen 
stellen politische Entscheidungen wie die Gesundschrumpfung im Stahlbereich, bei der 
AEG oder jetzt bei den Werften die unteren Funktionäre auf betrieblicher oder Ortsver- 
waltungsebene vor ganz erhebliche Schwierigkeiten. Sie, die ihr gewerkschaftliches Funda- 
ment zugrunde gehen sehen, geraten immer stärker in den Widerspruch zwischen den von 
oben verlangten Rücksichten auf die gesamtwirtschaftliche Lage und den Tatsachen einer 
ständig steigenden Unruhe bei der Basis sowie einer stetigen Aushöhlung ihrer Funktionen 
gegenüber den Unternehmern. Denn Feststellungen wie die von Esser, daß das Schrump- 
fen von »Mitgliederreservoir wie Kampfstärke bei sinkendem Arbeitsplatzangebot« durch 
»eine unsicherheitsbedingt gestiegene Organisationsbereitschaft« mittelfristig wettgemacht 
würde (Esser 1982, S.59), gehen doch immer mehr an der Wirklichkeit vorbei. So hat die 
IG Metall 1982 mit über 40000 Mitgliedern ja erstmals seit der Krise 1966/67 wieder einen 
deutlichen Verlust zu beklagen. Dieser Trend, der bisher vor allem auf die Arbeitsplatzver- 
nichtung zurückzuführen ist, wird nöch viel stärker werden, wenn die Gewerkschäftsmit- 
glieder angesichts der Passivität ihrer Organisation eine weitere Mitgliedschaft für unsinnig 
zu halten beginnen. Für die unteren hauptamtlichen Funktionäre bedeutet eine solche Ent- 
wicklung aber nicht nur sich ständig verschärfende Auseinandersetzungen mit der Basis, sie 
bedroht auch ganz schlicht ihre Existenz, die javon der Zahl und dem Beitragsaufkommen 
der Mitglieder abhängt. Es ist daher nicht damit zu rechnen, daß sie das einfach hinnehmen 
werden. Dasselbe gilt natürlich erst recht für viele aktive Vertrauensleute und Betriebsräte, 
die ja noch schärfer mit der Situation konfrontiert werden!!. Denn es sind ja immer häufi- 
ger auch ihre eigenen Arbeitsplätze, die bedroht sind. 

Charakteristisch für eine solche Einstellungsveränderung betrieblicher Funktionäre ist die 
Entwicklung bei HDW in Hamburg, wo sich ein fast ausschließlich aus langjährigen sozial- 
demokratischen Gewerkschaftern bestehender Betriebsrat zunächst an der Frage spaltete, 
wie auf die immer stärker werdende Bedrohung der Arbeitsplätze betrieblich zu reagieren 
sei. Dabei standen sich eine von der großen Mehrheit der Belegschaft getragene Gruppe um 
den jetzigen BR-Vorsitzenden Mahler, die für eine kämpferische Politik plädierte, und eine 
Minderheitsgruppe alter IGM-Betriebsräte, die an der bis dahin verfolgten Strategie sozial- 
partnerschaftlicher Verhandlungen und Gespräche festhalten wollte, gegenüber. Dieser in- 
nerbetriebliche Konflikt spitzte sich politisch aber dadurch ganz entscheidend zu, daß der 
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Gewerkschaftsapparat in Hamburg sich voll auf die Seite der Minderheit stellte und die Be- 
triebsratsmehrheit aus der IGM ausschloß, obwohl diese die sozialpartnerschaftlichen Vor- 
stellungen keineswegs grundsätzlich in Frage stellte - eine Reihe von Mitgliedern der Mehr- 
heit gehören auch heute noch der SPD an -, sondern nur ausgehend von ihren Erfahrungen 
praktisch nach neuen Wegen suchten. Da diese Suche, die sich anfangs noch völlig in sozial- 
partnerschaftlichem Rahmen bewegte und nur eine konsequentere Interessenvertretung 
bei den Verhandlungen forderte, d.h. z.B. auch die Stärkung der eigenen Position durch be- 
grenzte Kampfmaßnahmen, angesichts der objektiven wirtschaftlichen Situation der Groß- 
werften praktisch jedoch zwangläufig zu einem immer weiteren Abrücken von den bisheri- 
gen sozialpartnerschaftlichen Methoden führen mußte, wie die Werksbesetzung als vorläu- 
figer Höhepunkt der Auseinandersetzung zeigt, fand auch im Bewußtsein der Akteure eine 
langsame Abwendung von ihren alten Vorstellungen statt. Wieweit dieser Prozeß gehen 
wird, ist dabei derzeit noch offen. Die Entwicklung zwang die IGM-Ortsverwaltung aber 
zu Reaktionen, die ziernlich gut zeigen, welche Strategie von seiten der entscheidenden 
Teile des Gewerkschaftsapparats als Antwort auf die Zuspitzung der ökonornischen und 
politischen Lage bevorzugt wird und welche Differenzen dabei zum Verhalten der betrof- 
fenen Mitglieder und unteren Funktionäre bestehen. 

Wesentlich an der Vorgehensweise der IGM-Ortsverwaltung und des IGM-Vorstandes sind 
in dieser Hinsicht zwei Dinge. Auf der einen Seite wird die von HDW-Betriebsrat und -Be- 
legschaft dringend benötigte Unterstützung und Hilfe immer nur sehr halbherzig gewährt 
- eine, wie anfänglich durchgeführte, völlige Verweigerung von Unterstützung ist ange- 
sichts der enormen Unzufriedenheit der Mitglieder bei HDW und der Problematik der ge- 
samten Werftindustrie nicht mehr möglich -, auf der anderen Seite wird immer wieder ver- 
sucht, selbständige Aktionen der Belegschaft zugunsten von Verhandlungen auf höherer 
Ebene unter Ausschluß der Öffentlichkeit zu verhindern oder zumindest zu erschweren. 
So unterließ es die IGM-Führung im Frühjahr »nicht nur, die Belegschaft über die geplan- 
ten Maßnahmen des Aufsichtsrates und des Vorstandes der Salzgitter-AG (die 75% der 
HDW-Aktien besitzt) zu unterrichten, sondern vermittelte ihnen sogar den Eindruck, daß 
ihre Mitglieder im Aufsichtsrat zusammen mit dem sozialdemokratischen Hamburger Ex- 
Senator Steinert und dem leitenden Angestelltenvertreter im Aufsichtsrat das Unterneh- 
menskonzept im Aufsichtsrat zu Fall bringen würden« (Arbeiterpolitik 2/83), obwohl ihr 
zu diesern Zeitpunkt schon bekannt war, daß der leitende Angestellte für das Vorstands- 
konzept stimmen würde. Es ging also nur um die Blockierung selbständiger Aktionen 
durch das Wecken von Illusionen über Verhandlungsmöglichkeiten, die es objektiv schon 
gar nicht mehr gab. 

Der Hauptgrund für all diese Bemühungen der IGM-Ortsverwaltung bzw. des IGM-Vor- 
stands, die bisherige Form der Zusammenarbeit mit der Kapitalseite um fast jeden Preis bei- 
zubehalten, ist dabei aber weder in ihrer individuellen Korrumpierbarkeit, obwohl es sol- 
che Fälle durchaus gibt, noch in der Zugehörigkeit zu einem korporatistischen Block, son- 
dern in der politischen Überzeugung dieser Gewerkschaftsfunktionäre zu suchen. Sie sind 
des festen Glaubens, daß es zum bestehenden Wirtschaftssystem trotz seiner auch von ih- 
nen nicht bestrittenen negativen Seiten keine realistische Alternative gibt, man also nur 
versuchen kann, es zu reformieren bzw. das Schlimmste abzuwenden. Diese Einstellung, 
die sie noch mit der Masse der Gewerkschaftsmitglieder teilen, bringt sie nun aber mit zu- 
nehmender Krise in eine Zwickmühle. Denn ihr Glaube an den sozialpartnerschaftlichen 
Interessenausgleich, der den Reformismus der Weimarer Zeit ja noch weit übertrifft, und 
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letzterer bereitete immerhin die kampflose Kapitulation vor dem Faschismus vor'?, zwingt 
sie auf der einen Seite immer wieder, die Forderungen des Kapitals in den wesentlichen 
Punkten zu akzeptieren, da hinter diesen ja die objektive Logik des Systems steht, er nötigt 
sie auf der anderen Seite aber auch, trotz dieses stetigen Zurück weichens etwas zu tun, um 
auch weiterhin als Verhandlungspartner akzeptiert zu werden, also Einfluß nehmen zu 
können. Die Konsequenz aus diesem Dilemma besteht zumeist in der Verbindung verbal- 
radikaler Angriffe auf die Unternehmer mit praktischem Eingehen auf die entscheidenden 
Punkte ihrer Vorstellungen zur Sanierung der Wirtschaft. Doch da die Möglichkeiten, sich 
derartige Zugeständnisse vom Staat oder von der Kapitalseite mit einer Abmilderung der 
Folgen für die jeweils betroffenen Mitglieder honorieren zu lassen, immer geringer werden, 
der zunehmenden Betroffenheit der Basis also eine abnehmende Kooperationsbereitschaft 
von Staat und Unternehmerlager gegenübersteht, ist diese Strategie nur noch einge- 
schränkt tauglich. Sie muß zumindest zum Teil durch wirkliche Taten, d.h. reale Kampf- 
maßnahmen ergänzt werden. Denn sollte man überhaupt nicht mehr in der Lage sein, sei- 
ne eigene Kraft so unter Beweis zu stellen, sinkt auch der Wert als Verhandlungspartner 
drastisch. Die Gewerkschaften müssen also, damit weiterhin sozialpartnerschaftlich fried- 
lich verhandelt werden kann, zumindest »mit angezogener Handbremse« kämpfen, da an- 
sonsten die Gefahr droht, daß ihnen zunächst die Mitglieder den Rücken kehren, sei es 
durch Austritt, sei es durch Inaktivität, und sie dann auch vom Kapital nicht mehr ge- 
braucht werden. Praktisch bedeutet das, daß der Gewerkschaftsapparat in Fragen, bei denen 
die Unternehmer keine nennenswerten Zugeständnisse machen wollen, wie z.B. bei der 35- 
Stunden-Woche, die Mitgliederschaft mobilisieren muß, um als Voraussetzung für erfolg- 
versprechende Verhandlungen eventuell notwendig werdende Kampfmaßnahmen durch- 
führen zu können. Die Mobilisierung, aber vor allem die Kampfmaßnahmen selbst zeich- 
nen sich allerdings dadurch aus, daß sie nur halbherzig durchgeführt werden. Denn um al- 
les unter Kontrolle zu behalten, eine unerläßliche Voraussetzung dafür, dem Kapital nicht 
nur die Bereitschaft, sondern auch die Fähigkeit zum friedlichen Interessenausgleich zu sig- 
nalisieren, ist eine zu starke Figenaktivität der Mitglieder um jeden Preis zu verhindern. 
Deren Kampfbereitschaft muß zwar auf der einen Seite geweckt und gefördert, auf der an- 
deren aber zugleich in den engen Grenzen sozialpartnerschaftlicher Konfliktstrategie gehal- 
ten werden, ein Balanceakt, der, je schwieriger die objektive wirtschaftliche Lage wird und 
je öfter er schon ausprobiert worden ist, um so weniger gelingen kann. Denn im Unter- 
schied zu den entscheidenden Teilen des Gewerkschaftsapparats, die der politischen Über- 
zeugung sind, nur auf dem Wege des sozialpartnerschaftlichen Interessenausgleichs unter 
Mitwirkung des Staates oder anderer »neutraler« Stellen die gewerkschaftlichen Forderun- 
gen realisieren zu können, sind die einfachen Mitglieder und Funktionäre trotz der im we- 
sentlichen gleichen Grundhaltung bezüglich des Wirtschafssystems auf Dauer nicht bereit, 
ihre konkreten Interessen immer zugunsten des gesamt wirtschaftlich Machbaren bzw. Ver- 
tretbaren hinten anzustellen. Ihr Maßstab ist vor allem der unmittelbare Erfolg. Sollte die- 
ser sich aufgrund des halbherzigen Vorgehens des Gewerkschaftsapparats nicht einstellen, 
kommt es entweder zu Resignation oder zu zunehmendem Widerstand gegen diese Politik. 
Das heißt, wenn es nicht gelingt, dem bisherigen Kurs des Gewerkschaftsapparats von un- 
ten etwas entgegen zu stellen, indem vor allem die betrieblichen, aber auch Teile der unte- 
ren hauptamtlichen Funktionäre ihn zu einer kämpferischen Vorgehensweise zwingen, 
dann ist abzusehen, wann die Überzeugung, die Interessen der Mitglieder am besten durch 
sozialen Ausgleich vertreten zu können, von diesen mit dem resignativen Rückzug quit- 
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tiert werden wird. Es besteht also die reale Gefahr, daß die von den entscheidenden Teilen 
des Gewerkschaftsapparates weiter verfolgte Politik des sozialpartnerschaftlich friedlichen 
Interessenausgleichs die Basis der Gewerkschaften langsam aushöhlen und diese damit letzt- 
lich zugrunde richten wird. 

Abschließend kann man somit die anfängliche Frage, ob das Neokorporatismus-Theorem 
ein sinnvolles Konzept zur Analyse bundesrepublikanischen Gewerkschaftsverhaltens ist, 
mit einem Nein beantworten. Denn auch der Ansatz des »selektiven Korporatismus«, der 
im Unterschied zu dem des »liberalen Korporatismus« eine Reihe richtige und wichtige 
Analyseelemente enthält, weist zwei entscheidende Schwächen auf. An den Punkten, wo 
er zutreffend analysiert, bleibt unklar, warum der Begriff des Korporatismus aussagekräfti- 
ger ist als der alte der Sozialpartnerschaft, und hinsichtlich der wesentlichen Frage nach 
den Ursachen des gewerkschaftlichen Verhaltens gibt er nur eine halbe und zudem teilwei- 
se falsche Antwort. 


* Der Aufsatz stellt die aus Zeitmangel nur erwas überarbeitete und ergänzte Fassung mei- 
nes Habil.-Vortrags vom Februar d.]. dar, so daß zum einen neuere Entwicklungen nur 
noch zum Teil eingearbeitet werden konnten, zum anderen mancher Punkt etwas knapp 
geraten ist. Die Grundstruktur der Argumentation bleibt davon unberührt. 


Anmerkungen 


1 Armingeons Meinung nach führt die Tauschhypothese dann »in die Irre, wenn impliziert wird, 
daß neo-korporatistische Einkommenspolitik kurz- (konkrete Tauschakte bei Paketpolitiken) 
oder mittelfristig (generalisierter Tausch) als eine steuer- und sozialpolitische Reformstrategie ein- 
zuschätzen ist« (Armingeon 1982, $. 228) 

2 Vgl. dazu auch Heinze 1982b, $. 13-16. »Trotz aller Kompromißbereitschaft und der Zurückstel- 
lung spezifischer Sonderinteressen bleiben die korporatistischen Konfliktregelungsmechanismen 
nur so lange stabil, wie die beteiligten Akteure insgesamt eher Vorteile für sich durchsetzen kön- 
nen. Dieser Mechanismus funktioniert jedoch ausschließlich dann, wenn die Kooperation der eta- 
blierten Akteure auf Kosten unbeteiligter Interessen geschieht. Zu diesen ’leidenden Dritten’, die 
durch die Kostenabwälzung weiter marginalisiert werden, zählen die ohnehin nur eingeschränkt 
politikfähigen Gruppen wie Patienten, Verbraucher, Arbeitslose, Sozialhilfeempfänger, Alte, Be- 
hinderte, Kinder, Jugendliche etc. ... Neokorporatistische Strategien wirken demnach selektiv 
und haben einseitige Begünstigungseffekte zugunsten konfliktfähiger MESEIBRUBBENN. 

3 Vgl. Heinze 1982a, $. 13f. und Heinze 1982b, $. 5f. 

4 So spricht Heinze in seinen jüngsten Aufsätzen ausdrücklich von einem slelfisen Korporatis- 
mus«, obwohl die gesamte Argumentation immer noch von den Vorstellungen eines »liberalen 
Korporatismus« ausgeht (vgl. Heinze 1982a und b). Außerdem entspricht auch die Argumenta- 
tion in seinen zusammen mit Hinrichs, Offe und Olk verfaßten Aufsätzen eher dem Modell ei- 
nes »selektiven Korporatismus«, ohne daß in ihnen allerdings überhaupt von Korporatismus die 
Rede ist. Insgesamt kann man daher wohl sagen, daß Heinzes Position in wesentlichen Punkten 
von Unklarheiten geprägt ist. 

5 Esser/Fach sind die klarsten Vertreter, weil zum einen Heinze u.a. zwar in vielen Punkten zu 
ähnlichen Einschätzungen gelangen, sie aber weder von Korporatismus sprechen noch eine klar 
erkennbare theoretische Position im Sinne einer gesamtgesellschaftlichen Analyse aufweisen, 
zum anderen und zudem in ihren eigenen Formulierungen und Argumentationen oft noch sehr 
ungenau sind. Daher wird in der Folge nur auf den entwickeltsten Stand, wie ihn Esser/Fach 
1980 und 1981 sowie Esser 1982 repräsentieren, eingegangen. 
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Vgl. auch Esser/Fach 1981, 8. 167: »... Gesellschaftsspaltung: im Zentrum der volkswirtschaftlich 
gesunde Kern aus international wettbewerbsfähigen Industriesektoren mit den dazugehörigen 
Dienstleistungsfunktionen (bis hin zur Polizei); am Rande die politisch kontrollierte, ideologisch 
isolierte Überschußbevölkerung: arbeitslose Männer und in die Hausarbeit entlassene Frauen, be- 
rufslose Jugendliche und vorzeitig ausgemusterte Alte, berufliche Absteiger und psychisch Ver- 
elendete, akademische »Ausflipper« und proletarische Kriminelle, heimgeschickte Gastarbeiter 
und abgeschobene Behinderte, politische Extremisten’ und Gewerkschaftsfeinde, natürlich auch’ 
etliche Bankrotteure«. 

Vgl. zu diesem Problem z.B. auch Essers Darstellung des Stahlstreiks (Esser 1982, S. 180ff.). 
Das sieht auch Esser in seiner Anmerkung, wenn er schreibt: »Solange die GTB in partnerschaftli- 
cher Zusammenarbeit den Unternehmern die Inhalte eines neuen Welt-Textil-Abkommens be- 
stimmen will, ist diese Forderung (Sozialklausel, d. Verf.) auch als illusorisch zu charakterisieren; 
denn die Unternehmen, die selbst ihre Investitionen in ’Billiglohn’-Länder verlagern, haben kein 
Interesse an einer durch verbesserte Arbeits- und Lebensbedingungen der Textilarbeiter /innen in 
diesen Ländern verteuerten Produktion« (Esser 1982, $. 277). Er zieht jedoch keine weiteren 
Schlüsse aus dieser Tatsache. 

Auch wenn Schmitter das Kapitalverhalten aus einer Asymmetrie zu seinen Ungunsten erklärt, so 
ist doch zunächst erstaunlich, daß ein Vertreter eines sehr weitgehenden Korporatismus-Theo- 
rems zu dieser Einsicht gelangt, linke Korporatismus-Vertreter wie Heinz oder Esser aber nur die 
Punkte mit Schmitter teilen, die wie die Gefahr eines Gewerkschaftsstaats per Mitbestimmung 
(Schmitter 1981, $. 78; Heinze 1982a, S$. 17) oder die der Konkurrenz mit Ländern ohne solche 
Arrangements (Schmitter 1981, $. 77£.; Esser, $. 271) von vergleichsweise geringerer Bedeutung 
(Länderkonkurrenz) oder gar ziemlich bedeutungslos (Mitbestimmung; Gewerkschaftsstaat) sind. 
Zu den Kernbelegschaften zählt Esser nicht nur die mittleren Angestellten und die Facharbeiter, 
sondern auch »zahlreiche an- und und ungelernte Arbeiter«, die »sich durch betriebsspezifische 
Qualifikationen für diesen Sektor unentbehrlich gemacht« haben (Esser 1982, $. 282). 

Wie stark die Gefahr bei den »Korporatismus«-Vertretern ist, aus der von ihnen diagnostizierten 
Spaltung der Gesellschaft auf eine unzutreffende Stabilität »korporatischer Arrangements« auf- 
grund der Absicherung der gewerkschaftlichen Stammitgliedschaft zu schließen, zeigt auch 
Nockens folgende historische Analyse der Zentralarbeitsgerneinschaft. »In vielerlei Hinsicht 
funktionierte die Zentralarbeitsgemeinschaft wie ein hochaktuelles neokorporatistisches Abkom- 
men. Die Gewerkschaften übten mäßigenden Einfluß auf ihre Mitglieder aus, die infolge der Re- 
volution und Inflation hohe Lohn- und Arbeitszeitforderungen aufstellten. Die Unternehmer ak- 
zeptierten, wenn auch widerwillig, etliche der sozial-politischen Forderungen der Gewerkschaf- 
ten und erhöhten die Löhne mit der wachsenden Inflation, wenn auch nicht ganz im gleichen 
Tempo. Die schwachen Koalitionsregierungen waren somit von einigen schwierigen politischen 
Problemen entlastet, und die Reichsbank finanzierte alles mit einer rapiden Expansion der Geld- 
menge. Da die Gewerkschaften die Preiserhöhungen ihrer industriellen Partner unterstützten, 
konnten die korporatistisch organisierten Gruppen zum Teil auf Kosten der unorganisierten 
wirtschaftlichen und sozialen Gruppen ihren Besitzstand wahren.« (Nocken 1981, $. 35). Ver- 
gleicht man seine Aussage mit der Realität, so muß man sagen, daß gerade die politische Radikali- 
sierung vieler Facharbeiter aufgrund ihrer sich 1923 rapide verschlechternden Situation - Real- 
lohnverluste um ca. 50% zwischen 1919 und 1923, wovon besonders die Facharbeiter betroffen 
waren, deren Löhne bei Metallarbeitern z.B. von 157% der Ungelernten-Löhne 1913 auf nur 
109% 1923 sanken (Ruczynski 1966, $. 165 und 169) - für das Ende der Arbeitsgemeinschaft ver- 
antwortlich ist. 

Wie weit die Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit Kapital und Staat schon damals ging, zeigt das 
Beispiel des ADGB, der sich 1933 sogar bei den Nazis anzubiedern versuchte. So rief der am lin- 
ken Flügel des ADGB stehende Metallarbeiter-Verband noch am 11.04.1933 seine Mitglieder da- 
zu auf, ihre Arbeit wie bisher weiter zu tun, obwohl die Übergriffe der Nazis, wie man bekannte, 
»große Beunruhigung« bei den Mitgliedern hervorriefen. Diese Beunruhigung hinsichtlich der 
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Existenz der Gewerkschaften sei aber unnötig, denn: »Wie auch das Verhältnis der Gewerkschaf- 
ten zum neuen Staat sich gestalten wird: Solange die Unternehmer ihre Interessen in geschlosse- 
nen Verbänden wahrnehmen, solange sind Gewerkschaften nötig, welche die Interessen der Ar- 
beiter vertreten. Das muß jeder Staat anerkennen. Jeder Staat muß aber auch auf die Lebensinter- 
essen des größten Teils des Volkes, d.h. die Arbeiterschaft, Rücksicht nehmen. Er kann nicht zer- 
stören lassen, was sich das deutsche Volk selbst geschaffen hat und was organisch mit dem Volk- 
verwachsen ist«. Eine derartige, vom unerschütterlichen Glauben an die Naturnotwendigkeit der 
Sozialpartnerschaft geprägte Haltung, die die Mitglieder vom Handeln abhielt und den Nazis die 
Zusammenarbeit anbot, wird in einem Schreiben des ADGB-Vorsitzenden Leipart an Hitler, in 
dem er die »Mitarbeit des ADGB als unpolitischen Sachwalters der Arbeitnehmerinteressen« an- 
bot, einem weiteren Schreiben Leiparts, in dem er »die endgültige Loslösung von der SPD« (Heer 
1971, 5. 106) zusagte, und dem Beschluß des Bundesausschusses des ADGB auf »Pflichtteilnahme« 
an den 1.-Mai-Feiern des neuen Regimes noch erheblich deutlicher. 

Vgl. dazu den Mai-Aufruf des ADGB in: Gewerkschafts-Zeitung 1933, Nr. 16, $. 241: »Der Bun- 
desausschuß des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes begrüßt den 1. Mai 1933 als ge- 
setzlichen Feiertag der nationalen Arbeit und fordert die Mitglieder der Gewerkschaften auf, im 
vollen Bewußtsein ihrer Pionierdienste für den Maigedanken, für die Ehrung der schaffenden Ar- 
beit und für die vollberechtigte Eingliederung der Arbeiterschaft in den Staat sich allerorts an der 
von der Regierung veranlaßten Feier festlich zu beteiligen. 

Der Bundeshauptausschuß erinnert in diesem Zusammenhang die Regierung und die gesamte Öf- 
fentlichkeit erneut an die Notlage der arbeitslosen Massen und spricht die Erwartung aus, daß die 
Regierung die gesetzliche Verkürzung der Arbeitszeit auf 40 Wochenstunden ohne Verdienst- 
schmälerung für die Arbeiter baldigst durchführen möge. 

Ebenso dringlich ist es, daß die Bemühungen der Regierung um Arbeitsbeschaffung und Siedlung 
mit allem Nachdruck weiter gefördert werden. Die Gewerkschaften sind nach wie vor bereit, die- 
se Bemühungen mit allen Kräften zu unterstützen.« 
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Gianfranco Pasquino 
Einschließende und ausschließende Herrschaftsformen 
und das korporative Modell* 


Die Meinung ist weit verbreitet, der Staatstreich der brasilianischen Militärs im Jahre 1964 
habe die Bahn für die Errichtung (bzw. für den Versuch der Errichtung) einer neuen, bis- 
her noch nicht bekannten Staatsform freigemacht. Dieser unter ähnlichen Zwängen und 
unter teilweise unterschiedlichen Modalitäten in anderen Ländern (Argentinien 1966-73 u. 
1976-heute, Peru 1968-80, Uruguay Juni 1973-heute, Chile September 1973-heute) wieder- 
holte Versuch, die Reste des Populismus zu beseitigen und neue Strukturen der sozialen 
Kontrolle, der wirtschaftlichen Entwicklung und der Herstellung eines politischen Kon- 
sensus zu schaffen, hat einen Typ von Staat entstehen lassen, der im lateinamerikanischen 
Kontext deutlich neue Züge aufweist. 

Bevor wir uns der Analyse der Bedingungen zuwenden, unter denen der neue Typ von 
Staat entstanden bzw. im Versuch begriffen ist, sich eine Struktur zu geben; bevor wir auf 
seine konstitutiven Merkmale, seine Funktionsbedingungen und auf die Möglichkeit seiner 
Dauerhaftigkeit bzw. seiner mehr oder weniger baldigen Ersetzung eingehen, ist es geraten, 
zunächst diejenigen Interpretationen zu widerlegen, die nichts Neues in der Entstehung au- 
toritärer und korporativer Formen in den lateinamerikanischen Staaten erblicken können. 
Denn in der Tat existiert eine Interpretationsrichtung, die nicht einfach vernachlässigt wer- 
den kann - eine Interpretationslinie der Kontinuität -, die in dem lateinamerikanischen 
Experiment nichts anderes als die starke Präsenz von Elementen des Autoritarismus und, 
Korporativismus sehen. Diese wird dem Erbe zugeschrieben, das Spanien und Portugal als 
diejenigen Länder, die Lateinamerika kolonisierten, hinterlassen haben, und zu diesem Erbe 
gehören die gemeinsamen Merkmale der politischen Kultur. Diese Interpretationslinie 
sieht also darin, daß sich in den 60er und 7Oer Jahren mit größerer Deutlichkeit autoritäre 
und korporative Formen in den lateinamerikanischen Staaten abzeichnen, die Bestätigung 
einer Entwicklungslinie und eines Stranges politischer Umstände, die immer schon im po- 
litischen Prozeß Lateinamerikas gegenwärtig waren. 

Nur vorübergehend nach dem zweiten Weltkrieg sind sie durch die Welle der Demokrati- 
sierung der westlichen Welt verdrängt worden - und auch dies damals nur teilweise. Die ge- 
genwärtige historische Phase wäre demnach nichts anderes als eine unvermeidliche Revan- 
che dieser in den Hintergrund gedrängten Entwicklungstendenz (vgl. Wiarda 1973}. 
Trotz der Härte, mit der diese These vertreten wird, erscheint sie als historisch wenig be- 
gründet, da sie eine ganze Reihe national und kontinental durchaus unterschiedlicher histo- 
rischer Erfahrungen gar nicht berücksichtigt - und damit drastisch vereinfacht. Es gibt kei- 
ne gleichförmig autoritäre Vergangenheit der lateinamerikanischen Staaten, so wie es auch 
nicht korrekt ist, Elemente des Korporativismus in allen historischen Erfahrungen Latein- 
amerikas zu unterstellen. Weder der Autoritarismus noch der Korporativismus sind unver- 
änderliche Elemente der lateinamerikanischen politischen Kultur. Beide sind vielmehr hi- 
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storisch bestimmte Antworten oder Reaktionen der lateinamerikanischen Eliten auf be- 
stimmte Situationen (vgl. Rangel 1980). Daher kommt es bei der Analyse darauf an, die 
Bedingungen herauszuarbeiten, die zu diesen Reaktionen führen, sowie die besonderen 
Kennzeichen auf der einen und die gemeinsamen Merkmale auf der anderen Seite zu be- 
stimmen. 

Vorweg sind noch zwei weitere Präzisierungen erforderlich. Wenn auch der autoritäre 
(oder auch bürokratisch-autoritäre) Staat in Lateinamerika neue Merkmale im Vergleich 
zur Vergangenheit aufweist, so darf das doch nicht dazu führen, die Existenz zahlreicher 
Elemente der Kontinuität mit vorangegangenen autoritären historischen Erfahrungen zu 
vergessen. Wenn auch darüberhinaus der Korporativismus selbst eng mit dem Autoritaris- 
mus verbunden auftritt, ist diese enge Verbindung doch keineswegs automatisch (wie es 
die europäischen Fälle des Neo-Korporativismus zeigen), und daher darf und kann man 
nicht automatisch Korporativismus mit Autoritarismus oder Autoritarismus mit Korpora- 
tivismus verbinden. Nach diesen Bemerkungen gehen wir zur Analyse der Bedingungen 
für die Entwicklung des autoritär-bürokratischen Staates über. 


Ökonomische und politische Determinanten des bürokratischen Autoritarismus 


Ein großer Teil der Debatte und der Terminologie, die sich auf die Entstehung des büro- 
kratisch-autoritären Staates in Lateinamerika beziehen, entspringen einigen Beiträgen eines 
argentinischen Autors (und eindeutig aus seiner Reflektion des argentinischen Falles, was, 
“wie wir sehen werden, zu nicht wenigen Verzerrungen führt’). Die Thesen Guillermo 
O’Donnells (O’Donnell 1974 u. 1978, O’Donnell 1972 u. 1973, 1979, O’Donnell 1977) 
sind nicht leicht zusammenzufassen. Außerdem sind sie verschiedentlich im Laufe der Zeit 
reformuliert und vor allem flexibel angelegt worden, um einer veränderten und veränderli- 
chen Wirklichkeit gerecht zu werden. Ich werde mich also im folgenden darauf beschrän- 
ken, diejenigen Thesen herauszuarbeiten, die die festen und charakteristischen Punkte in 
O’Donnells Werk bilden. 
(1) Auf der methodologischen Ebene bildet die Suche einer klaren und bestimmten Ver- 
bindung zwischen ökonomischen und politischen Prozessen den zentralen Punkt. Auf die- 
ser Grundlage besteht das erste für die Thesen O’Donnells charakteristische Element in der 
Aussage, daß der bürokratisch-autoritäre Staat die Antwort bestimmter Eliten (im weiteren 
werden wir sehen, welcher) auf Veränderungen und auf die Notwendigkeit von Verände- 
rungen darstellt, die sich in der ökonomischen und in nachgeordneter Weise in der sozialen 
Sphäre vollziehen. Der Schlüsselbegriff, den der argentinische Politik wissenschaftler dabei 
benutzt, ist der der profundizaciön (im Englischen mit deeping wiedergegeben; man könnte 
ihn als »vertiefte Durchdringung« oder auch »in die Tiefe gehen« übersetzen). 
Nachdem die Phase der »Industrialisierung durch Importsubstitution« am Ende oder gar 
überwunden ist und die Weltwirtschaft eine veränderte Verteilung der Arbeit und der Res- 
sourcen einleitet, tritt, wenn man grob zusammenfaßt, in einigen lateinamerikanischen 
Ländern deutlich die Notwendigkeit hervor, politische Bedingungen zu schaffen, mit de- 
nen ein Prozeß der »Industrialisierung in die Tiefe« ermöglicht wird, d.h. nicht mehr allein 
die Produktion von Konsumgütern, sondern die Produktion dauerhafter Güter und die 
Schaffung von Halbfertigwarenindustrien. Noch deutlicher zugespitzt geht es um die Er- 
richtung eines soliden und wettbewerbsfähigen Industriesystems. Dies soll nicht mehr voll- 
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ständig von außenwirtschaftlichen Bedingungen abhängen, auch wenn die Bindung an die 
schwierige Expansion des inneren Marktes bleibt. 
Wenn dies die ö5konomischen Determinanten, zum Teil auch die ökonomischen Ziele wa- 
ren, mit welchen politischen Instrumenten würde man sie erreichen können? 
(2) Der zweite charakteristische Punkt der These O’Donnells liegt in seinem konkreten und 
ohne Schwankungen durchgehaltenen Hinweis, daß die neuen ökonomischen Erfordernis- 
se nicht mehr nur eine eher sprunghafte und handwerkliche Kontrolle und Repression 
über die Volksklassen erfordern, sondern die Errichtung eines Systems, das Vorhersehbar- 
keit und Kontinuität der ökonomischen, sozialen und politischen Maßnahmen garantiert, 
so wie sie für die sogenannte profundizaciön erforderlich ist (O’Donnell 1975, 16-21 u. 
O’Donnell 1977, 54-64). 
(3) Das dritte und letzte Charakteristikum der These O’Donnells besteht darin, daß er die 
Durchsetzung des bürokratisch-autoritären Staates von den soziopolitischen Konflikt- und 
Mobilisierungsbedingungen abhängig macht, wie sie in unterschiedlichen Ländern jeweils 
in dem Moment vorliegen, an dem die Erfordernisse der »vertieften (industrialisierenden - 
d. Übers.) Durchdringung« im ökonomischen System in Erscheinung treten. Um einige 
der Ausdrücke des argentinischen Wissenschaftlers zu benutzen, sind es der Grad des Risi- 
kos, und der Typ von Wahrnehmung der effektiven Drohung, die die Volksmassen für die 
Führung des Systems darstellen, die entscheidenden Einfluß auf die Haltungen der inneren 
und äußeren Eliten sowie auf deren Motivlage hinsichtlich der Errichtung und Unterstüt- 
zung des bürokratisch-autoritären Staates haben. 
Dieser letzte Punkt ist wirklich wichtig, da er - wenn auch anfangs aus der historischen Er- 
fahrung Argentiniens, insbesondere aus der Erfahrung mit dem Scheitern des Versuchs des 
Generals Ongania abgeleitet - sich nicht allein auf andere Fälle als anwendbar erwiesen hat 
(wie beim hinreichend untersuchten Fall Perus), sondern auch noch den Weg freimacht für 
die Analyse des zweiten argentinischen Versuchs, einen nun aber wirklichen bürokratisch- 
autoritären Staat zu errichten, nämlich mit dem Staatsstreich unter der Führung des Gene- 
rals Videla im März 1976. Darüberhinaus bildet er die Voraussetzung für eine systemati- 
sche Reflektion anderer wichtiger Fälle, z.B. derjenigen Brasiliens, Chiles und Uruguays 
und er ermöglicht auch Voraussagen über die Entwicklung und Dauer dieser »Fälle«. 
Soviel zu den hier vereinfacht dargelegten, von O’Donnell herausgearbeiteten Aspekten. 
Selbstverständlich hat sich die Debatte, die dadurch ausgelöst wurde, nicht auf die weitere 
Ausarbeitung dieser Charakteristika der Entstehung und Durchsetzung des bürokratisch- 
autoritären Staates beschränkt. Vielmehr hat sie sich der Überprüfung des eigentlichen 
Kernelements dieser komplexen Darstellung zugewandt: der engen Verbindung, die 
O’Donnell zwischen der ökonomischen und der politischen Entwicklungsdynamik her- 
stellt, wobei er nahe daran ist, eine Art von kausalen Determinismus hypothetisch anzu- 
“ nehmen oder sogar direkt zu behaupten. Auf der Grundlage dessen, was sich aus unter- 
-schiedlichen neueren Beiträgen herausziehen läßt, bin ich überzeugt, daß O’Donnells De- 
terminismus einer Überprüfung durch die Tatsachen nicht standhält. Weil aber allein dieser 
Gesichtspunkt zu weit führen würde, werde ıch mich auf eine allgemeine Behauptung be- 
schränken, bevor ich zu einer vertieften Untersuchung des Phänomens des bürokratisch- 
autoritären Staates übergehe. 
Unter den Bestimmungsgründen für das Auftreten einer neuen Form der staatlichen Orga- 
nisation in Lateinamerika ist zweifellos die Veränderung der ökonomischen Beziehungen 
zwischen Lateinamerika und der industrialisierten Welt besonders wichtig, d.h. die Beendi- 
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gung oder zumindest das sich nähernde Ende der Phase der Industrialisierung durch Im- 
portsubstitution und damit die Notwendigkeit einer kontinuierlichen, besser vorhersehba- 
ren und in höherem Grade vertieften Entwicklung. Diese ökonomischen Bedingungen zu- 
sammengenommen, bilden den Hintergrund für das Aufkommen des autoritären Ver- 
suchs. Aber das auslösende Moment des autoritären Versuchs - das auch den grundlegen- 
den Gesichtspunkt bildet, auf den sich eine Analyse der Struktur des autoritär-bürokrati- 
schen Staates und eine Formulierung von Voraussagen über seine Dauerhaftigkeit beziehen 
müssen - ist die Art und Weise von politischer Herausforderung der Volksklassen, wie sie 
mehr oder minder in Parteien und Gewerkschaften organisiert sind, gegenüber der Vor- 
herrschaft der traditionellen Sektoren der Ober- und Mittelklassen. 

Es ist bezeichnend, daß die Versuche, den analytischen Rahmen, wie ihn O’Donnell darge- 
stellt hat, zu vervollständigen, sich in zwei unterschiedliche Richtungen entwickelt haben: 
Auf der einen Seite, dem Hinweis auf den Fall Mexikos als wichtige Ausnahme folgend 
(oder als »Beweis«, daß der argentinische Autor seine These allzu reduziert angelegt hat: 
stellt Mexiko ein Fall von bürokratischem Autoritarismus dar oder nicht?), auf der anderen 
Seite in Richtung auf eine erneute Reflektion über die Dynamik der Beziehung zwischen 
Parteien und organisierten politischen Kräften als erklärenden Variablen für die Tenden- 
zen zum bürokratischen Autoritarismus fortschreibend 


Die Struktur des bürokratisch-autoritären Staates 


»... Die ökonomische Krise, die politische Aktivierung des Volkssektors und die Befürch- 
tungen der herrschenden Klasse sind für den eingeschlagenen Kurs bestimmend. Wenn die 
wirtschaftlichen Veränderungen auf die Notwendigkeit breiter angelegter und modernerer 
produktiver Organisationsformen verweisen, dann lautet die Konsequenz aus diesen Aus- 
führungen, daß die Entwicklungstendenzen zu einem neuen T'yp von Staat hinführen, der 
in einem viel umfassenderen Sinne als dem einer Ausweitung seiner Fähigkeit, Zwang aus- 
zuüben, »stark« ist. Dieser Staat muß ein Staat »in Ausdehnung« sein, nicht nur um die gro- 
ßen gesellschaftlichen Umgestaltungen durchsetzen zu können, die der Prozeß der profun- 
dizaciön voraussetzt, sondern auch, um für die Zukunft garantieren zu können, daß sich 
die »neue Ordnung« konsolidiert, ohne die die profandizaciön nicht lange anhalten könnte. 
Der verstaatlichte Korporativismus bildet eine grundlegende Dimension dieser »Garantie« 
(O’Donnell 1977, 59). 

Der neue bürokratisch-autoritäre Staat ist demnach vor allem deswegen neu, weil sein Auf- 
treten durch neue, bisher nicht vorliegende ökonomische Erfordernisse bedingt und be- 
stimmt ist. Zweitens aber auch deshalb, weil er kein traditioneller autoritärer Staat auf der 
Grundlage des Paternalismus, des Zwangs und der Bewahrung des status quo ist. Zwar ist es 
wahr, daß - wie der größere Teil der Autoren hervorhebt - »der bürckratische Autoritaris- 
mus ein System politischer und ökonomischer Ausschließung des Volkssektors« bilder 
(O’Donnell 1977, 60)* Aber sein entscheidendes Merkmal rührt von dem Typus der Bünd- 
nisse her, das dem neuen Zwangssystem und seiner wirklichen oder möglichen, erreichten 
oder angenommenen Dynamik zugrunde liegt. 

Welcher neue Typ von politischen Bündnissen bringt den bürokratisch-autoritären Staat 
hervor? Vor allem unterschiedliche Teile der Mittelklassen, die durch den Aufstieg der 
Volksklassen, wie er der Errichtung des autoritären Regimes vorausgeht, verschreckt sind, 
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bilden die Hauptmasse, die aus der neuen Herrschaftsform ihren Gewinn im Sinne von Sta- 
tus und sozialer Sicherheit zieht. Damit ist nicht gesagt, daß alle Teile der Mittelklassen ih- 
re Unterstützung für das Regime unbegrenzt aufrechterhalten. Aber selten wird es möglich 
sein, ihre Entfremdung vom Regime bis zur Forderung nach einer Umwälzung voranzu- 
treiben. In der Tat stellt die Rückkehr zu Situationen eines politischen Wettbewerbs, den 
die Mittelklassen als ein schweres Unglück für ihre Gruppeninteressen betrachten, die ein- 
zige Alternative zum Regime dar. Damit ist es wahrscheinlich, daß die Tendenz, auf einige 
Gruppen die Aufgabe zu übertragen, für die Mittelklassen zu regieren, sich schließlich zu 
einem stabilen Element des politischen Verhaltens dieser Klassen entwickelt. 

Die zweite soziale Schicht, die sich am Klassenbündnis, das dem bürokratisch-autoritären 
Staat zugrunde liegt, beteiligt, wird von den Offizieren gebildet, von denen der Staats- 
streich ausging, und die damit ein grundlegender Bestandteil der Militärregierungen gewor- 
den sind, die einander ablösen. Diese Offiziere haben offensichtlich ein ausgeprägtes Inter- 
esse daran, daß die Militärregierung Bestand hat, weil sie daraus Ressourcen und Prestige 
beziehen sowie auch noch die Möglichkeit haben, herausgehobene öffentliche Ämter zu 
übernehmen. Auf der anderen Seite wirkt auch noch die (begründete) Angst, einer Bestra- 
fung durch Zivilisten ausgesetzt zu sein, als eine wirksame Bremse einer möglichen Öff- 
nung der Offiziere für eine wirkliche Demokratisierung. Schließlich führt die Ausdehnung 
des Staatsapparates selbst noch zur Herausbildung einer bürokratisch-technokratischen 
Schicht, die ihre Wurzeln im Staat hat und ihre Existenzberechtigung in der Verwaltung 
und Führung der Staatsmaschinerie findet. Der Umfang und die Kompetenzen dieser büro- 
kratisch-technokratischen Schicht, ihr Selbstvertrauen und ihr esprit de corps bilden die 
Grundlage des Erfolgs der Absicht des bürokratisch-autoritären Staates, die Macht auf un- 
begrenzte Frist zu behalten. 

Eine dritte wichtige Gruppe ist weniger klar abzugrenzen. Im weiten Sinne könnte man 
von den multinationalen Gesellschaften sprechen, von den internationalen Wirtschaftsin- 
teressen und von den weltweiten militärischen Verflechtungen. Wenn O’Donnell mit seiner 
These von der profundizacion Recht hat, dann erscheint diese doch als eine zweischneidige 
Waffe in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen: Als durchaus willkommen, solange 
sie den multinationalen Gesellschaften, ihren Produkten und ihrer Expansion den Weg 
freimacht, aber wenn sie die Möglichkeit von Ansätzen ökonomischen Wettbewerbs und 
Konflikts (wie es in Brasilien bereits geschehen ist) eröffnet, dann u ihr auch sofort ent- 
gegengearbeitet. 

Wenn dies die drei Gruppen oder Sektoren sind, die das sesttichafiiche Bündnis bilden, 
das den bürokratisch-autoritären Staat regiert, dann kann unmittelbar hinzugefügt werden, 
daß die Macht des neuen Staates von der relativen Kraft dieser drei Sektoren abhängig sein 
wird. Dabei ist ganz besonders die Fähigkeit wichtig, innere Gegensätze zu bereinigen und 
sich darüberhinaus unter Ausschluß und Isolierung der unterschiedlichen Teile der Volks- 
klassen machtpolitisch auszudehnen. Die jeweilige Verbindung dieser Elemente erklärt 
zum allergrößten Teil Erfolg und Dauer der unterschiedlichen bürokratisch-autoritären 
Staaten in Lateinamerika, und sie ermöglicht auch begründete Voraussagen über ihre Zu- 
kunft, 

Vor Abschluß dieser Betrachtung ist es notwendig, sich zwei Problemen zuzuwenden, die 
die wirkliche Neuheit des bürokratisch-autoritären Staates ausmachen, wie er sich heute in 
Lateinamerika darstellt. Diese zwei Elemente sind die folgenden: Die Rolle des Staates und 
die Position der Volksklassen. 
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Über das erste Element scheint eine allgemeine Übereinstimmung zu bestehen: Nicht nur 
hat, wie in fast allen anderen Ländern auch, die Rolle des Staates an Bedeutung gewonnen. 
Diese hat sich vielmehr auf eine wichtige Art und Weise qualitativ verändert. Der latein- 
amerikanische Staat, insbesondere der bürokratisch-autoritäre Staat Lateinamerikas, hat ei- 
ne Macht und relative Autonomie gegenüber der bürgerlichen Gesellschaft gewonnen. Er 
ist Teil dieser Gesellschaft und steht mit ihr in einem Verhältnis der dialektischen Wechsel- 
wirkung; dabei vertritt er aber eigene institutionelle Interessen und weist eine bemerkens- 
werte Fähigkeit zur Intervention auf. Darüber hinaus hat er, vorgetragen durch sein Füh- 
rungspersonal, eine kohärente Ideologie der politisch-skonomischen Expansion und der 
sozialmilitärischen Kontrolle ausgearbeitet, die als Ideologie der »nationalen Sicherheit« 
bekannt geworden ist. Diese Ideologie liefert das entscheidende Klebemittel für die not- 
wendige Kohäsion des politischen Verhaltens der im Inneren herrschenden Sektoren sowie 
die Grundlage für die Ausschließung der Oppositionellen (zugleich bringt sie ein Element 
von Widerspruch in das Verhältnis zu den internationalen Kapitalgruppen und-den multi- 
nationalen Gesellschaften) (Viera Gallo, Rojas 1977, 19-33) 

Dieses neue Element - die Stärkung und die relative Autonomisierung des lateinamerikani- 
schen Staates - steht im starken Gegensatz zur populistischen Phase, ja es stellt sogar einen 
wirklichen Einschnitt im Vergleich dieser Phase dar. 

Dies kann so weitgehend sein, daß man auf den Gedanken kommen könnte, eine Rück- 
kehr zum Populismus sei nicht allein aufgrund der veränderten gesellschaftlichen Dyna- 
mik, sondern auch wegen der veränderten Rolle und des vergrößerten Gewichts des Staates 
ausgeschlossen, was immer auch die zukünftige Entwicklung der lateinamerikanischen 
Staaten sein möge. In Bezug auf den bürokratisch-autoritären Staat ist hinzuzufügen, daß 
seine Erfordernisse der Dauerhaftigkeit und der Funktionalität eine Ausweitung seiner 
Rolle unverzichtbar machen - sei es aufgrund der starken Ausübung von Zwangsgewalt, 
die allgegenwärtig aufrechterhalten werden muß, sei es aufgrund des Ausmaßes an staatli- 
cher Unterstützung für den internen produktiven Apparat und die Exporttätigkeit, oder 
sei es last not least aufgrund der Herausbildung institutioneller Interessen innerhalb der 
Streitkräfte und der bürokratisch-technokratischen Schichten an einem starken, gefürchte- 
ten und angesehenen Staat. 

Wenn von einem neuen Typ von Staat in Lateinamerika die Rede ist, dann besteht allge- 
mein die Neigung, besonders die Rolle der Spezialisten für die Ausübung staatlicher 
Zwangsgewalt gegenüber anderen Bereichen des Staates zu betonen. Das geschieht, weil der 
größere Teil der bürokratisch-autoritären Staaten (Brasilien bildet dabei die offensichtliche, 
aber vielleicht nur teilweise Ausnahme) noch nicht durchgängig institutionalisiert sind, 
sich nicht sicher und gefestigt fühlen und daher auf die Ausübung staatlicher Zwangsge- 
walt zurückgreifen, um ihr Bestehen zu gewährleisten. Wenn man über dieses, jedenfalls 
unverzichtbare Bestandteil hinausblickt, wird man aber feststellen, daß der neue lateiname- 
rikanische Staat auch bei der Suche, in der Ausbildung und dem Einsatz von Experten in 
anderen Sektoren engagiert ist, und dies vor allem auf dem Gebiet der Ökonomie: Hier geht 
es um die Spezialisten der Entwicklung, d.h. die Spezialisten der profundizaciön (natürlich 
muß man dies vom Ausmaß des Erfolges unterscheiden, die diese Spezialisten in der Praxis 
zu erreichen in der Lage sind). 

Als ein Staat ohne Legitimität, sofern es um die rechtliche Grundlage der Machtausübung 
geht, und beständig von irgendeinem Teil des Volkes herausgefordert, gelingt es dem büro- 
kratisch-autoritären Staat nur in dem Maße, Unterstützung zu gewinnen, wie er Sicherheit 
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und (relative) Prosperität garantieren kann. Selbst seine tatsächlichen und partiellen Unter- 
stützer sind sich vollkommen darüber klar, daß der Staat auf diesen beiden Feldern einen 
guten Erfolg vorweisen muß - anderenfalls kann der Notstands- und Ausnahmestaat nicht 
langfristig gerechtfertigt werden. Somit rekurriert der bürokratisch-autoritäre Staat in den 
heftigen Auseinandersetzungen um Sicherheit und Prosperität auf das Fachwissen seiner 
Unterstützer. Offensichtlich gelingt ihm der Sieg, oder er schafft zumindest die Vorausset- 
zungen für einen Sieg genau in dem Maße, wie er breiteren Sektoren der Gesellschaft als 
denjenigen, die den sozialen Kern bilden, Sicherheit zu vermitteln vermag. Dazu gehört 
auch, daß zumindest ein Teil der ökonomischen Ressourcen über die Sektoren der Mittel- 
klassen hinaus verteilt werden. 

Selbstverständlich ist die Gewinnung eines ausschließlich instrumentellen Konsensus 
schwierig und seine Dauerhaftigkeit ist nicht garantiert. Daraus erklären sich die wieder- 
holten Versuche einer Legitimation über Wahlen und Referenden, und daraus erklären 
sich auch die Versuche, geeignete Strukturen zu schaffen, um den zumindest passiven Kon- 
sens der Volkssektoren auf sich zu ziehen. Diese Beobachtung leitet zur Analyse des zwei- 
ten neuen Elements im bürokratisch-autoritären Staat über und damit zur Untersuchung 
der Verbindung zwischen Autoritarismus und Korporativismus und zur Unterscheidung 
zwischen unterschiedlichen Formen des Korporativismus. 

Über den Staat, der historisch als populistisch definiert wurde, so wenig strukturiert, so 
schwach, ausgabenfreudig und klientelistisch er auch gewesen sein mag, kann heute doch 
gesagt werden, daß er Entwicklungsmöglichkeiten im demokratischen Sinne enthielt, also 
in Richtung auf eine - wenn auch in vielen Fällen subalterne - Beteiligung breiterer Teile 
der Volksklassen. g 

Der bürokratisch-autoritäre Staat ist dagegen für eine ganze erste Phase seiner Entwicklung 
- deren Länge von dem Grad der vorhergehenden Mobilisierung der Volksklassen und von 
der Präsenz und der Kraft ihrer Organisationen abhängt - bewußt auf der Ausschließung 
der Volksklassen begründet. Oder genauer, der erste Schritt ist die De-Aktivierung der po- 
litischen und sozialen Organisation des Volkes, der zweite deren politische, soziale und 
ökonomische Ausschließung, der dritte eine Wiedereingliederung der Volksklassen in Or- 
ganisationsformen, die eher Kontrolle als Teilnahme garantieren, eher Passivität als Mobili- 
sierung, eher Kommunikation von oben nach unten als die Formulierung politischer For- 
derungen des Volkes. 


Die Variablen des Korporativismus 


Die zuletzt erwähnte Beobachtung führt uns zum Thema des Korporativismus. Dieses ver- 
dient sicherlich eine eingehende und differenzierte Behandlung, aber ein Punkt läßt sich 
unmittelbar hervorheben: Zwischen Korporativismus und Autoritarismus existiert kein 
automatischer Zusammenhang, und überdies gibt es unterschiedliche Formen von Korpo- 
rativismus. Folglich sind die Auswirkungen des Korporativismus auf die politischen Syste- 
me je nach dem Grad sozioökonomischer Modernisierung und politischer Entwicklung 
verschieden. 

Heute ist es Mode geworden, von Korporativismus und Neo-Korporativismus zu spre- 
chen, von der Wiederbelebung eines Trends, der konkret vor 50 Jahren zuerst aufgetreten 
ist, und dabei die Varianten dieses Korporativismus aufzusuchen und seine Implikationen 
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zu analysieren. Dafür waren die Forschungen über Lateinamerika einschlägig, insbesonde- 
re über Brasilien, das etwa Philippe Schmitter zu seinen ersten einflußreichen Artikeln in 
dieser Frage inspirierten (Schmitter 1970). Jedoch ist es erforderlich, der Versuchung zu wi- 
derstehen, die politische Erfahrung Lateinamerikas allein durch die Brille des Korporativis- 
mus zu betrachten. 


Die zweite zu vermeidende Gefahr besteht darin, daß zu allgemein von Korporativismus 
gesprochen wird, ohne daß die Vielfältigkeiten von Ursprüngen und Konsequenzen unter- 
schieden würden. Nur wenn dies bedacht wird, ist es möglich, diejenigen Elemente und 
Wirkungsweisen herauszuarbeiten, die den Korporativismus zu einem funktionellen Rah- 
men autoritärer Regimes machen; oder umgekehrt jene anderen Elemente und Modalitäten 
zu bestimmen, die wiederum den Korporativismus für weniger autoritäre Regierungsfor- 
men funktional werden lassen. Schließlich ermöglicht allein eine aufmerksame Berücksich- 
tigung dieser Unterschiede eine Ausweitung der Analyse in Richtung einer Prognose der 
zukünftigen Entwicklung der unterschiedlichen sozialen und politischen »Aktivposten« 
des Systems. 


In einer ersten Annäherung können wir den Korporativismus als ein Ensemble von Struk- 
turen und Mechanismen definieren, die sich auf die Verfahrensweise der Interessenartikula- 
tion und der Hervorbringung politischer Entscheidungen beziehen. Dabei soll sofort be- 
tont werden, daß eine eindeutige Definition eines Systems als korporativistisch nicht mög- 
lich ist, da ja Elemente des Korporativismus in größerer oder geringerer Anzahl mit größe- 
rem oder geringerem Gewicht innerhalb eines Systems fortbestehen können. Es wäre ange- 
messener, komplexere Unterscheidungen zu treffen, als sich auf Dichotomien vom Typus 
der Ja/Nein-Entscheidung zu beschränken. 


Das zweite wichtige Element der Debatte über den Korporativismus ist die Unterschei- 
dung von zwei Typen von Korporativismus, des staatlichen und des gesellschaftlichen Kor- 
porativismus. Der zweite Typ entsteht aus einer Situation heraus, in der sich innerhalb der 
Gesellschaft ein Monopol der Repräsentanz von Interessen durch bestimmte Örganisatio- 
nen herausbildet, ohne daf der Staat bei der Wahl der Führung oder in die Politik dieser 
Organisationen interveniert. Er beschränkt sich vielmehr darauf, einen faktisch bestehen- 
den Zustand anzuerkennen. 


Davon ist der erste Typus von Korporativismus ganz unterschieden. Der staatliche Korps: 
rativismus beruht in der Tat auf dem Willen und der Fähigkeit des Staates, bestimmte Or- 
ganisationen unter Zurückdrängung anderer zu fördern, bestimmte Organisationen aus 
den Prozessen der Konsultation und der Vertragsschließung im Bereich der Verbände aus- 
zuschließen, Anerkennung und Finanzierung zu gewähren oder zu verweigern und sogar 
die jeweilige Führung der Organisationen zu stürzen oder zu kooptieren. 


Der in Lateinamerika bei weitem vorherrschende Typus von Korporativismus ist offen- 
sichtlich derjenige, der sich auf Willen und Fähigkeit des Staates gründet, einzugreifen, zu 
sanktionieren und zu unterwerfen. Soweit es sich nicht um eine vollständig neue Erschei- 
nung handelt, charakterisieren die Merkmale staatlichen Korporativismus das mexikanıi- 
sche Experiment von Cärdenas, oder den Estado Novo von Vargas und den Peronismus. 
Tatsache ist aber auch, daß Versuche, Machtstrukturen dieser Art aufzubauen, vor allem 
seit Ende der 60er Jahre und zu Beginn der 7Ver Jahre gemacht worden sind. Teilweise ist 
dabei erkennbar, daß diese Vesuche neue Formen von Autoritarismus hervorkehrten, teil- 
weise waren sie aber auch der Versuch schwacher Demokratien, sich dadurch zu stärken, 
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daß sie die sozialen Herausforderungen, vor allem diejenigen, die von den Volksklassen 
ausgehen, korporativistisch entschärfen. 

An dieser Stelle ist es erforderlich, eine zweite wichtige Unterscheidung einzuführen: die 
zwischen einem »einschließenden« und einem »ausschließenden« Korporativismus. Im er- 
sten Fall versuchen die Herrschenden, d.h. die den Staat kontrollierenden Klassen, eine 
Ordnung zu schaffen, die den Einschluß aller oder zumindest der größten Teile der unte- 
ren sozialen Klassen ermöglicht (mit oder ohne ihre vorherige Demobilisierung, je nach 
dem Grad ihrer vorangegangenen Aktivitäten). Im zweiten Fall jedoch muß wegen der 
vorangegangenen starken Mobilisierung und der tief verankerten Organisationsformen der 
unteren Klassen jeder Versuch der korporativistischen Restrukturierung über den Aus- 
schluß eben dieser sozialen Schichten laufen (wie es in Brasilien, in Chile und wiederholt in 
Argentinien geschehen ist). 

Vor der Analyse der Bedingungen, die die Strukturierung der staatlichen Korporativismus- 
formen vorantreiben - sei es der einschließenden oder der ausschließenden Formen - soll 
noch ein paradoxer Sachverhalt hervorgehoben werden. (Übrigens findet man in Latein- 
amerika keinen Fall einschließenden oder ausschließenden sozialen Korporativismus ohne 
die Intervention staatspolitischer Organisationen, auch wenn einige Autoren auf Fälle wie 
Uruguay bis zum Ende der sechziger Jahre und das Kolumbien des großen Bündnisses zwi- 
schen Konservativen und Liberalen von 1958 bis 1974 verweisen.) Paradox erscheint nun 
folgender Sachverhalt: Wenn die korporativen Institutionen mit autoritären Regimen asso- 
ziiert sind, dienen sie nicht nur als Kontrollinstanzen, sondern auch als Kommunikations- 
kanäle zwischen staatlichen Organen und sozialen Gruppen. Sind sie aber mit offenen, 
kompetitiven Systemen verbunden, entwickeln sich die korporativen Organisationsfakto- 
ren zu einem nützlichen Instrument, die autonomen Artikulationsformen sozialer Kräfte 
zu beschränken. 

An dieser Stelle erscheint es angebracht, sich der Bestimmung und der Analyse jener Bedin- 
gungen zuzuwenden, die die Entwicklung einer korporativen Ordnung vorantreiben. 
Zwei Bemerkungen vorweg: Erstens ist der Korporativismus nicht das Produkt einer kul- 
turellen Kontinuität, die aus der kolonialen Vergangenheit erwächst oder geradenwegs auf 
Strukturen des kolonialen Mutterlandes zurückgeht, sondern er beruht auf Entscheidun- 
gen, die von den politischen Eliten vor nicht zu langer Zeit getroffen wurden. Zweitens: So 
sehr sich auch die Aufmerksamkeit auf die dramatischen Fälle des korporativen Autorita- 
rismus wie Brasilien, Chile und Argentinien konzentriert - es existieren andere Fälle, die in 
Betracht gezogen werden müssen und die in zeitlicher Hinsicht einen weiten Bogen span- 
nen (beginnend in den 30er Jahren) und in geographischer Hinsicht mehr umfassen als nur 
den Coneo Sud (einschließlich Peru und Mexiko). 

Die daraus entstehende Frage zielt nicht nur auf die Bedingungen des Korporativismus, son- 
dern auch und vor allem auf seine Variationsbreite. Eine unter diesen Gesichtspunkten um- 
fassend durchgeführte Analyse und die damit verbundenen Erklärungen liefern Voraussa- 
gen über Bestand und Auflösung der korporativistischen Ordnung. 


Die staatlichen Eliten und die soziale Kontrolle 


Offensichtlich von großer Bedeutung ist die Beantwortung der Frage, aufgrund welcher 
Bedingungen es die herrschenden politischen Eliten für zweckmäßig halten, eine korpora- 
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tivistische Ordnung zu schaffen. Auf dem Hintergrund der Unterscheidung zwischen ein- 
schließendem und ausschließendem Korporativismus bekommt die Analyse der Bedingun- 
gen, die die Entwicklung in die eine oder andere Richtung treiben, herausragende Bedeu- 
tung. 

Der Autor, der das anregendste und das ausführlichste theoretische Werk in bezug auf die 
grundlegenden Unterscheidungen und die Analyse der konkreten Erscheinungsformen des 
Korporativismus geschrieben hat, ist der Politologe Alfred Stepan. Er spricht nicht von 
einschließenden oder ausschließenden korporatistischen Regierungen, sondern eher von 
daraus entspringenden Tendenzen oder Politiken. Diese seine anfängliche begriffliche Wahl 
führt ihn zur vorläufigen Definition einiger grundlegender Variablen. Nach Stepan ist die 
Einführung des einschließenden Korporativismus sehr wahrscheinlich, wenn die oligarchi- 
sche Herrschaft in den ersten Phasen des Modernisierungsprozesses geschwächt wird, 
wenn der politische Mobilisierungsprozeß anwächst, aber noch begrenzt und wenig insti- 
tutionalisiert ist, und wenn die Industrialisierung noch in den Anfängen steckt. »Unter 
ähnlichen Bedingungen können die staatlichen und privaten Manager unter der Führung 
einer neuen Staatselite eine Allianz mit den Arbeiterklassen gegen die alte Ordnung der 
Landbesitzer und des Kaufmannskapitals formen.« (Stepan 1978, S. 79) 

Komplexer ist der Fall der Einführung des ausschließenden Korporativismus. Die grundle- 
genden Bedingungen sind unterschiedlicher Natur; der Grad der politischen Mobilisierung 
ist beträchtlich, der sozio-ökonomische Modernisierungsprozeß und die Industrialisierung 
schreiten voran, wenn auch in ungeregelter Weise. Vor allem aber: »Die staatliche Elite ver- 
sucht, eine Vielzahl institutioneller, relativ autonomer Strukturen, die im weitesten Sinne 
in der Arbeiterklasse wurzeln, und damit ihren politischen Vorstellungen Widerstand ent- 
gegensetzen können, aus der politischen Arena auszuschließen. Im Anschluß daran steht 
der Versuch, die ausgeschlossenen Gruppen wieder in assoziative Körperschaften zu reinte- 
grieren, die vom Staat geformt und kontrolliert werden.« (Stepan 1978, $. 80) 

Wie der Versuch von Ongania im Argentinien der Jahre 1966 bis 1969 zeigt, gab es auch 
Fehlschläge auf dem Weg der Etablierung korporativistischer Formen (in diesem Falle der 
ausschließenden Form). Auf welche spezifischen Variablen muß man achten, um dieses 
Phänomen zu verstehen und zum Beispiel wichtige, auch praktisch verwendbare Hinweise 
in solchen Fällen wie dem gegenwärtigen Chile und Argentinien zu bekommen? 

Stepan schlägt vor, die folgenden Variablen in die Überlegungen mit einzubeziehen: 1. die 
Stärke der Organisation und die Geschlossenheit der Ideologie der staatlichen Eliten; 2 
den Entwicklungsgrad der politischen Parteien und der autonomen Interessengruppen; 3. 
den Grad der politischen Polarisierung; 4. das Ausmaß, in dem das informelle politisch- 
ökonomische Netzwerk der herrschenden Schichten (»setlare assistenziale«) entwickelt 
war und in dem strukturelle Reformen vor der Einführung des Korporativismus ausgebil- 
det waren; 5. das Verhältnis zwischen Quantität und Qualität der staatlichen Ressourcen 
und der effektiven Nachfrage (Stepan 1978, $. 83-89). 

Kurz gefaßt, in Abwesenheit starker Organisationen und einer geschlossenen Ideologie der 
staatlichen Eliten und bei Vorhandensein schwach entwickelter und wenig autonomer Par- 
teien und Interessengruppen ist es möglich, korporativistische Strukturen zu implementie- 
ren. Es sind vor allem der politische Polarisationsgrad und die dem Staat zur Verfügung ste-. 
henden Ressourcen, die darüber bestimmen, ob der korporativistische Vesuch inklusive 
oder exklusive Züge annimmt. Bei einem ausgeprägten politischen Polarisationsgrad wer- 
den sich die staatlichen Eliten auf den Ausschluß jener Sektoren orientieren, die nur lang- 
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sam der neuen korporativistischen Kontrollstruktur unterworfen werden können. Indem 
die staatlichen Eliten über die Ressource der symbolischen und ökonomischen Gewalt ver- 
fügen und auf diese Weise den Konsensus weiter sozialer Gruppen erreichen können (nicht 
zuletzt, um den Ausschluß der unteren sozialen Schichten zu kompensieren), wird ihnen 
die Entscheidung für eine korporativistische Struktur erleichtert und deren Verwirkli- 
chung möglich gemacht. 

Die einzige Variable, deren Einfluß aus verschiedenen Gründen unbestimmt bleiben muß, 
ist diejenige, die sich auf die Verwirklichung und Durchführung von Politiken und sozia- 
len Reformen vor der Einführung des Korporativismus bezieht. Allerdings könnte man be- 
haupten, daß das Ausbleiben von Reformen und politischen Veränderungen das politisch- 
soziale Feld im Besitz der politischen Machthaber beläßt, die daraus ihren Vorteil ziehen - 
mögen sie nun auf die Errichtung eines einschließenden oder ausschließenden Korporati- 
vismus hinarbeiten. Die schrittweise und selektive Durchführung von Reformen von oben 
kann in der Tat ein mächtiges und wirksames Instrument zur Verfestigung von Strukturen 
darstellen, durch das die bevorzugten sozialen Gruppen entschädigt werden. Je umfassen- 
der der soziopolitische Raum ist, desto größer sind die Möglichkeiten und desto wahr- 
scheinlicher ist es auch, daß das System in seiner Gesamtheit Profit aus der Institutionalisie- 
rung des Korporativismus zieht. 

Diese Variablen geben Aufschluß über die Einführung des jeweiligen Typus von korporati- 
vistischem System und über seine relative Stabilität. Man darf aber nicht glauben, daß die 
Entwicklungsrichtung des korporativistischen Systems durch die Art und Weise seiner Im- 
plementation determiniert sei, daß seine Leistungen sich direkt aus seiner Entstehungsge- 
schichte ableiten ließen. Sicherlich ist die Entstehungsphase ein mächtiger Antrieb für die 
zukünftige Entwicklung; aber es kommen neue Faktoren hinzu, denen wir uns jetzt zu- 
wenden wollen. 

Die korporativistischen Systeme verändern sich, sei es, daß sie erfolgreich sind, sei es, daß 
sie fehlschlagen. Im ersten Falle liefern sie die Voraussetzungen für ihre eigene Überwin- 
dung und im zweiten Falle für ihren Umsturz. Um es noch einmal zu sagen: Es ist nicht so 
wichtig, ein definitives und vollständiges korporativistisches System, sondern eher seine ver- 
schiedenen Komponenten zu analysieren. Den Ausgangspunkt dafür liefert eine Beobach- 
tung von großer Bedeutung. Was die lateinamerikanischen Beispiele betrifft, so wird die 
Analyse in bezug auf korporativistische Systeme durchgeführt, die vom Staat mit autorita- 
tiven Absichten und Resultaten von den staatlichen Eliten ins Leben gerufen wurden. In all 
diesen Fällen liefen die korporativistischen Systeme darauf hinaus, seien sie nun einschlie- 
ßend oder ausschließend, die Arbeiterklasse zu isolieren, umso mehr als sie ein Hindernis 
für die Organisationen der Mittelschicht, der Unternehmer, der Besitzenden und der 
Manager darstellt. 

Tatsache ist, daß ein Ungleichgewicht zwischen den Ressourcen der organisierten Arbei- 
terklasse und anderen Organisationen, die mit der korporativistischen Ordnung assozilert 
sind, besteht. Praktisch hängen die Ressourcen, die die Organisationen der Arbeiterklasse 
mobilisieren könnten, in der einen oder anderen Weise vom Staat ab, während andere Or- 
ganisationen über autonome Ressourcen verfügen. Schließlich darf nicht vergessen werden, 
daß jede Form des Korporativismus sich zum Ziel setzt, die soziale Kontrolle bis in alle 
Einzelheiten auszudehnen und Ressourcen zu akkumulieren, indem sie die Opfer und Ent- 
behrungen gut verteilt. Allerdings trifft es dabei vor allem die breite Masse (leicht identifi- 
zierbar als die Arbeiterklassen; ganz zu schweigen von den Maßnahmen des ausschließen- 
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den Korporativismus, der sich per definitionem auf die Demobilisierung und die Marginali- 
sierung weiter Teile der unteren sozialen Schichten gründet). 

Dies soll noch weiter ausgeführt werden. Zusammenfassend kann man feststellen, daß die 
relevanten Akteure bei der Schaffung der korporativistischen Ordnung der Staat, die Ar- 
beitgeber und die Arbeiterklassen sind. Die Initiative liegt dabei vor allem in den jüngsten 
Fällen in den Händen der staatlichen Eliten, die die Unterstützung der Arbeitgeberorgani- 
sationen genießen, umd im großen und ganzen unter extern erzeugtem Handlungsdruck 
stehen (euphemistisch könnten wir jene Zwänge als die harten Gesetze der internationalen 
Wirtschaft definieren). Nur in dem Maße, in dem der Staat sein ganzes Gewicht auf die Sei- 
te des Korporativismus stellt, können die Maßnahmen Erfolg haben. 

Aber um welche Maßnahmen handelt es sich? Die Ziele können entsprechend den unter- 
schiedlichen Fällen relativ einfach oder relativ komplex sein. Gemäß der ersten Hypothese 
besteht das Ziel darin, verschiedene soziale Sektoren mit geringem Mobilisierungsgrad in 
eine Ordnung einzugliedern, die sich im Entstehen befindet. Bei der zweiten Hypothese 
handelt es sich um die vorübergehende Demobilisierung und den anschließenden Versuch 
der Absorption der demobilisierten sozialen Gruppen. Der Fall Mexiko stellt eins der be- 
sten Beispiele der ersten Variante dar, ebenso wie der Fall Peru von 1968 bis 1972; die Bei- 
spiele Chiles von 1973 bis heute und Argentiniens vor allem von 1976 bis heute verweisen 
nicht nur auf die Schwierigkeiten der zweiten Option, sondern auch auf das viele Blut und 
die Tränen, die damit verbunden sind. Aus beiden Optionen lassen sich offensichtlich zwei 
gut unterscheidbare distributive und redistributive Politiken ableiten. 

Ein letzter Aspekt verdient noch Beachtung. Wenn - wie so oft - behauptet wird, daß der 
wesentliche Zweck der korporativistischen Ordnung innerhalb autoritärer Regierungsfor- 
men darin besteht, die Arbeiterklasse auszusperren, ihre Klagen zum Verstummen zu brin- 
gen, ihre Durchsetzungskraft zu. schwächen, ja sie sogar zur Stütze des Regimes zu machen: 
Mit welchen Methoden werden diese Ziele verfolgt? Wenn einmal der Zwang und die ausge- 
übte politische Gewalt des Staates die Grenzen aufgezeigt haben, bis zu denen die herr- 
schenden Eliten zu gehen gewillt sind, bedienen sie sich anderer Methoden: vor allem der 
Methode der Ersetzung horizontaler Klassenorganisationen durch vertikale »funktionale« 
Organisationsformen; aber auch der Anerkennung des Monopols der Interessenvertretung 
und schließlich der Methode der Zwangsmitgliedschaft. 

Diese drei Methoden können in unterschiedlichsten Bereichen eingesetzt werden, d.h., sie 
treten von korporativer Form zu korporativer Form, von Phase zu Phase in sehr unter- 
schiedlicher und veränderter Form auf. So wird gewöhnlich der erste Schritt, die Zerschla- 
gung der traditionellen Gewerkschaften und die erneute Zusammenfassung in Berufsgrup- 
pen, von allen korporativen Systemen durchgeführt, wie man von Mexiko bis Peru beob- 
achten kann. In einigen Fällen kann dann diesen neuen vertikalen Organisationsformen 
das Monopol der Vertretung gewährt werden, so daß allein diejenigen Interessen, die durch 
diese Strukturen übermittelt werden, innerhalb des politischen Systems akzeptiert werden, 
allein diejenigen, die Mitglieder dieser Organisation sind, eine Fürsorge erfahren und 
schließlich allein die von diesen geschlossenen Verträge Gültigkeit haben. Es gab aber auch 
Fälle, in denen dieses Monopol selektiv errichtet wird, je nach dem verfolgten Ziel (z.B. 
um die Macht der Unternehmer zu begrenzen, eine breitere und beschleunigte gewerk- 
schaftliche Erfassung zu erreichen usw.). Wenn etwa dieses letzte Ziel vorwiegend in der 
Perspektive eines einschließenden, auf Mobilisierung beruhenden Korporativismus ver- 
folgt wird, dann ist es wahrscheinlich, daß auf die Methode der Zwangsmitgliedschaft aller 
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in einem bestimmten Sektor Beschäftigten in der korporativen Organisation zurückgegrif- 
fen wird (es kann natürlich auch sein, daß der Staat nicht über die Fähigkeit verfügt, diese 
Verpflichtung durchzusetzen, und daß die korporativistischen Organisationen nicht genü- 
gend strukturiert sind, um diesem ihrem Ziel zu entsprechen). 

Sofern diese drei Methoden miteinander streng kombiniert werden, hätte man einen staat- 
lichen Korporativismus in Reinblüte (des ausschließenden oder des einschließenden Typus 
je nach der Art und Weise, in der das dritte Prinzip praktiziert wird). Natürlich kann es 
aber auch ganz unterschiedliche Kombinationen geben. Bis jetzt ist hervorzuheben, daß in 
Lateinamerika der höchste Punkt des Staatskorporativismus noch nicht erreicht ist. Viel- 
mehr sind auf pragmatische Weise unterschiedliche Formen einer untergeordneten Integra- 
tion von Volkssektoren erprobt worden - mit größerem (Mexiko) oder geringerem Erfolg 
(Argentinien). Jedenfalls bleibt der Korporativismus in dieser Phase der historischen Ent- 
wicklung ein bewußt von allen lateinamerikanischen staatlichen Eliten benutztes Instru- 
ment. Seine Ziele und seine Erfolge hängen natürlich vom Typ des politischen Systems ab, 
in dem er eingesetzt wird. Aus dem oben Gesagten ergibt sich, daß der autoritär-bürokrati- 
sche Staat über. stärkere Motive sowie über wirksamere Instrumente dafür verfügt, eine 
korporativistische Struktur durchzusetzen und dabei auch die Entstehung und Strukturie- 
rung alternativer, freier und auf Wettbewerb beruhender Formen der Interessenvertretung 
zu verhindern. 


Spannungen innerhalb des bürokratisch-autoritären Staates 


Es gibt eine verbreitete Tendenz, bestimmte historische Entwicklungen als unausweichlich 
zu betrachten und sie mit einem Gefühl der Ohnmacht hinzunehmen, so als ob sie gewis- 
sermaßen automatisch eintreten müssen, nachdem einmal die Bedingungen eingetreten 
sind, die sie geschaffen haben. Dieses Wunschdenken (wishful thinking) muß, wie es sehr 
eindringlich Philippe Schmitter vertreten hat, durch ein bedachtes Wünschen (thougtful 
wishing), d.h. eine Vorausschau, die auf Nachdenken begründet ist, ersetzt werden. Zu die- 
sem Zweck ist es aber erforderlich, den Schritt zu einer Bewertung der Leistungen der bü- 
rokratisch-autoritären Regimes, d.h. der Resultate des staatlichen Korporativismus und der 
Fähigkeit dieser Regimes, sich zu institutionalisieren, zu machen. 

In den Augen der herrschenden Koalition - technokratische und bürokratische, staatliche, 
zivile und militärische Eliten, Sektoren der Finanzwelt, der Industrie und des Außenhan- 
dels, Fraktionen der Mittelklasse - kann die Bewertung des bürokratisch-autoritären Regi- 
mes nur a priori positiv sein, da diese Koalition doch daran festhält, daß jegliche Alternati- 
ve zu diesen Regimes von Neuem die unteren Volksklassen emporkommen ließe, gegen die 
sich der militärische Eingriff, aus dem das bürokratisch-autoritäre Regime entstanden ist, 
gerade gerichtet hat. Dieses positive Vorurteil wird sicherlich nicht so einfach sterben, da es 
auf unterschiedlichen Motiven beruht, auf Ängsten über die Zukunft, auf politischen Prä- 
ferenzen und auf spezifischen ökonomischen Erwartungen. Allerdings können sich diese 
zersetzen, wenn das Regime nicht funktioniert. Falsch wäre es aber, darin den Beginn des 
Zusamenbruchs dieses Regimes (wishful thinking) zu sehen. Es ist einfach erhöhten Funk- 
tionsschwierigkeiten ausgesetzt. Der Übergang zu einer anderen Staatsform kann sich erst 
realisieren, wenn eine Alternative'hervorgebracht wird, die die intermediären Sektoren, die 
für die Beschaffung eines entsprechenden gesellschaftlichen Bündnisses von entscheidender 
Bedeutung sind, nicht in Angst versetzt (thougtful wishing). 
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Folglich ist als erste außerordentlich wichtige Feststellung über die Leistungen der bürokra- 
tisch-autoritären Regimes festzuhalten, daß für sie das Problem solange nicht besonders 
schwerwiegend ist, wie ihr vielleicht sogar wahrscheinlicher Mißerfolg nicht von der Her- 
ausbildung einer glaubhaften alternativen Koalition begleitet wird. Instabilität der bürokra- 
tisch-autoritären Regimes bedeutet nicht Zusammenbruch; schlechte Leistungen implizie- 
ren nicht notwendig irreversible Krisen; ein Verfehlen der Institutionalisierung des Korpo- 
rativismus produziert nicht einfach den Wettbewerb frei organisierter Interessen. 
Tatsache ist vielmehr, daß Instabilität und Unsicherheit der autoritär-bürokratischen Regi- 
mes und ihrer Eliten nicht automatisch mit Entwicklungen, die zu tiefgehenden Umgestal- 
tungen innerhalb dieses Regimes oder gar zu deren Umwälzung führen würden, verknüpft 
sind. Wir haben vielmehr gelernt, daß diese Regimes, auch wenn sie nicht genug Kraft ha- 
ben, um sich zu institutionalisieren, wie in Chile und in geringerem Grad in Brasilien, im- 
mer noch hinreichend mächtig sind, um ihre Existenz zu sichern. Die bürokratisch-autori- 
tären Regimes Lateinamerikas können also fortdauern und dabei Veränderungen in der po- 
litischen, ökonomischen und gesellschaftlichen Sphäre durchsetzen, auch ohne daß es ih- 
nen gelingt, sich a) als neue und gefestigte Staatsform zu institutionalisieren, und b) auch 
ohne ihre ökonomischen Ziele vollständig zu erreichen. Doch beide Unzulänglichkeiten 
bringen einen Dauerzustand von Spannungen und Problemerzeugungen hervor. 

Wir hatten anfangs gesagt, daß einige Autoren die Entstehung von bürokratisch-autoritä- 
ren Regimes in der Notwendigkeit sehen, zu einer »profundizaciön« der Wirtschaft zu ge- 
langen, d.h. zu einer vertieften Durchdringung der ökonomischen Sphäre, die es ermög- 
licht, über die Grenzen der wirtschaftlichen Entwicklung hinauszugehen, an denen demo- 
kratische Politikmodelle und populistische Koalitionen regelmäßig Halt machen müssen. 
Dies könnte daher ein nützlicher Maßstab für die Beurteilung des Erfolgs oder des Schei- 
terns der bürokratisch-autoritären Regimes sein: ihre Fähigkeit, wirklich zu einer solchen 
profundizaciön fortzuschreiten. Wie O’Donnell bemerkt (1979, 307 in Fn. 17), gelingt vie- 
len bürokratisch-autoritären Regimes noch nicht einmal, den Versuch einer profundiza- 
ciön auch nur zu initiieren, da sie voll damit beschäftigt sind, die politischen Quellen des 
vorhergehenden Regimes zu verstopfen und erst einmal die entsprechenden politischen Vor- 
aussetzungen für ihren eigenen Versuch zu schaffen. 

Infolgedessen können einige Ziele, ja sogar die Hauptziele des bürokratisch-autoritären Re- 
gimes untereinander in Konflikt treten. Wenn O’Donnell, wie ich meine, Recht mit seiner 
Behauptung hat, daß »die beiden großen Ziele, die Ordnung durchzusetzen (mit den Streit- 
kräften als organisierenden Handlungsträgern) und die Wirtschaft zu normalisieren (mit 
der Großbourgeosie und ihrer Technokratie, die die Wirtschaft lenken, als soziale Basis) in 
den bürokratisch-autoritären Staat institutionalisiert sind« (299), dann können sich bei der 
Verwirklichung dieser Aufgabe schwerwiegende Spannungen in der Struktur des Staates 
und in den soziopolitischen Bündnisverhältnissen ergeben. 

Es ist vielleicht voreilig, wie Cadoso zu schlußfolgern, daß »der Wert und damit auch die 
Unterstützung einer jeglichen Art des autoritären Regimes in den Augen der herrschenden 
Klassen grundlegend von der tatsächlichen Fähigkeit des Regimes abhängt, Politiken der 
Entwicklung durchzusetzen« (Cadoso 1979, 55). Aber es ist keineswegs zu bezweifeln, daß 
dieses Element eine herausgehobene Rolle spielt, auch wenn es nicht allein den Ausschlag 
gibt. Und gerade weil es sich nicht um eine ausschließlich wahrgenommene Rolle han- 
delt, entwickeln sich Spannungen zwischen den politischen Handlungsträgern und Wider- 
sprüche in der politischen und ökonomischen Perspektivwahl. 
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Bei wirtschaftspolitischen Entscheidungen ist das Ziel mit der höchsten Priorität selbst am- 
bivalent: Die Reduzierung der Inflation und die Wiederankurbelung der Akkumulation 
sind widersprüchliche Zielsetzungen. Für alle Militärs ist es typisch, daß sie in größerem 
oder geringerem Ausmaß eine nationalistische Haltung teilen, die im Gegensatz steht zu 
den Neigungen und Motiven der »internationalistischen« und multinationalen Interessen in 
den Fraktionen der Großbourgeosie und der Technokratie. Demgemäß hält auch dann die 
Spannung an, wenn - wie in Brasilien - der internationalistische Flügel die Oberhand hat. 
Die Spannung bleibt also ungelöst und ist ein Ausgangspunkt neuer möglicher ökonomi- 
scher Bündnisse. 

Zweitens bleibt aber noch festzuhalten, daß innerhalb der lateinamerikanischen Streitkräf- 
te die Tendenz zur Aufrechterhaltung der Entwicklung eines »wettbewerbsfähigen« Kapi- 
talismus, ohne Bremsen und ohne Kontrollen sich substantiell in der Minderheit befindet. 
Aber genau diese Perspektive liegt den Motiven zugrunde, mit denen die Bourgeoisie und 
das ausländische Kapital das bürokratisch-autoritäre Experiment unterstützt haben. Zur 
gleichen Zeit haben einige Fraktionen der oberen zivilen und militärischen Bürokratie, die 
sog. Technokraten, ein persönliches und institutionelles Interesse an der Ausdehnung der 
Rolle des Staates entwickelt, das, wie wir schon angedeutet haben, mit allgemeineren Ten- 
denzen, sowohl der ökonomischen Stabilisierung als auch der sozialen Kontrolle in Über- 
einstimmung steht. Aber der begünstigende und beschützende Staat (für die Interessen der 
Großbourgeosie und für die des ausländischen Kapitals) kann nicht derselbe sein wie derje- 
nige Staat, der die »Entnationalisierung« der Volkswirtschaft kontrolliert und bremst, der 
Zielvorgaben für die nationale Wirtschaftsentwicklung formuliert, der zu den USA in 
Wettbewerb tritt, und der sich das Ziel setzt, die Reinvestitionen zu kontrollieren und die 
Profite der multinationalen Gesellschaften zu »entrahmen«. 

Solange die Situation allzu schwierig - unter dem Gesichtspunkt der noch brüchigen Ver- 
ankerung des bürokratisch-autoritären Regimes (Chile) - oder sehr gut - unter dem Ge- 
sichtspunkt der erreichten Kontrolle über das Volk und dem der wirtschaftlichen Entwick- 
lung (Brasilien) - ist, solange kommt es zu keiner Explosion der Spannungen und Wider- 
sprüche. Diese bleiben vielmehr eingekapselt, weil es der herrschenden Koalition gelingt, 
weiterhin einen gewissen Nutzen für ihre unterschiedlichen Bestandteile zu verschaffen. 
Erst in den intermediären Phasen erreichen die Probleme eine größere Dichte: Wenn eine 
gewisse Kontrolle über die unteren Klassen des Volkes erreicht ist, ist deren Herausforde- 
rung nicht mehr unmittelbar für die herrschenden Strukturen gefährlich. Wenn die wirt- 
schaftliche Entwicklung auf sich warten läßt, halten es die Großbourgeosie und das auslän- 
dische Kapital für denkbar, daß ein Pferdewechsel nicht nur profitabel, sondern nützlich 
und zu niedrigen Preisen möglich sei. Oder auch wenn die Kontrolle über die unteren Klas- 
sen sich als schwierig erweist und die Streitkräfte für ihre institutionelle Integrität fürchten 
müssen, dann können sie eine Verringerung der Gefahren durch eine Übergabe der Macht 
an »kollaborierende« Gruppen von zivilen Politikern erwarten. 

Dennoch sind es nicht wenige gesellschaftliche Sektoren, die auf die Schaffung einer politi- 
schen Situation drängen, die sich von derjenigen unterscheidet, die mit dem bürokratisch- 
autoritären Regime errichtet wurde. Der größte Teil der Handlungsträger innerhalb der 
bürokratisch-autoritären Koalition wird von der Angst getrieben, d.h. von negativen Moti- 
ven, die sich gegen etwas und gegen jemanden richten. »Das bürokratisch-autoritäre Regime 
ist eine suboptimale Form bürgerlicher Herrschaft. Das bürokratisch-autoritäre Regime ist 
als Alternative allein verständlich, wenn es eine geradezu apokalyptische Drohung gibt - sei 
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es in der Vergangheit oder als zukünftige Möglichkeit -, nämlich die Beseitigung der kapita- 
listischen Grundlagen der Gesellschaft« (O’Donnell 1979, 309). 

Aber das bürokratisch-autoritäre Regime und seine Handlungsträger sind bis jetzt nicht fä- 
hig gewesen, ein adäquates politisches Modell zu schaffen, das den inneren Gehalt ihrer 
Herrschaft maskieren und die wesentlichen Kommunikationskanäle zwischen Staat und 
Gesellschaft, zwischen Regime und Bürgerschaft, bereitstellen könnte. Ihre Anstrengungen 
in Richtung auf den Korporativismus haben bis jetzt ihr Ziel noch nicht erreicht: Diese er- 
scheinen bloß als eine andere Art und Weise, die Klassenherrschaft zu reproduzieren. Dar- 
aus ergibt sich ihre substantielle Zerbrechlichkeit®. 

Was sind die häufigen Versuche, die alle bürokratisch-autoritären Regimes machen, ihre 
Herrschaft durch Wahlen zu legitimieren und die Verkündung neuer Verfassungen: bloße 
Verbeugungen, die das (autoritäre) Laster vor der (demokratischen) Tugend macht? Oder 
sind sie nicht vielmehr das Produkt von Druck und Gegendruck innerhalb eben der Bünd- 
nisse, die das bürokratisch-autoritäre Experiment hervorgebracht haben? 

Es bleibt festzuhalten, daß selbst, wenn die zweite Möglichkeit zuträfe, wie es wahrschein- 
lich scheint, die bürokratisch-autoritären Regimes in Lateinamerika grundlegend neue Zü- 
ge in das politische Panorama des Kontinents eingebracht und auch Errungenschaften her- 
vorgebracht haben, die nicht schlicht und einfach durch eine Rückkehr zu relativ freien 
Wahlen und zum politischen Wettbewerb zwischen Gruppen und Parteien wieder ausge- 
löscht werden können. Dabei ist es klar wie noch nie, daß Systeme der Ausschließung 
nicht funktionieren können, außer in einem langsamen Rhythmus, der Diskontinuität und 
Spannungen einschließt. Aber auch die einschließenden autoritären Systeme, wie das Mexi- 
kos, müssen durch unkontrollierte Explosionen des Protests hindurchgehen, so daß kein 
einziges der autoritären Politikmodelle vollständig den sozialen Frieden zu garantieren 
scheint. Dann ist festzuhalten, daß die bürokratisch-autoritären Regimes den entscheiden- 
den Auftritt der Militärs als Institutionen auf der politischen $zene anzeigen, und zwar als 
Institutionen, die dazu neigen, auf unbestimmte Zeit eine führende politische Rolle zu 
übernehmen.’ Die dritte ind wichtigste Feststellung ist die, daß der Staatsapparat selbst als 
ein Komplex von Handlungsträgern, in Gestalt der zivilen und militärischen Technokra- 
ten und Bürokraten, mit ihren Interessen, ihren Kompetenzen und ihrer Fähigkeit, auf die 
Bühne tritt. Die Stärkung des Staates, der nicht mehr der Aufteilung zwischen den populi- 
stischen und klientelistischen Gruppen unterworfen ist, der keine Beute mehr ist, die es zu 
erobern gilt, ist wahrscheinlich die wichtigste Neuheit der bürokratisch-autoritären Phase 
in der historischen Erfahrung Lateinamerikas. 

Allein aufgrund einer Reflektion über diese Umgestaltung ist es möglich, die Analyse der 
Bedingungen in Angriff zu nehmen, die den Weg freimachen würden für eine erneute de- 
mokratische Phase. Dabei muß man sich dessen bewußt sein, daß sowohl die Skylla derje- 
nigen zu meiden ist, die an einen unvermeidlichen Zusammenbruch der bürokratisch-auto- 
ritären Regimes glauben, als auch die Charybdis derjenigen umschifft werden muß, die diese 
Regimes als notwendig in eine historische Phase der Modernisierung Lateinamerikas ein- 
ordnen. Da sowohl der Optimismus wie der Pessimismus als Vorurteile lähmende Haltur- 
gen sind, ist vielmehr eine vergleichende Analyse zu fördern, die sich auf die Ähnlichkeiten 
und Unterschiede, auf die unterscheidenden, aber auch auf die gemeinsamen Merkmale der 
bürokratisch-autoritären Regimes stützt. Auf diese Weise wird es möglich sein, sowohl die 
Besonderheit wie auch die Verallgemeinerbarkeit der lateinamerikanischen Erfahrung der 
Stärkung des Staates in einem bürokratisch-autoritären Modus zu begreifen. 
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Anmerkungen 


Ich danke Angelo Panebianco für seine nützlicher Anregungen, die es mir ermöglicht haben, den er- 
sten Entwurf dieses Artikels zu verbessern. 


1 


Diese Interpretationslinie ist eindringlich von H.H. Wiarda (Wiarda 1973) vertreten worden. Ge- 
briel Garcia Märquez hat diesem Phänomen der Erneuerung des Autoritarismus eine literarische 
und auf mächtige Weise kritische Form in seinem Herbst des Patriarchen gegeben. 

Man kann sagen, daß die ganze Debatte von Philippe Schmitter ausgegangen ist (vgl. Schmitter 
1979). 

Hinsichtlich des mexikanischen Falls sind die ausgezeichneten Beiträge 5. Kaufman Purceils her- 
anzuziehen (Kaufman Purcell 1973, Kaufmann Purcell 1974) sowie von E.P. Stevens (1974 u. 
1975). Die differenzierte Rolle der Parteien wird von R.R. Kaufman (1977, 109-148) scharfsinnig 
analysiert. 

Mexiko bilder einen problematischen Fall. Wenn auch in der Tat die profundizaciön entschei- 
dend für die Errichtung eines bürokratisch-autoritären Regimes war, wie es O’Donnell vertritt, 
so ist es doch sicherlich anachronistisch, diese entscheidende Determinante im Mexiko der 30er 
Jahre herausarbeiten zu wollen, also zu der Zeit, als Cärdenas die wirklichen Grundlagen des ge- 
genwärtigen Regimes legt (vgl. Cornelius 1973, 392-398, für eine ausgewogene und der Substanz 
nach positive Beurteilung). Im übrigen würden wenige Fachleute bestreiten, daß das gegenwärtige 
mexikanische Regime auf einem substantiellen und wirksamen Korporativismus begründet ist, 
der zum einschließenden Typus gehört, und der vorherrschende Konsens ist auch, daß das mexi- 
kanische Regime autoritär ist, hinsichtlich seiner Struktur und seiner Entscheidungsprozesse. Da- 
mit ist nicht berührt, um ein anderes problematisches Element zu erwähnen, daß die Institution 
des Militärs ein effektiv niedrigeres Gewicht hat, als das in jedem jeglichen anderen bürokratisch- 
autoritären Regime der Fall ist. 

Jenseits der Frage, ob Mexiko mehr oder weniger in die Typologie O’Donnells paßt (welche Fra- 
ge man m.E. nicht aufwerfen kann, ohne die These von der profundizaciön in eine Krise zu brin- 
gen) oder eher in die Typologie Stepans (wo sich der mexikanische Fall besser einordnen läßt): 
Das wirkliche Problem scheint mir das einer Demokratisierung der bürokratisch-autoritären Re- 
gimes zu sein, während man sagen könnte, daß diejenigen, die auf eine militärische Institution be- 
gründet sind, über einen Putsch im Putsch zur Demokratisierung übergehen müßten (und Peru 
entspricht voll diesem Modell), könnte Mexiko den Weg über eine schleichende Demokratisie- 
rung nehmen, aber auch dieser letzte Punkt muß unvermeidlich im Aggregatzustand einer blo- 
ßen Behauptung bleiben, solange es nicht tiefergreifende vergleichende Analysen gibt. 

Hier ist auch Cardoso heranzuziehen, der dasselbe in sehr viel schematischerer Weise vertritt 
(vgl. Cardoso 1979, 33-57). 

Die Doktrin der nationalen Sicherheit findet sich bei Viera Gallo und Rojas (1977, 19-33) analy- 
siert. 

Daher bleibt die von Kaufman (1976) entwickelte Fragestellung wichtig. 

Ich bin dieser Problematik in bezug auf Argentinien, Brasilien, Chile und Peru nachgegangen 
(vgl. Pasquino 1974). 
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